
 

 
Seite 1 von 17 

 

# 1 
11.01.2021 

.04.2020 

 

 
28.03.2014 

OECD: Leitlinien zu den Folgen der COVID-19-Pandemie auf Verrechnungs-

preise 

Die OECD hat am 18.12.2020 Leitlinien zu den Auswirkungen der COVID-19-

Pandemie auf Verrechnungspreise veröffentlicht, in denen die Anwendung des 

Fremdvergleichsgrundsatzes und der OECD-Verrechnungspreisleitlinien auf 

Sachverhalte verdeutlicht wird, die durch die oder in Zusammenhang mit der 

COVID-19-Pandemie entstehen. Die Leitlinien gehen auf Verrechnungspreisfra-

gen ein, die infolge der COVID-19-Pandemie auftreten und bieten dahingehende 

Hilfestellungen. 

Die OECD-Verrechnungspreisleitlinien sollten gemäß den aktuellen Leitlinien bei 

der Durchführung einer Verrechnungspreisanalyse weiterhin herangezogen wer-

den, es wird jedoch anerkannt, dass sich für die von der COVID-19-Pandemie 

betroffenen Geschäftsjahre neue Fragen ergeben und einige Verrechnungspreis-

probleme verschärft werden können. Die OECD hat vier Themen identifiziert, die 

sich im Bereich der Verrechnungspreise durch die COVID-19-Pandemie ergeben 

können: 

 Kapitel I, S. 5-11: Vergleichbarkeitsanalyse 

 Kapitel II, S. 12-18: Verluste und die Zuweisung von COVID-19-spezifischen 

Kosten 

 Kapitel III, S. 19-24: Staatliche Hilfsprogramme 

 APAs, Kapitel IV, S. 25-30: Vorab-Preisvereinbarungen 

Die OECD betont, dass die vier identifizierten Schwerpunktthemen miteinander 

verbunden sein können und im Rahmen der OECD-Verrechnungspreisleitlinien 

zusammen betrachtet werden sollen. Die Themen wurden laut OECD lediglich 

der Einfachheit halber als separate Themen in eigenen Kapiteln dargestellt. 

 

EU-Kommission: Steuerliche Folgen des Brexit 

Am 24.12.2020 hat die EU-KOM eine Einigung mit dem Vereinigten Königreich 

über ein Handels- und Kooperationsabkommen erzielt (Kurzübersicht zu den 

Konsequenzen und Auswirkungen sowie Q & A zu den wichtigsten Fragen). Die-

ses ist nach Zustimmung aller 27 EU-Mitgliedstaaten am 01.012021 vorläufig in 

Kraft getreten, einen Tag nach Ende des Brexit-Übergangszeitraums. Ausste-

hend ist noch die Zustimmung durch das Europäische Parlament. 

Das 1.276-seitige Abkommen umfasst auch einige steuerrechtliche Abschnitte. 

Kapitel fünf (S. 214 f.) behandelt explizit das Thema Besteuerung und enthält mit 

der Good-Governance-Klausel in Art. 5.1. ein Bekenntnis zu den Grundsätzen 

des verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich sowie die Verpflichtung, die 

(OECD)-Standards für Steuertransparenz, Informationsaustausch und fairen 

Steuerwettbewerb einzuhalten. 

Hinsichtlich umsatzsteuerlicher Fragen enthält das Abkommen ein Protokoll über 

die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden und die Betrugsbekämpfung auf 

dem Gebiet der Mehrwertsteuer und über die Amtshilfe bei der Beitreibung von 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:22020A1231(01)&from=DE
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Forderungen in Bezug auf Steuern und Abgaben (S. 1091 ff.). Dieses enthält 

Einzelheiten zu Fragen wie dem Informationsaustausch und die korrekte Festset-

zung der Mehrwertsteuer, die Kontrolle der richtigen Anwendung der Mehrwert-

steuer und die Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs. 

Darüber hinaus haben die EU und das Vereinigte Königreich in einer separaten 

gemeinsamen Erklärung Grundsätze zur Bekämpfung schädlicher Steuerregime 

festgelegt und ihre Verpflichtung zur Anwendung dieser Grundsätze bekräftigt. 

Hingewiesen sei auch auf einen Leitfaden der GD Steuern und Zollunion der EU-

Kommission zu den umsatzsteuerlichen und zollrechtlichen Auswirkungen auf 

Unternehmen und Bürgern in der EU. 

 

EU / UK: Handels- und Kooperationsabkommen der EU mit dem Vereinigten 

Königreich  

Die Europäische Union und das Vereinigte Königreich haben am 24.12.2020 eine 

grundsätzliche Einigung über ein Handels- und Kooperationsabkommen (Trade 

and Cooperation Agreement, TCA) erzielt. Bis zur förmlichen Ratifizierung durch 

die Vertragsparteien wird das Abkommen ab dem 01.01.2021 bis zum 

28.02.2021 zunächst vorläufig angewendet. Das Abkommen wurde im Amtsblatt 

der EU L 444 vom 31.12.2020 veröffentlicht.  

Wichtige Inhalte des TCA für den Außenhandel mit dem Vereinigten Königreich 

betreffen die Regelungen zum präferenziellen Ursprung von Waren. Nur wenn 

die präferenziellen Ursprungsregeln der jeweiligen Abkommenspartner EU und 

Vereinigtes Königreich eingehalten werden, kann eine Befreiung von Zollabgaben 

für Waren bei der Einfuhr in die EU bzw. das Vereinigte Königreich in Anspruch 

genommen werden. Demnach muss eine ausreichende Be- oder Verarbeitung an 

Vormaterialien, die nicht bereits über einen nachgewiesenen Präferenzursprung 

in der EU bzw. dem Vereinigten Königreich verfügen, vorgenommen werden, um 

zollbegünstigt in das Vereinigte Königreich exportiert oder in die EU importiert 

werden zu können. 

Die präferenziellen Ursprungs- und Verfahrensregeln ergeben sich aus Teil Zwei, 

Teilbereich Eins, Titel I, Kapitel 2 des Abkommens (ab Seite 29) und werden als 

Artikel ORIG.1 ff. bezeichnet. Die Liste mit den produktspezifischen Regeln, ein-

leitende Bemerkungen dazu sowie die Texte insbesondere der Erklärung zum 

Ursprung finden sich auf den Seiten 467 ff. mit den Bezeichnungen ANHANG 

ORIG-1 bis ANHANG ORIG-6. 

Der Ausführer, der für die Erklärung zum Ursprung verantwortlich ist, stützt diese 

regelmäßig auf Lieferantenerklärungen für Waren mit Präferenzursprung. Die EU 

sieht aufgrund des kurzen Zeitraums zwischen der Veröffentlichung und An-

wendbarkeit des Abkommens eine Ausnahmeregelung bei Lieferantenerklärun-

gen vor.  

Danach ist es während eines Übergangszeitraums zulässig, dass Ausführer in 

der EU für die Zwecke der Anwendung des Abkommens bis zum 31.12.2021 Er-

klärungen zum Ursprung für Ausfuhren in das Vereinigte Königreich auf der 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:22020A1231(01)&from=DE
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Grundlage von Lieferantenerklärungen, die der Lieferant nachträglich vorlegen 

muss, unter der Bedingung ausfertigen, dass sich die Lieferantenerklärungen bis 

zum 01.01.2022 im Besitz des Ausführers befinden (vgl. ABl EU L 446 vom 

31.12.2020). 

Maßgeblich dafür, eine Begünstigung von Zollabgaben bzw. eine Befreiung in 

Anspruch nehmen können, ist somit, dass bei Ausfuhren aus der EU und Einfuh-

ren in das Vereinigte Königreich bzw. umgekehrt die Präferenzursprungseigen-

schaft der Waren belegbar ist. 

 

BMF: Verlängerung der Maßnahmen zum liquiditätsschonenden Steuervoll-

zug bei von der Corona-Pandemie betroffenen Steuerpflichtigen 

Zur Vermeidung unbilliger Härten verlängert die Finanzverwaltung mit BMF-

Schreiben vom 22.12.2020 die Maßnahmen zum liquiditätsschonenden Steu-

ervollzug für Steuerpflichtige, die nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-

lich negativ wirtschaftlich von der Corona-Pandemie betroffen sind. 

Im Hinblick auf Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des 

Bundes verwaltet werden, gilt danach ergänzend zum BMF-Schreiben vom 

19.03.2020 Folgendes: 

 
1. Stundung im vereinfachten Verfahren  

1.1 Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 

betroffenen Steuerpflichtigen können bis zum 31.03.2021 unter Darlegung ih-

rer Verhältnisse Anträge auf Stundung der bis zum 31.03.2021 fälligen Steu-

ern stellen. Die Stundungen sind längstens bis zum 30.06.2021 zu gewähren. 

§ 222 Satz 3 und 4 AO bleibt unberührt (Anmerkung: Lohnsteuer und Kapital-

ertragsteuer können also nicht gestundet werden). 

1.2 In den Fällen der Ziffer 1.1 können über den 30.06.2021 hinaus An-

schlussstundungen für die bis zum 31.03.2021 fälligen Steuern im Zusam-

menhang mit einer angemessenen, längstens bis zum 31.12.2021 dauernden 

Ratenzahlungsvereinbarung gewährt werden. 

1.3 Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen für (Anschluss-)Stundungen 

nach den Ziffern 1.1 und 1.2 sind keine strengen Anforderungen zu stellen. 

Die Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die ent-

standenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. 

1.4 Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in den vorgenannten Fällen 

verzichtet werden. 

2. Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen (Vollstreckungsaufschub) 

im vereinfachten Verfahren 

2.1 Wird dem Finanzamt bis zum 31.03.2021 aufgrund einer Mitteilung des 

Vollstreckungsschuldners bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner nach-
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weislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffen ist, 

soll bis zum 30.06.2021 von Vollstreckungsmaßnahmen bei bis zum 

31.03.2021 fällig gewordenen Steuern abgesehen werden. 

In diesen Fällen sind die im Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 30.06.2021 

entstandenen Säumniszuschläge grundsätzlich zu erlassen. 

2.2 Bei Vereinbarung einer angemessenen Ratenzahlung ist in den Fällen der 

Ziffer 2.1 eine Verlängerung des Vollstreckungsaufschubs für die bis zum 

31.03.2021 fälligen Steuern längstens bis zum 31.12.2021 einschließlich des 

Erlasses der bis dahin insoweit entstandenen Säumniszuschläge möglich. 

2.3 Die Finanzämter können den Erlass der Säumniszuschläge durch Allge-

meinverfügung (§ 118 Satz 2 AO) regeln. 

3. Anpassung von Vorauszahlungen im vereinfachten Verfahren 

Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich be-

troffenen Steuerpflichtigen können bis zum 31.12.2021 unter Darlegung ihrer 

Verhältnisse Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkom-

men- und Körperschaftsteuer 2021 stellen. Bei der Nachprüfung der Voraus-

setzungen sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Diese Anträge sind 

nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schä-

den wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. 

4. Stundung, Vollstreckungsaufschub und Anpassung von Vorauszah-

lungen in anderen Fällen 

Für Anträge auf (Anschluss-) Stundung oder Vollstreckungsaufschub außer-

halb der Ziffern 1.1 und 1.2 bzw. 2.1. und 2.2 sowie auf Anpassung von Vo-

rauszahlungen außerhalb der Ziffer 3 gelten die allgemeinen Grundsätze und 

Nachweispflichten. Dies gilt auch für Ratenzahlungsvereinbarungen über den 

31.12.2021 hinaus. 

Neben dem BMF-Schreiben vom 22.12.2020 hat das BMF auch seine FAQ 

Corona ("Steuern") aktualisiert. 

 

BMF: Übernahme der Kosten für Corona-Tests durch den Arbeitgeber führt 

nicht zu Arbeitslohn 

In der letzten Aktualisierung der FAQ-Corona (Steuern) hat die Finanzverwaltung 

zur Übernahme der Kosten von Covid-19-Tests (PCR- und Antikörper-Tests) 

Stellung genommen: Aus Vereinfachungsgründen ist von einem ganz überwie-

gend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers auszugehen. Die Kosten-

übernahme ist kein Arbeitslohn. 

 



 

 
Seite 5 von 17 

 

# 1 
11.01.2021 

.04.2020 

 

 
28.03.2014 

BMF: Ergänzung des Vorläufigkeitsvermerks in Bezug auf Festsetzungen 

von Solidaritätszuschlägen ab 2020 

Mit BMF-Schreiben vom 04.01.2021 ergänzt die Finanzverwaltung ihren Vorläu-

figkeitsvermerk bezüglich der Festsetzungen von Solidaritätszuschlägen ab den 

Veranlagungszeiträumen 2020 wie folgt: 

„Für die Veranlagungszeiträume ab 2020 erfasst dieser Vorläufigkeitsvermerk 

auch die Frage, ob die fortgeltende Erhebung eines Solidaritätszuschlages nach 

Auslaufen des Solidarpakts II zum 31.12.2019 verfassungsgemäß ist.“ 

Diesbezüglich ist eine Verfassungsbeschwerde beim BVerfG anhängig (2 BvR 

1505/20). Auch in einer beim BFH anhängigen Revision (IX R 15/20) ist die Frage 

der Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlages ab 2020 entscheidungser-

heblich. Auch der BFH müsste die Frage folglich dem BVerfG vorlegen, falls er 

von der Verfassungswidrigkeit überzeugt wäre. 

 

BMF: Sachbezugswerte für Mahlzeiten 

Mit BMF-Schreiben vom 28.12.2020 hat die Finanzverwaltung die für das Jahr 

2021 geltenden amtlichen Sachbezugswerte für Mahlzeiten veröffentlicht. Diese 

werden auf folgende Beträge erhöht 

 für ein Mittag- oder Abendessen 3,47 €  (Wert für 2020: 3,40 €) 

 für ein Frühstück    1,83 € (Wert für 2020: 1,80 €) 

Sie gelten für Mahlzeiten, die der Arbeitgeber arbeitstäglich unentgeltlich oder 

verbilligt an seine Belegschaft abgibt (z.B. Kantinenmahlzeiten). Der Arbeitgeber 

darf die Steuer auf den geldwerten Vorteil pauschal mit 25 % (zzgl. 5,5 % Solida-

ritätszuschlag und ggf. pauschaler Kirchensteuer) erheben. Die Pauschalierung 

führt zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung.  

Die Sachbezugswerte sind auch anwendbar, wenn der Arbeitgeber die arbeits-

täglichen Mittagsmahlzeiten der Mitarbeiter mittels Essensgutscheinen bzw. Res-

taurantschecks bzw. Essenszuschüssen bezuschusst. In diesem Fall darf der 

Verrechnungswert der Essenmarke bzw. der Arbeitgeberzuschuss für ein Mittag-

essen den amtlichen Sachbezugswert maximal um 3,10 € übersteigen. Der ma-

ximale Wert der Essensmarke beträgt somit im Jahr 2021 6,57 € (3,47 € zuzüg-

lich 3,10 €). 

Auch für die Bewertung von üblichen Mahlzeiten (d.h. Preis ≤ 60 € inkl. USt), die 

der Arbeitgeber oder auf Veranlassung des Arbeitgebers ein Dritter dem Mitarbei-

ter während einer Dienstreise/Auswärtstätigkeit oder im Rahmen einer beruflich 

veranlassten doppelten Haushaltsführung zur Verfügung stellt, sind die Sachbe-

zugswerte relevant. 
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BMF: Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen nach § 138 Abs. 2 und 

§ 138b AO  

Mit BMF-Schreiben vom 28.12.2020 ersetzt die Finanzverwaltung die Textzif-

fern 1.3.1.1 (Mitteilung bei Überschreiten der Beteiligungsgrenze) und 1.3.2 

(Veräußerung von Beteiligungen) des BMF-Schreibens vom 05.02.2018 zu den 

Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen nach § 138 Abs. 2 und § 138b 

AO in der Fassung des Steuerumgehungsbekämpfungsgesetzes (StUmgBG), 

geändert durch BMF-Schreiben vom 18.07.2018 (BStBl I S. 815), vom 

21.05.2019 (BStBl I S. 473) und vom 18. 09.2020 (BStBl I S. 971) mit soforti-

ger Wirkung durch eine neue Fassung. 

Im Ergebnis wird die Textziffer 1.3.1.1 (Mitteilung bei Überschreiten der Betei-

ligungsgrenze) durch folgende Sätze ergänzt: „Die Mitteilungspflicht besteht 

bei Vorliegen der Voraussetzungen nur für die Beteiligungen, die der inländi-

sche Steuerpflichtige selbst entgeltlich oder unentgeltlich erworben hat. Im 

Falle des Erwerbs einer unmittelbaren Beteiligung an einer Körperschaft, Per-

sonenvereinigung oder Vermögensmasse hat der inländische Steuerpflichtige 

auch die hierdurch gleichzeitig miterworbenen mittelbaren Beteiligungen mit-

zuteilen, soweit die übrigen Voraussetzungen hierfür vorliegen.“ 

Textziffer 1.3.2 (Veräußerung von Beteiligungen) wird um folgenden Satz er-

gänzt: „Die Mitteilungspflicht besteht bei Vorliegen dieser Voraussetzungen 

nur für die unmittelbaren Beteiligungen, die der Steuerpflichtige selbst veräu-

ßert hat, und hierdurch gleichzeitig mitveräußerte mittelbare Beteiligungen.“ 

 

BMF: Basiszins zum 04.11.2021 zur Berechnung der Vorabpauschale ge-

mäß § 18 Abs. 14 InvStG  

Mit BMF-Schreiben vom 06.01.2021 wurde der Basiszins zum 04.01.2021 be-

kanntgegeben, der für die Berechnung der Vorabpauschale für 2021 gemäß § 18 

InvStG erforderlich ist. 

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschüttungen eines In-

vestmentfonds innerhalb eines Kalenderjahres den Basisertrag für dieses Ka-

lenderjahr unterschreiten. Da der Basisertrag aufgrund des negativen Basis-

zins negativ ist, ist eine Unterschreitung des Basisertrages nicht möglich. 

Aufgrund des negativen Basiszins wird also keine Vorabpauschale erhoben. 

 

BMF: Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Telekommuni-

kationsdienstleistungen, Vordruckmuster 

Durch das Jahressteuergesetz 2020 wurde die Vorschrift zur Steuerschuldner-

schaft des Leistungsempfängers zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 

ausgeweitet. Werden nach dem 31.12.2020 im Inland steuerpflichtige Telekom-

munikationsdienstleistungen an sog. Wiederverkäufer ausgeführt, so wird der 

Leistungsempfänger Steuerschuldner gem. §§ 13b Abs. 2 Nr. 12, Abs. 5 Satz 6 
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UStG. Das BMF-Schreiben vom 23.12.2020 erläutert die Anwendung der Neure-

gelung und die entsprechenden Anpassungen im Umsatzsteuer-

Anwendungserlass. 

Die Begriffsbestimmung der Telekommunikationsdienstleistung erfolgt auf Basis 

von Abschn. 3a.10. UStAE und umfasst insbesondere die Übertragung von Sig-

nalen, Schrift, Bild, Ton, Sprache über Festnetz, Mobilfunk, Satellitenkommunika-

tion oder das Internet. 

Der Leistungsempfänger wird zum Steuerschuldner, wenn er als Wiederverkäufer 

anzusehen ist, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 2 UStAE. Dies erfordert zum einen, dass 

seine Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb dieser Leistungen in deren Erbrin-

gung besteht, wovon auszugehen sei, wenn der Leistungsempfänger mehr als 

die Hälfte der von ihm erworbenen Leistungen weiterveräußert. Zum anderen er-

fordert der Status als Wiederverkäufer, dass der eigene Verbrauch dieser Leis-

tungen durch den Leistungsempfänger von untergeordneter Bedeutung ist. Dies 

sei nach Auffassung des BMF anzunehmen, wenn nicht mehr als 5 % der erwor-

benen Leistungen zu eigenen (unternehmerischen sowie nichtunternehmeri-

schen) Zwecken verwendet werden. Allerdings können auch Überschreitungen 

dieser Grenze bis zu einer Eigennutzungsquote von maximal 10 % unbeachtlich 

sein, sofern deren Mittelwert für die drei – dem Leistungsbezug vorangegange-

nen – Jahre nicht mehr als 5 % beträgt. Im Unternehmen des Leistungsempfän-

gers selbst erzeugte Telekommunikationsdienstleistungen sollen sowohl bei der 

Ermittlung der Weiterveräußerungsquote als auch bei der Ermittlung der Eigen-

nutzungsquote unberücksichtigt bleiben. 

Besonderheiten ergeben sich diesbezüglich im Hinblick auf Organschaftsverhält-

nisse, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 5 UStAE, bzw. bei Leistungsbezügen durch juris-

tische Personen des öffentlichen Rechts, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 6 UStAE. 

Das zuständige Finanzamt kann dem Unternehmer auf Antrag oder von Amts 

wegen eine Bescheinigung über dessen Status als Wiederverkäufer mit einer 

Gültigkeitsdauer von bis zu drei Jahren ausstellen, vgl. Abschn. 13b.7b Abs. 3 

UStAE, deren Verwendung, sei es im Original oder in Kopie, zwingend zum 

Übergang der Steuerschuldnerschaft führt. Hingegen schließt die Nichtvorlage 

einer erteilten Bescheinigung – sofern die weiteren Voraussetzungen vorliegen – 

die Anwendung des Übergangs der Steuerschuldnerschaft auf den Leistungs-

empfänger nicht aus. Sofern die Parteien des Leistungsaustausches irrtümlich 

vom Übergang der Steuerschuldnerschaft ausgehen sollten, sei dies nach Auf-

fassung der Finanzverwaltung in bestimmten Fällen nicht zu beanstanden, vgl. 

Abschn. 13b.7b Abs. 4, 13b.8 Abs. 1 UStAE.  

Ferner erläutert das BMF die Behandlung von Anzahlungsrechnung, welche vor 

dem 01.01.2021 ausgestellt wurden und sich auf Telekommunikationsdienstleis-

tungen beziehen, die nach dem 31.12.2020 erbracht werden: Grundsätzlich sei 

die Rechtslage im Zeitpunkt der Leistungsausführung maßgeblich. Erfolgte die 

Vereinnahmung des Entgelts noch vor dem 01.01.2021 und wurde die Rechnung 

mit gesondertem Steuerausweis erstellt, so sei eine Berichtigung dieser Rech-

nung erforderlich, da ansonsten die ausgewiesene Steuer nach § 14c Abs. 1 

UStG geschuldet werden würde. Es soll jedoch nicht beanstandet werden, wenn 
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nach dem 31.12.2020 der Übergang der Steuerschuldnerschaft lediglich auf den 

verbleibenden Entgeltsanteil, d.h. das Gesamtentgelt abzüglich der bereits vor 

dem 01.01.2021 vereinnahmten und ordnungsgemäß besteuerten Anzahlungen, 

beschränkt wird; eine Berichtigung der bisherigen Anzahlungsrechnungen könne 

dann unterbleiben. Machen die Parteien von dieser Nichtbeanstandungsregelung 

Gebrauch, so gilt es bei betragsmäßigen Korrekturen der Anzahlungsbeträge 

nach dem 31.12.2020 mit entsprechenden Zahlungsflüssen besondere Vorgaben 

zu beachten. 

Im Übrigen sieht das BMF im Hinblick auf die zeitliche Umsetzung umfassende 

Nichtbeanstandungsregelungen für die Einführung der Neuregelung vor. Für 

Leistungen die vor dem 01.04.2021 ausgeführt werden, soll es nicht beanstandet 

werden, wenn die Parteien die bisherige Rechtslage, d.h. der Leistende gilt als 

Steuerschuldner, anwenden, vorausgesetzt der Umsatz wird vom leistenden Un-

ternehmer in zutreffender Höhe versteuert. Dies soll ebenfalls für die Fälle gelten, 

in denen zwar die Leistungsausführung nach dem 31.03.2021 erfolge, es aber 

bereits vor dem 01.04.2021 zu einer (Teil-)Entgeltsvereinnahmung kommt. Er-

gänzend dürfen die Parteien in diesen Fällen zudem auch von den eingangs dar-

gestellten Vereinfachungen bei Anzahlungsrechnungen und den eigeschränkten 

Berichtigungspflichten Gebrauch machen. 

 

BMF: Steuerentlastungen nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG auch 

für das Antragsjahr 2021 

Das Bundeskabinett hat am 02.12.2020 festgestellt, dass die Unternehmen des 

Produzierenden Gewerbes die gesetzlichen Vorgaben zur Steigerung der Ener-

gieeffizienz für die Steuerentlastungen nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG 

(sog. Spitzenausgleich) für das Antragsjahr 2021 erreicht haben. Die Feststellung 

wurde am 07.12.2020 im Bundesgesetzblatt bekannt gegeben. 

Grundlage für die Entscheidung bildet ein jährlicher Monitoringbericht des RWI - 

Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung e.V. zur Entwicklung der Energieeffizienz 

in Deutschland. Das RWI kommt zu dem Ergebnis, dass die tatsächliche Reduk-

tion der Energieintensität 21,6 % gegenüber dem Basiswert betrug. Der gesetzli-

che Zielwert zur Reduktion der Energieintensität betrug im für das Antragsjahr 

2021 maßgeblichen Bezugsjahr 2019 9,3 % gegenüber dem Basiswert der jah-

resdurchschnittlichen Energieintensität in den Jahren 2007 bis 2012. Die Ener-

gieeffizienzvorgaben gehen auf eine Vereinbarung zwischen der Regierung der 

Bundesrepublik Deutschland und der deutschen Wirtschaft zur Steigerung der 

Energieeffizienz vom 01.08.2012 zurück.  

Die Steuerentlastungen nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG werden damit 

auch für das Antragsjahr 2021 in voller Höhe gewährt. Dies ist auch bei der Be-

rechnung der Steuervorauszahlungen für Stromversorger und Erdgaslieferer zu 

berücksichtigen.  

Unveränderte Beitragssätze zur Rentenversicherung 

Das Bundeministerium für Arbeit und Soziales hat am 09.12.2020 die Beitragss-

ätze in der allgemeinen Rentenversicherung und der knappschaftlichen Renten-
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versicherung für das Jahr 2021 im Bundesgesetzblatt bekanntgegeben. Der Bei-

tragssatz in der allgemeinen Rentenversicherung beträgt auch für das Jahr 2021 

unverändert 18,6 %. In der knappschaftlichen Rentenversicherung bleibt der Bei-

tragssatz bei 24,7 %.  

Die Beitragsätze zur Rentenversicherung sind für die Berechnung der Steuerent-

lastungen nach § 10 StromStG und § 55 EnergieStG erforderlich. Die weiterhin 

niedrigen Beitragssätze führen entsprechend der Berechnungsformel für den 

Spitzenausgleich zu geringen Entlastungsbeträgen. Entlastungsberechtige sollten 

auch vor dem Hintergrund der Kosten des Energiemanagementsystems frühzeitig 

prüfen, ob die Beantragung der Steuerentlastungen nach § 10 StromStG und 

§ 55 EnergieStG auch für das Antragsjahr 2021 möglich und sinnvoll ist. 

Vollständig implementiertes Energiemanagementsystem 

Auch für das Antragsjahr 2021 ist für die Beantragung des Spitzenausgleichs 

durch das entlastungsberechtigte Unternehmen nachzuweisen, dass ein Ener-

giemanagementsystem nach DIN EN ISO 50001, ein Umweltmanagementsystem 

nach Art. 13 VO 1221/2009/EG (EMAS-Verordnung) oder bei kleinen und mittle-

ren Unternehmen (KMU) ein alternatives System vollständig, d.h. für das Ge-

samtunternehmen, implementiert wurde. Die Nachweisführung richtet sich nach 

der Spitzenausgleich-Effizienzsystem-Verordnung (SpaEfV). Die Nachweisfüh-

rung erfolgt mit dem amtlichen Vordruck 1449 für das Kalenderjahr 2021 und ist 

von dem beauftragten Zertifizierer auszufüllen. 

Selbsterklärung zu Staatlichen Beihilfen: Vordruck 1139 

Mit Einreichung der Steuerentlastungsanträge nach § 10 StromStG und § 55 

EnergieStG ist zudem zwingend die Selbsterklärung zu staatlichen Beihilfen auf 

amtlichem Formblatt 1139 einzureichen. Der Vordruck soll sicherstellen, dass Un-

ternehmen in wirtschaftlichen Schwierigkeiten nicht allein aufgrund von Steuer-

begünstigungen am Leben gehalten werden. Unternehmen, die in der Vergan-

genheit Beihilfen in Anspruch genommen haben, die von der EU-Kommission für 

rechtswidrig erklärt wurden, sollen unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls 

keine Steuervergünstigungen mehr erhalten. 

Bis 30.06.2021 können Unternehmen, die am 31.12.2019 als wirtschaftlich ge-

sund galten und anschließend aufgrund der Corona-Krise in finanzielle Schiefla-

ge geraten sind, unabhängig von ihrer aktuellen finanziellen Situation die Steuer-

begünstigungen zur Energie- und Stromsteuer in Anspruch nehmen. Die befriste-

te Lockerung der Anforderungen entbindet nicht von der gesetzlichen Pflicht, das 

Formular 1139 wie bisher vollständig mit dem Anträgen auf Steuerentlastung ein-

zureichen. 

 

BFH: Entscheidungen zur ersten Tätigkeitsstätte  

In drei weiteren Urteilen vom hat der BFH die bestehenden Regelungen zur Be-

stimmung der ersten Tätigkeitsstätte von Arbeitnehmern bestätigt. In allen Fällen 

hatten die Mitarbeiter gegen ihren persönlichen Einkommensteuerbescheid ge-

klagt, da sie entweder Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen oder Verpfle-
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gungsmehraufwendungen für eine Abwesenheit von mehr als 8 Stunden von der 

Wohnung geltend machen wollten. 

Erste Tätigkeitsstätte ist nach § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche 

Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 AktG)  

oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten, der der Mitarbeiter dauerhaft zu-

geordnet ist. Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammenge-

fasste Sachmittel, die der Tätigkeit des Arbeitgebers, eines verbundenen Unter-

nehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dienen und mit dem 

Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend standortgebunden 

genutzt zu werden. Die Zuordnung zu einer solchen Einrichtung wird gemäß § 9 

Abs. 4 Satz 2 EStG durch die dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie 

die diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen bestimmt. Einer gesonderten 

Zuordnung für einkommensteuerliche Zwecke bedarf es nicht. Eine Zuordnung ist 

unbefristet, wenn ihre Dauer nicht kalendermäßig bestimmt ist und sich auch 

nicht aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung ergibt. Sie erfolgt für 

die Dauer des Arbeits- oder Dienstverhältnisses, wenn sie für die gesamte Dauer 

des Arbeits- oder Dienstverhältnisses Bestand haben soll. Dies kann insbesonde-

re angenommen werden, wenn die Zuordnung im Rahmen des Arbeits- oder 

Dienstverhältnisses unbefristet oder (ausdrücklich) für dessen gesamte Dauer er-

folgt. Ist der Mitarbeiter einer bestimmten Tätigkeitsstätte arbeitsrechtlich zuge-

ordnet, kommt es auf den qualitativen Schwerpunkt der Tätigkeit, die der Mitar-

beiter dort ausübt oder ausüben soll, nicht an. Erforderlich, aber auch ausrei-

chend ist, dass der Mitarbeiter am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumindest in ge-

ringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die er arbeitsvertraglich oder dienst-

rechtlich schuldet und die zu dem von ihm ausgeübten Berufsbild gehören. 

Im Urteil vom 30.09.2020 (VI R 10/19) entschied der BFH nach diesen Grundsät-

zen, dass ein Postzusteller, der einem Zustellpunkt (Zustellzentrum) zugeordnet 

ist und dort arbeitstäglich vor- und nachbereitende Tätigkeiten (z.B. Sortiertätig-

keiten, Abschreibpost, Abrechnungen) ausübt, dort seine erste Tätigkeitsstätte 

hat. Verpflegungsmehraufwendungen kann der Zusteller daher nur für Tage gel-

tend machen, an denen er mehr als 8 Stunden von der Wohnung und dem Zu-

stellzentrum beruflich tätig wird. 

Denn der Zustellpunkt ist eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers. 

Er war diesem Zustellpunkt auch dauerhaft zugeordnet, da er vor einigen Jahren 

dorthin versetzt wurde. Auch wenn die Versetzung bereits vor dem Inkrafttreten 

des neuen steuerlichen Reisekostenrechts zum 01.01.2014 erfolgte, ist diese für 

die steuerliche Beurteilung ab 2014 maßgebend. Diese Zuordnung war auch un-

befristet, das sie weder kalendermäßig bestimmt war, noch sich aus der Art, dem 

Zweck oder der Beschaffenheit der Arbeitsleistung eine Befristung ergeben habe. 

Die (jederzeitige) Möglichkeit einer Versetzung an einen anderen Zustellpunkt 

führt nicht zu einer befristeten Zuordnung. Umfang und Art der Tätigkeit am Zu-

stellpunkt wurden vom BFH ebenfalls aus ausreichend für das Vorliegen einer 

ersten Tätigkeitsstätte angesehen. Denn das Sortieren der Briefe und Vorberei-

tung für die Zustellrunde, sowie Nacharbeiten gehören ebenso zum Berufsbild ei-

nes Postzustellers wie das Zustellen der Briefe im Zustellbezirk. 
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Auch ein Rettungsassistent, der einer Rettungswache zugeordnet ist, hat dort ei-

ne erste Tätigkeitsstätte, wenn er dort arbeitstäglich vor dem Einsatz auf dem 

Rettungsfahrzeug vorbereitende Tätigkeiten vornimmt (Urteil vom 30.09.2020,  

VI R 11/19). Im Urteilsfall gehörten zu diesen Tätigkeiten u.a. die Überprüfung 

des Rettungsfahrzeugs in Bezug auf Sauberkeit und ordnungsgemäße Bestü-

ckung mit Medikamenten und sonstigem (Verbrauchs-)Material, im Bedarfsfall 

Reinigung sowie Bestückung des Fahrzeugs mit fehlenden Medikamenten und 

fehlendem (Verbrauchs-)Material. Die Zuordnung ergab sich daraus, dass der 

Mitarbeiter seit Beginn seiner Tätigkeit als Rettungsassistent nach den von sei-

nem Arbeitgeber aufgestellten Dienstplänen seine Tätigkeit grundsätzlich in der-

selben Rettungswache zu beginnen hatte. Damit hatte der Arbeitgeber den Mit-

arbeiter nach Auffassung des BFH dieser Wache zugeordnet. Einer besonderen 

einkommensteuerrechtlichen Festlegung einer ersten Tätigkeitsstätte i.S. von § 9 

Abs. 4 EStG ist nach Auffassung des BFH nicht erforderlich. 

Nach dem Urteil vom 01.01.2020 (VI R 36/18) kann ein firmeneigenes Schienen-

netz, das ein Lokomotivführer mit der firmeneigenen Eisenbahn (Werksbahn) 

seines Arbeitgebers befährt, eine – wenn auch großräumige – erste Tätigkeits-

stätte sein. Der Lokomotivführer übt in diesem Fall – anders als ein Lokomotiv-

führer bei der Deutschen Bahn – keine Fahrtätigkeit aus, sondern wird an seiner 

ersten Tätigkeitsstätte tätig. 

 

BFH: Das steuerliche Abzugsverbot für die sog. Bankenabgabe ist verfas-

sungsgemäß und mit Unionsrecht vereinbar 

Der BFH hält im seinem Urteil vom 01.07.2020 (XI R 20/18) das die Jahresbei-

träge nach § 12 Abs. 2 des Restrukturierungsfondsgesetzes (RStruktFG) a.F. 

(sog. Bankenabgabe) betreffende Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 

Satz 1 Nr. 13 EStG jedenfalls für Beitragsjahre bis einschließlich 2014 für verfas-

sungsgemäß und mit Unionsrecht vereinbar. 

Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sind die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 

RStruktFG solche Betriebsausgaben, die den Gewinn nicht mindern dürfen. Mit 

dem RStruktFG verfolgte der Gesetzgeber die Absicht, den Bankenbereich nach 

der Finanzmarktkrise des Jahres 2009 zu stabilisieren. Es sah die Einrichtung ei-

nes die Restrukturierungsmaßnahmen finanziell abstützenden Restrukturierungs-

fonds vor, dessen finanzielle Grundlage durch eine jährliche Abgabe der Banken 

geschaffen werden sollte. Die Höhe der Jahresbeiträge richtete sich nach den 

sog. systemischen Risiken der bankspezifischen Tätigkeit des einzelnen Kreditin-

stituts. Das zugleich eingeführte Betriebsausgabenabzugsverbot sollte die Wir-

kung der sog. Bankenabgabe, die ab dem Jahr 2015 unionsrechtlich verankert 

ist, verstärken. 

Im Streitfall setzte die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung gegenüber der 

Bank einen Jahresbeitrag nach § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. für die Zeit vom 

01.01.2014 bis 31.12.2014 bestandskräftig fest. Das Finanzamt behandelte die-

sen Aufwand nicht als gewinnmindernd. Weder Einspruch noch Klage hatten Er-

folg. 
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Der BFH wies die Revision der Klägerin als unbegründet zurück. Das Betriebs-

ausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sei nicht verfassungs-

widrig. Es verstoße insbesondere nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz 

des Art. 3 Abs. 1 GG. Zwar schränke das Betriebsausgabenabzugsverbot das 

sog. objektive Nettoprinzip - die steuersystematische Grundentscheidung des 

Gesetzgebers, dass betrieblich veranlasste Aufwendungen bei der Einkom-

mensermittlung abzugsfähig sein müssen - ein. Diese Einschränkung sei jedoch 

sachlich hinreichend begründet. Denn das Betriebsausgabenabzugsverbot sei 

von der erkennbaren gesetzgeberischen Entscheidung getragen, eine steuerliche 

Zusatzbelastung für risikobehaftete Geschäftsmodelle der Banken zu schaffen. 

Die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. hätten auch dazu 

gedient, risikobehaftete Geschäftsmodelle zu minimieren. Der Lenkungsdruck 

wäre allerdings entschärft worden, hätten die Kreditinstitute die Jahresbeiträge 

durch eine steuerliche Entlastung teilweise gegenfinanzieren können. Nach dem 

Urteil des BFH ist der mit dem Betriebsausgabenabzugsverbot verfolgte Len-

kungszweck auch gleichheitsgerecht und verhältnismäßig ausgestaltet. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 08.01.2021 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

C-346/19 17.12.2020 Erstattung der Mehrwertsteuer – Angabe der Rechnungsnummer 

C-449/19 17.12.2020 
Mehrwertsteuersteuerbefreiung für die Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken 

C-656/19 17.12.2020 

Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Steuerbefreiungen bei der Ausfuhr – 
Gegenstände, die durch einen nicht im Hoheitsgebiet des betreffenden Mit-
gliedstaats ansässigen Erwerber nach Orten außerhalb der Europäischen Uni-
on versandt oder befördert werden 

C-801/19 17.12.2020 
Mehrwertsteuer - Übertragung eines Wechsels auf eine Factoringgesellschaft 
und Überweisung des erlangten Geldes an den Aussteller des Wechsels 

 

Alle am 07.01.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

X R 37/18 28.10.2020 
Auskunftsersuchen an Dritte ohne vorherige Sachverhaltsaufklärung beim Steu-
erpflichtigen 

VI R 10/19 30.09.2020 Erste Tätigkeitsstätte eines Postzustellers nach neuem Reisekostenrecht 

VI R 11/19 30.09.2020 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 30.09.2020 VI R 10/19 - Erste Tätig-
keitsstätte eines Rettungsassistenten nach neuem Reisekostenrecht 

XI R 6/20 (XI R 
19/15) 

23.09.2020 
Zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung medizinischer Telefonberatung (Nach-
folgeentscheidung zum EuGH-Urteil X-GmbH vom 05.03.2020 - C-48/19 

II R 42/18 22.07.2020 
Berücksichtigung eines Pflichtteilsanspruchs bei Berechnung der fiktiven Zuge-
winnausgleichsforderung 

X R 35/18 07.07.2020 Steuerfreiheit der Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen 

XI R 20/18 01.07.2020 
Klagebefugnis bei Feststellungsbescheid i.S. des § 14 Abs. 5 KStG; Betriebs-
ausgabenabzugsverbot für die sog. Bankenabgabe (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 
EStG i.V.m. § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F.) 

X R 18/19 17.06.2020 
Ertragsteuerrechtliche Beurteilung der Veräußerung von im Privatvermögen ge-
haltenen Wirtschaftsgütern über eine Internetplattform 

 

 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=235702&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=19198963
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=8711BB217E1DCEF371B801BD7CF18210?text=&docid=235708&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=19202996
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=235704&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=19204445
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=8B137F4D6062521292781A3DA2A316A3?text=&docid=235707&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=19206171
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010285/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010282/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010283/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010289/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010289/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010287/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010284/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010288/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010286/
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Alle am 07.01.2021 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IX B 40/20 11.11.2020 
Grundsätzliche Bedeutung; Anwendbarkeit des § 255 Abs. 2 HGB im gesamten 
Steuerrecht 

XI S 17/20 10.11.2020 
Zuständiges Gericht für eine Klage, mit der ein Insolvenzverwalter die Gesell-
schafter einer OHG gemäß § 128 HGB für Steuerschulden der OHG persönlich 
als Gesamtschuldner in Haftung nimmt 

IX B 33/20 14.10.2020 Verstoß gegen den klaren Inhalt der Akten; Entscheidungserheblichkeit 

VIII B 32/20 12.10.2020 Beiladung bei zweistufigen Feststellungsverfahren 

VIII B 162/19 09.10.2020 
Erlass von Säumniszuschlägen aufgrund verfassungsrechtlicher Einwendungen 
gegen die Höhe des Säumniszuschlags 

VI R 36/18 01.10.2020 
Erste Tätigkeitsstätte eines Werksbahn-Lokomotivführers nach neuem Reisekos-
tenrecht 

VI R 12/19 30.09.2020 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 30.09.2020 VI R 10/19 - Erste Tätigkeitsstätte 
eines Postzustellers nach neuem Reisekostenrecht 

VII R 42/18 15.09.2020 Pfändung einer Internet-Domain 

I B 53/19 08.09.2020 Doppelpräsidentschaft FG und OVG grundsätzlich zulässig 

VI R 6/18 26.08.2020 Zufluss von Aktien bei wirtschaftlichem Eigentum - unwirksames Rechtsgeschäft 

V S 12/20 
(PKH) 

26.08.2020 PKH bei Deckungszusage für einzelne von mehreren Streitjahren 

I R 57/17 12.05.2020 Verlustübergang nach § 12 Abs. 3 Satz 2 UmwStG 1995 

III R 33/19 22.04.2020 
Kindergeld: Zuordnung der Ausschlussfrist des § 66 Abs. 3 EStG zum Festset-
zungsverfahren 

 

 

Alle bis zum 11.01.2021 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 1 - S 1980-
1/19/10038 :004 

06.01.2020 Basiszins zur Berechnung der Vorabpauschale 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050275/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050278/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050277/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050272/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050274/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050279/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050284/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050285/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050280/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050273/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050282/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050282/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050271/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050283/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2021-01-06-basiszins-zur-berechnung-der-vorabpauschale.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2021-01-06-basiszins-zur-berechnung-der-vorabpauschale.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort  

IV C 5 - S 
2341/20/10001 
:004 

06.01.2021 Gesamtübersicht der Kaufkraftzuschläge 

V A 3 - S 
0338/19/10006 
:001 

04.01.2021 

Vorläufige Steuerfestsetzung im Hinblick auf anhängige Musterverfahren (§ 

165 Absatz 1 Satz 2 AO); Aussetzung der Steuerfestsetzung nach § 165 Ab-

satz 1 Satz 4 AO; Verfassungsmäßigkeit der fortgeltenden Erhebung eines 

Solidaritätszuschlages 

III C 3 - S 
7329/19/10001 
:002 

04.01.2021 Übersicht der Umsatzsteuer-Umrechnungskurse 2020 

IV D 3 - S 
7015/10/10002 

31.12.2020 Umsatzsteuer-Anwendungserlass - Stand zum 31. Dezember 2020 

IV A 3 - S 
0284/20/10006 
:003 

30.12.2020 

Bekanntgabe eines Steuerverwaltungsaktes an sowie Vollstreckung gegen 

eine Gesellschaft in der Rechtsform einer Britischen Limited mit Verwaltungs-

sitz (Ort der Geschäftsleitung) im Inland sowie deren Rechtsnachfolger nach 

dem 31. Dezember 2020 
IV B 5 - S 
0301/19/10009 
:001 

28.12.2020 Mitteilungspflichten bei Auslandsbeziehungen 

IV C 5 - S 
2334/19/10010 
:002 

28.12.2020 Lohnsteuer: Unentgeltliche oder verbilligte Mahlzeiten der Arbeitnehmer 

III C 3 - S 
7279/19/10006 
:002 

23.12.2020 
Umsatzsteuer; Reverse-Charge-Verfahren - Telekommunikationsdienstleis-

tungen 

III C 3 - S 
7344/19/10001 
:002 

22.12.2020 Umsatzsteuer-Voranmeldungs- und -Vorauszahlungsverfahren 2021 

IV A 3 - S 
0336/20/10001 
:025 

22.12.2020 
Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des 

Coronavirus 

III C 3 - S 
7344/19/10002 
:002 

22.12.2020 Muster der Umsatzsteuererklärung 2021 

IV A 3 - S 
0261/20/10001 
:010 

21.12.2020 Verlängerung der Steuererklärungsfrist für den Veranlagungszeitraum 2019 

IV B 3 - S 1301-
BEL/20/10002 :001 

21.12.2020 
Vierte Verlängerung der Konsultationsvereinbarung zwischen Deutschland 

und Belgien 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-01-06-kaufkraftzuschlaege-stand-01-10-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-01-06-kaufkraftzuschlaege-stand-01-10-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2021-01-06-kaufkraftzuschlaege-stand-01-10-2021.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2021-01-04-verfassungsmaessigkeit-der-fortgeltenden-erhebung-eines-solidaritaetszuschlages.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2021-01-04-verfassungsmaessigkeit-der-fortgeltenden-erhebung-eines-solidaritaetszuschlages.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2021-01-04-verfassungsmaessigkeit-der-fortgeltenden-erhebung-eines-solidaritaetszuschlages.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-01-04-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-01-04-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2021-01-04-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2020-12-31-umsatzsteuer-anwendungserlass-konsolidierte-fassung-31-12-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2020-12-31-umsatzsteuer-anwendungserlass-konsolidierte-fassung-31-12-2020.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-12-30-bekanntgabe-eines-steuerverwaltungsaktes-an-sowie-vollstreckung-gegen-eine-gesellschaft-in-der-rechtsform-einer-britischen-limited.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-12-30-bekanntgabe-eines-steuerverwaltungsaktes-an-sowie-vollstreckung-gegen-eine-gesellschaft-in-der-rechtsform-einer-britischen-limited.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Internationales_Steuerrecht/Staatenbezogene_Informationen/Laender_A_Z/Belgien/2020-12-21-Belgien-Abkommen-DBA-Verlaengerung-Konsultationsvereinbarung-Besteuerung-Grenzpendler.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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18 December 2020 


The “Guidance on the transfer pricing implications of the COVID-19 


pandemic” represents the consensus view of the 137 members of the 


Inclusive Framework on BEPS regarding the application of the arm’s length 


principle and the OECD Transfer Pricing Guidelines to issues that may arise 


or be exacerbated in the context of the COVID-19 pandemic. The guidance 


is helpful both for taxpayers in reporting the financial periods affected by the 


pandemic and for tax administrations in evaluating the implementation of 


taxpayers’ transfer pricing policies. The Guidance provides clarifying 


comment on, and illustrations of, the practical application of the arm’s length 


principle in four priority issues, identified in consultation with Business at the 


OECD: (i) comparability analysis; (ii) losses and the allocation of COVID-19 


specific costs; (iii) government assistance programmes; and (iv) advance 


pricing agreements. 


  


 


Guidance on the transfer pricing 


implications of the COVID-19 pandemic 



http://www.oecd.org/coronavirus/en/
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Executive summary 
The unique economic conditions arising from COVID-19 and government responses to the pandemic 


have led to practical challenges for the application of the arm’s length principle. For taxpayers applying 


transfer pricing rules for the financial years impacted by the COVID-19 pandemic and for tax 


administrations that will be evaluating this application, there is an urgent need to address these practical 


questions. 


The OECD Transfer Pricing Guidelines for Multinational Enterprises and Tax Administrations 2017 


(“OECD TPG”) are intended to help tax administrations and multinational enterprises (“MNEs”) find 


mutually satisfactory solutions to transfer pricing cases and should continue to be relied upon when 


performing a transfer pricing analysis, including under the possibly unique circumstances introduced by 


the pandemic. 


Accordingly, this guidance focuses on how the arm’s length principle and the OECD TPG apply to issues 


that may arise or be exacerbated in the context of the COVID-19 pandemic, rather than on developing 


specialised guidance beyond what is currently addressed in the OECD TPG. This guidance focuses on 


four priority issues: (i) comparability analysis; (ii) losses and the allocation of COVID-19 specific costs; 


(iii) government assistance programmes; and (iv) advance pricing agreements (“APAs”); where it is 


recognised that the additional practical challenges posed by COVID-19 are most significant. 


 


  



http://www.oecd.org/coronavirus/en/
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1. Introduction 


1. The impact of coronavirus (“COVID-19”) has been profound. The rapid spread of the virus has 


strained local medical infrastructures, led to restrictions on travel and social contact, and created 


unprecedented disruptions to the global economy.  


2. During the pandemic period, many enterprises have faced or continue to face significant cash flow 


constraints, requiring them to develop and implement strategies to conserve and generate cash. 


Enterprises have seen wide swings in profitability, both upward and downward. Enterprises across a 


variety of industries have faced disruption to their supply chains, including the curtailment of their 


operations and corresponding reductions in output, and have been forced to change how their business is 


conducted (e.g. working from home). In many jurisdictions, factories, mines, shops and restaurants have 


been forced to close, at least temporarily. In some industries, demand has completely collapsed, while in 


others it has merely shifted channels or even increased (e.g. the market for online videoconferencing 


services). In the presence of significant financial hardship, some enterprises have reviewed their 


contractual arrangements with third parties to ascertain whether they remain bound by them or have 


attempted to renegotiate key terms, including requesting discounts or deferred payment. Given the 


significance and speed of the economic impact of the virus, governments have adopted comprehensive 


policy responses to support the economy and protect people’s jobs and incomes.  


3. The arm’s length principle has been found to work effectively in the vast majority of cases,1 and 


this principle-based approach to assessing intercompany prices is equally robust for evaluating controlled 


transactions in the face of the COVID-19 pandemic. The OECD TPG are intended to help tax 


administrations and MNEs find mutually satisfactory solutions to transfer pricing cases2 and should be 


relied upon when performing a transfer pricing analysis under the possibly unique circumstances 


introduced by the pandemic.  


4. However, the unique and almost unprecedented economic conditions arising from and government 


responses to COVID-19 have led to practical challenges for the application of the arm’s length principle. 


For example, the pandemic may raise novel issues or exacerbate in complexity or magnitude the 


occurrence of certain transfer pricing issues (e.g. effect of government assistance or the availability of 


reliable comparable data). For taxpayers applying transfer pricing rules for the financial years impacted by 


the COVID-19 pandemic and for tax administrations that will be evaluating this application, there is a need 


to address these practical questions. Based on the responses to the questionnaires submitted to members 


of the Inclusive Framework and businesses, and conscious of the need to provide practical and timely 


guidance, this note addresses four priority issues: (i) comparability analysis; (ii) allocation of losses and 


the allocation of COVID-19 specific costs; (iii) government assistance programmes; and (iv) Advance 


Pricing Arrangements (“APAs”). For ease of presentation, these issues have been presented as discrete 


topics, but it is important to emphasise that in performing a transfer pricing analysis, these topics may be 


interrelated and therefore should be considered together and within the analytical framework of the OECD 


TPG. For example, in order to determine whether an entity should be allocated losses during the pandemic 


under arm’s length conditions, the guidance in Chapter II of this document is relevant, but the guidance in 


Chapter I (as it relates to the results of the comparability analysis) and the guidance in Chapter III (if it 


receives government assistance) is also relevant. 


5. It is important not to lose sight of the objective to find a reasonable estimate of an arm’s length 


outcome, which requires an exercise of judgment on the part of taxpayers and tax administrations.3  


                                                
1 Paragraph 1.9 of Chapter I of the OECD TPG. 


2 Paragraph 15 of the Preface of the OECD TPG. 


3 Paragraph 1.13 of Chapter I of the OECD TPG. 



http://www.oecd.org/coronavirus/en/
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Accordingly, this guidance focuses on how the arm’s length principle and the OECD TPG apply to issues 


that may arise or be exacerbated in the context of the COVID-19 pandemic. Thus, it should be regarded 


as an application of existing guidance under the OECD TPG to fact patterns that may arise commonly in 


connection with the pandemic, and it should not be regarded as an expansion or revision of the OECD 


TPG, either with respect to such pandemic-related fact patterns or more generally.  


6. This guidance acknowledges that the economic impact of the COVID-19 pandemic varies widely 


across economies, industries and businesses, which is a key factor when considering and interpreting its 


content. Therefore, in any transfer pricing analysis of the implications of the COVID-19 pandemic, 


businesses should seek to contemporaneously document how, and to what extent, they have been 


impacted by the pandemic. 


7. The significance of risk is particularly relevant in the current economic climate for the four issues 


discussed in this note. The COVID-19 pandemic, which constitutes a hazard risk, has led to unusual 


outcomes of other risks for some taxpayers, including: (i) marketplace risk, as demand for some products 


and services has collapsed; (ii) operational risk, as the pandemic has disrupted supply chains and inhibited 


production; and (iii) financial risks, as borrowing costs for some industries have spiked and customers have 


delayed or defaulted on payments.4 


8. Against this background, taxpayers and tax administrations should carefully follow the guidance 


on the accurate delineation of controlled transactions in Chapter I of the OECD TPG to identify with 


specificity the economically significant risks and to determine the specific economically significant risks 


that each party to a controlled transaction assumes.5 Therefore, the interplay between the COVID-19 


hazard risk and other economically significant risks should be evaluated when considering risk assumption 


in a particular controlled transaction. In undertaking this analysis, it may be determined that a party to a 


controlled transaction cannot influence the hazard risk associated with a pandemic, but nevertheless 


assumes other risks that have materialised as a result of COVID-19. Care must also be taken to determine 


how the associated enterprises and the group as a whole respond to the manifestation of hazard risks and 


its subsequent effects on the other economically significant risks identified in the controlled transaction. 


(See paragraphs 1.34 and 1.35 of Chapter I of the OECD TPG). In particular, the widespread effects of 


the COVID-19 pandemic in an industry or within an MNE group do not suffice to claim that a member of 


an MNE group has to bear the consequences of risks materialising as a result of the COVID-19 pandemic 


without an analysis of how the outcome of the economically significant risks controlled by the member of 


the group has been affected by the pandemic. 


 


 


                                                
4 Paragraph 1.72 of Chapter I of the OECD TPG. 


5 Paragraphs 1.59-1.60 of Chapter I of the OECD TPG. 



http://www.oecd.org/coronavirus/en/
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CHAPTER I. TRANSFER PRICING GUIDANCE 
ON COMPARABILITY ANALYSIS 


1. Introduction 


9. The unprecedented change in the economic environment following the outbreak of COVID-19 


creates unique challenges for performing comparability analysis. The pandemic may have a significant 


impact on the pricing of some transactions between independent enterprises and may reduce the reliance 


that can be placed on historical data when performing comparability analyses. This may require taxpayers 


and tax administrations to consider practical approaches that can be adopted to address information 


deficiencies, such as comparability adjustments. Such practical approaches regarding the performance of 


comparability analyses should be consistent with the transfer pricing policy of the taxpayer over time. 


10. The challenges associated with performing a comparability analysis may vary depending on the 


impact of the COVID-19 pandemic on the economically relevant characteristics of the accurately delineated 


transaction. For example, if a controlled transaction is covered by a pre-existing intercompany agreement 


(for example, if in 2018 it was determined that at arm’s length a party should receive an agreed fixed return 


for five years, and that parties at arm’s length would remain bound by that agreement), there may be no 


need to perform a comparability analysis for Financial Year (“FY”) 2020 provided that the facts and 


circumstances of the accurately delineated controlled transaction have not changed. In reaching this 


conclusion, it is important to consider any changes in the economically relevant characteristics, including 


the terms and conditions of the agreement, and whether at arm’s length, unrelated parties would have tried 


to renegotiate those terms and conditions.6 In contrast, where the arm’s length price of a controlled 


transaction is determined on an annual basis, it will be necessary to perform a comparability analysis for 


FY 2020. 


2. What sources of contemporaneous information may be used to support 


the performance of a comparability analysis applicable for FY 2020? 


11. In principle, any form of publicly available information regarding the effect of COVID-19 on the 


business, industry and controlled transaction may be relevant in ascertaining the arm’s length nature of an 


enterprise’s transfer pricing policy implemented for FY 2020. The following sources of information may 


support that determination through the comparability analysis, generally by estimating the effect of the 


COVID-19 pandemic on the controlled transactions under review:  


 An analysis of how sales volumes have changed during COVID-19, including whether the 


change is due to the use of other sales channels, and specifically compared to sales 


generated in pre-COVID years;  


 An analysis of the change in capacity utilisation relevant for the MNE group and the 


controlled transaction7, and/or transactions with independent parties;  


 Specific information relative to incremental or exceptional costs borne by parties to the 


controlled transaction (either with associated or unrelated parties)  or by the MNE group 


as a whole; 


                                                
6 See also the discussion in paragraphs 42 to 46 in this regard. 


7 Paragraph 2.76 of Chapter II and illustration 3 in Annex I to Chapter II of the OECD TPG. 
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 The extent to which government assistance has been received and, if so, quantifying the 


effect and identifying the type of the assistance and its accounting treatment; 


 Details regarding government interventions that have affected the pricing and 


performance of controlled transactions; 


 Information from interim financial statements such as quarterly SEC filings or earnings 


releases; 


 Macroeconomic information like country specific GDP data or industry indicators from 


central banks, government agencies, industry or trade associations to the extent useful 


in understanding the context of the controlled transaction;8 


 Statistical methods such as regression analysis or variance analysis that are used to 


predict the extent to which a certain variable will vary with reference to other variables 


under certain specific conditions (e.g. the response of corporate profits in certain 


industries to GDP movements);   


 A comparison of internal budgeted/forecasted data relating to sales, costs and 


profitability, compared to actual results; and 


 An analysis of the effects on profitability or on third party behaviour observed in previous 


recessionary periods or using any data available in the current year, even if partial. 


3. Can budgeted financial information be used to support the setting of arm’s 


length prices? 


12. Another potential approach to utilise in setting transfer prices is to compare budgeted or forecast 


financial results to those actually achieved, to approximate the specific effects of COVID-19 on revenues, 


costs and margins. The financial outcomes that taxpayers within a controlled transaction would have 


achieved ‘but for’ the impact of COVID-19 may provide useful information, particularly when assessing the 


financial impacts from COVID-19 (e.g. reduced sales volume or increased operating expenses) and 


determining, in light of contractual terms and risk assumption of the parties, any appropriate resulting 


impact on intercompany prices. This analysis may include: 


 The preparation of a detailed profit and loss analysis showing changes in revenue and 


expenses, with an explanation for variances resulting from COVID-19 – this may include 


a variance analysis of budgeted (pre-COVID) versus actual results; 


 Details of profitability, adjusted to where the outcome would have been if COVID-19 had 


not occurred – this should consider all factors that have a positive or negative impact on 


the profits of the taxpayer to a controlled transaction and should be supported by 


evidence; 


 The rationale and evidence for any increased allocation of costs or a reduction of sales 


(and subsequent changes in operating margins) to the tested party in the controlled 


transaction, taking into consideration its function, asset and risk profile; and 


 Any evidence of any government assistance provided or affecting the tested party in the 


controlled transaction, its effect and its accounting treatment. 


13. Such a review may be performed as part of a more general set of approaches utilised to evaluate 


the context and the factors that may impact the arm’s length nature of prices.  


                                                
8 Paragraph 3.7 of Chapter III of the OECD TPG. 
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4. Under what circumstances are timing issues most pronounced? 


14. Information relating to the conditions of comparable uncontrolled transactions undertaken during 


the same period as the controlled transaction (“contemporaneous uncontrolled transactions”) is the most 


reliable information to use in a comparability analysis. Such information reflects how independent parties 


behave in an economic environment that is the same as or substantially similar to the economic 


environment of the controlled transaction.9 


15. In some instances, comparability analysis can be performed using contemporaneous (or near 


contemporaneous) uncontrolled transactions. For example, publicly available commercial databases 


typically have current or recent information on financial transactions between unrelated parties, which may 


provide reliable information on which to base comparability analyses under current economic conditions. 


Similarly, taxpayers are more likely to have current information on potential internal comparables, where 


these can be used to price related party transactions. 


16. In other instances, it may be more challenging to use contemporaneous uncontrolled transactions 


as part of a comparability analysis, notably in the application of the transactional net margin method 


(“TNMM”). When applying the TNMM, taxpayers and tax administrations typically rely on historical 


information from commercial databases in order to set and test prices. FY 2020 information will typically 


not be available until mid FY 2021 at the earliest because commercial databases use publicly available 


information derived from financial statements and these financial statements tend to be lodged only after 


several months after the period to which they relate. This suggests that in these circumstances taxpayers 


will need to perform a comparability analysis based on available prior year financial information and, 


depending on the facts and circumstances of the case, utilising whatever current year information is 


available to support their transfer prices.  


17. However, not every application of the TNMM will in principle require contemporaneous information 


for FY 2020.  For example, a long term arrangement covering FY 2019 through FY 2022 may be in place, 


including an arm’s length price based on comparables contemporaneous with the negotiation of the 


arrangement, that insulates the tested party from risks that the tested party does not assume like those 


that play out during the pandemic. See also paragraph 10. 


5. What practical approaches may be available to address information 


deficiencies? 


18.  As the economic circumstances caused by the pandemic are continuing and evolving over time, 


taxpayers may encounter difficulties in determining arm’s length conditions due to the lag in time between 


the occurrence of controlled transactions and the availability of information regarding contemporaneous 


uncontrolled transactions.  


19. Data from independent comparable transactions or companies from other time periods, such as 


average returns in preceding years, may not provide a sufficiently reliable benchmark for the current period 


without considering the specific impact of the pandemic on the controlled transactions under review.  


20. The discussion below provides several pragmatic approaches to this issue. Tax administrations 


could consider these pragmatic approaches in an attempt to minimise disputes where taxpayers are 


making good faith efforts to determine arm’s length prices in the context of the information deficiencies 


associated with the COVID-19 pandemic. However, these approaches would not be appropriate in cases 


                                                
9 Section B of Chapter II of the OECD TPG. 
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where taxpayers seek to use the circumstances attached to the COVID-19 pandemic to manipulate their 


pricing strategies in a way that is inconsistent with the arm’s length principle. 


5.1. Allow for the use of reasonable commercial judgement supplemented by 


contemporaneous information to set a reasonable estimate of the arm’s length price 


21. The difficulty posed by the delayed availability of contemporaneous data on comparable 


companies or transactions may have been exacerbated by the COVID-19 pandemic. Taxpayers and tax 


administrations should be mindful that determining a reliable arm’s length outcome requires flexibility and 


the exercise of good judgment.10 Difficult transfer pricing issues that arise as a result of the COVID-19 


pandemic could give rise to a large number of mutual agreement procedure (“MAP”) disputes that could 


severely strain the resources of tax administrations. As such, tax administrations are encouraged to keep 


these complexities in mind when performing risk assessments, evaluating transfer pricing positions on 


audits and considering the support and documentation taxpayers provide that might demonstrate 


reasonable efforts and care when trying to comply with the arm’s length principle. Taxpayers should 


undertake reasonable and appropriate due diligence in evaluating the likely effects of the COVID-19 


pandemic and in implementing appropriate changes in their transfer prices. MNE groups should document 


the best available market evidence currently available, which may be in the form of internal comparables, 


external comparables, or other relevant evidence of the economic impact of the COVID-19 pandemic (see 


paragraph 11), including its effects on the level of demand for goods and services, and on production and 


supply chains in particular sectors of the economy.  


5.2. Where feasible, allow for an arm’s length outcome testing approach 


22. The OECD TPG describe two approaches to identify and collect data required to undertake a 


transfer pricing analysis. The first is a “price-setting,” i.e. an ex-ante approach, which uses historical data 


updated to reflect any change in economic conditions through the date of the contract. The second is an 


“outcome-testing” approach, which may incorporate information that becomes available after the close of 


the taxable year to determine arm’s length conditions and report results on the tax return. According to the 


OECD TPG, both approaches, or a combination of these approaches, are found among OECD member 


countries.11 


23. Where possible, and on a temporary basis during the pandemic, tax authorities that otherwise use 


the price-setting approach could consider allowing taxpayers, for those controlled transactions affected by 


the pandemic, to take into account information that becomes available after the close of the taxable year 


in filing their returns (where legally permissible and properly described in the transfer pricing 


documentation). Tax administrations could provide flexibility to allow amendments to FY 2020 tax returns 


such that transfer prices are set on an arm’s length basis and using available information. Also given the 


potential for double taxation that may arise as a result of unilateral adjustments, consideration may be 


given by tax administrations to: 


 Provide for flexibility in the allowance of “compensating adjustments” to be made before 


the tax return is filed, where it is legally permissible, in order to allow for any available 


contemporaneous information to be better evaluated by taxpayers and tax administrations 


such that arm’s length prices can be reliably established12; or 


                                                
10 Paragraphs 1.13 and 2.74 of Chapter I and Chapter II of the OECD TPG. 


11 Paragraph 3.71 of Chapter III of the OECD TPG. 


12 Paragraphs 4.38 and 4.39 of Chapter IV of the OECD TPG. 
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 Ensure access to the MAP, or to some alternative applicable procedure, where the issue 


could be addressed between the respective tax administrations and early certainty could 


be obtained, to avoid double taxation, noting that through MAP or alternative procedures 


tax administrations can address issues in a non-adversarial proceeding, often achieving 


a negotiated settlement in the interests of all parties. 


5.3. Use of more than one transfer pricing method 


24. In the specific circumstances of the COVID-19 pandemic, the application of more than one transfer 


pricing method may be useful to corroborate the arm’s length price of a controlled transaction. In this 


context, it is important to note that the arm’s length principle does not require the application of more than 


one method and that the use of more than one method should follow the guidance in paragraphs 2.2 and 


2.12 of the OECD TPG.  


6. Can data from other crises be used to support price setting? 


25. A comparability analysis that is solely based on financial information from the global financial crisis 


2008/2009 would raise significant concerns (despite the obvious superficial similarities between that crisis 


and the current pandemic), given the unique and unprecedented nature of the COVID-19 pandemic and 


its effect on economic conditions, as well as the variability of the impact by business sector of the 


2008/2009 crisis. In all cases, a comparability analysis should be performed by reference to the specific 


delineation of the controlled transaction, including its actual economic circumstances.  


7. How might the period of data used to evaluate arm’s length pricing be 


established to support a comparability analysis?  


26. The principles outlined in Section B.5 of Chapter III of the OECD TPG regarding the use of multiple 


year data and averages remain applicable. In ordinary circumstances, the use of multiple year data and 


multiple year averages for comparability analyses may have certain advantages. For example, it can be 


used as a means to mitigate the impact of accounting differences, appropriately measure the effects on 


profitability for the tested party based on its business and product life cycles, and to evaluate the same for 


the comparables, such that the reliability of the comparison is increased.13  


27. As a pragmatic means of addressing divergent economic conditions in the pre- or post-pandemic 


period, and when the pandemic was in effect and its effects on economic conditions were material, it may 


be appropriate to have separate testing periods (and periods considered for price setting) for the duration 


of the pandemic or for the period when certain material effects of the pandemic were most evident. This 


may be appropriate, so long as the data from independent comparables can be measured over a similar 


period in a consistent manner. Care should be taken to ensure the financial data of years affected by the 


pandemic do not unduly distort results from pre- or post-pandemic periods. In addition, government 


intervention in a market may materially affect the performance of activities. For example, in certain 


situations, the activities that otherwise normally would have occurred absent the pandemic may not occur 


in the same manner (or at all) during the period that the government intervention is in place. Also, in some 


cases a government intervention may permit activities to proceed that otherwise would have been curtailed 


or stopped by the pandemic. The accurate delineation of a controlled transaction will determine the effect, 


if any, of such intervention on the price or form of any controlled transaction associated with such activities. 


                                                
13 Paragraph 3.77 of Chapter III of the OECD TPG. 
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28. This aspect is also relevant in performing the comparability analysis. For instance, assume 


government intervention forces a taxpayer to close its distribution facilities for three months. In undertaking 


a benchmark analysis, care should be taken in verifying that comparable enterprises have faced similar 


restrictions or conditions. Otherwise, it might be necessary to adjust the period over which the comparison 


is performed (e.g. excluding the economic data corresponding to the three months where the taxpayer was 


unable to operate). Taxpayers and tax administrations should determine on a case-by-case basis the 


extent to which these adjustments are necessary in circumstances where the potential differences may 


not have a material impact on the comparability. In this respect, the guidance in paragraphs 3.50 to 3.52 


of the OECD TPG is relevant.     


29. As with other analyses under the OECD TPG, numerous considerations may come into play, 


including the availability and choice of potential transfer pricing methods and comparables, and the 


interrelationship among them and the parameters of the testing periods (e.g. a transaction-based method 


may have a different time frame from a profit-based method). Just as it may improve reliability to use 


separate or more carefully circumscribed testing periods (or price setting periods) in some fact patterns 


(see paragraph 27), in other fact patterns the use of combined periods (that include both years that are 


impacted by the pandemic and years that are not impacted) may improve reliability.14 This approach would 


aggregate the financial results of FY2020, which may be exceptional, with the more normal results of prior 


years in order to test the arm’s length nature of the transfer pricing policy applied in FY2020.  


8. Would price adjustment mechanisms be appropriate? 


30. One potential solution to the uncertainty caused by the COVID-19 pandemic would be to allow for 


the inclusion of price adjustment mechanisms in controlled transactions. This may provide for flexibility 


while maintaining an arm’s length outcome. In particular, this approach to the extent permissible by 


domestic law would allow the adjustment of prices relevant for FY2020 through adjusted invoicing or 


intercompany payments effectuated in a later period (likely FY2021), when more accurate information to 


establish the arm’s length transfer price becomes available. In jurisdictions that use the outcome-testing 


approach (see question 5.2 above), price adjustment mechanisms to reflect updated information relevant 


to determining an arm’s length price are often used. A jurisdiction that temporarily allows the outcome-


testing approach (see question 5.2 above) could also temporarily allow the use of price adjustment 


mechanisms for that purpose and the taxpayer would be expected to describe the application of the price 


adjustment mechanism in its transfer pricing documentation. Such price adjustment mechanisms (provided 


that they are consistent with the arm’s length principle in the particular facts and circumstances) would 


address the issue of the lack of contemporaneous information on comparables or other direct evidence of 


arm’s length behaviour in response to the pandemic. This would give flexibility to taxpayers and tax 


administrations while also ensuring ultimate compliance with the arm’s length principle; however, given the 


scope of the potential adjustments, care would need to be taken with their appropriate characterisation, 


any effects that the payment may have on the comparability analysis for FY2021, and their potential 


resultant VAT/GST and customs duty implications (which are not the subject of this chapter or guidance). 


9. What actions may be taken to evaluate the set of comparable companies or 


transactions used? 


31. The COVID-19 pandemic has created economic conditions that often differ from those of previous 


years. In these circumstances, where a taxpayer rolls forward an existing set of comparables to cover 


                                                
14 Paragraphs 3.75 and 3.79 of Chapter III of the OECD TPG.  
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FY2020, it may be necessary to review the suitability of these existing comparables and potentially in some 


cases, it may be useful to revise the set, based on updated search criteria.  


32. For example, assume that geographic comparability is deemed as the most relevant comparability 


factor given the nature of the effects of COVID-19 in a particular market. In these circumstances, in order 


to obtain reliable data from a particular market it may potentially be necessary to relax other comparability 


criteria, and then refine the sample.  


10. Can loss making comparables be used? 


33. In general, there is no overriding rule on the inclusion or exclusion of loss making comparables in 


the OECD TPG.15 Accordingly, loss-making comparables that satisfy the comparability criteria in a 


particular case should not be rejected on the sole basis that they suffer losses in periods affected by the 


COVID-19 pandemic.16 Consequently, when performing a comparability analysis for FY 2020, it may be 


appropriate to include loss-making comparables when the accurate delineation of the transaction indicates 


that those comparables are reliable (e.g. the comparables assume similar levels of risk and that have been 


similarly impacted by the pandemic).  


                                                
15 Paragraph 3.64 of Chapter III of the OECD TPG. 


16 Paragraph 3.65 of Chapter III of the OECD TPG. 
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CHAPTER II. TRANSFER PRICING GUIDANCE 
ON LOSSES AND ALLOCATION OF COVID-19 
SPECIFIC COSTS 


1. Introduction 


34. During the COVID-19 pandemic, many MNE groups have incurred losses due to a decrease in 


demand, inability to obtain or supply products or services or as a result of exceptional, non-recurring 


operating costs.17 The allocation of losses between associated entities can give rise to dispute and hence 


is an issue that requires consideration given the probable increase in the frequency and magnitude of 


losses in the current economic environment. When considering the issue of losses and the allocation of 


COVID-19 specific costs, three issues warrant specific discussion. 


35. First, it is important to emphasise that the allocation of risks between the parties to an arrangement 


affects how profits or losses resulting from the transaction are allocated at arm’s length through the pricing 


of the transaction.18 Hence, the existing guidance on the analysis of risks in commercial or financial 


relations will be particularly relevant for determining how losses are allocated between associated parties. 


36. Second, it will be necessary to consider how exceptional, non-recurring operating costs arising as 


a result of COVID-19 should be allocated between associated parties.19 These costs should be allocated 


based on an assessment of how independent enterprises under comparable circumstances operate. 


Separately, as extraordinary costs may be recognised as either operating or non-operating items, 


comparability adjustments may be necessary to improve the reliability of a comparability analysis. It is 


important to keep in mind that the treatment in a transfer pricing analysis of “exceptional,” “non-recurring,” 


or “extraordinary” costs incurred as a result of the pandemic will not be dictated by the label applied to 


such costs, but by an accurate delineation of the transaction, an analysis of the risks assumed by the 


parties to the intercompany transaction, an understanding of how independent enterprises may reflect such 


costs in arm’s length prices, and ultimately how such costs may impact prices charged in transactions 


between the associated enterprises (see OECD TPG paragraph 2.86, for example). Financial accounting 


standards should be considered in the comparability study, as they contain relevant and potentially helpful 


concepts in identifying the nature of costs. However, it should also be noted that even under those financial 


accounting concepts, there can be uncertainty as to whether particular costs are properly characterised as 


exceptional or extraordinary costs. 


37. Finally, the COVID-19 pandemic has created conditions in which associated parties may consider 


whether they have the option to apply force majeure clauses, revoke or otherwise revise their intercompany 


                                                
17 For example, this might include expenditure on personal protective equipment, on IT infrastructure required to 


implement a “test and trace” system, measures to reconfigure office space to implement physical distancing 


requirements, or on other health-related safety equipment.  


18  Paragraph 1.58 of Chapter I of the OECD TPG. 


19 Depending on the duration of COVID-19 and the broader effects of the pandemic, the question may arise what 


constitutes an “exceptional, non-recurring” operating cost and when should such costs no longer be considered 


“exceptional” or “non-recurring”. As the effects of pandemic vary by industry, business model or market, it is likely that 


this question can only be answered through a careful analysis of the specific costs under consideration. 
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agreements. This may impact the allocation of losses and COVID-19 specific costs between associated 


parties, and therefore also requires specific consideration in the current economic environment. 


2. Can entities operating under limited risk arrangements incur losses? 


38. When performing transfer pricing analyses, the activities performed by an entity may lead it to be 


characterised as “limited-risk” where it has a relatively lower level of functions and risks.20 Though the term 


“limited-risk” is commonly used, since the term is not defined in the OECD TPG, the functions performed, 


assets used and risks assumed by “limited-risk” entities vary, and therefore it is not possible to establish a 


general rule that entities so-described should or should not incur losses. It should also be noted that neither 


the mere labelling of activities as “limited-risk” nor the fact that an entity receives a fixed remuneration 


means by itself that an entity operates on a limited risk basis in a controlled transaction.21 Further, no 


supposition should be made regarding the most appropriate transfer pricing method to apply in any set of 


circumstances without first undertaking a full and accurate delineation of the transaction, which then will 


help inform the choice of method made when performing the appropriate comparability analysis. 


39. In all circumstances it will be necessary to consider the specific facts and circumstances when 


determining whether a so-called “limited-risk” entity could incur losses at arm’s length. This is reflected in 


the OECD TPG which states that “simple or low risk functions in particular are not expected to generate 


losses for a long period of time”,22 and therefore holds open the possibility that simple or low risk functions 


may incur losses in the short-run. In particular, when examining the specific facts and circumstances, the 


analysis should be informed by the accurate delineation of the transaction and the performance of a robust 


comparability analysis. For example, where the losses incurred by third parties reflect a level of risks that 


is not comparable to the one assumed by the taxpayer in its controlled transaction then such a comparable 


should be excluded from the list of comparables (see paragraph 3.65 of the OECD TPG). 


40. In determining whether or not a “limited-risk” entity may incur losses, the risks assumed by an 


entity will be particularly important. This reflects the fact that at arm’s length, the allocation of risks between 


the parties to an arrangement affects how profits or losses resulting from the transaction are allocated.23 


For example, where there is a significant decline in demand due to COVID-19, a “limited-risk” distributor 


(classified as such, for example, based on limited inventory ownership – such as through the use of “flash 


title” and drop-shipping – and therefore limited risk of inventory obsolescence) that assumes some 


marketplace risk (based on the accurate delineation of the transaction) may at arm’s length earn a loss 


associated with the playing out of this risk. The extent of the loss that may be earned at arm’s length will 


be determined by the conditions and the economically relevant characteristics of the accurately delineated 


transaction compared to those of comparable uncontrolled transactions, including application of the most 


appropriate transfer pricing method and following the guidance in Chapter II of this note and Chapters II 


and III of the OECD TPG. In the example provided in this paragraph, the TNMM or potentially the resale-


minus method depending on the more detailed facts and circumstances, might be used as the most 


appropriate method to test the arm’s length nature of the return, and third party comparable distributors 


might in these circumstances earn a loss, which may, for example, arise if the decline in demand means 


that the value of sales is insufficient to cover local fixed costs. It should be noted that the comparables 


chosen should be suitable in light of the accurate delineation of the transaction, in particular with reference 


                                                
20 Paragraph 9.2 of Chapter IX of the OECD TPG. 


21 Paragraph 1.81 of Chapter I of the OECD TPG. 


22 Paragraph 3.64 of Chapter III of the OECD TPG. 


23 Paragraph 1.58 of Chapter I of the OECD TPG. 
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to the risks assumed by each of the counterparties to the transaction. However, it will not be appropriate 


for a “limited-risk” distributor that does not assume any marketplace risk or another specific risk to bear a 


portion of the loss associated with the playing out of that risk. For instance, a “limited risk” distributor that 


does not assume credit risk should not bear losses derived from the playing out of the credit risk. For this 


reason, when determining whether an entity operating under limited risk arrangements can sustain losses 


the guidance in Chapter I of the OECD TPG, particularly as it relates to the analysis of risks in commercial 


or financial relations,24 will be particularly relevant. 


41. When considering the risks assumed by a party to a controlled transaction, tax administrations 


should carefully consider the commercial rationale for any purported change in the risks assumed by a 


party before and after the outbreak of COVID-19 (and taking into consideration the accurate delineation of 


such purported change). In particular, concerns may arise where before the outbreak of COVID-19 a 


taxpayer argues that a “limited-risk” distributor did not assume any marketplace risk and hence was only 


entitled to a low return, but after the outbreak argues that the same distributor assumes some marketplace 


risk (for example, due to changes in risk management functions) and hence should be allocated losses. In 


this scenario, consideration should be given to re-examining whether prior to the outbreak of COVID-19 


the “limited-risk” distributor genuinely did not assume any marketplace risk, whether after the outbreak the 


“limited risk” distributor did not actually assume any marketplace risk, and/or whether the assumption of 


this risk following the outbreak of COVID-19 is a result of a business restructuring. If a prior risk allocation 


is recognised under an accurate delineation, in order for a reallocation of that risk to be recognised under 


a subsequent updated accurate delineation, such new risk allocation must be supported by an analysis of 


all the facts and circumstances and relevant evidence should be obtained and documented to substantiate 


the position. In this respect, the guidance in Chapter IX of the OECD TPG may be relevant. In general, 


consideration should be given to whether a taxpayer is taking inconsistent positions pre- and post-


pandemic and, if so, whether either position is consistent with the accurate delineation of the transaction. 


3. Under what circumstances may arrangements be modified to address the 


consequences of COVID-19? 


42. In response to the COVID-19 pandemic, independent parties could seek to renegotiate certain 


terms in their existing agreements.25 Associated parties may also consider revising their intercompany 


agreements and/or their conduct in their commercial relationships. Tax administrations should therefore 


review the agreements and/or the conduct of associated enterprises, in light of the guidance in section D 


of Chapter I of the OECD TPG, together with observations of relevant behaviour of independent parties 


and this guidance, in order to ascertain whether any such renegotiation should be respected under the 


OECD TPG. The accurate delineation of the controlled transaction will determine whether the revision of 


intercompany agreements is consistent with the behaviour of unrelated parties operating under 


comparable circumstances. 


43. Given the current economic environment, it is possible that independent parties may not strictly 


hold another party to their contractual obligations, particularly if it is in the interest of both parties to 


renegotiate the contract or to amend certain aspects of their behaviour. For example, unrelated enterprises 


may opt to renegotiate a contract to support the financial survival of any of the transactional counterparties 


given the potential costs or business disruptions of enforcing the contractual obligations, or in view of 


anticipated increased future business with the counterparty. This behaviour should be considered when 


                                                
24 Paragraphs 1.56 -1.106 of Chapter I of the OECD TPG. 


25 Part 1, Section F of Chapter IX of the OECD TPG. 
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determining whether or not associated parties would agree to revise their intercompany agreements in 


response to COVID-19. 


44. For example, assume that Distributor X purchases products, the controlled transaction, from a 


related party Company Y, and sells these products to third party customers. Further assume that a major 


customer of Distributor X does not pay for products purchased within its standard 30-day term, and that 


this causes a cash flow issue for Distributor X, who bears credit risk under the accurately delineated 


transaction. Under these circumstances, Distributor X may seek to renegotiate its payment terms on a 


temporary basis with Company Y. The determination of whether this renegotiation is arm’s length should 


be based on what independent parties would do under comparable circumstances and if there have been 


situations at arm’s length where contractual terms have not been enforced, or have been amended, this 


may form reasonable evidence for taxpayers to justify revised terms in intra-group agreements where the 


situations are comparable.  


45. Determining whether a renegotiation of a commercial arrangement (including pricing under the 


arrangement going forward and any potential compensation for the renegotiation itself) represents the best 


interests of the parties to a transaction requires careful consideration of their options realistically available26  


and the long-run effects on the profit potential of the parties.27 For example, an entity may agree to 


restructure a transaction if the alternative option is losing a key customer or supplier, where it considers 


that the restructuring will maximise its profits in the long-run. Consideration should also be given to whether 


the economic impact resulting from the renegotiation may require indemnification (as defined in OECD 


TPG paragraph 9.75) of the harmed party.28 


46. The above analysis outlines the factors that should be considered when determining whether 


associated parties may at arm’s length consider revising their intercompany agreements and/or their 


conduct in their commercial relationships as a consequence of the COVID-19 pandemic. However, it is 


important to emphasise that in the absence of clear evidence that independent parties in comparable 


circumstances would have revised their existing agreements or commercial relations, the modification of 


existing intercompany arrangements and/or the commercial relationships of associated parties is not 


consistent with the arm’s length principle. Accordingly, such modifications should be treated with caution 


and well-supported by documentation outlining how the modification is in line with the arm’s length 


principle.  


4. How should operational or exceptional costs arising from COVID-19 be 


allocated between related parties? 


47. As a result of the COVID-19 pandemic, many enterprises have incurred exceptional, non-recurring 


operating costs relevant to differing operating conditions for the pandemic period. These include 


expenditure on Personal Protective Equipment (PPE), reconfiguration of workspaces to enable physical 


distancing, IT infrastructure expenses relating to test, track and trace obligations and to implement 


teleworking arrangements. In determining how these costs should be allocated between related parties, it 


will be important to consider how these costs would be allocated between independent parties operating 


in comparable circumstances.  


                                                
26 It should be noted that in an uncontrolled transaction one party might attempt to force a renegotiation by threatening 


to violate the terms of an existing agreement, believing that the other party will not find it worthwhile to seek judicial 


enforcement of the agreement, whereas this course of action may not realistically be available in the context of a 


controlled transaction. 


27 Paragraphs 9.78-9.97 of Chapter IX of the OECD TPG. 


28 Paragraphs 9.78-9.97 of Chapter IX of the OECD TPG. 
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48. Allocation of operating or exceptional costs would follow risk assumption and how third parties 


would treat such costs. Thus in order to determine which associated enterprise should bear exceptional 


costs, it would be first necessary to accurately delineate the controlled transaction, which would indicate 


who has the responsibility for performing activities related to the relevant costs and who assumes risks 


related to these activities. For example, if a cost directly relates to a particular risk, then the party assuming 


that risk would typically bear the costs associated with that risk. Furthermore, the party initially incurring an 


exceptional cost may not be the party assuming risks associated to that cost at arm’s length, and 


consequently such costs may need to be passed on to parties that do assume such risks. Thus a thorough 


analysis should be performed before concluding whether all or part of the operating or exceptional costs 


should be allocated between related parties. 


49. Further, it should be noted that certain operating costs may not be viewed as exceptional or non-


recurring in circumstances where the costs relate to long-term or permanent changes in the manner in 


which businesses operate. For example, certain costs relating to teleworking arrangements may become 


permanent if working from home became more common as a result of the pandemic. Consequently, if the 


expense is viewed as neither being exceptional nor non-recurring and reflects more common means of 


doing business, then it should be treated as such when delineating the transaction to which the costs 


pertain and in undertaking the comparability analysis. Furthermore, it should also be noted that for certain 


businesses the COVID-19 pandemic has led to reduction in or elimination of certain costs that were 


typically incurred prior to the COVID-19 pandemic. These will differ depending on the underlying facts and 


circumstances, but might include expenses on rent, the day-to-day running expenses of a physical office, 


and travel related expenses, among others. Expenses that relate to substitutes to the means of conducting 


business activities would likely be treated as operating costs, depending on the underlying facts and 


circumstances. If teleworking costs, or any other costs pertaining to remote working facilities, are centrally 


borne by one entity of the MNE group, it may be appropriate to charge out such expenses to parties that 


benefit from the underlying product or service to which the expense relates. 


50. At arm’s length, exceptional costs may or may not be passed on (wholly or partially) to customers 


or suppliers depending on who has the responsibility to bear such costs and (including in cases in which 


such responsibility is not expressly provided for) the consequences of the accurate delineation of the 


controlled transaction (including risk assumption) and the comparability analysis. For example, which party 


ultimately bears such costs might be influenced by the competitiveness of the industry within which the 


activity occurs and how demand responds to changes in price. For example, a manufacturer in a highly 


competitive market, with undifferentiated products, may be unable to pass on exceptional costs to its 


customers, without experiencing a decline in demand for its services (unless its competitors are passing 


on similar costs). However, a similar manufacturer that produces differentiated products in a comparatively 


uncompetitive industry may be able to pass on these costs to its customers, at least partially, without 


experiencing a decline in demand. 


5. How should exceptional costs arising from COVID-19 be taken into 


account in a comparability analysis? 


51. When performing a comparability analysis, it may be necessary to specifically consider how 


exceptional costs arising from COVID-19 should be taken into account. 


52. First, exceptional costs should generally be excluded from the net profit indicator except when 


those costs relate to the controlled transaction as accurately delineated.29 The exclusion of exceptional 


costs must be done consistently at the level of the tested party and the comparables to ensure a reliable 


                                                
29 Paragraph 2.86 of Chapter II of the OECD TPG. 
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outcome, noting that the availability of this information may be limited.30 Care should be taken in order to 


ensure that such costs are appropriately measured and are consistently accounted for to the extent 


possible. 


53. Second, when determining a cost basis, it will be important to consider whether the basis should 


include or exclude exceptional costs that are deemed to relate to the controlled transactions (determination 


noted above), and, if included in the costs basis, whether such costs should or should not be treated as 


pass-through costs to which no profit element should be attributed (see paragraph 2.99 of the OECD TPG). 


Including exceptional costs in the cost basis would transfer these costs to the counterparty, whereas 


excluding them would have the effect of allocating them to the tested party. Therefore, in determining which 


approach is most appropriate, it will be important to consider at arm’s length which party to the controlled 


transaction would have borne these additional costs, which should in turn be informed by the accurate 


delineation of the transaction.31 


54. Third, adjustments for accounting consistency may be required to improve comparability. 


Adjustments for accounting consistency are designed to eliminate the effect of differing accounting 


practices between the controlled and uncontrolled transactions and should be considered if and only if they 


are expected to increase the reliability of the results of a comparability analysis.32 In some cases, if 


exceptional costs arising from COVID-19 may be accounted for as either operating or non-operating items 


by different taxpayers in different transactions, then comparability adjustments may be necessary. In other 


cases there can be differences in whether the COVID-19 related costs are taken into account above or 


below the gross profit line. For instance, the recognition of the purchase of PPE as an operating cost by 


the tested party and as a cost of goods sold by a comparable may have a significant impact when 


computing a profit level indicator based on gross profit and may require a comparability adjustment.  


6. How may force majeure affect the allocation of losses derived from the 


COVID-19 pandemic? 


55. Force majeure clauses may be invoked in order to suspend, defer, or release an enterprise from 


its contractual duties without liability in certain situations.33 This may result in losses for enterprises 


because of the loss of a customer, supplier or an ordinarily profitable contract, and could also lead to the 


closure of business operations and associated restructuring costs.  


56. Because of the COVID-19 pandemic, a party may attempt to assert that the extreme circumstances 


justify the non-performance of a contract and this may be achieved through invoking a force majeure 


                                                
30 Paragraph 2.74 of Chapter II of the OECD TPG. 


31 Paragraph 2.51 and 2.98 of Chapter II of the OECD TPG. 


32 Paragraph 3.48 and 3.50 of Chapter III of the OECD TPG. 


33 Note that these guidelines do not seek to legally define concepts such as “force majeure” or provide comment on 


when it may legally be invoked, but instead focus on the transfer pricing implications of the existence of the force 


majeure concept and its invocation. The “force majeure” concept originated in civil law systems. While the doctrine 


does not apply automatically in all civil law countries, certain European civil law countries at least implicitly recognise 


the force majeure principle in their civil codes (i.e. it may not be necessary to include it in a contract because the 


statutory force majeure provisions apply automatically to all contracts within those jurisdictions). In common law 


jurisdictions, the application of force majeure is not implied in contracts; thus, parties to the contract need to include 


that clause expressly, detailing the specific circumstances under which the parties can suspend or discontinue 


performance of its contractual obligations. In common law jurisdictions, in the absence of a “force majeure” clause in 


the contract, the parties may invoke certain common law doctrines to attempt to end and release the parties’ 


contractual obligations.  
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clause, which defines circumstances beyond the control of parties to a transaction that can frustrate or 


render impossible contractual performance. For instance, force majeure events arising in the context of 


COVID-19 could be the prohibition of activities by a governmental body, for example through the enforced 


closure of production or retail facilities.  


57. Where one party to a controlled transaction seeks to invoke force majeure, the agreement and 


underlying legal framework within which force majeure may be invoked should form the starting point of a 


transfer pricing analysis. It cannot be automatically assumed that where a relevant intercompany contract 


contains a force majeure clause that the COVID-19 pandemic is sufficient for a party to that contract to 


invoke force majeure, nor can it be automatically assumed in the absence of such a clause in the 


intercompany contract that a renegotiation with a potentially similar outcome at arm’s length would be 


inappropriate (see paragraph 59 below). Whether COVID-19 constitutes a force majeure in a particular 


case will depend on the plain language of the force majeure provision (and possibly also on how that 


provision interacts with other terms, such as certain terms of the controlled transaction itself). In addition, 


it will be relevant to analyse the conduct of the parties in reviewing an existing force majeure provision or 


in ascertaining whether or not it may be asserted in the absence of a specific term. The accurate delineation 


of the controlled transaction will determine whether invoking force majeure is permissible, including by 


reference to the conduct of the parties and not just by reference to the legal agreement. Care should be 


taken to assess whether the magnitude of the disruption caused by COVID-19 in the specific related party 


situation qualifies as a force majeure event, and to review the force majeure clause in the context of the 


overall relationship and contractual agreement. An analysis of the economic circumstances of the 


commercial arrangement is relevant to determining whether, at arm’s length, a party would decide to invoke 


a force majeure clause. 


58. For example, assume that Company G in Jurisdiction G provides manufacturing services to 


Company H under a long-term manufacturing services agreement that includes a force majeure clause. 


The government in jurisdiction G mandates the closure of the manufacturing facility for a certain specified 


short-term period, which may be extended depending on the duration of the pandemic. Given the lack of 


clarity on the extent of the disruption, it would be important to analyse the contract to see if the disruption 


qualifies as a force majeure event and consider whether, at arm’s length, Company G or Company H would 


seek to invoke the clause. Assuming that a clause may be legally invoked under the relevant legal 


framework, given the long-term nature of the relationship and the short-term nature of the disruption, it 


may be the case that neither company would invoke the clause, even if it did qualify as a force majeure 


event. If the disruption was for a longer period, then the circumstances may be different, and force majeure 


may be more likely invoked. 


59. In response to COVID-19, some taxpayers may seek to assert force majeure in situations where 


it is not contained within the relevant intercompany agreement (assuming here that the law governing the 


contract is not a civil law jurisdiction where force majeure would automatically apply), may seek to change 


an existing intercompany agreement to insert a force majeure clause, or may seek to assert that a 


renegotiation at arm’s length would have similar economic outcomes. In these circumstances, tax 


administrations should carefully review such assertions in light of the accurately delineated transaction 


(including consideration of the conduct of the parties, both past and present) and the economically relevant 


circumstances of the transaction. Tax administrations should therefore review the agreements and/or the 


conduct of associated enterprises, in light of the guidance in section D of Chapter I of the OECD TPG, 


together with observations of relevant behaviour of independent parties and this guidance, in order to 


ascertain whether any such assertion, revision or renegotiation should be respected under the OECD TPG, 


and that the transfer pricing outcomes are appropriate in light of the accurate delineation of the transaction. 
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CHAPTER III. TRANSFER PRICING 
GUIDANCE ON GOVERNMENT ASSISTANCE 
PROGRAMMES 


1. Introduction  


60. Government assistance is a monetary or non-monetary programme where a government or other 


public authority provides a direct or indirect economic benefit to eligible taxpayers such as grants, 


subsidies, forgivable loans, tax deductions, or investment allowances. For example, a government may 


directly subsidise the labour costs incurred in undertaking certain activities or may indirectly support 


businesses through the provision of local infrastructure, such as a business park. 


61. During the COVID-19 pandemic, governments’ overriding concern has been public health and 


controlling the spread of the virus while at the same time trying to help enterprises manage the impact of 


the decline of business activity and workers facing a decline in employment opportunities and income.  


62. Job retention programmes have been used in many jurisdictions to preserve jobs in enterprises 


experiencing a temporary reduction in business activity.34 Examples of these programmes include short-


term work programmes that directly subsidise hours not worked35 and wage subsidy programmes that 


subsidise hours worked or top up the earnings of workers on reduced hours.36 


63. Governments have also provided broader financial and liquidity supports to ensure enterprises 


can continue to operate through the period of reduction in business activity. Those include: (i) loan 


guarantees; (ii) direct financing to business on preferential terms; (iii) loan deferrals; (iv) specific grants 


and (v) tax relief.  


64. The availability, substance, duration and take-up of these programmes potentially have transfer 


pricing implications, whether the government assistance is provided to a member of an MNE group directly 


or made available to independent parties within the market where an MNE group operates (thus affecting 


the behaviour of enterprises engaged in potentially comparable transactions).37  


65. The terms and conditions of government assistance programmes related to COVID-19 need to be 


considered when determining the potential impact of these programmes on controlled transactions and 


when comparing their effects with those of other pre-existing assistance programmes. For instance, a 


number of COVID-19 assistance programmes are designed as temporary support to preserve businesses 


as a going concern and their impact in the transfer pricing analysis may differ from the impact of ongoing 


assistance programmes (linked or not to COVID-19 assistance), the duration of which may cover several 


years.  


                                                
34 A crucial aspect of all job retention schemes is that employees keep their contracts with the employer even if their 


work is suspended. 


35 For example, the German Kurzarbeit or the French Activité partielle.  


36 For example, the Dutch Emergency Bridging Measure (Noodmatregel Overbrugging Werkgelegenheid, or “NOW”) 


or the Job Keeper Payment in Australia. 


37 This chapter deals with government assistance programmes. This chapter does not discuss the effects of other 


government interventions, including interventions that prevent or limit a party’s ability to fulfil an existing intercompany 


agreement.  
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66. In addition, there may be challenges in establishing the nature of government assistance received 


by potential comparables, given the different types of COVID-19 government assistance programmes, the 


practical difficulties to obtain detailed and reliable information and the delay in data availability. In this 


context, the analysis required on the specific characteristics of the government assistance should take into 


account the economic impact of the assistance on the accurately delineated transaction. Therefore, an 


exhaustive analysis of the specific characteristics of government assistance would not be required in 


circumstances where the receipt of government assistance is unlikely to have a material impact on the 


accurately delineated controlled transaction. (See section C of Chapter III of the OECD TPG) 


2. Is the receipt of government assistance an economically relevant 


characteristic? 


67. Economically relevant characteristics that pertain to a controlled transaction should be evaluated: 


(i) when accurately delineating the controlled transaction; and (ii) to facilitate the comparison between the 


accurately delineated controlled transaction and comparable uncontrolled transactions, in order to price 


the controlled transaction.38 


68.  The extent to which the receipt of government assistance is an economically relevant 


characteristic may vary. An example of where government assistance may be more economically relevant 


is the provision of a wage subsidy, a government debt guarantee or short-term liquidity support. In such 


circumstances, the receipt of government assistance may have a direct impact on the controlled 


transaction and comparable transactions between independent parties, including their prices. In other 


situations the receipt of government assistance may be less economically relevant. For example, the 


provision of local infrastructure by a government might be only indirectly linked to the controlled transaction 


and the compensation thereof. Additionally, there may be other situations where the parties to a controlled 


transaction do not receive government assistance, but another party does, and this may influence the 


economically relevant characteristics of the transaction. 


69. The determination of the economic relevance of government support will inform its effect, if any, 


on accurately delineating the controlled transaction and performing the comparability analysis. If the 


government assistance is an economically relevant characteristic, this information should be included as 


a part of the documentation to support the transfer pricing analysis. 


3. Is guidance on other local market features relevant when analysing the 


transfer pricing implications of government assistance? 


70. Section D.4 of Chapter I of the OECD TPG elaborates on the effect of government policies noting 


that, as a general rule, government interventions should be treated as conditions of the market in the 


particular country. Therefore, the receipt of government assistance may be part of the economic 


circumstances of the parties and a feature of the market in which the parties operate. In this regard, the 


provisions in section D.6.2 of Chapter I of the OECD TPG on other local market features may provide 


guidance relevant to the transfer pricing implications of government assistance either directly or by 


analogy.  


71. In particular, by analogy to section D.6.2 of Chapter I of the OECD TPG, the analysis of the 


implications of the receipt of government assistance would need to consider the following factors (not only 


                                                
38 Paragraph 1.33 of Chapter I of the OECD TPG. 
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to identify reliable market comparables when they exist, but also in cases where such comparables cannot 


be identified):    


 whether the receipt of government assistance provides a market advantage to the 


recipient;  


 the amount of any increase in revenues, decrease in costs, vis-à-vis those of reliable 


comparables, that are attributable to the government assistance received, and the 


duration of the assistance; 


 the degree to which benefits of government assistance, at arm’s length, are passed on to 


independent customers or suppliers (see paragraph 76); and,  


 where benefits attributable to government assistance exist and are not fully passed on to 


independent customers or suppliers, the manner in which independent enterprises 


operating under similar circumstances would allocate such benefits between them. 


72. The analysis of the receipt of government assistance as a local market feature may help to inform 


an analysis of whether its receipt affects the price of a controlled transaction (as discussed further in 


question 4. below). It may also be relevant when conducting a comparability analysis (as discussed further 


in question 6. below). However, the particular nature of the government assistance should always be 


reviewed in the transfer pricing analysis, as under certain circumstances it may not be a general feature of 


the market, and/or it may not generate benefits for either party.  


4. Does the receipt of government assistance affect the price of controlled 


transactions? 


73. The potential effect of the receipt of government assistance on the pricing of a controlled 


transaction will depend on the economically relevant characteristics of the transaction, following an 


accurate delineation of the controlled transaction and the performance of a comparability analysis. 


Therefore, it would be contrary to the arm’s length principle to assume that the mere receipt of government 


assistance would affect the price of the accurately delineated controlled transaction, without performing a 


careful comparability analysis (including an analysis of how the receipt of government assistance would 


affect the price of uncontrolled transactions, if at all, and the perspectives of both parties to the transaction).  


74. The economically relevant characteristics of the accurately delineated controlled transaction will 


help in determining the potential effect of the receipt of government assistance on the pricing of the 


controlled transaction, if any. For instance, some of the aspects to consider in analysing the impact, if any, 


of the receipt of government assistance on the price of a controlled transaction include the availability, 


purpose, duration and other conditions imposed by the government in granting the assistance; the 


allocation of the economically significant risks; and the level of competition and demand within the relevant 


markets. In addition, as indicated in paragraph 1.34 of the OECD TPG, the identification of these 


economically relevant characteristics would require a broad evaluation of how the MNE group responds to 


the receipt of government assistance. 


75.  Government assistance programmes may be subject to a number of legal conditions that could 


limit or even prevent the capacity of the party receiving the assistance from modifying the pricing of its 


transactions with other parties across the value chain and that should be taken into account in performing 


a comparability analysis, along with the other comparability factors described in paragraph 74. Similarly, 


government assistance programmes could be, for example, contingent upon eligibility criteria that could 


require the recipients to demonstrate a significant downturn in revenue or could be intended to preserve 


the viability of businesses during the pandemic. In addition, some government assistance programmes 


may be subject to uncertainty around the amounts involved. These aspects could limit the effect of 
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government assistance on the price of the goods or services offered by the entity receiving the assistance 


and should be considered as part of the comparability analysis. 


76. The economic circumstances of the market in which the party receiving government assistance 


operates could also influence the pricing of the accurately delineated controlled transaction. Subject to the 


specific facts and circumstances, aspects such as the level of competition, the elasticity of the demand or 


the availability of the benefits to competitors in the market, which may not be known or disclosed, could be 


relevant factors in determining whether the receipt of government assistance would be translated into an 


entity’s pricing strategy. In addition, the economic circumstances of the market in which the MNE group 


sells its products to third party customers would also be relevant to determine, for instance, whether the 


receipt of government assistance has led the MNE group to change its pricing strategies towards unrelated 


customers, either to retain the assistance within the MNE group or to pass it on to third parties. 


77. The analysis of the effect of government assistance on the price of a controlled transaction will 


take into account the allocation of the economically significant risks under the accurate delineation of the 


controlled transaction, the impact of the pandemic on the outcome of the economically significant risks, 


and the linkage between the type of government assistance and those risks. Based on the facts and 


circumstances, the impact of government assistance on the price of a controlled transaction, if any, would 


depend, among other things, on which party assumes the economically significant risks affected by the 


pandemic in the context of an analysis of the accurately delineated controlled transaction. In order to reach 


a conclusion, consideration also should be given to all the other comparability factors described in 


paragraph 74. 


78.  Under the guidance in Chapter II of the OECD TPG, when establishing arm’s length prices using 


one-sided methods, particular care must be taken to avoid adopting without further analysis a particular 


mechanical approach (such as offsetting cost savings achieved through government assistance against 


the relevant cost base for the transaction; recognising government assistance as revenue; or recognising 


government assistance as extraordinary income) since this could lead to  non-arm’s length prices in 


transactions among associated parties. 


79. In the absence of reliable comparables or other reliable information (such as a robust analysis of 


the economically relevant characteristics described in paragraph 74) regarding how independent parties 


would allocate government assistance, caution should be exercised in assessing whether a purported 


sharing of government assistance represents an arm’s length outcome.  


5. Does the receipt of government assistance modify the allocation of risk in 


a controlled transaction? 


80. The receipt of government assistance may reduce the quantitative negative impact of a risk. For 


instance, a party assuming credit risk could expect to incur losses from a transaction due to financial 


difficulties of its counterparty. However, the counterparty may in fact be able to meet its obligations by 


benefitting from government assistance. This aspect (i.e. the reduction in the negative impact of risk) must 


be distinguished from the allocation of risk under the guidance in section D.1.2.1 of Chapter I of the OECD 


TPG. 


81. Under the guidance of Chapter I of the OECD TPG, the provision of government assistance to an 


associated party will not change the allocation of risk in a controlled transaction for transfer pricing 


purposes. For instance, assume Company W is a distributor that purchases goods from a related party 


manufacturer and sells those goods to third party customers in the jurisdiction where it is resident (Country 


W). Under the accurate delineation of the transaction, the marketplace risk is assumed by Company W. 


This implies that, under normal economic circumstances, including economic cycles, Company W bears 


the consequences of the playing out of the marketplace risk (e.g. a decrease in demand due to new 
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competitors entering the market). Assume further that demand for Company W’s products declines 


significantly due to the measures adopted by the government in Country W in response to the COVID-19 


pandemic. Company W receives government assistance in the form of a cash grant to help the entity to 


support its fixed and operating costs during the period where the measures remain in place. Under the 


guidance in paragraphs 1.66 and 1.67 of Chapter I of the OECD TPG, the receipt of government assistance 


does not alter Company W’s contractual arrangements and does not alter Company W’s capability and 


actual performance of decision-making functions relating to the marketplace risk. Despite the government 


intervention, Company W would retain the competence and experience regarding the marketplace risk and 


would continue to possess an understanding of the impact of its decisions related to that risk on the 


business. Therefore, under the prevailing facts and circumstances, the government assistance to support 


Company W in tackling the financial distress derived from the COVID-19 pandemic does not modify the 


allocation of the marketplace risk to Company W. The same conclusion would apply to other risks that had 


been equally allocated to the distributor, e.g. inventory risk or credit risk. 


6. Does the receipt of government assistance affect the comparability 


analysis? 


82. The comparability of open market transactions or enterprises may be influenced by the receipt of 


government assistance, affecting both how the parties establish their commercial or financial relations and 


how they price their transactions. Therefore, when performing a comparability analysis, it may be 


necessary to take into account the receipt of government assistance when reviewing potential 


comparables.  


83. For example, as government assistance and the specific circumstances of the COVID-19 


pandemic may vary across different markets, it may affect the comparables and the arm’s length prices of 


uncontrolled transactions in different ways.39 For instance, assume Company D, a member of an MNE 


group, provides manufacturing services and receives a domestic wage subsidy under a job retention 


programme offered by the government of Country D. Assume further that third party manufacturer 


Company E in Country E receives a domestic short-time work programme where the hours not worked by 


employees are directly subsidised. The services provided by Company D and Company E may be similar 


but the general availability and receipt of government assistance to Company D and Company E may 


result in a material difference in the arm’s length conditions of the transactions for the period over which 


the short-time work programme is in place and may not be sufficient to ensure a reliable comparison. In 


that case, the services provided by Company E would not be comparable for purposes of evaluating and 


determining the arm’s length price for Company D’s services based on the principles of Chapters II and III 


of the OECD TPG unless comparability adjustments to take such differences into account can reliably be 


made, based on an analysis of all of the relevant facts and circumstances of the case. Other characteristics 


of the government assistance that might affect comparability, depending on the circumstances, could 


include, for example, the duration of an assistance program and the relation between the assistance 


provided and the pandemic-related costs or the lost revenue. 


84. The most reliable approach in identifying reliable comparables will be to refer, where possible, to 


data regarding comparable uncontrolled transactions in the same or comparable geographic market 


between independent enterprises performing similar functions, assuming similar risks, and using similar 


assets.   


85. The materiality of the change in economically relevant circumstances created by the impact of 


government assistance available in a market may impose additional challenges to the comparability 


analysis. It may for example render it more difficult to apply the comparability analysis through the utilisation 


                                                
39 Paragraph 1.112 of Chapter I of the OECD TPG on the relevance of differences across markets. 
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and/or the application of a particular transfer pricing method and search for comparable transactions, on 


the basis that comparability differences may be exacerbated due to variations in government assistance 


between comparables or between jurisdictions.40 For example, an uncontrolled transaction that might 


otherwise have been considered comparable to a particular controlled transaction might be considered not 


comparable by virtue of the fact that one of the transactions is subject to government assistance while the 


other is not. A revised strategy, and potentially the use of a corroborating transfer pricing methodology,41 


may need to be applied in such cases to take account of the differences in comparability. See Chapter II 


of this guidance.   


86. Finally, when applying a one-sided method such as the resale price method, the cost plus method, 


or the TNMM, the accounting treatment of the government assistance in both the tested party and any 


comparable may need to be specifically identified, especially when the tested party and the comparables 


apply different accounting standards. For example, the government assistance may be deducted from the 


costs under the relevant accounting standard, or it may be presented separately. In addition, the 


accounting treatment of government subsidies under different accounting standards may impact different 


levels of profitability (e.g. gross profit, operating profit, net profit, etc.) or might even be accounted for in 


the “other comprehensive income” statement, only being recycled into the “profit or loss statement” of the 


entity over time. Where accounting treatments of the same type of assistance differ between the tested 


party and the comparable, a comparability adjustment may be required. In addition, divergences in the 


accounting treatment of government assistance could point to a difference in the type of government 


support provided – e.g. the accounting treatment of a conditional loan differs from that of an outright grant. 


Such a difference could affect comparability and might be more difficult to adjust for than a simple 


accounting difference. 


                                                
40 As the guidance in paragraph 2.143 of the OECD TPG indicates, the lack of comparables alone is insufficient to 


warrant the use of a transactional profit split. 


41 In considering the use of more than one method, the guidance in paragraph 2.12 of the OECD TPG should be 


followed in any case. 
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CHAPTER IV. ADVANCE PRICING 
ARRANGEMENTS 


1. Introduction 


87. COVID-19 has led to material changes in economic conditions that were not anticipated when 


many APAs covering FY2020 and potentially future financial years affected by COVID-19 were agreed. 


Given this situation, it is important to determine to what extent, if any, the change in economic conditions 


affects the application of existing APAs. Taxpayers and tax administrations negotiating APAs that apply to 


FY2020 may also face questions about how the economic conditions arising from COVID-19 should be 


taken into account. For this reason, this guidance explains the possible impact of COVID-19 on existing 


unilateral, bilateral and multilateral APAs and APAs under negotiation. 


88. One of the primary benefits of an APA is that it provides tax certainty to taxpayers and tax 


administrations by ensuring predictability in the treatment of international transactions for tax purposes. It 


is important to underline, however, that taxpayers and tax authorities are encouraged to take constructive 


and collaborative approaches in the APA process, which are conducive to the long-run success of an APA 


programme.  


89. Some taxpayers may face challenges applying existing APAs under the economic conditions 


resulting from the COVID-19 pandemic. In those instances, taxpayers are encouraged to adopt a 


collaborative and transparent approach by raising these issues with the relevant tax administrations in a 


timely manner. Taxpayers should not seek to resolve them unilaterally without consulting with the relevant 


tax administrations.  


2. What impact does COVID-19 have on existing APAs?42 


2.1. Are taxpayers and tax administrations still bound by existing APAs in light of the 


changes in economic conditions? 


90. Yes, existing APAs and their terms should be respected, maintained and upheld, unless a 


condition leading to the cancellation or revision of the APA (e.g. breach of critical assumptions) has 


occurred. Taxpayers and tax administrations cannot automatically disregard or alter the terms of existing 


APAs due to the change in economic circumstances.  


91. Generally, the APA itself will explicitly describe what constitutes a situation of non-compliance or 


failure to meet a critical assumption, as well as the consequences arising from it. Also, domestic law or 


procedural provisions may also impose consequences or obligations on the taxpayer and affected tax 


administrations. All this should be considered by taxpayers and tax administrations in determining the 


impact of the COVID-19 pandemic on existing APAs.  


 


                                                
42 In considering how to respond to the impact of COVID-19 on existing APAs, the guidance provided, in Annex II to 


Chapter IV of the OECD TPG: Guidelines for Conducting Advance Pricing Arrangements under the Mutual Agreement 


Procedure (MAP APAs) is relevant. 
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2.2. Does the change in economic conditions constitute a breach of a critical 


assumption? 


92. Most APAs include critical assumptions about the operational and economic conditions that will 


affect the transactions covered by the APA. The COVID-19 pandemic and the response of governments 


have dramatically affected the economic and market conditions and are likely to qualify as a breach of the 


critical assumptions (para. 44 b) and c) of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG). A mere change in 


business results during the period affected by the COVID-19 pandemic would not, however, result in a 


breach of a critical assumption (unless the particular APA had a critical assumption regarding changes in 


business results).  


93. Whether there has been a breach in a critical assumption should be analysed on a case-by-case 


basis, and it should take into account the individual circumstances of the taxpayer and commercial 


environment. The COVID-19 pandemic has not had the same impact on all enterprises. While many 


industries and business have experienced a drop in demand and revenues because of forced lockdowns, 


others have expanded their consumer-base or benefitted from new business opportunities. Whether a 


breach has occurred may also depend on the duration of the disruption. If a breach has occurred, in 


determining an appropriate response, a tax administration should carefully consider the extent of the 


divergence between the agreed parameters in the APA and the new parameters under the COVID-19 


economic circumstances43; and, the ability of the agreed transfer pricing methodology to reliably reflect 


arm’s length pricing of a controlled transaction under the new situation.44 


94. Where tax administrations establish that the critical assumptions of an APA have not been 


breached, the existing APA, as agreed, must continue to be respected, maintained and upheld. If a 


taxpayer believes that the terms of the APA are no longer appropriate, it should not seek unilaterally to 


breach critical assumptions deliberately or fail to comply with the terms or conditions of the APA, and it 


should avoid making unreliable price adjustments or taking other actions that are not consistent with (or 


otherwise fail to comply with) the terms of the APA that it may view as not appropriate. Instead, where 


taxpayers have concerns, they should approach the relevant tax administration in a transparent way to 


discuss their concerns. 


2.3. How should tax administrations respond to the failure to meet critical assumptions? 


95. When considering the consequences of the failure to meet critical assumptions, tax administrations 


and taxpayers should consider the (i) terms of the APA; (ii) any agreement between relevant tax 


administrations as to how to deal with the failure; and (iii) any applicable domestic law or procedural 


provisions.45 This section follows the guidance in Chapter IV, Section F and Annex II to Chapter IV of the 


OECD TPG.  


96. In some situations, the APA agreement, domestic law or procedural provisions may prescribe 


procedures to follow, or describe the consequences that will arise, in situations where there is a failure to 


fulfil critical assumptions. In these situations, tax administrations should follow the prescribed procedures.46 


In other situations, tax administrations may have some discretion over their response.47 Also in the event 


                                                
43  Paragraph 45 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


44  Paragraph 43 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


45 Paragraph 74 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


46 Paragraph 74 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


47 Paragraph 66 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG, item e) (breach of critical assumption would “trigger 


renegotiation of the agreement”). 
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that the effect of the breach is not material, (Paragraph 75 of the Annex II to Chapter IV of the OECD TPG), 


the taxpayer and tax administration may agree to continue to apply the APA In the case of bilateral or 


multilateral APAs, a common and helpful practice is for the tax administrations to consult before imposing 


any unilateral changes,48 and such consultation is mandated in some APAs.49 In the absence of other rules 


and procedures prescribed by domestic law, when the guidance in Chapter IV of the OECD TPG apply , a 


breach of critical assumption with the APA could have three potential outcomes as provided in section E.3 


Annex II to Chapter IV of OECD TPG:50 


 Revision, which means that the taxpayer and tax administrations still have the benefit of 


the APA for the whole of the proposed period, albeit that different terms apply before and 


after the revision date.  


 Cancellation, which means the APA is treated as being effective and in force but only up 


to the cancellation date and not for the whole of the proposed period. 


 Revocation, which has the effect that the taxpayer is treated as if the APA had never 


been entered into. 


2.3.1. When would revision be an appropriate response? 


97. Revision would be the appropriate response where there has been a material change in conditions 


noted in a critical assumption in the APA and the tax administration and the taxpayer agree on how to 


revise the APA.51 The revision of an existing APA would have the effect of changing the previously agreed 


terms of an APA. Under this approach, it is likely that the original terms of the APA would remain in force 


for the period up to FY2020, with revised terms applying for FY2020 and any subsequent year(s) subject 


to the economic circumstances derived from the COVID-19 pandemic.  


98. In some circumstances, it may be possible to retain some of the terms set out in an APA, but revise 


specific provisions for which the breach in the critical assumptions is relevant. For example, an APA may 


cover a series of controlled transactions for which the agreed methodology for only one specific transaction 


required revision. 


99. In other circumstances, more general revisions may be required, depending on the specific facts 


and circumstances of a case, where allowed by domestic law. For example, tax administrations could 


consider evaluating the results of the transfer pricing methodology specified by the APA over the period of 


the APA, rather than on an annual basis, i.e. a “term test”. This approach would aggregate the financial 


results of FY2020, which may be exceptional, with the more normal results of prior and future years. In 


combination with this, tax administrations could also consider extending the period covered by an APA. 


Tax administrations could consider segregating the terms of the APA between financial years affected and 


unaffected by COVID-19, or cancelling an existing APA for FY2020 and then renewing the APA in a future 


period, potentially on revised terms. Alternatively, tax administration could also consider aggregating the 


financial results from a series of covered transactions covered separately under an APA and assessing 


whether on aggregate they deliver an outcome consistent with the terms of the APA. 


                                                
48 Paragraph 75 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG (considering what “the tax administrations determine”). 


49 Paragraph 66 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG, item e) (breach of critical assumption would “trigger 


renegotiation of the agreement”). 


50 Paragraph 76 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


51 Paragraphs 83 and 85 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 
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2.3.2. When would cancellation be an appropriate response? 


100. In the context of the COVID-19 pandemic, there are two situations which may lead to cancelling 


an APA when it is established that:  in FY2020 (i) there is a material breach in an APA’s critical assumption 


as a result of a change in economic circumstances; or, (ii) the taxpayer failed to materially comply with any 


term or condition of the APA. Cancellation would not, however, be automatic and the tax administration 


may waive cancellation under certain circumstances.52 Cancellation would have the effect of ending an 


APA on an agreed date or from a particular tax year or accounting period (e.g. after FY2019).  


2.3.3. When would revocation be an appropriate response? 


101. Revocation may be considered where: (i) there is a misrepresentation, mistake or omission that 


was attributable to the neglect, carelessness, or wilful default of a taxpayer when filing an APA request 


and submission, the annual reports, or other supporting documentation or in supplying any related 


information; or (ii) the participating taxpayer (or taxpayers) fails to materially comply with a fundamental 


term or condition of the APA. The pandemic has not altered that standard. Accordingly, revocations of 


APAs whose terms extend into the period of the COVID-19 pandemic should be limited (just like arising in 


any other circumstances) to situations where the actions, as provided above53, that  meet the standard for 


revocation regardless of whether such actions arose because of the pandemic. 


2.4. When should taxpayers notify tax administrations of the failure to meet critical 


assumptions?  


102. The timing for addressing the terms of APAs impacted by COVID-19 is important. Where material 


changes in economic conditions lead to the breach of one or more of the critical assumptions, taxpayers 


should notify the relevant tax administrations as soon as practicable after the change occurs, or the 


taxpayer becomes aware of the change. Early notification is encouraged in order to give the affected 


parties more time to try to reach agreement on revising the APA, thereby reducing the likelihood of 


cancellation. 


103. As economic conditions will remain uncertain until at least the end of 2020, where taxpayers notify 


tax administrations of the failure to meet critical assumptions, tax administration may want to consider 


waiting for a reasonable period until data and information on the magnitude and longevity of the economic 


impact of COVID-19 are available before determining how to respond to a breach. By deferring their 


response, until more data and information is available tax administrations may find it easier to revise, rather 


than cancel, an APA.   


2.5. How should taxpayers document the failure to meet critical assumptions? 


104. Where the critical assumptions of an APA are breached, it is important that taxpayers collect and 


provide tax administrations with relevant supporting documentation. Depending on the particular critical 


assumption and other facts and circumstances, this could include, but may not be limited to: 


1. A description of the narrowest relevant taxpayer business segment tracked by management that 


encompasses the entities and covered transactions involved in the APA. 


2. Forecast and actual business segment profits for the financial years ending with or within financial 


years affected by COVID-19. 


                                                
52  Paragraph 81 Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


53 Paragraph 77 Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 
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3. Copies showing any proposed or implemented modifications to pre-existing agreements or of new 


intercompany contracts among the controlled parties affecting the covered transactions. 


4. A narrative explaining the anticipated effects of the current economic conditions on an agreed 


transfer pricing methodology during the financial years affected by COVID-19 including whether it 


caused restructuring of its operations and/or changes in its risks and responsibilities, and any 


mitigation of the impact of the current economic conditions on the tested party by government 


actions or other mechanisms such as business interruption insurance. The explanation must 


adequately demonstrate that the impact is attributable to the economic condition during the COVID-


19 pandemic, as a mere change in business results may be caused by other factors in a taxpayer’s 


business and accordingly may not constitute a breach of a critical assumption. 


5. A detailed profit and loss statement (“P&L”) with a breakdown of cost of goods sold (“COGS”) and 


selling, general and administrative expenses (“SG&A”) and other non-interest expenses for 


financial years affected by COVID-19 that include the covered transactions subject to the APA. 


The detailed P&L may include exceptional operating costs arising from COVID-19 or income from 


government assistance programme, including explanation on the accounting treatment of such 


costs or income. 


6. Information about third party behaviour. 


105. When engaging with tax administrations, it is important that taxpayers are transparent and disclose 


all relevant information in a timely manner. In so doing, they will help to maintain the non-adversarial spirit 


and environment that is vital to the success of APA negotiations. 


2.6. How should tax administrations respond to non-compliance with an existing APA? 


106. When considering the consequences of non-compliance with terms and conditions of an existing 


APA, tax administrations should adopt a similar approach to situations where there is a failure to meet 


critical assumptions. For example, when determining their response, tax administrations should consider 


(i) the terms of the APA; (ii) any agreement between relevant tax administrations as to how to deal with 


non-compliance; and (iii) any applicable domestic law or procedural provisions.54 


107. However, tax administrations are likely to respond differently to the failure to comply with the terms 


and conditions of an existing APA, than to the failure to meet critical assumptions.55 This may reflect 


differences in the procedures prescribed by an APA agreement, domestic law or procedural provision. For 


example, it may be the case that where there is a breach in the critical assumption the terms of the APA 


prescribe that it should be cancelled unless otherwise agreed, whereas, the consequence of non-


compliance may be that a tax administration can choose to cancel, revoke, revise or enforce an APA.  


3. What impact does COVID-19 have on APAs under negotiation? 


108. In the current environment, taxpayers may be reluctant about continuing or initiating new APA 


applications. This is understandable given the significant level of economic uncertainty that many 


businesses face, uncertainty that for some taxpayers may mean it is not feasible to reach agreements on 


future APAs today. However, it is important to acknowledge the role of APAs in securing tax certainty for 


taxpayers and tax administrations, and in preventing future tax disputes.  


109. Where taxpayers and tax administrations are negotiating APAs that are intended to cover FY2020, 


all parties are encouraged to adopt a flexible and collaborative approach to determine how to take into 


                                                
54 Paragraph 74 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 


55 Section E.3 of Annex II to Chapter IV of the OECD TPG. 
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account the current economic conditions, and the various options discussed above in relation to the 


revision of existing APAs will be relevant. For example, consideration could be given to agreeing a short 


period APA covering the period affected by the COVID-19 pandemic and a separate APA covering the 


post-COVID period. Another solution could be to conclude the APA for the whole period (e.g. APA period 


of 2020-2024) with a condition that the relevant impacts of the COVID-19 pandemic will be analysed and 


reported annually once they are known, and retrospective amendments to the APA made accordingly, 


when appropriate. Another solution could be to extend the period of the APA to mitigate the short term 


effect of the pandemic, depending on the magnitude and the length of such effect. Additionally, the use of 


a cumulative or term test throughout the APA period could be given consideration. In this context, it is 


important that taxpayers be transparent and disclose all relevant information concerning the impact of the 


COVID-19 pandemic on the covered transactions in a timely manner. The supporting documentation as 


mentioned in paragraph 104 of this guidance may serve as reference in this regard. 


110. The COVID-19 pandemic also presents practical difficulties for tax administrations and taxpayers 


currently negotiating APAs. Potential challenges may arise for a number of reasons including restrictions 


on domestic and international travel; enforced or voluntary working from home; or additional resource 


pressures as a result of efforts to manage responses to the COVID-19 pandemic. 


111. Despite these potential challenges, the value of achieving advanced certainty and effective dispute 


prevention through APAs remains compelling. A number of tax administrations and taxpayers have 


identified a variety of ways to adapt working practices in order to overcome any practical impediments to 


working APAs. Tax administrations and tax payers should recognise that rigid adherence to pre COVID-


19 working practises may unduly lead to significant delays in APA negotiations. Instead, innovative and 


flexible approaches to ensure collaborative working in order to minimise delays in concluding APAs under 


negotiation should be encouraged.  


112. A range of technological solutions are available to replace and/or complement, traditional methods 


of communication, such as face-to-face meetings and the exchange of physical documentation, while 


maintaining confidentiality and security requirements. There may be situations where flexible approaches 


are not readily identifiable or appropriate, however, tax administrations and taxpayers should be 


encouraged to assess alternative approaches to maintaining progress in APA discussions on a case-by-


case basis rather than defaulting to historic working methods or one-size fits all solutions. Effective use of 


tax administration and taxpayer resources is crucial during the period of the COVID-19 pandemic and 


practical experience suggests that the following have been utilised with success in certain cases: 


 Virtual tax administration and taxpayer case conferences in the place of physical 


meetings (for example, telephone and video conferences) 


 Virtual functional interviews with taxpayer’s employees 


 Virtual taxpayer site visits in the place of physical visits (so long as the performance of 


adequate due diligence is not compromised) 


 Electronic documentation sharing (via encrypted emails or electronic sharing platforms). 


 


 


 



http://www.oecd.org/coronavirus/en/





   31 


GUIDANCE ON THE TRANSFER PRICING IMPLICATIONS OF THE COVID-19 PANDEMIC© OECD 2020 
  


 This paper is published under the responsibility of the Inclusive Framework on BEPS. The opinions expressed and the arguments employed herein do 


not necessarily reflect the official views of OECD member countries. 


This document, as well as any data and map included herein, are without prejudice to the status of or sovereignty over any territory, to the delimitation 


of international frontiers and boundaries and to the name of any territory, city or area. 
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 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Unter Bezugnahme auf die Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für 
die Mitteilungspflicht der Steuerpflichtigen nach § 138 Absatz 2 AO und die Mitteilungs-
pflicht Dritter nach § 138b AO Folgendes: 
 
1. Mitteilungspflicht nach § 138 Absatz 2 AO 
1.1 Allgemeines 


 
Nach § 138 Absatz 2 Satz 1 AO haben Steuerpflichtige mit Wohnsitz, gewöhnlichem 
Aufenthalt, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland (inländische Steuerpflichtige) dem für sie 
nach §§ 18 bis 20 AO zuständigen Finanzamt Folgendes mitzuteilen: 
 
1. die Gründung und den Erwerb von Betrieben und Betriebstätten im Ausland sowie die 


Art der wirtschaftlichen Tätigkeit des Betriebs oder der Betriebstätte; 
 







 
Seite 2  2. den Erwerb, die Aufgabe oder die Veränderung einer Beteiligung an ausländischen 


Personengesellschaften sowie die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit der Personen-
gesellschaft; 


 
3. den Erwerb oder die Veräußerung von Beteiligungen an einer Körperschaft, 


Personenvereinigung oder Vermögensmasse mit Sitz und Geschäftsleitung außerhalb des 
Geltungsbereichs der AO, wenn 
 
a) damit eine Beteiligung von mindestens 10 Prozent am Kapital oder am Vermögen 


der Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse erreicht wird oder  
 


b) die Summe der Anschaffungskosten aller Beteiligungen mehr als 150.000 Euro 
beträgt. 


 
Der Ausdruck „Vermögensmasse“ schließt ausländische Investmentfonds ein. Unmit-
telbare und mittelbare Beteiligungen sind zusammenzurechnen (§ 138 Absatz 2 Satz 2 
AO). Mitzuteilen ist auch die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit der Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse; 


 
4. die Tatsache, dass der inländische Steuerpflichtige allein oder zusammen mit ihm 


nahestehenden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG erstmals unmittelbar oder 
mittelbar einen beherrschenden oder bestimmenden Einfluss auf die gesellschafts-
rechtlichen, finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-
Gesellschaft ausüben kann, sowie die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit der Drittstaat-
Gesellschaft. 
 


Steuerpflichtige im Sinne der Vorschrift sind auch Personengesellschaften. 
 
1.2 Mitteilungspflicht in den Fällen des § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO 
 
Sind im Falle des Erwerbs, der Aufgabe oder der Veränderung einer Beteiligung im Sinne des 
§ 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO die Einkünfte der inländischen Beteiligten aus einer 
ausländischen Personengesellschaft gemäß § 180 Absatz 5 AO gesondert und einheitlich 
festzustellen, bestehen keine Bedenken, wenn die Mitteilungspflicht von der ausländischen 
Personengesellschaft, einem Treuhänder oder einer anderen die Interessen der inländischen 
Beteiligten vertretenden Person wahrgenommen wird. Voraussetzung ist, dass die auslän-
dische Personengesellschaft, der Treuhänder oder die andere Person dem für die gesonderte 
und einheitliche Feststellung der Einkünfte zuständigen Finanzamt innerhalb der nach § 138 
Absatz 5 AO genannten Frist Namen, Anschrift, Eintritt- oder Austrittsdatum, Wohnsitz-
finanzamt, Steuernummer und Identifikationsnummer nach § 139b AO bzw. Wirtschafts-







 
Seite 3  Identifikationsnummer nach § 139c AO sowie die Höhe der Beteiligung des inländischen 


Steuerpflichtigen mitteilt. Die Mitteilung ist auf die meldepflichtigen Ereignisse zu 
beschränken (keine Übersendung fortgeschriebener Listen). Unterlässt die ausländische 
Personengesellschaft, der Treuhänder oder die andere Person die Mitteilung, treffen die 
Rechtsfolgen den Beteiligten persönlich (vergleiche Textziffer 3). Zur Zuständigkeit der 
Finanzämter für Personengesellschaften vergleiche Nummer 6 des Anwendungserlasses zu 
§ 18 AO. 
 
1.3 Mitteilungspflicht in den Fällen des § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO 
1.3.1 Erwerb von Beteiligungen 
1.3.1.1 Mitteilung bei Überschreiten der Beteiligungsgrenze 
 
Die Mitteilungspflicht nach § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO besteht nur dann, wenn 
beim Erwerb einer Beteiligung die maßgebenden Beteiligungsgrenzen (erstmalig oder nach 
zwischenzeitlichem Unterschreiten der Grenze erneut) erreicht bzw. überschritten werden. 
Die Mitteilungspflicht umfasst auch den Erwerb mittelbarer Beteiligungen. 
 
1.3.1.2 10 Prozent-Grenze 
 
Unmittelbare und mittelbare Beteiligungen sind zusammenzurechnen. 
 
Beispiel: Die A-GmbH ist seit Jahren an der B-Inc. zu 100 Prozent beteiligt. Die B-Inc. hält 


5  Prozent der Anteile an der C-Inc. Im Jahr 2018 erwirbt die A-GmbH unmit-
telbar 5 Prozent der Anteile an der C-Inc. Sie ist damit unmittelbar und mittelbar 
an der C-Inc. zu insgesamt 10 Prozent beteiligt und damit mitteilungspflichtig. 


 
1.3.1.3 150.000 Euro-Grenze 
 
Für die Ermittlung der 150.000 Euro-Grenze sind die Anschaffungskosten aller - also auch 
mittelbarer - Beteiligungen im Sinne des § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO zu berück-
sichtigen. Die Anschaffungskosten früher erworbener Beteiligungen sind ebenfalls in die 
Berechnung einzubeziehen. 
 
1.3.2 Veräußerung von Beteiligungen 
 
Die Veräußerung einer Beteiligung ist nach § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO mittei-
lungspflichtig, wenn die Anschaffungskosten aller veräußerten Beteiligungen 150.000 Euro 
überschreiten oder mindestens eine 10-prozentige Beteiligung veräußert wird. 
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Die Mitteilungspflichten nach § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO gelten nicht für Anteile 
an Kapitalgesellschaften, die bei Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten im Sinne 
des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) dem Handelsbuch zuzurechnen sind. 
 
1.3.4 Mitteilungspflichten der Versicherungsunternehmen 
 
Die Mitteilungspflichten nach § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO gelten nicht für Anteile 
an Kapitalgesellschaften, die auf der Aktivseite der Bilanz der Versicherungsunternehmen 
entsprechend Formblatt 1 zu § 2 der Verordnung über die Rechnungslegung von Versiche-
rungsunternehmen vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378), die zuletzt durch Artikel 2 
Absatz 5 des Gesetzes vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung unter C Nummer III 1 und D auszuweisen sind. 
 
1.4 Mitteilungspflicht in den Fällen des § 138 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AO 
 
1.4.1 Drittstaat-Gesellschaft 
 
Drittstaat-Gesellschaft ist nach § 138 Absatz 3 AO eine Personengesellschaft, Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse mit Sitz oder Geschäftsleitung in Staaten oder 
Territorien, die nicht Mitglieder der Europäischen Union (EU) oder der Europäischen Frei-
handelsassoziation (EFTA) sind. Dementsprechend gilt als Drittstaat-Gesellschaft auch eine 
Personengesellschaft, Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die zwar 
ihren Sitz in Deutschland, ihre Geschäftsleitung aber in einem Staat oder Territorium hat, der 
oder das nicht Mitglied der EU oder der EFTA ist (und umgekehrt). 
 
1.4.2 Beherrschender oder bestimmender Einfluss 
 
Die Mitteilungspflicht besteht, wenn der Steuerpflichtige allein oder zusammen mit Personen 
im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden oder 
bestimmenden Einfluss auf die gesellschaftsrechtlichen, finanziellen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft ausüben kann. Ein beherrschender oder 
bestimmender Einfluss kann auf rechtlicher oder tatsächlicher Grundlage beruhen oder auf 
dem Zusammenwirken beider. Rechtlicher Einfluss kann insbesondere auf beteiligungs-
ähnlichen Rechten beruhen (Kapitalbeteiligung, Stimmrechte) oder auf vertraglichen 
Beziehungen, z. B. einem Treuhandvertrag. Einfluss außerhalb rechtlicher Einflussmöglich-
keiten kann z. B. aufgrund der finanziellen Abhängigkeit der Drittstaat-Gesellschaft bestehen 
oder aufgrund anderer tatsächlicher Abhängigkeiten der Gesellschaft bzw. ihrer Geschäfts-
führung. 
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oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Gesellschaft äußert sich insbesondere in der 
Möglichkeit, alle wesentlichen Entscheidungen der Geschäftsführung, der Geschäftspolitik 
sowie sonstige wesentliche unternehmerische Entscheidungen zu treffen, und zwar auch 
unabhängig vom Bestehen einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung am Kapital oder 
am Vermögen oder dem Innehaben von Stimmrechten der Drittstaat-Gesellschaft. 
 
Die Einflussnahmemöglichkeiten von Personen, die dem inländischen Steuerpflichtigen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 AStG nahestehen, sind dem inländischen Steuerpflichtigen zuzu-
rechnen.  
 
Es ist nicht erforderlich, dass der inländische Steuerpflichtige tatsächlich beherrschenden oder 
bestimmenden Einfluss nimmt oder genommen hat; die objektive Möglichkeit einer solchen 
Einflussnahme reicht aus. 
 
1.5 Form und Frist für die Mitteilungen 
 
Die Mitteilungen nach § 138 Absatz 2 AO sind grundsätzlich zusammen mit der Einkommen-
steuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung für den Besteuerungszeitraum, in 
dem der mitzuteilende Sachverhalt verwirklicht wurde, spätestens jedoch bis zum Ablauf von 
14 Monaten nach Ablauf dieses Besteuerungszeitraums, nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz über die amtlich bestimmten Schnittstellen zu erstatten (§ 138 Absatz 5 Satz 1 AO). 
Diese Frist ist nicht nach § 109 AO verlängerbar, da es sich weder um eine behördlich 
bestimmte Frist noch um eine Steuererklärungsfrist handelt. 
 
Inländische Steuerpflichtige, die nicht verpflichtet sind, ihre Einkommensteuer-, Körper-
schaftsteuer- oder Feststellungserklärung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die 
amtlich bestimmte Schnittstelle abzugeben, haben die Mitteilungen nach § 138 Absatz 2 AO 
nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu erstatten (Vordruck BZSt 2), es sei denn, sie 
geben ihre Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung freiwillig 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle ab (§ 138 
Absatz 5 Satz 2 AO). 
 
Inländische Steuerpflichtige, die nicht zur Abgabe einer Einkommensteuer-, Körper-
schaftsteuer- oder Feststellungserklärung verpflichtet sind, haben die Mitteilungen nach 
§ 138 Absatz 2 AO nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (BZSt 2) bis zum Ablauf von 
14 Monaten nach Ablauf des Kalenderjahrs zu erstatten, in dem der mitzuteilende Sachverhalt 
verwirklicht worden ist (§ 138 Absatz 5 Satz 3 AO). Diese Frist ist nicht nach § 109 AO 
verlängerbar, da es sich weder um eine behördlich bestimmte Frist noch um eine Steuer-
erklärungsfrist handelt. 
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amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle, sind die 
Mitteilungen weiterhin nach dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck (BZSt 2) zu erstatten. 
Sobald die technischen Voraussetzungen vorliegen, wird auf den Internetseiten des BMF und 
des Bundeszentralamtes für Steuern (BZSt) darüber informiert werden. 
 
2. Mitteilungspflicht nach § 138b AO 
2.1 Allgemeines 
 
Verpflichtete im Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 Geldwäschegesetz (GwG) in 
der ab 26. Juni 2017 geltenden Fassung (mitteilungspflichtige Stelle) haben dem für sie nach 
den §§ 18 bis 20 AO zuständigen Finanzamt von ihnen hergestellte oder vermittelte Bezie-
hungen inländischer Steuerpflichtiger im Sinne des § 138 Absatz 2 Satz 1 AO zu Drittstaat-
Gesellschaften im Sinne des § 138 Absatz 3 AO mitzuteilen.  
 
Mitteilungspflichtige Stellen sind damit: 
 
• Kreditinstitute nach § 1 Absatz 1 KWG, mit Ausnahme der in § 2 Absatz 1 Nummer 3 


bis 8 KWG genannten Unternehmen, und im Inland gelegene Zweigstellen und Zweig-
niederlassungen von Kreditinstituten mit Sitz im Ausland, 


• Finanzdienstleistungsinstitute nach § 1 Absatz 1a KWG, mit Ausnahme der in § 2 
Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 bis 10 und 12 und Absatz 10 des KWG genannten Unter-
nehmen, und im Inland gelegene Zweigstellen und Zweigniederlassungen von Finanz-
dienstleistungsinstituten mit Sitz im Ausland, 


• Zahlungsinstitute und E-Geld-Institute nach § 1 Absatz 2a des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes (ZAG) und im Inland gelegene Zweigstellen und Zweigniederlassungen von 
Instituten im Sinne des § 1 Absatz 2a ZAG mit Sitz im Ausland, 


• Finanzunternehmen nach § 1 Absatz 3 KWG, die nicht unter § 2 Absatz 1 Nummer 1 
oder Nummer 4 GwG fallen und deren Haupttätigkeit einer der in § 1 Absatz 3 Satz 1 
KWG genannten Haupttätigkeiten oder einer Haupttätigkeit eines durch Rechtsver-
ordnung nach § 1 Absatz 3 Satz 2 KWG bezeichneten Unternehmens entspricht, und im 
Inland gelegene Zweigstellen und Zweigniederlassungen solcher Unternehmen mit Sitz 
im Ausland. 


 
Die Mitteilungspflicht gilt nach § 138b Absatz 1 Satz 2 AO allerdings nur für solche Fälle, in 
denen 
 
1. der mitteilungspflichtigen Stelle bekannt ist, dass der inländische Steuerpflichtige auf 


Grund der von ihr hergestellten oder vermittelten Beziehung allein oder zusammen mit 
nahe stehenden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG erstmals unmittelbar oder 
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lichen, finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft 
ausüben kann (vgl. dazu Tz. 1.4.2),  
 
oder 


 
2. der inländische Steuerpflichtige eine von der mitteilungspflichtigen Stelle hergestellte 


oder vermittelte Beziehung zu einer Drittstaat-Gesellschaft erlangt, wodurch eine 
unmittelbare Beteiligung von insgesamt mindestens 30 Prozent am Kapital oder am 
Vermögen der Drittstaat-Gesellschaft erreicht wird. Anderweitige Erwerbe des 
inländischen Steuerpflichtigen hinsichtlich der gleichen Drittstaat-Gesellschaft sind 
hierbei miteinzubeziehen, soweit sie der mitteilungspflichtigen Stelle bekannt sind oder 
bekannt sein mussten. 


 
Mitteilungen nach § 138b AO sind für jeden inländischen Steuerpflichtigen und jeden 
mitteilungspflichtigen Sachverhalt gesondert zu erstatten (§ 138b Absatz 2 AO). 
 
Das für die mitteilungspflichtige Stelle zuständige Finanzamt hat die Mitteilung an das für 
den inländischen Steuerpflichtigen nach den §§ 18 bis 20 AO zuständige Finanzamt weiter-
zuleiten (§ 138b Absatz 5 Satz 1 AO). 
 
2.2. Inhalt der Mitteilung und Mitwirkungspflicht der inländischen 


Steuerpflichtigen 
 


Die mitteilungspflichtige Stelle hat bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 138b Absatz 1 
Satz 2 AO nach § 138b Absatz 3 AO anzugeben: 
 
1. die Identifikationsnummer des inländischen Steuerpflichtigen nach § 139b AO und 
 
2. die Wirtschafts-Identifikationsnummer des inländischen Steuerpflichtigen nach § 139c 


AO oder, solange noch keine Wirtschafts-Identifikationsnummer vergeben wurde und es 
sich bei dem inländischen Steuerpflichtigen nicht um eine natürliche Person handelt, die 
für die Besteuerung des inländischen Steuerpflichtigen nach dem Einkommen geltende 
Steuernummer.  


 
Der inländische Steuerpflichtige hat der mitteilungspflichtigen Stelle nach § 138b Absatz 6 
AO diese Daten mitzuteilen. 
 
Kann die mitteilungspflichtige Stelle die Identifikationsnummer und die Wirtschafts-
Identifikationsnummer oder die Steuernummer des inländischen Steuerpflichtigen nicht in 
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bestimmtes Ersatzmerkmal anzugeben. 
Das Ersatzmerkmal ist bei natürlichen Personen wie folgt zu bilden: 
 
1.-4. Stelle:  Erste vier Buchstaben des Familiennamens des inländischen 


Steuerpflichtigen 
 - Hat ein Name weniger als vier Buchstaben, sind fehlende Stellen 


mit "X" aufzufüllen. 
 - Statt Ä, Ö und Ü ist AE, OE oder UE zu verwenden. 
5.-8. Stelle:  Erste vier Buchstaben des Vornamens des inländischen 


Steuerpflichtigen 
 - Hat ein Vorname weniger als vier Buchstaben, sind fehlende 


Stellen mit "X" aufzufüllen. 
 - Statt Ä, Ö und Ü ist AE, OE oder UE zu verwenden. 
9. und 10. Stelle:  Geburtsjahr des inländischen Steuerpflichtigen 
 - Es sind nur die beiden letzten Ziffern zu verwenden (Beispiel: aus 


1960 wird 60).  
11. und 12. Stelle:  Geburtsmonat des inländischen Steuerpflichtigen in Ziffern (immer 


zweistellig, ggf. mit führender „0“) 
13. und 14.  Stelle:  Geburtstag des inländischen Steuerpflichtigen in Ziffern (immer 


zweistellig, ggf. mit führender „0“) 
15. bis 19. Stelle:  fünfstellige Postleitzahl der Adresse des inländischen 


Steuerpflichtigen. 
 
Handelt es sich bei dem inländischen Steuerpflichtigen nicht um eine natürliche Person, ist 
kein Ersatzmerkmal zu bilden. In diesem Fall sind lediglich die vollständigen Angaben zum 
inländischen Steuerpflichtigen entsprechend dem Vordruck „Mitteilung nach § 138b der 
Abgabenordnung (AO)“ anzugeben. 
 
2.3 Form und Frist für die Mitteilungen 
 
Die Mitteilungen sind dem Finanzamt nach dem amtlich vorgeschriebenen Vordruck 
„Mitteilung nach § 138b der Abgabenordnung (AO)“ bis zum Ablauf des Monats Februar des 
Jahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der mitzuteilende Sachverhalt verwirklicht 
wurde, zu erstatten (§ 138b Absatz 4 AO).  
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und § 138b AO 
 
Wer vorsätzlich oder leichtfertig seiner Mitteilungspflicht nach § 138 Absatz 2 Satz 1 oder 
§ 138b Absatz 1 bis 3 AO nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, begeht 
eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 379 Absatz 2 Nummer 1 oder 1d AO, die vorbehalt-
lich des § 378 AO mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden kann (§ 379 
Absatz 7 AO). 
 
Bei Verstößen gegen diese Mitteilungspflichten ist nach den Umständen des Einzelfalls die 
zuständige Bußgeld- und Strafsachenstelle einzuschalten. Die Mitteilungspflicht kann auch 
mit Zwangsmitteln nach § 328 AO durchgesetzt werden. 
 
4. Beachtung und Auswertung der Mitteilungen nach § 138 Absatz 2 und 


§ 138b AO 
 
Die Mitteilungspflichten dienen der zutreffenden steuerlichen Erfassung und Überwachung 
grenzüberschreitender Sachverhalte. Auf die Erfüllung der Mitteilungspflichten ist nach-
drücklich zu achten. 
 
Die für die inländischen Steuerpflichtigen zuständigen Finanzämter werten Mitteilungen nach 
§ 138 Absatz 2 und § 138b AO aus und leiten sie dem BZSt, Informationszentrale für steuer-
liche Auslandsbeziehungen - IZA zu. 
 
Das BZSt sammelt die Informationen und wertet sie aus (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
Finanzverwaltungsgesetz). 
 
5. Anwendungsbestimmungen 
 
Nach Artikel 97 § 32 EGAO gelten folgende Anwendungsbestimmungen: 
 
1. § 138 Absatz 2 bis 5, § 138b und § 379 Absatz 2 Nummer 1d AO in der Fassung des 


StUmgBG sind erstmals auf mitteilungspflichtige Sachverhalte anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 2017 verwirklicht worden sind.  
 


2. Auf Sachverhalte, die vor dem 1. Januar 2018 verwirklicht worden sind, ist § 138 
Absatz 2 und 3 AO alte Fassung weiterhin anzuwenden. 
 


3. Inländische Steuerpflichtige (§ 138 Absatz 2 Satz 1 AO), die vor dem 1. Januar 2018 
erstmals unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden oder bestimmenden Einfluss 
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Drittstaat-Gesellschaft im Sinne des § 138 Absatz 3 AO ausüben konnten, ohne dass 
bisher eine Mitteilungspflicht nach § 138 Absatz 2 AO a. F. bestand, haben das Bestehen 
des beherrschenden oder bestimmenden Einflusses dem für sie nach den §§ 18 bis 20 AO 
zuständigen Finanzamt mitzuteilen, wenn dieser Einfluss auch noch am 1. Januar 2018 
fortbesteht. § 138 Absatz 5 AO in der Fassung des StUmgBG gilt in diesem Fall 
entsprechend. 


 
Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 15. April 2010 (BStBl I S. 346) mit 
Wirkung vom 1. Januar 2018. Es wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und auf den 
Internet-Seiten des BMF zur Ansicht und zum Herunterladen bereitgestellt.  
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


 
 







  Anlage 1 (Teil I) 


 1 


Sehr geehrte(r) Steuerpflichtige(r), 
 
 
gemäß § 138 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) sind Sie verpflichtet, zur steuerlichen Erfassung von Auslands-
sachverhalten dem für Sie zuständigen Finanzamt mit beiliegendem Vordruck Folgendes anzuzeigen: 
 
1. die Gründung und den Erwerb von Betrieben und Betriebsstätten im Ausland;  
2. den Erwerb, die Aufgabe oder die Veränderung einer Beteiligung an ausländischen Personengesellschaften;  
3. den Erwerb oder die Veräußerung von Beteiligungen an einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-


mögensmasse mit Sitz und Geschäftsleitung im Ausland, wenn Sie  
- damit eine Beteiligung von mindestens 10 Prozent (unmittelbare und mittelbare Beteiligungen sind zu-


sammenzurechnen) am Kapital oder Vermögen dieser Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse erreichen  
oder 


- die Summe der Anschaffungskosten aller Ihrer unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen mehr als 
150.000 Euro beträgt.  


Die Veräußerung einer Beteiligung ist mitteilungspflichtig, wenn die Anschaffungskosten aller veräußerten 
Beteiligungen 150.000 Euro überschreiten oder mindestens eine 10-prozentige Beteiligung veräußert wird; 


4. die Tatsache, dass Sie allein oder zusammen mit nahestehenden Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Außensteuergesetzes (AStG) erstmals unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden oder bestimmenden 
Einfluss auf die gesellschaftsrechtlichen, finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-
Gesellschaft ausüben können;  


5. die Art der wirtschaftlichen Tätigkeit des Betriebs, der Betriebsstätte, Personengesellschaft, Körperschaft, 
Personenvereinigung, Vermögensmasse oder der Drittstaat-Gesellschaft. 
 


Haben Sie keinen ausländischen Betrieb / keine ausländische Betriebsstätte gegründet bzw. erworben und hal-
ten Sie keine der oben genannten Beteiligungen, so kreuzen Sie bitte das für diesen Fall vorgesehene Feld der 
Mitteilung an. 
 
Die Mitteilung ist grundsätzlich zusammen mit der Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststellungser-
klärung für den Besteuerungszeitraum, in dem der mitzuteilende Sachverhalt verwirklicht wurde, spätestens je-
doch bis zum Ablauf von 14 Monaten nach Ablauf dieses Besteuerungszeitraums nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle abzugeben. Sofern Sie nicht verpflichtet sind, ihre Ein-
kommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststellungserklärung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
über die amtlich bestimmte Schnittstelle abzugeben, haben Sie die Mitteilung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu erstatten. Sind Sie nicht zur Abgabe einer Einkommensteuer-, Körperschaftsteuer- oder Feststel-
lungserklärung verpflichtet, ist die Mitteilung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis zum Ablauf von 14 
Monaten nach Ablauf des Kalenderjahrs abzugeben, in dem der mitzuteilende Sachverhalt verwirklicht wurde. 
Formulare für die Mitteilung können bei Bedarf von der Internetseite des Formularcenters der Bundesfinanzver-
waltung (https://www.formulare-bfinv.de/) herunter geladen werden. 
 
Bis zur Schaffung der technischen Voraussetzungen für die Abgabe der Mitteilungen nach amtlich vorgeschrie-
benem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle, sind die Mitteilungen weiterhin nach dem amtlich 
vorgeschriebenen Vordruck (BZSt 2) zu erstatten. Sobald die technischen Voraussetzungen vorliegen, wird auf 
den Internetseiten des BMF und des Bundeszentralamtes für Steuern (BZSt) darüber informiert werden. 
 
Die mit dieser Mitteilung angeforderten Daten werden aufgrund der §§ 137 ff., 149 ff. AO zum Zweck der Besteu-
erung erhoben. Die vorsätzliche oder leichtfertige Nichtanzeige, nicht vollständige oder nicht rechtzeitige Anzeige 
eines mitteilungspflichtigen Ereignisses stellt eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 379 Abs. 2 Nr. 1 AO dar 
und kann vorbehaltlich des § 378 AO mit einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro geahndet werden (§ 379 Abs. 7 
AO).  
 
Weitere Hinweise zum Ausfüllen des Vordrucks können Sie den Erläuterungen auf der letzten Seite entnehmen. 
Sollten Sie noch Fragen zu diesem Vordruck haben, helfen Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Ihres Fi-
nanzamtes gerne weiter. 
 
Bitte beachten Sie, dass auch eine Steuererklärungspflicht zur gesonderten und ggf. auch zur einheitlichen  
(bei mehreren Beteiligten an einer ausländischen Gesellschaft) Feststellung bestehen kann (§ 18 AStG, §§ 179 
ff. AO). 
 



https://www.formulare-bfinv.de/
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Mit freundlichen Grüßen  
 
Ihr Finanzamt 
www.finanzamt.de 



http://www.finanzamt.de/
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An das Finanzamt Jahr 
 20__ 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer 


Steuernummer 


                       


 
 
Mitteilung über (9) 
- die Gründung und den Erwerb von Betrieben und Betriebsstätten im Ausland 
- den Erwerb, die Aufgabe oder die Veränderung einer Beteiligung an ausländischen Personengesellschaften 
- den Erwerb oder die Veräußerung von Beteiligungen an einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-


mögensmasse mit Sitz und Geschäftsleitung im Ausland (1) 
- die erstmalige Möglichkeit der Beherrschung oder Bestimmung der gesellschaftsrechtlichen, finanziellen oder 


geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft  
 
Allgemeine Angaben 
 
Name (Steuerpflichtige Person / Firma) 
 
Vorname 
 
Rechtsform 
 
Geburtsdatum 


T 
 


T M M J J J J  


 
Straße / Hausnummer 
 
Postleitzahl / Sitz / Ort der Geschäftsleitung / Wohnort 


 
 
□ Ich habe ausländische Betriebe / ausländische Betriebsstätten gegründet / erworben 


 
 


 □ Anzahl            Anlage(n) „Ausländische Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer Betrieb“ 
 


 


□ Ich habe mitteilungspflichtige Beteiligungen erworben an  
 


 □ ausländischen Personengesellschaften  
 


 □ 
 
□ 


Anzahl            Anlage(n) „Ausländische Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer 
Betrieb“ 


Anzahl            Anlage(n) „Beteiligte“ 
 


 


 □ ausländischen Körperschaften, Vermögensmassen, Personenvereinigungen  
 


 □ 
 
□ 


Anzahl           Anlage(n) „Ausländische Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer 
Betrieb“ 


Anzahl           Anlage(n) „Beteiligte“ 
 


 


□ Ich habe mitteilungspflichtige Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften, Körperschaften, Ver-
mögensmassen oder Personenvereinigungen 
□ aufgegeben / □ geändert (beides nur bei ausländischen Personengesellschaften) /  
□ veräußert.  
 


 


 □ 
□ 
 


Anzahl            Anlage(n) „Ausländische Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer Betrieb“ 
Anzahl           Anlage(n) „Beteiligte“ 
 


 


□ Ich verfüge erstmals über einen beherrschenden oder bestimmenden Einfluss auf die gesellschaftsrechtlichen, 
finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft, der nicht auf einer mitteilungspflich-
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tigen Beteiligung beruht. 
 □ Anzahl……….Anlage(n) „Drittstaat-Gesellschaft“  
□ Ich habe keine ausländischen Betriebe / keine ausländischen Betriebsstätten gegründet / erworben und / 


oder halte keine mitteilungspflichtigen Beteiligungen. 
 


 
 
 
Datum, Unterschrift (2) 
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Anlage: Ausländische Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer Betrieb 


 
Name / Firma der steuerpflichtigen Person 20__ 
 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer der steuerpflichtigen Person 


Steuernummer der steuerpflichtigen 
Person  


                       


 
 
□ Ausländische Betriebsstätte  / ausländischer Betrieb   


(zutreffendes bitte ankreuzen) 
Lfd.Nr. (3) 


□ Ausländische Personengesellschaft  
 


Lfd.Nr. (3) 


□ Ausländische Kapitalgesellschaft, Vermögensmasse, Personenvereinigung 
 


Lfd.Nr. (3) 


 
Firmenname (4)  
 


Rechtsform 


Straße / Hausnummer 
 


 


Postleitzahl 
 


Ort / Sitz / Ort der Geschäftsleitung  


Staat 
 


 


Sitz: Straße / Hausnummer* 
 


 


Sitz: Postleitzahl* Sitz: Ort* 
 


Sitz: Staat* 
 


 


Nominalkapital** / Kapital (Höhe der Gesellschaftereinlage)***                                            Währung (5) 


 
 


 
 


Gründung am:  
T 
 


T M M J J J J  


Art der wirtschaftlichen Tätigkeit / Geschäftszweck 


 


 


Im Inland steuerlich erfasst beim Finanzamt(6) 


 


 
 


Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer 


Steuernummer 


                        


 


 
 
 
 
 
* Nur auszufüllen, wenn der Registersitz vom Ort / Sitz / Ort der Geschäftsleitung abweicht. 
** Nur bei ausländischen Kapitalgesellschaften anzugeben. 
*** Nur bei Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften anzugeben. 
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Anlage: Beteiligte 
Name / Firma 20 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer der steuerpflichtigen Per-
son 


Steuernummer der steuerpflichtigen 
Person 


                       


Beteiligte(7) 
 
Name, Vorname / Firmenname(4)    Rechtsform 
 
Straße / Hausnummer    Postleitzahl / Wohnort / Sitz / Ort der Geschäftsleitung 
 
Anteil am Nominalkapital* / Kapital**  (in Prozent) 


 
Beteiligt seit dem 
T 
 


T M M J J J J  


 


Beteiligung □ geändert** / □ aufgegeben** / □ veräußert* / am 
(zutreffendes bitte ankreuzen) 
T 
 


T M M J J J J  


Im Inland steuerlich erfasst beim Finanzamt 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer*** 


Steuernummer*** 


                       


Weitere Beteiligte(7) 
 
Name, Vorname / Firmenname(4)    Rechtsform 
 
Straße / Hausnummer    Postleitzahl / Wohnort / Sitz / Ort der Geschäftsleitung 
 
Anteil am Nominalkapital* / Kapital**  (in Prozent) 


 
Beteiligt seit dem 
T 
 


T M M J J J J  


 
Beteiligung □ geändert** / □ aufgegeben** / □ veräußert* / am 
(zutreffendes bitte ankreuzen) 
T 
 


T M M J J J J  


Im Inland steuerlich erfasst beim Finanzamt 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer*** 


Steuernummer*** 


                       


* Nur bei ausländischen Kapitalgesellschaften anzugeben. 
** Nur bei Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften anzugeben. 
*** Angabe nur erforderlich, wenn nicht identisch mit der im Kopf angegebenen Steuer-/Wirtschafts- 
 Identifikationsnummer bzw. Steuernummer. 
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Anlage: Drittstaat-Gesellschaft 


 
Name / Firma der steuerpflichtigen Person 20__ 
 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer der steuerpflichtigen Person 


Steuernummer der steuerpflichtigen 
Person  


                       


 
 
□ Ausländische Personengesellschaft(8)  


 
Lfd.Nr. (3) 


□ Ausländische Kapitalgesellschaft, Vermögensmasse, Personenvereinigung(8) 


 
Lfd.Nr. (3) 


 
Angaben zur Drittstaat-Gesellschaft 
 
Firmenname (4)  
 


Rechtsform 


Straße / Hausnummer 
 


 


Postleitzahl 
 


Ort des Sitzes / Ort der Geschäftsleitung 


Staat 
 


 


Sitz: Straße / Hausnummer* 
 


 


Sitz: Postleitzahl* Sitz: Ort* 
 


Sitz: Staat* 
 


 


Gründung am:  
T 
 


T M M J J J J  


Art der wirtschaftlichen Tätigkeit / Geschäftszweck 


 


 


Im Inland steuerlich erfasst beim Finanzamt(6) 


 


 
 


Steuer-Identifikationsnummer bzw.  
Wirtschafts-Identifikationsnummer 


Steuernummer 


                        


 


 
Bei Beteiligung an der Drittstaat-Gesellschaft (8) 


Ich habe eine Beteiligung an der Drittstaat-Gesellschaft: 
Ja   Nein   
(Zutreffendes bitte ankreuzen) 
 
Anteil am Nominalkapital / Kapital  (in Prozent) 


 
 
Beteiligt seit dem 
 


 
* Nur auszufüllen, wenn der Ort des Sitzes vom Ort der Geschäftsleitung abweicht. 
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Erläuterungen 
 


(1) Ausländisch ist eine Körperschaft, Personengesellschaft, Vermögensmasse oder 
Personenvereinigung, wenn sie weder ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland hat.  


(2) Bei beschränkt geschäftsfähigen oder geschäftsunfähigen Personen ist die Unterschrift des 
gesetzlichen Vertreters notwendig.  


(3) Um Mehrfacheintragungen für die gleiche Person / Firma zu vermeiden, fügen Sie bitte in dieses 
Feld eine laufende Nummer ein. Ist die gleiche Person / Firma später nochmals in der Mitteilung 
aufzuführen, so verweisen Sie bitte in der Zeile "Name / Firma" lediglich auf diese Nummer.  


(4) Firmiert eine ausländische Gesellschaft auch unter Abkürzungen oder mehrsprachig, so sind alle 
bekannten Bezeichnungen anzugeben.  


(5) Anzugeben ist das Nominalkapital bzw. das Kapital zum Zeitpunkt des Erwerbs der Beteiligung. Bei 
Änderung der Beteiligungsverhältnisse oder Aufgabe von Beteiligungen an Personengesellschaften 
ist das Kapital zum Zeitpunkt der Änderung der Beteiligungsverhältnisse bzw. Aufgabe der 
Beteiligung anzugeben. Hat die ausländische Gesellschaft kein Nominalkapital, so tritt an dessen 
Stelle das Reinvermögen. 


(6) Soweit bekannt, sind das Finanzamt, bei dem der ausländische Betrieb / die ausländische 
Betriebsstätte im Inland steuerlich erfasst ist, und die Steuer- bzw. Wirtschafts-
Identifikationsnummer anzugeben.  


(7) Bitte machen Sie hier Angaben zu Ihrer / Ihren Beteiligung(en) bzw. zu Beteiligungen einer  
Person, für die Sie eine Mitteilung abgeben.  
 
Sind Sie an einer ausländischen Gesellschaft nur mittelbar beteiligt, sind die an der Gesellschaft 
unmittelbar beteiligten Personen / Firmen anzugeben, über die Sie mittelbar beteiligt sind. Zeigen 
Sie in einer zusätzlichen Anlage auf, in welchem Umfang Sie mittelbar beteiligt sind. Jede 
ausländische Zwischengesellschaft, über die Sie mittelbar beteiligt sind, ist gesondert mitzuteilen. 
 
Bei Stiftungen, Vermögensmassen etc. geben Sie bitte die Stifter, Begünstigten u. ä. mit ihren 
Anteilen am Vermögen oder Ertrag an. Falls Stimmrechte und Gewinnbeteiligungen nicht der 
Beteiligung am Nominalkapital oder Vermögen der Gesellschaft (in Prozent) entsprechen oder sich 
die Höhe der Beteiligungen im Laufe des Kalenderjahres geändert hat, wird um eine Anlage mit 
erläuternden Angaben gebeten.  


(8) Drittstaat-Gesellschaft ist eine Personengesellschaft, Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse mit Sitz oder Geschäftsleitung in Staaten oder Territorien, die nicht Mitglieder 
der Europäischen Union oder der Europäischen Freihandelsassoziation sind. Eine 
mitteilungspflichtige Möglichkeit eines beherrschenden oder bestimmenden Einflusses setzt nicht 
das Bestehen einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung am Kapital oder Vermögen der 
Gesellschaft voraus; er kann sich auch im Zusammenwirken mit nahestehenden Personen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 AStG ergeben (§ 139 Abs. 2 Nr. 4 AO). Bitte für diese nahestehenden 
Personen ggf. Name und Adresse auf gesondertem Blatt aufführen. 


(9) Eine vollständige Mitteilung umfasst folgende Bestandteile: 
• Wird mitgeteilt, dass keine Auslandsbeteiligungen bestehen, ist nur das ausgefüllte und 


unterschriebene Deckblatt einzureichen (Seite 1 des Formulars).  
• Bestehen eine oder mehrere ausländische Betriebsstätten bzw. ein oder mehrere ausländische 


Betriebe, ist das Deckblatt zusammen mit der/den Anlage(n) „Ausländische Gesellschaft / 
ausländische Betriebsstätte / ausländischer Betrieb“ einzureichen (Seiten 1 und 2 des 
Formulars).  


• Bestehen Beteiligungen an ausländischen Personengesellschaften und/oder ausländischen 
Kapitalgesellschaften, sind neben dem Deckblatt und der/den Anlage(n) „Ausländische 







  Anlage 1 (Teil III) 


 3 


Gesellschaft / ausländische Betriebsstätte / ausländischer Betrieb“ auch die Anlage(n) 
„Beteiligte“ für jede Beteiligung abzugeben (Seiten 1 – 3 des Formulars). Als Beteiligung gilt 
auch ein 100-prozentiger Anteil an einer ausländischen Kapitalgesellschaft. 


• Besteht die erstmalige Möglichkeit der Beherrschung oder Bestimmung der 
gesellschaftsrechtlichen, finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-
Gesellschaft ist neben dem Deckblatt die Anlage „Drittstaat-Gesellschaft“ abzugeben (Seiten 1 
und 4 des Formulars). 


 







Mitteilung nach § 138b der Abgabenordnung (AO) 
 
 
An das Finanzamt __________________________________________________________________________ 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw. Wirtschafts-Identifikations-
nummer des mitteilungspflichtigen Instituts / Unternehmens 


Steuernummer des mitteilungspflichtigen 
Instituts / Unternehmens 


                       


 
Mitteilung nach § 138b AO über hergestellte oder vermittelte Beziehungen inländischer Steuerpflichtigen 
zu Drittstaat-Gesellschaften  
 
Bezeichnung des mitteilungspflichtigen Instituts/Unternehmens 
 
Name und Rechtsform 
 
Geschäftsanschrift: Straße, Hausnummer  
 


Postleitzahl Postfach 


Postleitzahl 
 


Ort Telefonisch erreichbar unter Nr. 
 


Ort der Geschäftsleitung (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
Ort des Sitzes (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
Das Institut / Unternehmen ist Verpflichteter nach 
 


[  ] § 2 Absatz 1 Nummer 1 GwG 
[  ] § 2 Absatz 1 Nummer 2 GwG  
[  ] § 2 Absatz 1 Nummer 3 GwG 
[  ] § 2 Absatz 1 Nummer 6 GwG 


Gesetzlicher Vertreter  
 
Straße, Hausnummer  
 


Postleitzahl Postfach 


Postleitzahl 
 


Ort Telefonisch erreichbar unter Nr. 
 


 
Bezeichnung des inländischen Steuerpflichtigen 
 
Name (bei natürlichen Personen auch Vorname)  
 
Wohn-/Geschäftsanschrift: Straße, Hausnummer  
 


Postleitzahl Postfach 


Postleitzahl 
 


Ort Telefonisch erreichbar unter Nr. 
 


Ort der Geschäftsleitung (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
Ort des Sitzes (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
Steuer-Identifikationsnummer bzw. Wirtschafts-Identifikationsnummer des 
inländischen Steuerpflichtigen 


Steuernummer des inländischen Steuer-
pflichtigen 


                       


Ersatzmerkmal 
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Bezeichnung der Drittstaat-Gesellschaft 
 
Name und Rechtsform  
 
Geschäftsanschrift: Straße, Hausnummer  
 


Postleitzahl Postfach 


Postleitzahl 
 


Ort Telefonisch erreichbar unter Nr. 
 


Staat / Territorium 
 
Ort der Geschäftsleitung (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
Ort des Sitzes (wenn von den Angaben zur Geschäftsanschrift abweichend) 
 
 
Beschreibung der vom mitteilungspflichtigen Institut / Unternehmen hergestellten oder vermittelten Beziehung des 
inländischen Steuerpflichtigen zur Drittstaat-Gesellschaft  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[  ]  Der mitteilungspflichtigen Stelle ist bekannt, dass der inländische Steuerpflichtige auf Grund der von ihr hergestellten 


oder vermittelten Beziehung allein oder zusammen mit nahestehenden Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 AStG 
erstmals unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden oder bestimmenden Einfluss auf die gesellschaftsrechtli-
chen, finanziellen oder geschäftlichen Angelegenheiten einer Drittstaat-Gesellschaft ausüben kann. 


[  ]  Der inländische Steuerpflichtige hat eine von der mitteilungspflichtigen Stelle hergestellte oder vermittelte Beziehung 
zu einer Drittstaat-Gesellschaft erlangt, wodurch eine unmittelbare Beteiligung von insgesamt mindestens 30 Prozent 
am Kapital oder am Vermögen der Drittstaat-Gesellschaft erreicht wird. Anderweitige Erwerbe des inländischen Steu-
erpflichtigen hinsichtlich der gleichen Drittstaat-Gesellschaft wurden dabei berücksichtigt, soweit sie der mitteilungs-
pflichtigen Stelle bekannt sind oder bekannt sein mussten. 


 
 
 
Datum, Unterschrift  
 








 


Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  


 
 


 


   
 


  


     
      
 


   
 


 
 


   
 


    


    
     


    


    
    


   
 


   
   
   


       
        


   


  
   


  


   
  


 
  


 
 
   


  
  


  
 


 


  
 


POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail:  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder     nachrichtlich:     Bundeszentralamt für Steuern  


HAUSANSCHRIFT 


TEL 


E-MAIL 


DATUM 


Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
+49 (0) 30 18 682-0 


poststelle@bmf.bund.de 
6. Januar 2021 


BETREFF Basiszins zur Berechnung der Vorabpauschale gemäß § 18 Absatz 4 InvStG; 
Basiszins zum 4. Januar 2021 


BEZUG BMF-Schreiben vom 29. Januar 2020, BStBl I S. 218 
GZ IV C 1 - S 1980-1/19/10038 :004 


DOK 2021/0011044 
(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Der Anleger eines Publikums-Investmentfonds hat als Investmentertrag unter anderem die 
Vorabpauschale nach § 18 InvStG zu versteuern (§ 16 Absatz 1 Nr. 2 InvStG). Die Vorab-
pauschale für 2021 gilt gemäß § 18 Absatz 3 InvStG beim Anleger als am ersten Werktag des 
folgenden Kalenderjahres - also am 3. Januar 2022 - zugeflossen.  


Die Vorabpauschale für 2021 ist unter Anwendung des Basiszinses vom 4. Januar 2021 zu 
ermitteln. 


Der Basiszins ist gemäß § 18 Absatz 4 InvStG aus der langfristig erzielbaren Rendite 
öffentlicher Anleihen abzuleiten. Dabei ist auf den Zinssatz abzustellen, den die Deutsche 
Bundesbank anhand der Zinsstrukturdaten jeweils auf den ersten Börsentag des Jahres 
errechnet. Das Bundesministerium der Finanzen hat den maßgebenden Zinssatz im 
Bundessteuerblatt zu veröffentlichen. 


Hiermit gebe ich gem. § 18 Absatz 4 Satz 3 InvStG den Basiszins zur Berechnung der Vorab-
pauschale bekannt, der aus der langfristig erzielbaren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet 
ist. Die Deutsche Bundesbank hat hierfür auf den 4. Januar 2021 anhand der Zinsstrukturdaten 


www.bundesfinanzministerium.de 
www.eu2020finance.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.eu2020finance.de

http:www.bundesfinanzministerium.de





 
    


 
 


 
 


  
  


  
 


 
 


 
  


 
  


 


Seite 2 einen Wert von -0,45 Prozent für Bundeswertpapiere mit jährlicher Kuponzahlung und einer 
Restlaufzeit von 15 Jahren errechnet. 


Aufgrund des negativen Basiszins wird keine Vorabpauschale erhoben. 


Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschüttungen eines Investmentfonds 
innerhalb eines Kalenderjahres den Basisertrag für dieses Kalenderjahr unterschreiten. Da der 
Basisertrag aufgrund des negativen Basiszins negativ ist, ist eine Unterschreitung des 
Basisertrages nicht möglich. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 












 
     


 


     
     


  
POSTANSCHRIFT  Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin    


  Nur per E-Mail HAUSANSCHRIFT   


   TEL   
Oberste Finanzbehörden   FAX   
der Länder   E-MAIL   
   DATUM  23. Dezember 2020 


     
     
   


- E-Mail-Verteiler U 1 - 
   


BETREFF  Umsatzsteuer; 
Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (§ 13b UStG) auf 
Telekommunikationsdienstleistungen 


   
 BEZUG     
 ANLAGEN    1 
 GZ    III C 3 - S 7279/19/10006 :002 


DOK  2020/1283532 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


 


Durch Artikel 12 Nr. 4 i. V. m. Artikel 50 Abs. 4 des Jahressteuergesetzes 2020 (JStG 2020) 
wurden zum 1. Januar 2021 § 13b Abs. 2 Nr. 12 UStG eingefügt und § 13b Abs. 5 UStG 
geändert. Die bestehende Vorschrift zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nach 
§ 13b UStG wurde auf sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation ausge-
weitet. Die Änderung hat zur Folge, dass bei nach dem 31. Dezember 2020 ausgeführten 
sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation an sog. Wiederverkäufer der 
Leistungsempfänger Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 Nr. 12 in Verbindung mit Abs. 5 
Satz 6 UStG ist. 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt Folgendes: 
 
I. Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 
 
Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass vom 1. Oktober 2010, BStBl I S. 846, der zuletzt durch 
das BMF-Schreiben vom 16. Dezember 2020 - III C 3 - S 7346/20/10001 :002 
(2020/1286344) -, BStBl I S. xxxx, geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


Postanschrift Berlin: Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin 


www.bundesfinanzministerium.de 
 


www.eu2020finance.de 
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1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe des Abschnitts „13b.7a. Lieferungen von 
Edelmetallen, unedlen Metallen und Cermets“ die Angabe des Abschnitts 
„13b.7b. Sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation“ eingefügt. 


 
2. In Abschnitt 13b.1 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 10“ durch die 


Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 11“ ersetzt. 
 
3. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 


und 6 bis 8“ durch die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 und 7 bis 9“ ersetzt. 
 
4. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 


und 6 bis 8“ durch die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 und 7 bis 9“ ersetzt. 
 
5. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 11 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 


und 6 bis 8“ durch die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 und 7 bis 9“ ersetzt. 
 
6. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 12 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 


und 6 bis 8“ durch die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 und 7 bis 9“ ersetzt. 
 
7. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 


und 6 bis 8“ durch die Angabe „Abs. 5 Sätze 1 und 7 bis 9“ ersetzt. 
 
8. In Abschnitt 13b.1 Absatz 2 Satz 1 wird nach Nummer 13 folgende Nummer 14 ange-


fügt: 
 


„14.1Sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation (§ 13b Abs. 2 
Nr. 12 Satz 1 UStG). 2§ 13b Abs. 2 Nr. 1 UStG bleibt unberührt.“ 


 
9. In Abschnitt 13b.3 Absatz 6 Satz 4 wird die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG“ durch 


die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 8 UStG“ ersetzt. 
 
10. In Abschnitt 13b.3 Absatz 12 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
11. In Abschnitt 13b.3 Absatz 12 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt.  
 
12. In Abschnitt 13b.3a Absatz 4 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 


 







 
Seite 3 13. In Abschnitt 13b.3a Absatz 4 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 
14. In Abschnitt 13b.4 Absatz 3 Satz 2 dritter Halbsatz wird die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 7 


UStG“ durch die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 8 UStG“ ersetzt. 
 
15. In Abschnitt 13b.4 Absatz 4 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
16. In Abschnitt 13b.4 Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 10 UStG)“ 


durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 
17. In Abschnitt 13b.5 Absatz 6 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
18. In Abschnitt 13b.5 Absatz 6 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 
19. In Abschnitt 13b.6 Absatz 2 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
20. In Abschnitt 13b.6 Absatz 2 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 
21. In Abschnitt 13b.7 Absatz 4 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
22. In Abschnitt 13b.7 Absatz 4 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 
23. In Abschnitt 13b.7a Absatz 3 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe „(§ 13b Abs. 5 


Satz 6 UStG)“ durch die Angabe „(§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG)“ ersetzt. 
 
24. In Abschnitt 13b.7a Absatz 3 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe „(vgl. § 13b 


Abs. 5 Satz 10 UStG)“ durch die Angabe „(vgl. § 13b Abs. 5 Satz 11 UStG)“ ersetzt. 
 


 
25. Nach Abschnitt 13b.7a wird folgender Abschnitt 13b.7b eingefügt: 
 


„13b.7b. Sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation 
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(1)  Zum Begriff der sonstigen Leistung auf dem Gebiet der Telekommunikation im 
Sinne des § 13b Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG wird auf Abschnitt 3a.10 verwiesen. 
 


(2)  1Bei diesen sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation 
schuldet der Leistungsempfänger die Steuer, wenn er ein Unternehmer ist, dessen 
Haupttätigkeit in Bezug auf den Erwerb dieser Leistungen in deren Erbringung 
besteht und dessen eigener Verbrauch dieser Leistungen von untergeordneter 
Bedeutung ist (§ 13b Abs. 5 Satz 6 erster Halbsatz UStG, sog. Wiederverkäufer). 2Die 
Haupttätigkeit des Unternehmers in Bezug auf den Erwerb dieser Leistungen besteht 
dann in deren Erbringung, wenn der Unternehmer mehr als die Hälfte der von ihm 
erworbenen Leistungen weiterveräußert. 3Der eigene Verbrauch dieser Leistungen 
ist von untergeordneter Bedeutung, wenn nicht mehr als 5 % der erworbenen 
Leistungen zu eigenen (unternehmerischen sowie nichtunternehmerischen) Zwecken 
verwendet wird. 4Maßgeblich sind die Verhältnisse im vorangegangenen 
Kalenderjahr; nimmt der Unternehmer seine Tätigkeit in diesem Bereich erst auf, ist 
er auch schon vor der erstmaligen Erbringung von Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation als Wiederverkäufer anzusehen, wenn er nach außen erkennbar 
mit ersten Handlungen zur Erbringung von Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation begonnen hat und mit diesen Leistungen voraussichtlich die 
vorgenannten Voraussetzungen erfüllen wird. 5Verwendet der Unternehmer zwar 
mehr als 5 %, jedoch nicht mehr als 10 % der erworbenen Leistungen zu eigenen 
Zwecken, ist weiterhin von einer untergeordneten Bedeutung auszugehen, wenn die 
im Mittel der vorangegangenen drei Jahre zu eigenen Zwecken verbrauchten 
Leistungen 5 % der in diesem Zeitraum erworbenen Leistungen nicht überschritten 
haben. 6Im Unternehmen selbst erzeugte Leistungen bleiben bei der Beurteilung 
unberücksichtigt. 7Ob die selbst erzeugten Leistungen veräußert oder zum eigenen 
Verbrauch im Unternehmen verwendet werden, ist daher unbeachtlich. 8Ebenso sind 
die veräußerten Leistungen, die selbst erzeugt wurden, hinsichtlich der Beurteilung 
der Wiederverkäufereigenschaft aus der Gesamtheit der veräußerten Leistungen 
auszuscheiden; auch beeinflussen sie die nach den Sätzen 1 und 2 einzuhaltenden 
Grenzwerte nicht. 
 


(3)  1Es ist davon auszugehen, dass ein Unternehmer Wiederverkäufer nach 
Absatz 2 ist, wenn ihm das nach den abgabenrechtlichen Vorschriften für die 
Besteuerung seiner Umsätze zuständige Finanzamt auf Antrag oder von Amts wegen 
eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige Bescheinigung nach dem 
Vordruckmuster USt 1 TQ erteilt hat; hinsichtlich dieses Musters wird auf das BMF-
Schreiben vom 23. 12. 2020, BStBl I S. XXXX, verwiesen. 2Die Gültigkeitsdauer der 
Bescheinigung ist auf längstens drei Jahre zu beschränken; sie kann nur mit Wirkung 
für die Zukunft widerrufen oder zurückgenommen werden. 3Verwendet der 
Leistungsempfänger einen Nachweis nach dem Vordruckmuster USt 1 TQ – im 
Original oder in Kopie –, ist er Steuerschuldner, auch wenn er im Zeitpunkt der 
Leistung tatsächlich kein Wiederverkäufer nach Absatz 2 ist; dies gilt nicht, wenn der 
Leistungsempfänger einen gefälschten Nachweis nach dem Vordruckmuster 
USt 1 TQ verwendet hat und der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis hatte. 
 


(4)  1Hat das Finanzamt dem Unternehmer eine Bescheinigung nach dem Vor-
druckmuster USt 1 TQ ausgestellt, ist er auch dann als Leistungsempfänger Steuer-
schuldner, wenn er diesen Nachweis gegenüber dem leistenden Unternehmer nicht - 
im Original oder in Kopie - verwendet. 2Wurde die Bescheinigung mit Wirkung für 
die Zukunft widerrufen oder zurückgenommen und ist der Leistungsempfänger kein 
Wiederverkäufer nach Absatz 2, schuldet der leistende Unternehmer dann die 
Steuer, wenn er hiervon Kenntnis hatte oder hätte haben können. 3Hatte der leistende 
Unternehmer in diesen Fällen keine Kenntnis oder hat er keine Kenntnis haben 
können, wird es beim leistenden Unternehmer und beim Leistungsempfänger nicht 
beanstandet, wenn beide einvernehmlich von einer Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers ausgehen und durch diese Handhabung keine Steuerausfälle 
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zutreffender Höhe versteuert wird. 
 


(5)  1Erfüllt bei einem Organschaftsverhältnis nur ein Teil des Organkreises (z. B. 
der Organträger oder eine Organgesellschaft) die Voraussetzung als Wiederverkäu-
fer nach Absatz 2, ist für Zwecke der Anwendung der Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers nach § 13b Abs. 2 Nr. 12 und Abs. 5 Satz 6 UStG nur dieser Teil 
des Organkreises als Wiederverkäufer anzusehen. 2Die Absätze 2 und 3 sind insoweit 
nur auf den jeweiligen Unternehmensteil anzuwenden. 
 


(6)  1Erfüllt der Leistungsempfänger die Voraussetzungen des § 13b Abs. 5 Satz 6 
erster Halbsatz UStG, ist der Leistungsempfänger auch dann Steuerschuldner, wenn 
die Leistung für den nichtunternehmerischen Bereich erbracht wird (§ 13b Abs. 5 
Satz 7 UStG). 2Ausgenommen hiervon sind die sonstigen Leistungen auf dem Gebiet 
der Telekommunikation, die ausschließlich an den nichtunternehmerischen Bereich 
von juristischen Personen des öffentlichen Rechts erbracht werden, auch wenn diese 
im Rahmen von Betrieben gewerblicher Art als Wiederverkäufer von sonstigen 
Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation unternehmerisch tätig sind (vgl. 
§ 13b Abs. 5 Satz 11 UStG). 3Absätze 2 und 3 sind auf den jeweiligen Betrieb 
gewerblicher Art einer juristischen Person des öffentlichen Rechts entsprechend 
anzuwenden, der Wiederverkäufer von sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation ist.“ 


 
26. Abschnitt 13b.8 wird wie folgt geändert: 
 


a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 


„1Haben der leistende Unternehmer und der Leistungsempfänger für einen an ihn 
erbrachten Umsatz § 13b Abs. 2 Nr. 4, Nr. 5 Buchstabe b oder Nr. 7 bis 12 in Ver-
bindung mit Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz und Sätze 3 bis 6 UStG angewandt, 
obwohl dies nach Art der Umsätze unter Anlegung objektiver Voraussetzungen nicht 
zutreffend war, gilt der Leistungsempfänger dennoch als Steuerschuldner (§ 13b 
Abs. 5 Satz 8 UStG).“ 


 
b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 7 UStG“ durch die Angabe „§ 13b 


Abs. 5 Satz 8 UStG“ ersetzt. 
 
27. In Abschnitt 13b.12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 1 wird die Angabe „Abschnitt 13b.1 


Abs. 2 Nr. 2 bis 13“ durch die Angabe „Abschnitt 13b.1 Abs. 2 Nr. 2 bis 14“ ersetzt. 
 
28. In Abschnitt 13b.14 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 13b Abs. 2 Nr. 2 bis 11 UStG“ 


durch die Angabe „§ 13b Abs. 2 Nr. 2 bis 12 UStG“ ersetzt. 
29. In Abschnitt 13b.17 Satz 3 zweiter Halbsatz wird die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 10 


UStG“ durch die Angabe „§ 13b Abs. 5 Satz 11 UStG“ ersetzt. 
 
30. In Abschnitt 13b.18 wird nach Satz 11 folgender Satz 12 angefügt: 
 


„12Zum Übergang auf die Anwendung der Änderung des § 13b UStG ab 1. 1. 2021 auf 
sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation vgl. Teil II des BMF-
Schreibens vom 23. 12. 2020, BStBl I S. xxxx.“ 
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II. Anwendungsregelungen 
 
1. Anwendung 
 
Die Regelungen sind auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 ausgeführt 
werden. 
 
a) Schlussrechnung über nach dem 31. Dezember 2020 erbrachte Leistungen bei 


Abschlagszahlungen vor dem 1. Januar 2021 
 
Bei nach dem 31. Dezember 2020 erbrachten sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Tele-
kommunikation im Sinne des § 13b Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG ist der Leistungsempfänger 
Steuerschuldner, wenn er ein Wiederverkäufer ist. Entsprechend hat der leistende Unterneh-
mer eine Rechnung auszustellen, in der das (Netto-)Entgelt sowie der Hinweis „Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers“ (§ 14a Abs. 5 UStG) anzugeben sind. Dies gilt unabhän-
gig davon, ob der leistende Unternehmer das Entgelt oder Teile des Entgelts vor dem 
1. Januar 2021 vereinnahmt hat oder nicht. 
 
Hat der leistende Unternehmer das Entgelt oder Teile des Entgelts vor dem 1. Januar 2021 
vereinnahmt und hierfür auch eine Rechnung mit offenem Steuerausweis erstellt, hat er die 
Rechnung(en) über diese Zahlung(en) im Voranmeldungszeitraum der tatsächlichen Ausfüh-
rung der Leistung zu berichtigen (§ 27 Abs. 1 Satz 3 UStG). Erfolgt keine Berichtigung, 
schuldet der Rechnungsaussteller die ausgewiesene Steuer nach § 14c Abs. 1 Sätze 1 und 2 
UStG. In der Schlussrechnung sind die gezahlten Abschlagszahlungen nur dann mit ihrem 
Bruttobetrag (einschließlich Umsatzsteuer) anzurechnen, wenn die Umsatzsteuer bis zum 
Zeitpunkt der Erteilung der Schlussrechnung nicht an den Leistungsempfänger zurückerstattet 
wurde. 
 
Es ist jedoch nicht zu beanstanden, wenn bei der Anwendung der Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers nur das um das vor dem 1. Januar 2021 vom leistenden Unternehmer 
vereinnahmte Entgelt oder die vereinnahmten Teile des Entgelts geminderte Entgelt zugrunde 
gelegt wird (Nichtbeanstandungsregelung). Voraussetzung hierfür ist, dass diese Anzah-
lung(en) vom leistenden Unternehmer in zutreffender Höhe erklärt (= in einer Umsatzsteuer-
Voranmeldung oder in einer Umsatzsteuererklärung für das Kalenderjahr angemeldet) und 
gezahlt wurde(n). In derartigen Fällen sind die Rechnungen, mit denen über die Anzahlungen 
abgerechnet wurde, nicht zu berichtigen. 
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wenn die Zahlung erst nach dem 31. Dezember 2020 erfolgt 
 
Wurden für sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation im Sinne des § 13b 
Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG Abschlagszahlungen oder Anzahlungen vereinnahmt, bevor die 
Leistung oder die Teilleistung ausgeführt worden ist, entsteht die Steuer mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums, in dem das Entgelt oder Teilentgelt vereinnahmt worden ist (§ 13 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 und § 13b Abs. 4 Satz 2 UStG). Entscheidend für die Steuer-
entstehung ist nicht, wann die Rechnung erstellt worden ist, sondern der Zeitpunkt der Ver-
einnahmung des entsprechenden Entgelts oder des Teilentgelts. Vereinnahmt der leistende 
Unternehmer das Entgelt oder Teilentgelt für Leistungen im Sinne des § 13b Abs. 2 Nr. 12 
Satz 1 UStG nach dem 31. Dezember 2020, ist hierfür der Leistungsempfänger Steuerschuld-
ner, sofern er ein Wiederverkäufer ist (§ 13b Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG und Abs. 5 Satz 6 
erster Halbsatz UStG). Ist die hierfür vom leistenden Unternehmer erstellte Rechnung vor 
dem 1. Januar 2021 erstellt worden und wurde die Umsatzsteuer offen ausgewiesen, ist die 
Rechnung entsprechend zu berichtigen. Erfolgt keine Berichtigung, schuldet der Rechnungs-
aussteller die ausgewiesene Steuer nach § 14c Abs. 1 Sätze 1 und 2 UStG. 
 
c) Abrechnungen nach dem 31. Dezember 2020 über Leistungen, die vor dem 


1. Januar 2021 erbracht worden sind 
 
Für sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation im Sinne des § 13b Abs. 2 
Nr. 12 Satz 1 UStG, die vor dem 1. Januar 2021 erbracht worden sind, ist der leistende Unter-
nehmer nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG Steuerschuldner. § 13b Abs. 2 Nr. 12 i. V. m. Abs. 5 
UStG ist insoweit nicht anzuwenden. Der leistende Unternehmer muss entsprechend eine 
Rechnung ausstellen, die die in § 14 Abs. 4 Satz 1 UStG vorgeschriebenen Angaben enthält. 
Hierzu gehört auch die Angabe des anzuwendenden Steuersatzes sowie des auf das Entgelt 
entfallenden Steuerbetrags (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 UStG). 
 


a) Berichtigung nach dem 31. Dezember 2020 einer vor dem 1. Januar 2021 
erstellten und bezahlten Rechnung über Anzahlungen 


 
Hat der leistende Unternehmer für sonstige Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikati-
on im Sinne des § 13b Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG einen Teil des Entgelts vor dem 1. Januar 
2021 vereinnahmt und wurde die Leistung oder die Teilleistung danach ausgeführt, entsteht 
die Steuer mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem das Teilentgelt vereinnahmt wor-
den ist (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Satz 4 UStG). Steuerschuldner ist der leistende Unter-
nehmer. 
 
Stellt sich nach dem 31. Dezember 2020 heraus, dass die in Rechnung gestellte und vom leis-
tenden Unternehmer vereinnahmte Anzahlung in der Höhe unrichtig war, ist die ursprüngliche 
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weit zu berichtigen (§ 17 Abs. 1 UStG), als der überzahlte Betrag zurückgezahlt wurde und 
insoweit die Grundlage für die Versteuerung der Anzahlung entfallen ist. 
 
Entsprechend wird der Leistungsempfänger bei Inanspruchnahme der Nichtbeanstandungsre-
gelung durch den leistenden Unternehmer hinsichtlich einer berichtigten Anzahlung nur dann 
Steuerschuldner nach § 13b Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 UStG, soweit ein weiteres Teilentgelt 
nach dem 31. Dezember 2020 vom leistenden Unternehmer vereinnahmt wird. 
 
Beispiel 1: 
 
Unternehmer A und Unternehmer B vereinbaren eine Erbringung von sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der 
Telekommunikation im Sinne des § 13b Abs. 2 Nr. 12 Satz 1 UStG. A und B geben monatlich Umsatzsteuer-
Voranmeldungen ab. A stellt am 2. Dezember 2020 eine Abschlagsrechnung über 10 000 € zuzüglich Umsatz-
steuer aus. Die Rechnung wird von B noch im Dezember 2020 bezahlt. Im Januar 2021 stellt sich heraus, dass 
der Anzahlung eine falsche Einheit von sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation zugrunde 
gelegen hat. Danach hätte nur eine Anzahlung mit einem Entgelt von 6 000 € in Rechnung gestellt werden dür-
fen. Der überzahlte Betrag wird B zurückerstattet. Die Telekommunikationsleistung wird im Februar 2021 aus-
geführt. 
 
Bei Inanspruchnahme der Nichtbeanstandungsregelung (Tz. II.1.a) hat A seine Rechnung dergestalt zu korrigie-
ren, dass nur noch ein Entgelt in Höhe von 6 000 € zuzüglich Umsatzsteuer auszuweisen ist. Die Änderungen 
gegenüber der ursprünglichen Rechnung hat er in seiner Umsatzsteuer-Voranmeldung für Dezember 2020 ent-
sprechend zu berücksichtigen. B hat den in der Umsatzsteuer-Voranmeldung für Dezember 2020 geltend 
gemachten Vorsteuerabzug in der Umsatzsteuer-Voranmeldung für Januar 2021 entsprechend zu mindern. 
 
Beispiel 2: 
 
Sachverhalt wie in Beispiel 1, jedoch hätte eine Anzahlung mit einem Entgelt von 11 000 € in Rechnung gestellt 
werden müssen. B zahlt den Mehrbetrag im Februar 2021. 
 
Bei Inanspruchnahme der Nichtbeanstandungsregelung (Tz. II.1.a) hat A seine Rechnung dergestalt zu korrigie-
ren, dass sie ein Entgelt in Höhe von 11 000 € enthält. Hinsichtlich der vor dem 1. Januar 2021 geleisteten 
Anzahlung bleibt es bei der Steuerschuld des A. Die ursprüngliche Besteuerung (A erklärt den Umsatz in seiner 
Umsatzsteuer-Voranmeldung für Dezember 2020, B hat den Vorsteuerabzug in seiner Umsatzsteuer-
Voranmeldung für Dezember 2020 geltend gemacht) bleibt unverändert. Für die (Rest-)Anzahlung, die im 
Februar 2021 geleistet wird, ist in der Rechnung nur das (Netto-)Entgelt von 1 000 € anzugeben. Außerdem 
muss A den B insoweit auf dessen Steuerschuldnerschaft hinweisen. B muss das (Netto-)Entgelt von 1 000 € 
sowie die Steuer hierauf in seiner Umsatzsteuer-Voranmeldung für Februar 2021 anmelden und kann gleichzei-
tig diese Steuer bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen als Vorsteuer abziehen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
UStG). 
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Bei Leistungen, die nach dem 31. Dezember 2020 und vor dem 1. April 2021 ausgeführt 
werden, ist es beim leistenden Unternehmer und beim Leistungsempfänger nicht zu beanstan-
den, wenn die Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft des leis-
tenden Unternehmers nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG ausgegangen sind. Voraussetzung hierfür 
ist, dass der Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutreffender Höhe versteuert wird. 
 
Dies gilt entsprechend auch in den Fällen, in denen das Entgelt oder ein Teil des Entgelts nach 
dem 31. Dezember 2020 und vor dem 1. April 2021 vereinnahmt wird und die Leistung erst 
nach der Vereinnahmung des Entgelts oder von Teilen des Entgelts ausgeführt wird. Tz. II.1 
gilt entsprechend. 
 
III. Bekanntgabe des Vordruckmusters 
 
(1)  Bei den sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation schuldet der Leis-
tungsempfänger die Steuer, wenn er ein Unternehmer ist, dessen Haupttätigkeit in Bezug auf 
den Erwerb dieser Leistungen in deren Erbringung besteht und dessen eigener Verbrauch die-
ser Leistungen von untergeordneter Bedeutung ist (§ 13b Abs. 5 Satz 6 erster Halbsatz UStG, 
sog. Wiederverkäufer). Es ist davon auszugehen, dass ein Unternehmer Wiederverkäufer von 
sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation ist, wenn das zuständige 
Finanzamt ihm eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige auf längstens drei 
Jahre befristete Bescheinigung, die nur mit Wirkung für die Zukunft widerrufen oder zurück-
genommen werden kann, darüber erteilt hat, dass er ein Unternehmer ist, der entsprechende 
Leistungen erbringt (§ 13b Abs. 5 Satz 6 zweiter Halbsatz UStG). Für diesen Nachweis durch 
die Finanzämter wird das Vordruckmuster 
 


USt 1 TQ - Nachweis für Wiederverkäufer von sonstigen Leistungen auf 
dem Gebiet der Telekommunikation - 


 
bekannt gegeben (Anlage). 
 
(2)  Der Nachweis nach dem Vordruckmuster USt 1 TQ ist auf Antrag auszustellen, wenn die 
hierfür erforderlichen Voraussetzungen gegeben sind. Er kann auch von Amts wegen erteilt 
werden, wenn das zuständige Finanzamt feststellt, dass die erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 
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Bescheinigung kann nur mit Wirkung für die Zukunft widerrufen oder zurückgenommen wer-
den. Wenn die Bescheinigung durch das Finanzamt widerrufen oder zurückgenommen wurde, 
darf sie der Unternehmer nicht mehr verwenden. 
 
 (4)  Hat das Finanzamt dem Unternehmer einen Nachweis nach dem Vordruckmuster 
USt 1 TQ ausgestellt, ist er auch dann als Leistungsempfänger Steuerschuldner, wenn er die-
sen Nachweis gegenüber dem leistenden Unternehmer nicht - im Original oder in Kopie - 
verwendet. Weitere Einzelheiten ergeben sich aus Abschnitt 13b.7b des Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses. 
 
(5)  Der Vordruck ist auf der Grundlage des unveränderten Vordruckmusters herzustellen. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 


 







 


Finanzamt 
 
 


 Telefon Datum 


Steuernummer / Geschäftszeichen 
 
 


   


(Bitte bei allen Rückfragen angeben) 
 


   


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 


Nachweis für Wiederverkäufer von Telekommunikationsdienstleistungen 
für Zwecke der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 


(§ 13b Abs. 2 Nr. 12 UStG) 
 
 
 


Hiermit wird zur Vorlage bei dem leistenden Unternehmer bescheinigt, dass 
 


 (Name und Vorname bzw. Firma) 


 
 


 


(Anschrift, Sitz) 


 
Wiederverkäufer von sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation ist und 


unter der Steuernummer     


unter der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer    


registriert ist. 


 
Für die o.g. empfangenen Leistungen wird deshalb die Steuer vom Leistungsempfänger 
geschuldet (§ 13b Abs. 5 UStG). 
 
 
Diese Bescheinigung verliert ihre Gültigkeit mit Ablauf des:    
(Die Gültigkeitsdauer der Bescheinigung ist auf einen Zeitraum von längstens drei Jahren nach Ausstellungsdatum zu beschränken.) 


 
 
 
 
 


(Dienstsiegel) Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
 
 


Datenschutzhinweis: 
Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre Rechte nach der Datenschutz- 
Grundverordnung sowie über Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschreiben 
der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik „Datenschutz“) oder erhalten 
Sie bei Ihrem Finanzamt. 


 
 
 


USt 1 TQ  - Nachweis für Wiederverkäufer von Telekommunikationsdienstleistungen - (11.20) 
  



http://www.finanzamt.de/





Rechtsbehelfsbelehrung 
 


Sie können die Erteilung des Nachweises für Wiederverkäufer von Telekommunikationsdienstleistungen für Zwecke der 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers mit dem Einspruch anfechten. Der Einspruch ist beim umseitig bezeichneten Finanzamt 
schriftlich einzureichen, diesem elektronisch zu übermitteln oder dort zur Niederschrift zu erklären. 
 
Die Frist für die Einlegung des Einspruchs beträgt einen Monat. Sie beginnt mit Ablauf des Tags, an dem Ihnen der Nachweis für 
Wiederverkäufer von Telekommunikationsdienstleistungen für Zwecke der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bekannt 
gegeben worden ist. Bei Zusendung durch einfachen Brief oder Zustellung mittels Einschreiben durch Übergabe innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland gilt die Bekanntgabe mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der 
Nachweis für Wiederverkäufer von Telekommunikationsdienstleistungen für Zwecke der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mit Zustellungsurkunde oder mittels Einschreiben mit Rückschein oder 
gegen Empfangsbekenntnis ist Tag der Bekanntgabe der Tag der Zustellung. Bei Zusendung durch einfachen Brief außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland gilt die Bekanntgabe einen Monat nach Aufgabe zur Post als bewirkt, es sei denn, dass der Bescheid zu 
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Bei Zustellung mittels Einschreiben mit Rückschein oder durch Zustellungsersuchen ist Tag 
der Bekanntgabe der Tag der Zustellung. 
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		(§ 13b Abs. 2 Nr. 12 UStG)

		Wiederverkäufer von sonstigen Leistungen auf dem Gebiet der Telekommunikation ist und








Bekanntmachung 
nach § 10 Absatz 3 des Stromsteuergesetzes 


sowie § 55 Absatz 4 des Energiesteuergesetzes 


Vom 2. Dezember 2020 


Nach § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Stromsteuergesetzes 


vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378; 2000 I S. 147) und nach § 55 Absatz 4 


Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Energiesteuergesetzes vom 15. Juli 2006 
(BGBl. I S. 1534; 2008 I S. 660, 838, 1007) wird hiermit bekannt gemacht, dass 


die Bundesregierung die nach § 10 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a des 


Stromsteuergesetzes und die nach § 55 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buch-


stabe a des Energiesteuergesetzes erforderliche Feststellung am 2. Dezember 
2020 getroffen hat und dass die Steuerentlastungen nach § 10 des Stromsteu-


ergesetzes und nach § 55 des Energiesteuergesetzes damit für das Antragsjahr 


2021 gewährt werden können.  


Berlin, den 2. Dezember 2020 


B u n d e s m i n i s t e r i u m  d e r  F i n a n z e n   


Im Auftrag  


R i ß m a n n    


2653 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2020 Teil I Nr. 58, ausgegeben zu Bonn am 7. Dezember 2020 








Bekanntmachung 
der Beitragssätze in der allgemeinen Rentenversicherung 


und der knappschaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 2021 


Vom 9. Dezember 2020 


Auf Grund des § 158 Absatz 4 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – 
Gesetzliche Rentenversicherung –, der zuletzt durch Artikel 259 Nummer 1 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, 
wird bekannt gemacht: 


Der Beitragssatz für das Jahr 2021 beträgt weiterhin in der allgemeinen 
Rentenversicherung 18,6 Prozent und in der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung 24,7 Prozent.  


Berlin, den 9. Dezember 2020 


B u n d e s m i n i s t e r i u m  
f ü r  A r b e i t  u n d  S o z i a l e s   


Im Auftrag  
T h o m a s  K a u l i s c h    


2764 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2020 Teil I Nr. 60, ausgegeben zu Bonn am 11. Dezember 2020 








Urteil vom 30. September 2020, VI R 10/19 
Erste Tätigkeitsstätte eines Postzustellers nach neuem Reisekostenrecht


ECLI:DE:BFH:2020:U.300920.VIR10.19.0


BFH VI. Senat


EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 4a S 3 , EStG § 9 Abs 4 S 1 , EStG § 9 Abs 4a , EStG § 9 Abs 4 S 2 , EStG VZ 2015 , EStG VZ 2016 


vorgehend FG Nürnberg, 03. Mai 2018, Az: 6 K 1033/17


Leitsätze


Der Zustellpunkt (Zustellzentrum), dem ein Postzusteller zugeordnet ist und an dem er arbeitstäglich vor- und 
nachbereitende Tätigkeiten (z.B. Sortiertätigkeiten, Abschreibpost, Abrechnungen) ausübt, ist erste Tätigkeitsstätte.


Tenor


Die Revision der Kläger gegen das Urteil des Finanzgerichts Nürnberg vom 03.05.2018 - 6 K 1033/17 wird als unbegründet 
zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Kläger zu tragen.


Tatbestand


1 I. Streitig ist, ob bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit Mehraufwendungen für Verpflegung als 
Werbungskosten zu berücksichtigen sind.


2 Die Kläger und Revisionskläger (Kläger) sind verheiratet und wurden für die Streitjahre (2015 und 2016) zur 
Einkommensteuer zusammen veranlagt. Sie erzielten Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, der Kläger als 
verbeamteter Postzusteller.


3 Der Kläger ist seit 1977 bei der Deutschen Post beschäftigt. Seit Anfang der 1990iger Jahre ist er als Postzusteller in R 
und dort seit vielen Jahren am Zustellpunkt ... (Zustellpunkt R) tätig.


4 Der gewöhnliche Arbeitstag eines Zustellers am Zustellpunkt R sieht wie folgt aus: Die Kompaktbriefe kommen 
morgens vorsortiert aus dem Briefzentrum Q und werden so von den Zustellern zum Austragen übernommen. 
Großbriefe, Kataloge, Zeitschriften und Tageszeitungen kommen unsortiert. Sie werden ebenso wie die unsortierten 
Kompaktbriefe, die z.B. die Maschine nicht lesen konnte oder fehlgeleitet waren, von einem Teil der Zusteller des 
Zustellpunkts gemeinsam auf die einzelnen Zustellbezirke sortiert. Die Pakete kommen unsortiert auf Rollwägen aus 
dem Frachtzentrum S und werden von den übrigen Zustellern gemeinsam auf die Bezirke verteilt. Diese Verteilung 
sowohl der Briefe als auch der Pakete erfolgt nur grob auf die Bezirke. Im Anschluss steckt jeder Zusteller seine 
eigene auszutragende Post für die Runde auf Gangfolge. Der Kläger selbst hat nur einen Handwagen für Briefe, Pakete 
stellt er nicht zu. Im Anschluss daran macht der Zusteller seine Runde. Nach der Zustellrunde bearbeitet der jeweilige 
Zusteller die sogenannte Abschreibpost (Post, bei der der Adressat unbekannt, unbekannt verzogen oder verzogen ist) 
und Abrechnungen (z.B. für Nachnahmen, Nachentgelte oder Zollgebühren).


Seite 1 von 5







5 Die Vorarbeiten dauern zwei bis zweieinhalb Stunden, die Nacharbeiten circa 20 bis 30 Minuten.


6 In den Einkommensteuererklärungen für die Streitjahre begehrten die Kläger u.a. den Abzug von 
Verpflegungsmehraufwendungen bei Auswärtstätigkeit des Klägers mit einer Abwesenheit von mindestens acht 
Stunden für 144 Tage (2015) und für 133 Tage (2016). Der Zustellbezirk sei als weiträumiges Tätigkeitsgebiet und 
nicht als erste Tätigkeitsstätte anzusehen.


7 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) berücksichtigte die geltend gemachten 
Verpflegungsmehraufwendungen nicht, sondern setzte in beiden Einkommensteuerbescheiden lediglich den 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag in Höhe von 1.000 € anstelle der unstreitigen Werbungskosten des Klägers in Höhe von 
646 € im Jahr 2015 und in Höhe von 638 € im Jahr 2016 an.


8 Gegen die Einkommensteuerfestsetzungen der Streitjahre legten die Kläger erfolglos Einspruch ein.


9 Das Finanzgericht (FG) wies die daraufhin erhobene Klage mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2019, 1576 
veröffentlichten Gründen ab.


10 Mit ihrer Revision rügen die Kläger die Verletzung materiellen Rechts.


11 Sie beantragen,
das Urteil des FG Nürnberg vom 03.05.2018 - 6 K 1033/17 und die Einspruchsentscheidungen wegen 
Einkommensteuer 2015 und 2016 jeweils vom 11.07.2017 aufzuheben sowie den Einkommensteuerbescheid 2015 
vom 19.05.2016 dahingehend zu ändern, dass bei den Einkünften des Klägers aus nichtselbständiger Arbeit weitere 
1.374 € als Werbungskosten berücksichtigt werden, und den Einkommensteuerbescheid 2016 vom 19.06.2017 
dahingehend zu ändern, dass bei den Einkünften des Klägers aus nichtselbständiger Arbeit weitere 1.234 € als 
Werbungskosten berücksichtigt werden.


12 Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


13 II. Die Revision der Kläger ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung 
--FGO--). Das FG hat zutreffend entschieden, dass der Kläger in den Streitjahren am Zustellpunkt R seine erste 
Tätigkeitsstätte hatte. Es hat deshalb zu Recht die vom Kläger geltend gemachten Verpflegungsmehraufwendungen 
nicht zum Werbungskostenabzug zugelassen.


14 1. Wird der Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig (auswärtige 
berufliche Tätigkeit), ist gemäß § 9 Abs. 4a Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zur Abgeltung der ihm 
tatsächlich entstandenen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen eine Verpflegungspauschale nach Maßgabe des 
Satzes 3 anzusetzen.
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15 2. Erste Tätigkeitsstätte ist nach der Legaldefinition in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) oder eines vom Arbeitgeber 
bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Der durch das Gesetz zur Änderung und 
Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BGBl I 2013, 
285) neu eingeführte und in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG definierte Begriff der "ersten Tätigkeitsstätte" tritt an die Stelle 
des bisherigen unbestimmten Rechtsbegriffs der "regelmäßigen Arbeitsstätte".


16 a) Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der Tätigkeit des 
Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dienen und mit dem 
Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend standortgebunden genutzt zu werden (z.B. Senatsurteil 
vom 04.04.2019 - VI R 27/17, BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 13, m.w.N.).


17 b) Die Zuordnung zu einer solchen Einrichtung wird gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG durch die dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen bestimmt. Einer 
gesonderten Zuordnung für einkommensteuerliche Zwecke bedarf es nicht (Senatsurteil vom 11.04.2019 - 
VI R 40/16, BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 35).


18 c) Die arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers als solche muss für ihre steuerliche Wirksamkeit 
nicht dokumentiert werden. Eine Dokumentationspflicht ist § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG nicht zu entnehmen. Die 
Feststellung einer entsprechenden Zuordnung ist vielmehr durch alle nach der FGO zugelassenen Beweismittel 
möglich und durch das FG im Rahmen einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu treffen. So 
entspricht es regelmäßig der Lebenswirklichkeit, dass der Arbeitnehmer der betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers zugeordnet ist, in der er tatsächlich tätig ist oder werden soll (z.B. Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl 
II 2019, 536, Rz 17).


19 d) Ist der Arbeitnehmer einer bestimmten Tätigkeitsstätte arbeitsrechtlich zugeordnet, kommt es aufgrund des 
Direktionsrechts des Arbeitgebers für die erste Tätigkeitsstätte auf den qualitativen Schwerpunkt der Tätigkeit, die 
der Arbeitnehmer dort ausübt oder ausüben soll, entgegen der bis 2013 geltenden Rechtslage nicht mehr an. 
Erforderlich, aber auch ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumindest in 
geringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die er arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich schuldet und die zu 
dem von ihm ausgeübten Berufsbild gehören (Senatsurteile in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 18 f., und in 
BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 25 f.).


20 e) Von einer dauerhaften Zuordnung ist ausweislich der in § 9 Abs. 4 Satz 3 EStG aufgeführten Regelbeispiele 
insbesondere auszugehen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet, für die Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.


21 aa) Eine Zuordnung ist unbefristet i.S. des § 9 Abs. 4 Satz 3  1. Alternative EStG, wenn die Dauer der Zuordnung zu 
einer Tätigkeitsstätte aus der maßgeblichen Sicht ex ante nicht kalendermäßig bestimmt ist und sich auch nicht aus 
Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung ergibt (Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 21).


22 bb) Die Zuordnung erfolgt gemäß § 9 Abs. 4 Satz 3  2. Alternative EStG für die Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses, wenn sie aus der maßgeblichen Sicht ex ante für die gesamte Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses Bestand haben soll. Dies kann insbesondere angenommen werden, wenn die Zuordnung im 
Rahmen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses unbefristet oder (ausdrücklich) für dessen gesamte Dauer erfolgt 
(Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 22).
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23 3. Nach diesen Maßstäben ist das FG zu Recht davon ausgegangen, dass der Zustellpunkt R in den Streitjahren die 
erste Tätigkeitsstätte des Klägers war.


24 a) Bei dem Zustellpunkt R handelt es sich um eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Dienstherrn des Klägers. 
Dies steht zwischen den Beteiligten auch nicht im Streit. Der Senat sieht deshalb insoweit von weiteren 
Ausführungen ab.


25 b) Entgegen der Ansicht des Klägers ist er dem Zustellpunkt R dauerhaft zugeordnet.


26 aa) Nach den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und den Senat deshalb bindenden Feststellungen des FG 
(§ 118 Abs. 2 FGO) geht der Einsatz des Klägers dort auf eine Versetzung zurück. Diese wirkt auch jenseits des 
31.12.2013 fort, so dass es keiner erneuten und insbesondere einkommensteuerrechtlichen Festlegung einer ersten 
Tätigkeitsstätte i.S. von § 9 Abs. 4 EStG bedurfte. Vielmehr nimmt das neue --zum 01.01.2014 in Kraft getretene-- 
steuerliche Reisekostenrecht die vorgefundenen arbeits- und dienstrechtlichen Festlegungen des Arbeitgebers auf.


27 bb) Diese Zuordnung erfolgte auch unbefristet. Denn die Zuordnung (Versetzung) an den Zustellpunkt R war weder 
kalendermäßig bestimmt noch ergab sich aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung eine Befristung. 
Vielmehr ist der Kläger dort auch nach den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und den Senat deshalb 
bindenden Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) über viele Jahre hinweg tätig geworden. Auch führt die 
(jederzeitige) Möglichkeit einer Versetzung an einen anderen Zustellpunkt als solche noch nicht zu einer lediglich 
befristeten Zuordnung (Senatsurteil in BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 34).


28 c) Schließlich ist der Kläger am Zustellpunkt R auch in dem erforderlichen Umfang tätig geworden. Als Postzusteller 
hatte er nach den bindenden Feststellungen des FG im Zustellpunkt R arbeitstäglich Tätigkeiten auszuführen, die 
ebenso zum Berufsbild eines Postzustellers gehören wie das Zustellen der Briefe an die Kunden der Deutschen Post 
im Zustellbezirk (z.B. Übernahme und erforderlichenfalls Vorsortierung der Kompaktbriefe, Vorsortierung von 
Großbriefen, Katalogen, Zeitschriften und Tageszeitungen, Vorbereitung des Handwagens für die Zustellrunde sowie 
Nacharbeiten nach der Zustellrunde, z.B. Abschreibpost und Abrechnungen). Das FG hat zutreffend darauf abgestellt, 
dass diese Tätigkeiten im Zustellpunkt R als ortsfester betrieblicher Einrichtung Teil der Berufstätigkeit eines 
Postzustellers sind.


29 4. Ein Ansatz der begehrten Mehraufwendungen für Verpflegung kommt daher nicht in Betracht. Der Kläger war nach 
den bindenden Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) an den geltend gemachten Tagen nicht --wie § 9 Abs. 4a 
Sätze 2 und 3 Nr. 3 EStG voraussetzen-- mehr als acht Stunden von seiner Wohnung und dem Zustellpunkt R als 
erster Tätigkeitsstätte abwesend. Eine Abwesenheit von mehr als acht Stunden nur von der Wohnung reicht nach 
dem Gesetzeswortlaut nicht aus.


30 5. Die von den Klägern aufgeworfene Frage, ob ein Zustellbezirk ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet i.S. des § 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG ist, stellt sich im Streitfall damit nicht. Denn einer Antwort auf diese Frage bedarf es nach 
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 1 EStG nur, wenn der Steuerpflichtige --anders als der Kläger im Streitfall-- über keine 
erste Tätigkeitsstätte verfügt.


31 Dem steht nicht entgegen, dass der Gesetzgeber im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Vereinfachung der 
Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts (BTDrucks 17/10774, 13) und das 
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Bundesministerium der Finanzen --BMF-- (Schreiben vom 24.10.2014 - IV C 5-S 2353/14/10002, BStBl I 2014, 1412, 
Rz 41) beispielhaft davon ausgehen, dass § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG u.a. auf (Brief-/Post-)Zusteller 
anwendbar sein soll. Dass diese Berufsgruppe uneingeschränkt dem Anwendungsbereich der Norm unterfällt, lässt 
sich dem Gesetzeswortlaut nicht entnehmen. Bei der beispielhaften Erwähnung des (Brief-/Post-)Zustellers dürften 
der Gesetzgeber und das BMF vielmehr von einem anderen als dem im Streitfall bindend festgestellten Tätigkeitsbild 
eines Postzustellers ausgegangen sein.


32 6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.
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Urteil vom 30. September 2020, VI R 11/19 
Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 30.09.2020 VI R 10/19 - Erste Tätigkeitsstätte eines Rettungsassistenten nach 
neuem Reisekostenrecht


ECLI:DE:BFH:2020:U.300920.VIR11.19.0


BFH VI. Senat


EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 4a S 3 , EStG § 9 Abs 4 S 1 , EStG § 9 Abs 4a , EStG § 9 Abs 4 S 2 , EStG VZ 2015 


vorgehend FG Nürnberg, 03. Mai 2018, Az: 6 K 1218/17


Leitsätze


Die Rettungswache, der ein Rettungsassistent zugeordnet ist, ist dessen erste Tätigkeitsstätte, wenn er dort arbeitstäglich 
vor dem Einsatz auf dem Rettungsfahrzeug vorbereitende Tätigkeiten vornimmt (z.B. Überprüfung des Rettungsfahrzeugs 
in Bezug auf Sauberkeit und ordnungsgemäße Bestückung mit Medikamenten und sonstigem (Verbrauchs-)Material, im 
Bedarfsfall Reinigung sowie Bestückung des Fahrzeugs mit fehlenden Medikamenten und fehlendem (Verbrauchs-)
Material).


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finanzgerichts Nürnberg vom 03.05.2018 - 6 K 1218/17 wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) erzielte im Streitjahr (2015) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Er war 
seit 1978 beim ... (Arbeitgeber) als Sanitäter im Rettungsdienst (Rettungsassistent) angestellt.


2 Der Arbeitgeber betrieb in X drei Rettungswachen. Für alle Standorte bestand eine 24-Stunden-Einsatzbereitschaft. 
Der Kläger begann seinen Schichtdienst regelmäßig in der Hauptwache in der Y-Straße. Nur in einzelnen 
Vertretungsfällen half er ausnahmsweise in einer anderen Rettungswache aus.


3 Die Arbeitseinteilung der Rettungsassistenten war in Fünf-Tages-Dienstplänen organisiert, die von der jeweiligen 
Wachleitung erstellt wurden. Die Wachleitung war Teil der jeweiligen Rettungswache. Hatte der Kläger z.B. 
Spätschicht, begann diese um 14:00 Uhr und endete um 22:00 Uhr. Der Kläger musste dann um 14:00 Uhr in 
Dienstkleidung im Rettungsfahrzeug sitzen und sich bei der Rettungsleitstelle der Berufsfeuerwehr X-Stadt anmelden.


4 Der Kläger stempelte seine Arbeitszeiten nicht. Er kam ca. 15 bis 20 Minuten vor Schichtbeginn in die Hauptwache 
und legte seine Dienstkleidung an. Anschließend prüfte er, ob das Rettungsfahrzeug sauber war und die erforderliche 
Ausstattung --wie Medikamente und sonstiges (Verbrauchs-)Material-- enthielt. War dies nicht der Fall, reinigte der 
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Kläger den Innenraum des Fahrzeugs und ergänzte die fehlende Ausstattung. Etwaige Krankmeldungen reichte er 
ebenfalls in der Hauptwache bei der dortigen Wachleitung ein.


5 Sobald von der Rettungsleitstelle Einsatzdaten übermittelt wurden, fuhr der Kläger im Rettungsfahrzeug von der 
Hauptwache zum Einsatz. Nach dem jeweiligen Einsatz verblieb er im dortigen Stadtteil. Bei Schichtende fuhr er das 
Rettungsfahrzeug nach dem letzten Einsatz wieder zur Hauptwache.


6 In seiner Einkommensteuererklärung machte der Kläger Mehraufwendungen für Verpflegung bei Auswärtstätigkeit als 
Werbungskosten geltend. Er gab an, die Abwesenheitszeit habe an allen Arbeitstagen mehr als acht Stunden betragen, 
sodass eine Verpflegungspauschale von 12 € pro Tag anzusetzen sei. Bei der Ermittlung der Abwesenheitszeiten 
bezog der Kläger die Fahrzeiten von jeweils einer Stunde zwischen seiner Wohnung und der Hauptwache ein. Der 
Kläger war der Auffassung, er habe im Streitjahr nicht über eine erste Tätigkeitsstätte verfügt.


7 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) berücksichtigte die geltend gemachten 
Verpflegungsmehraufwendungen nicht.


8 Während des Einspruchsverfahrens legte der Kläger eine Bescheinigung seines Arbeitgebers vor. Darin hieß es u.a., die 
Einsatzdaten kämen von der Rettungsleitstelle der Berufsfeuerwehr X-Stadt über Funk ins Rettungsfahrzeug. In der 
Rettungsleitstelle führe der Kläger keine Tätigkeiten aus. Sein Arbeitsplatz sei das jeweilige Rettungsfahrzeug. Dieses 
übernehme er in der Hauptwache und übergebe es dort bei Dienstschluss an die nächste Schicht. Aus einer vom 
Kläger ebenfalls vorgelegten Zusammenstellung seiner Einsatzzeiten ergab sich, dass er an 22 Tagen 
zusammenhängend über acht Stunden außerhalb der Hauptwache im Einsatz war.


9 Der Einspruch des Klägers hatte insoweit Erfolg, als das FA im Hinblick auf die vom Kläger vorgelegte 
Zusammenstellung der Einsatzzeiten für 22 Tage eine Verpflegungspauschale von 12 € pro Tag zum 
Werbungskostenabzug zuließ. Den weiter gehenden Einspruch wies das FA zurück.


10 Das Finanzgericht (FG) wies die anschließend erhobene Klage ab. Der Kläger habe in der Hauptwache über eine erste 
Tätigkeitsstätte verfügt. Er habe jedoch nicht nachgewiesen, dass er an mehr als 22 Tagen für jeweils mehr als acht 
Stunden ununterbrochen außerhalb seiner Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig gewesen sei.


11 Mit der Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts.


12 Er beantragt,
das Urteil des FG aufzuheben und den Einkommensteuerbescheid für 2015 vom 14.05.2016 in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung vom 21.08.2017 dahin zu ändern, dass weitere Verpflegungsmehraufwendungen in Höhe 
von 1.572 € als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit berücksichtigt werden.


13 Das FA beantragt,
die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe


II.


14 Die Revision des Klägers ist unbegründet und zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das 
FG hat zutreffend entschieden, dass der Kläger im Streitjahr in der Hauptwache seines Arbeitgebers seine erste 
Tätigkeitsstätte hatte. Es hat deshalb die geltend gemachten Verpflegungsmehraufwendungen über die vom FA 
bereits anerkannten Beträge hinaus zu Recht nicht zum Werbungskostenabzug zugelassen.


15 1. Wird der Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig (auswärtige 
berufliche Tätigkeit), ist gemäß § 9 Abs. 4a Satz 1 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zur Abgeltung der ihm 
tatsächlich entstandenen, beruflich veranlassten Mehraufwendungen eine Verpflegungspauschale nach Maßgabe des 
Satzes 3 anzusetzen.


16 2. Erste Tätigkeitsstätte ist nach der Legaldefinition in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) oder eines vom Arbeitgeber 
bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Der durch das Gesetz zur Änderung und 
Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BGBl I 2013, 
285) neu eingeführte und in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG definierte Begriff der "ersten Tätigkeitsstätte" tritt an die Stelle 
des bisherigen unbestimmten Rechtsbegriffs der "regelmäßigen Arbeitsstätte".


17 a) Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der Tätigkeit des 
Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dienen und mit dem 
Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend standortgebunden genutzt zu werden (z.B. Senatsurteil 
vom 04.04.2019 - VI R 27/17, BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 13, m.w.N.).


18 b) Die Zuordnung zu einer solchen Einrichtung wird gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG durch die dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfüllenden Absprachen und Weisungen bestimmt. Einer 
gesonderten Zuordnung für einkommensteuerliche Zwecke bedarf es nicht (Senatsurteil vom 11.04.2019 - 
VI R 40/16, BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 35).


19 c) Die arbeitsrechtliche Zuordnungsentscheidung des Arbeitgebers als solche muss für ihre steuerliche Wirksamkeit 
nicht dokumentiert werden. Eine Dokumentationspflicht ist § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG nicht zu entnehmen. Die 
Feststellung einer entsprechenden Zuordnung ist vielmehr durch alle nach der FGO zugelassenen Beweismittel 
möglich und durch das FG im Rahmen einer umfassenden Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu treffen. So 
entspricht es regelmäßig der Lebenswirklichkeit, dass der Arbeitnehmer der betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers zugeordnet ist, in der er tatsächlich tätig ist oder werden soll (z.B. Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl 
II 2019, 536, Rz 17).


20 d) Ist der Arbeitnehmer einer bestimmten Tätigkeitsstätte arbeitsrechtlich zugeordnet, kommt es aufgrund des 
Direktionsrechts des Arbeitgebers für die erste Tätigkeitsstätte auf den qualitativen Schwerpunkt der Tätigkeit, die 
der Arbeitnehmer dort ausübt oder ausüben soll, entgegen der bis 2013 geltenden Rechtslage nicht mehr an. 
Erforderlich, aber auch ausreichend ist, dass der Arbeitnehmer am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumindest in 
geringem Umfang Tätigkeiten zu erbringen hat, die er arbeitsvertraglich oder dienstrechtlich schuldet und die zu 
dem von ihm ausgeübten Berufsbild gehören (Senatsurteile in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 18 f., und in 
BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 25 f.).
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21 e) Von einer dauerhaften Zuordnung ist ausweislich der in § 9 Abs. 4 Satz 3 EStG aufgeführten Regelbeispiele 
insbesondere auszugehen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet, für die Dauer des Dienstverhältnisses oder über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.


22 aa) Eine Zuordnung ist unbefristet i.S. des § 9 Abs. 4 Satz 3  1. Alternative EStG, wenn die Dauer der Zuordnung zu 
einer Tätigkeitsstätte aus der maßgeblichen Sicht ex ante nicht kalendermäßig bestimmt ist und sich auch nicht aus 
Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung ergibt (Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 21).


23 bb) Die Zuordnung erfolgt gemäß § 9 Abs. 4 Satz 3  2. Alternative EStG für die Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses, wenn sie aus der maßgeblichen Sicht ex ante für die gesamte Dauer des Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses Bestand haben soll. Dies kann insbesondere angenommen werden, wenn die Zuordnung im 
Rahmen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses unbefristet oder (ausdrücklich) für dessen gesamte Dauer erfolgt 
(Senatsurteil in BFHE 264, 271, BStBl II 2019, 536, Rz 22).


24 3. Nach diesen Maßstäben ist das FG zu Recht davon ausgegangen, dass die Hauptwache im Streitjahr die erste 
Tätigkeitsstätte des Klägers war.


25 a) Bei der Hauptwache handelte es sich um eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers des Klägers. Dies 
steht zwischen den Beteiligten auch nicht im Streit. Der Senat sieht deshalb insoweit von weiteren Ausführungen ab.


26 b) Entgegen der Ansicht des Klägers war dieser der Hauptwache auch dauerhaft zugeordnet.


27 aa) Nach den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und den Senat deshalb bindenden Feststellungen des FG 
(§ 118 Abs. 2 FGO) hatte der Kläger seit Beginn seiner Tätigkeit als Rettungsassistent nach den von seinem 
Arbeitgeber aufgestellten Dienstplänen seine Tätigkeit grundsätzlich in der Hauptwache zu beginnen. Damit hatte 
der Arbeitgeber den Kläger kraft seines Direktionsrechts der Hauptwache i.S. von § 9 Abs. 4 Satz 2 EStG zugeordnet. 
Diese Zuordnung galt im Streitjahr fort. Der Kläger musste auch im Streitjahr nach den sich aus den Dienstplänen 
ergebenden Weisungen seines Arbeitgebers seinen Dienst in aller Regel in der Hauptwache beginnen. Einer 
besonderen einkommensteuerrechtlichen Festlegung einer ersten Tätigkeitsstätte i.S. von § 9 Abs. 4 EStG bedurfte es 
daneben nicht. Vielmehr nimmt das neue --zum 01.01.2014 in Kraft getretene-- steuerliche Reisekostenrecht die 
vorgefundenen arbeits- und dienstrechtlichen Festlegungen des Arbeitgebers auf.


28 bb) Die Zuordnung des Klägers zur Hauptwache erfolgte auch unbefristet. Denn sie war nach den Feststellungen der 
Vorinstanz weder kalendermäßig bestimmt noch ergab sich aus Art, Zweck oder Beschaffenheit der Arbeitsleistung 
des Klägers eine Befristung. Vielmehr begann der Kläger nach den nicht mit Verfahrensrügen angegriffenen und den 
Senat deshalb bindenden Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) in der Hauptwache über viele Jahre hinweg seine 
berufliche Tätigkeit. Die Möglichkeit des Arbeitgebers, den Kläger auch an einer anderen Rettungswache als 
Rettungsassistenten einzusetzen, führt als solche noch nicht zu einer lediglich befristeten Zuordnung (Senatsurteil in 
BFHE 264, 248, BStBl II 2019, 546, Rz 34).


29 c) Schließlich wurde der Kläger in der Hauptwache auch in einem noch hinreichenden Umfang tätig. Er hatte als 
Rettungsassistent nach den bindenden Feststellungen des FG auch in der Hauptwache arbeitstäglich Tätigkeiten 
auszuführen, die ebenso zum Berufsbild eines Rettungsassistenten gehören wie die Versorgung der Patienten vor 
Ort. Das Anlegen der Berufskleidung sowie die Abgabe der Krankmeldungen reichten allerdings nicht aus, um eine 
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hinreichende Berufstätigkeit des Klägers an der Hauptwache anzunehmen. Der Kläger hatte in der Hauptwache 
darüber hinaus aber auch das von ihm dort zu übernehmende Rettungsfahrzeug in Bezug auf Sauberkeit und 
ordnungsgemäße Bestückung mit Medikamenten und sonstigem auf einem Rettungsfahrzeug benötigten 
(Verbrauchs-)Material zu überprüfen. Er musste im Bedarfsfall den Innenraum des Fahrzeugs reinigen und --soweit 
erforderlich-- fehlende Medikamente und fehlendes sonstiges (Verbrauchs-)Material ergänzen. Diese in der 
Hauptwache ausgeführten Tätigkeiten waren vom Kläger arbeitsvertraglich geschuldet und gehörten zu dem 
Berufsbild der von ihm ausgeübten Berufstätigkeit als Rettungsassistent. Für das Vorliegen einer ersten 
Tätigkeitsstätte ist es --wie oben dargelegt-- nicht erforderlich, dass sich dort auch der qualitative Schwerpunkt der 
Tätigkeit befindet, die der Arbeitnehmer nach seinem Berufsbild für den Arbeitgeber ausübt oder ausüben soll.


30 4. Ein Ansatz der begehrten Mehraufwendungen für Verpflegung kommt daher nicht in Betracht. Der Kläger war nach 
den bindenden Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) an den noch geltend gemachten Tagen nicht --wie in § 9 
Abs. 4a Sätze 2 und 3 Nr. 3 EStG vorausgesetzt-- mehr als acht Stunden von seiner Wohnung und der Hauptwache als 
erster Tätigkeitsstätte abwesend. Eine Abwesenheit von mehr als acht Stunden nur von der Wohnung reicht nach 
dem Gesetzeswortlaut nicht aus.


31 5. Die vom Kläger aufgeworfene Frage, ob der Bezirk seiner Rettungswache ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet i.S. 
des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG ist, stellt sich im Streitfall damit nicht. Denn einer Antwort auf diese Frage 
bedarf es nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 1 EStG nur, wenn der Steuerpflichtige --anders als der Kläger im 
Streitfall-- über keine erste Tätigkeitsstätte verfügt.


32 6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.
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Urteil vom 01. Oktober 2020, VI R 36/18 
Erste Tätigkeitsstätte eines Werksbahn-Lokomotivführers nach neuem Reisekostenrecht


ECLI:DE:BFH:2020:U.011020.VIR36.18.0


BFH VI. Senat


EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 4 , EStG § 9 Abs 1 S 3 Nr 4a , EStG § 9 Abs 4 , EStG § 9 Abs 4a , EStG VZ 2015 


vorgehend FG Köln, 11. Juli 2018, Az: 4 K 2812/17


Leitsätze


NV: Das firmeneigene Schienennetz, das ein Lokomotivführer mit der firmeneigenen Eisenbahn (Werksbahn) seines 
Arbeitgebers befährt, ist eine --wenn auch großräumige-- erste Tätigkeitsstätte (Anschluss an Senatsurteil vom 10.03.2015 
- VI R 87/13).


Tenor


Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Finanzgerichts Köln vom 11.07.2018 - 4 K 2812/17 wird als unbegründet 
zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


1 I. Die Beteiligten streiten über den Werbungskostenabzug von Fahrtkosten und Verpflegungsmehraufwendungen.


2 Der Kläger und Revisionskläger (Kläger) bezog im Streitjahr (2015) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit als 
angestellter Lokführer der X-AG. Er befuhr mit der firmeneigenen Eisenbahn das firmeneigene Schienennetz der X-AG, 
das sich über mehrere Ortschaften im Y-Umland erstreckte, betriebliche Einrichtungen der X-AG miteinander verband 
und innerhalb von 45 Minuten durchfahren werden konnte.


3 In seiner Einkommensteuererklärung für das Streitjahr machte der Kläger u.a. Verpflegungsmehraufwendungen in 
Höhe von 2.316 € (193 Tage x 12 €) als Werbungskosten geltend.


4 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) berücksichtigte die Verpflegungsmehraufwendungen bei 
der Einkommensteuerfestsetzung nicht.


5 Dagegen wandte sich der Kläger mit fristgerecht erhobenem Einspruch. Er machte geltend, als Lokführer übe er eine 
Fahrtätigkeit aus. Er sei nicht in einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung seines Arbeitgebers tätig, sondern fahre als 
Lokführer verschiedene betriebliche Einrichtungen seines Arbeitgebers an. Er werde folglich auswärts tätig. Auch 
seien seine Fahrtkosten --anders als zunächst beantragt-- nicht lediglich nach Maßgabe der Entfernungspauschale, 
sondern wegen der Auswärtstätigkeit in tatsächlicher Höhe als Werbungskosten abzugsfähig.
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6 Mit der Einspruchsentscheidung änderte das FA den angefochtenen Einkommensteuerbescheid u.a. insoweit, als es 
weitere, hier nicht streitige Werbungskosten berücksichtigte. Im Übrigen wies es den Einspruch als unbegründet 
zurück.


7 Das Finanzgericht (FG) wies die Klage aus den in Entscheidungen der Finanzgerichte 2018, 1898 veröffentlichten 
Gründen ab.


8 Mit seiner Revision rügt der Kläger die Verletzung materiellen Rechts.


9 Er beantragt,
das Urteil des FG Köln vom 11.07.2018 - 4 K 2812/17 aufzuheben und den Einkommensteuerbescheid 2015 vom 
24.03.2017 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 20.09.2017 dahingehend zu ändern, dass bei den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit weitere Werbungskosten in Höhe von 3.415,20 € berücksichtigt werden.


10 Das FA beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


11 II. Die Revision des Klägers ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung 
--FGO--). Das FG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, dass das Schienennetz der X-AG im Streitjahr die erste 
Tätigkeitsstätte des Klägers war. Es hat deshalb zu Recht die Aufwendungen des Klägers für die Fahrten von seiner 
Wohnung dorthin lediglich mit der Entfernungspauschale berücksichtigt sowie die geltend gemachten 
Verpflegungsmehraufwendungen nicht zum Werbungskostenabzug zugelassen.


12 1. Beruflich veranlasste Fahrtkosten sind Erwerbsaufwendungen. Handelt es sich bei den Aufwendungen des 
Arbeitnehmers um solche für die Wege zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte i.S. des § 9 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (EStG), ist zu deren Abgeltung für jeden Arbeitstag, 
an dem der Arbeitnehmer die erste Tätigkeitsstätte aufsucht, grundsätzlich eine Entfernungspauschale für jeden 
vollen Kilometer der Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte von 0,30 € anzusetzen (§ 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4 Sätze 1 und 2 EStG).


13 2. Wird der Arbeitnehmer außerhalb seiner Wohnung und ersten Tätigkeitsstätte beruflich tätig (auswärtige 
berufliche Tätigkeit), ist gemäß § 9 Abs. 4a Satz 1 EStG zur Abgeltung der ihm tatsächlich entstandenen, beruflich 
veranlassten Mehraufwendungen eine Verpflegungspauschale nach Maßgabe des Satzes 3 anzusetzen.


14 3. Erste Tätigkeitsstätte ist nach der Legaldefinition in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) oder eines vom Arbeitgeber 
bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer dauerhaft zugeordnet ist. Der durch das Gesetz zur Änderung und 
Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 (BGBl I 2013, 
285) neu eingeführte und in § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG definierte Begriff der "ersten Tätigkeitsstätte" tritt an die Stelle 
des bisherigen unbestimmten Rechtsbegriffs der "regelmäßigen Arbeitsstätte".
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15 a) Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der Tätigkeit des 
Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dienen und mit dem 
Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, überwiegend standortgebunden genutzt zu werden. Eine 
(großräumige) erste Tätigkeitsstätte liegt auch vor, wenn eine Vielzahl solcher Mittel, die für sich betrachtet 
selbständige betriebliche Einrichtungen darstellen können (z.B. Werkstätten und Werkshallen, Bürogebäude und 
-etagen sowie Verkaufs- und andere Wirtschaftsbauten), räumlich abgrenzbar in einem organisatorischen, 
technischen oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit des Arbeitgebers, eines 
verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten stehen. Demgemäß kommt als eine 
solche erste Tätigkeitsstätte auch ein großflächiges und entsprechend infrastrukturell erschlossenes Gebiet (z.B. 
Werksanlage, Betriebsgelände, Bahnhof oder Flughafen) in Betracht.


16 b) Demgemäß kann auch ein firmeneigenes Schienennetz eine erste Tätigkeitsstätte i.S. des § 9 Abs. 4 Satz 1 EStG 
sein, wenn es nach seinen infrastrukturellen Gegebenheiten mit einem Betriebssitz oder einer sonstigen 
betrieblichen Einrichtung vergleichbar ist (Senatsurteil vom 10.03.2015 - VI R 87/13, Rz 17).


17 4. Nach diesen Maßstäben ist das FG im Ergebnis zu Recht davon ausgegangen, dass das Schienennetz der X-AG im 
Streitjahr die erste Tätigkeitsstätte des Klägers war.


18 a) Bei dem Schienennetz handelt es sich um eine Werksbahn i.S. von § 2 Abs. 8 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
(AEG) und damit um eine ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers des Klägers, die nach ihren 
infrastrukturellen Gegebenheiten mit einem Betriebssitz oder einer sonstigen betrieblichen Einrichtung vergleichbar 
ist. Denn nach § 2 Abs. 8 Satz 1 AEG sind Werksbahnen Eisenbahninfrastrukturen, die ausschließlich zur Nutzung für 
den eigenen Güterverkehr betrieben werden. Davon umfasst ist eine Eisenbahninfrastruktur, die dem 
innerbetrieblichen Transport oder der An- und Ablieferung von Gütern über die Schiene für das Unternehmen, das 
die Eisenbahninfrastruktur betreibt, oder für die mit ihm gesellschaftsrechtlich verbundenen Unternehmen dient. Die 
konkrete flächenmäßige Ausdehnung des firmeneigenen Schienennetzes steht der Annahme einer ersten 
Tätigkeitsstätte nicht entgegen. Die Werksbahn der X-AG erstreckt sich im Streitfall zwar über mehrere Gemeinden 
und eine Gesamtstrecke von ca. ... km. Gleichwohl handelt es sich hierbei --wie im Senatsurteil in Sachen VI R 87/13-
- um eine zusammenhängende Eisenbahninfrastruktur, die einem Werksgelände vergleichbar ist. Auch wenn der 
Kläger auf der gesamten Strecke eingesetzt war, bewegt er sich mit seinem Fahrzeug gleichwohl nur innerhalb 
dieses Betriebsgeländes.


19 Insoweit unterscheidet sich die Tätigkeit des Klägers als Lokomotivführer einer Werksbahn auch von der Tätigkeit 
der Lokomotivführer im öffentlichen Eisenbahnverkehr, etwa einem Lokführer der DB AG im Nah- oder Fernverkehr. 
Die Schienenwege öffentlicher Betreiber sind wegen der Zugänglichkeit für jedermann (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 3 AEG) 
nicht mit einem Betriebssitz oder einer sonstigen betrieblichen Einrichtung eines Unternehmens vergleichbar.


20 b) Dass der Kläger von seinem Arbeitgeber dem Schienennetz der X-AG dauerhaft zugeordnet wurde und dort seinen 
Beruf als Lokomotivführer tatsächlich ausgeübt hat, steht zwischen den Beteiligten zu Recht nicht in Streit. Der 
Senat sieht deshalb insoweit von weiteren Ausführungen ab.


21 5. Folglich stellt das Führen einer Lokomotive durch den Kläger auf dem Schienennetz der X-AG keine auswärtige 
berufliche (Fahr-)Tätigkeit i.S. des § 9 Abs. 4a EStG dar. Es handelt sich vielmehr um eine Tätigkeit innerhalb einer 
--wenngleich großräumigen-- ersten Tätigkeitsstätte, an der der Kläger seine arbeitsvertraglich geschuldete Leistung 
zu erbringen hat. Da der Kläger im Streitfall nicht außerhalb seiner ersten Tätigkeitsstätte und seines Wohnorts tätig 
war, können weder Verpflegungsmehraufwendungen noch Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
nach Reisekostengrundsätzen berücksichtigt werden.
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22 6. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.
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Consequences of the UK’s choice to leave 
the EU, Single Market & Customs Union


Benefits of the EU-UK Trade and 
Cooperation Agreement


TRADE IN 
GOODS


‣‣ �UK goods no longer benefit from free movement of 
goods, leading to more red tape for businesses and 
adjustments in EU-UK supply chains


‣‣ �Customs formalities and checks on UK goods 
entering the EU, with more border delays 


‣‣ VAT and, where applicable, excise duties (e.g. on 
alcoholic beverages, tobacco products, etc.) due 
upon importation (including for online purchases) 


‣‣ UK producers wishing to cater to both EU and UK 
markets must meet both sets of standards and 
regulations and fulfil all applicable compliance 
checks by EU bodies (no equivalence of conformity 
assessment)


‣‣ UK food exports must have valid health 
certificates, and (phyto-)sanitary border checks 
will be carried out systematically 


‣‣ �Zero tariffs or quotas on goods traded, ensuring 
lower prices for consumers – provided agreed 
rules of origin are met


‣‣ Traders can self-certify the origin of goods 
sold and enjoy ‘full cumulation’ (i.e. processing 
activities also count towards origin, not just 
materials used), making it easier to comply with 
requirements and obtain zero-tariff access


‣‣ Mutual recognition of trusted traders programmes 
(‘Authorised Economic Operators’) ensures lighter 
customs formalities and smoother flow of goods 


‣‣ Common reference definition of international 
standards and possibility to self-declare conformity 
of low-risk products make it easier for producers to 
cater to both markets


‣‣ Specific facilitation arrangements for wine, organics, 
automotive, pharmaceuticals and chemicals


TRADE IN 
SERVICES,
DIGITAL & 


PROCUREMENT


‣‣ �UK service suppliers no longer benefit from the 
‘country-of-origin’ approach or ‘passporting’ 
concept (e.g. for financial services), which enable 
automatic access to the entire EU Single Market 


‣‣ No more automatic recognition of professional 
qualifications: Doctors, nurses, dentists, 
pharmacists, vets, engineers or architects must 
have their qualifications recognised in each Member 
State they wish to practice in


‣‣ ��UK operators no longer free to supply audiovisual 
services in the EU with UK licence


‣‣ Service suppliers or investors from the EU are 
treated no less favourably than UK operators in 
the UK, and vice-versa


‣‣ �Facilitations for short-term business trips and 
temporary secondments of highly-skilled employees


‣‣ �Removal of unjustified barriers to digital 
trade, including prohibition of data localisation 
requirements, while respecting data protection rules


‣‣ UK public procurement markets are open to EU 
bidders established in the UK, on equal footing, 
and vice versa, also for small contracts 


ENERGY & 
CLIMATE


‣‣ UK no longer participates in seamless EU internal 
energy market that ensures more efficient, cheaper, 
more secure supplies of electricity, gas and oil


‣‣ UK is no longer part of the EU’s Emissions 
Trading Scheme (EU ETS) and its effort-sharing 
mechanism


‣‣ UK is no longer member of the European Atomic 
Energy Community (Euratom) and cannot trade 
nuclear material and technology with Euratom


‣‣ Trading over interconnectors thanks to multi-region 
loose volume market coupling system


‣‣ Guarantees on security of energy supply 


‣‣ Offshore energy cooperation in the North Sea 


‣‣ Enforceable commitments towards Paris 
Agreement and non-regression on climate change 
and carbon pricing, with possibility of linking EU 
and UK carbon pricing regimes


‣‣ Separate agreement on safe and peaceful uses of 
nuclear energy enable transfer of nuclear material 
and technology


MOBILITY
‣‣ �No more free movement of people: UK nationals 
no longer have freedom to work, study, start a 
business or live in the EU


‣‣ UK visitors to the EU need a valid passport; visas 
are required for stays over 90 days in a 180-day 
period; additional border checks; EU pet passports 
no longer valid


‣‣ Non-discrimination clause ensures equal treatment 
of EU citizens for short-term visas


‣‣ �Coordination of some social security benefits 
(old-age and survivors’ pensions, pre-retirement, 
healthcare, maternity / paternity, accidents at work) 
making it easier to work abroad and not lose rights


EU-UK RELATIONS:
A new relationship, with big changes
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Consequences of the UK’s choice to leave 
the EU, Single Market & Customs Union


Benefits of the EU-UK Trade and 
Cooperation Agreement


AVIATION


‣‣ �UK air carriers no longer participate in fully 
liberalised EU aviation market:


•	They can no longer operate passenger and/or 
cargo flights between EU destinations based on 
UK-issued licence


•	They can no longer operate passenger flights 
onwards to or from the EU (e.g. London-
Amsterdam-Bangkok)


‣‣ �UK no longer participates in or contributes to 
shaping standards in EU Aviation Safety Agency


‣‣ Unlimited point-to-point traffic between EU and UK 
airports (3rd and 4th freedoms)


‣‣ Member States can agree bilateral 5th freedom with 
UK for extra-EU cargo (e.g. Paris-London-New York)


‣‣ Cooperation on aviation safety, security and air 
traffic management


‣‣ Provisions on ground handling and slots (non-
discrimination & access), and passenger rights, 
on top of horizontal level playing field clauses on 
environment, social issues and competition


ROAD 
TRANSPORT


‣‣ �UK no longer participates in EU Single Market for 
transport services


‣‣ �UK operators lose right to conduct unlimited 
cross-trade in the EU and up to three cabotage 
operations within the territory of a Single Member 
State


‣‣ Unlimited point-to-point access for hauliers 
carrying loads between the EU and the UK + full 
transit rights across each other’s territories 


‣‣ Right to perform up to 2 extra operations in the 
other party’s territory (of which maximum 1 
cabotage operation for UK hauliers)


‣‣ Provisions on working conditions, road safety and fair 
competition, on top of horizontal level playing field 
clauses on environment, social issues and competition


FISHERIES


‣‣ UK becomes an independent coastal State and is 
free to decide on access to its waters and fishing 
grounds, in respect of its international obligations


‣‣ UK leaves the Common Fisheries Policy – the EU’s 
joint legal framework ensuring equal access to 
waters, stable quota-sharing arrangements and the 
sustainable management of marine resources 


‣‣ UK fishery products face customs & SPS checks 
upon EU entry


‣‣ New arrangements ensure sustainable 
management of shared fish stocks in EU & 
UK waters, respecting both parties’ rights and 
obligations as independent coastal States


‣‣ Transition period of 5.5 years during which 
reciprocal access rights to fish in each other’s 
waters remain unchanged, with gradual transfer of 
EU quotas to the UK, taking into account the need 
to preserve marine resources and the activities of 
fishing communities reliant on those waters


SECURITY & 
THEMATIC 


COOPERATION


‣‣ �UK no longer participates in or shapes rules of 
EU agencies for police and judicial cooperation 
(Europol, Eurojust) and no longer benefits from 
privileged cooperation amongst police and judicial 
authorities


‣‣ �UK no longer has access to sensitive EU databases 
and networks that support the EU’s area of 
freedom, security and justice, such as SIS II


‣‣ �Continued cooperation between UK, Europol & 
Eurojust


‣‣ Arrangements for a strong cooperation between 
national police and judicial authorities of the UK 
and Member States, including on surrender


‣‣ Mechanisms for swift exchanges of Passenger 
Name Record (PNR) data, of DNA, fingerprints and 
vehicle registration data (Prüm), and of criminal 
record information


‣‣ Cooperation on cross-border health security 
threats and exchanges of classified information


UNION 
PROGRAMMES


‣‣ �UK no longer benefits from EU funding 
programmes, e.g. 


•	NextGenerationEU, aimed at speeding up the 
EU’s collective recovery from Covid pandemic;


•	regional development and cohesion funding;
•	agricultural & rural development support;
•	and many others.


‣‣ UK is excluded from sensitive, high-security projects 
or contracts


‣‣ UK participates in 5 EU programmes open to 
third-country participation (subject to its financial 
contribution), namely: 


•	Horizon Europe (research and innovation)
•	Euratom Research and Training programme
•	ITER (fusion test facility)
•	Copernicus (Earth monitoring system)
•	Access to EU satellite surveillance & tracking 
(SST) services








Urteil vom 01. Juli 2020, XI R 20/18 
Klagebefugnis bei Feststellungsbescheid i.S. des § 14 Abs. 5 KStG; Betriebsausgabenabzugsverbot für die sog. 
Bankenabgabe (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG i.V.m. § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F.)


ECLI:DE:BFH:2020:U.010720.XIR20.18.0


BFH XI. Senat


EStG § 4 Abs 1 S 1 , EStG § 4 Abs 5 S 1 Nr 13 , EStG § 5 Abs 1 S 1 , KStG § 8 Abs 1 S 1 , KStG § 14 Abs 5 S 1 , FGO § 40 Abs 
2 , RStruktFG § 12 Abs 2 , RStruktFV § 3 Abs 1 , AEUV Art 107 Abs 1 , GG Art 3 Abs 1 , GG Art 12 Abs 1 , GG Art 2 Abs 1 


vorgehend FG Münster, 21. März 2018, Az: 9 K 3187/16 F


Leitsätze


1. Die Organgesellschaft einer körperschaftsteuerrechtlichen Organschaft ist als Adressatin des Bescheides über die 
gesonderte und einheitliche Feststellung des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens beschwert und (ebenfalls) 
klagebefugt.


2. Das die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. (sog. Bankenabgabe) betreffende Betriebsausgabenabzugsverbot 
in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG ist --jedenfalls für Beitragsjahre bis einschließlich 2014-- verfassungsgemäß und mit 
Unionsrecht vereinbar.


Tenor


Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 21.03.2018 - 9 K 3187/16 F wird als 
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


A.


1 Streitig ist, ob das die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 des Gesetzes zur Errichtung eines Restrukturierungsfonds für 
Kreditinstitute (Restrukturierungsfondsgesetz --RStruktFG--) --sog. Bankenabgabe-- betreffende 
Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 des Einkommensteuergesetzes in der im Jahr 2014 
(Streitjahr) geltenden Fassung (EStG) verfassungsgemäß ist.


2 Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine AG, ist infolge Verschmelzung (Stichtag 01.01.2018) 
Rechtsnachfolgerin der X-Bank. Zwischen der X-Bank als Organgesellschaft und der Z-Bank als Organträgerin bestand 
im Streitjahr eine ertragsteuerrechtliche Organschaft. Die Z-Bank ist zwischenzeitlich auf ihre Rechtsnachfolgerin, die 
"…" (Beigeladene) verschmolzen worden.


3 Am 07.08.2014 setzte die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung gegenüber der X-Bank den Jahresbeitrag nach 
§ 12 Abs. 2 des im Rahmen des Gesetzes zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung von Kreditinstituten, zur 
Errichtung eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute und zur Verlängerung der Verjährungsfrist der 
aktienrechtlichen Organhaftung (Restrukturierungsgesetz) vom 09.12.2010 (BGBl I 2010, 1900) ergangenen RStruktFG 
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in der hier maßgeblichen Fassung des Dritten Gesetzes zur Umsetzung eines Maßnahmenpakets zur Stabilisierung des 
Finanzmarktes (Drittes Finanzmarktstabilisierungsgesetz) vom 20.12.2012 (BGBl I 2012, 2777; --RStruktFG a.F.--) für 
die Zeit vom 01.01.2014 bis 31.12.2014 unter Berücksichtigung der Zumutbarkeitsgrenze i.S. des § 3 Abs. 1 der 
Verordnung über die Erhebung der Beiträge zum Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute (Restrukturierungsfonds-
Verordnung) i.d.F. vom 26.06.2012 (RStruktFV a.F.) auf … € fest. Dieser Bescheid wurde bestandskräftig.


4 Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) stellte im Bescheid vom 11.03.2016 über die gesonderte 
und einheitliche Feststellung des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens der Organgesellschaft und damit 
zusammenhängender anderer Besteuerungsgrundlagen nach § 14 Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) für 
2014 das dem Organträger für das Streitjahr zuzurechnende Einkommen der Organgesellschaft gesondert und 
einheitlich fest. Der Feststellungsbescheid wurde sowohl der X-Bank als auch der Z-Bank bekannt gegeben. Der 
Jahresbeitrag nach § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. wurde bei der Einkommensermittlung als gemäß § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 
EStG nicht abzugsfähiger Aufwand behandelt.


5 Der Einspruch der X-Bank hatte keinen Erfolg (Teil-Einspruchsentscheidung vom 09.09.2016). Über den zugleich 
eingelegten Einspruch der Beigeladenen hat das FA bisher nicht entschieden.


6 Das Finanzgericht (FG) Münster wies die Klage mit seinem in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2018, 1350 
veröffentlichten Urteil vom 21.03.2018 - 9 K 3187/16 F als unbegründet ab. Das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sei verfassungsgemäß. Es verstoße weder gegen den Gleichheitssatz i.S. des Art. 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes (GG) noch gegen Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 14 GG oder das Übermaßverbot und verletze ebenso wenig das 
unionsrechtliche Beihilfeverbot i.S. des Art. 107 Abs. 1 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV). Die Durchbrechung des objektiven Nettoprinzips werde durch den spezifischen Lenkungszweck, systemische 
Risiken im Finanzsektor zu reduzieren, in einem verfassungsrechtlich ausreichenden Maße getragen.


7 Mit ihrer Revision rügt die Klägerin die Verletzung sowohl materiellen als auch formellen Rechts.


8 Sie macht im Wesentlichen geltend, das Abzugsverbot verstoße gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Die Durchbrechung des sog. 
objektiven Nettoprinzips sei nicht durch sachliche Gründe, insbesondere nicht durch außerfiskalische Lenkungsziele, 
gerechtfertigt. Das Abzugsverbot entfalte jedenfalls insoweit keine Lenkungswirkung, als die betroffene Bank --wie 
sie, die Klägerin, als Pfandbriefbank-- ihr Geschäftsmodell nicht grundlegend anpassen könne. Es verstoße gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wenn durch die sog. Bankenabgabe nur eine minimale Lenkung bewirkt werden 
könne. Zudem sei eine Lenkung in den Fällen ausgeschlossen, in denen die Zumutbarkeitsgrenze i.S. des § 3 Abs. 1 
RStruktFV a.F. zu einer Kappung der sog. Bankenabgabe führe.


9 Die Klägerin rügt ferner, das FG habe den Sachverhalt unzureichend ermittelt und es unterlassen, die 
entscheidungserheblichen Gesichtspunkte im Zusammenhang mit der Lenkungswirkung der sog. Bankenabgabe 
sachverständig aufzuklären.


10 Die Klägerin beantragt, die Vorentscheidung aufzuheben und den Bescheid für 2014 vom 11.03.2016 über die 
gesonderte und einheitliche Feststellung des dem Organträger zuzurechnenden Einkommens der Organgesellschaft 
und damit zusammenhängender anderer Besteuerungsgrundlagen nach § 14 Abs. 5 KStG in Gestalt der Teil-
Einspruchsentscheidung vom 09.09.2016 dahingehend zu ändern, dass die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 
RStruktFG a.F. in Höhe von … € als abzugsfähige Betriebsausgaben bei der Ermittlung des dem Organträger 
zuzurechnenden Einkommens berücksichtigt werden.
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11 Das FA beantragt, die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


12 Das Bundesministerium der Finanzen ist gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung (FGO) dem 
Revisionsverfahren beigetreten. Einen eigenen Antrag hat es nicht gestellt.


13 Die Beigeladene hat im Revisionsverfahren weder eine Stellungnahme abgegeben noch Anträge gestellt.


Entscheidungsgründe


B.


14 Die Revision ist unbegründet und deshalb gemäß § 126 Abs. 2 FGO zurückzuweisen.


15 Das FG hat die zulässige Klage zu Recht als unbegründet abgewiesen. Die Einkommensermittlung im angefochtenen 
Feststellungsbescheid entspricht --was auch die Klägerin nicht anders sieht-- den gesetzlichen Vorgaben. Wie schon 
die Vorinstanz ist auch der erkennende Senat nicht davon überzeugt, dass die im Streitfall über § 8 Abs. 1 Satz 1 
KStG zur Anwendung kommende Regelung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG, nach der die Jahresbeiträge gemäß § 12 
Abs. 2 RStruktFG das steuerliche Einkommen nicht mindern dürfen, verfassungswidrig ist. Die Voraussetzungen für 
eine Aussetzung des Verfahrens und die Einholung einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
gemäß Art. 100 Abs. 1 GG sind daher nicht gegeben.


16 I. Das FG ist ohne Rechtsfehler davon ausgegangen, dass die Klage zulässig ist. Denn die Organgesellschaft einer 
körperschaftsteuerrechtlichen Organschaft ist als Adressatin des Bescheides nach § 14 Abs. 5 KStG beschwert i.S. des 
§ 40 Abs. 2 FGO.


17 1. Nach § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG werden das dem Organträger zuzurechnende Einkommen der Organgesellschaft und 
damit zusammenhängende andere Besteuerungsgrundlagen gegenüber dem Organträger und der Organgesellschaft 
gesondert und einheitlich festgestellt. Die Feststellungen sind für die Besteuerung des Einkommens des 
Organträgers und der Organgesellschaft bindend (§ 14 Abs. 5 Satz 2 KStG).


18 2. Zwar wirkt sich die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Regelung des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG im Ergebnis 
allein bei der Rechtsvorgängerin der Beigeladenen, der Organträgerin, aus. Dieser wurde das Einkommen der 
Klägerin für das Streitjahr zugerechnet. Es besteht jedoch --wie das FG zutreffend erkannt hat-- eine parallele 
Rechtsschutzbefugnis von Organgesellschaft und Organträgerin.


19 a) § 14 Abs. 5 Satz 2 KStG legt ausdrücklich fest, dass die Feststellungen für die Besteuerung auch der 
Organgesellschaft bindend sind, ohne nach dem Inhalt der Feststellungen zu differenzieren. Die Organgesellschaft 
ist Adressatin des Feststellungsbescheids. Sie ist infolge der Feststellungswirkung selbst durch den 
Feststellungsbescheid beschwert und somit berechtigt, Einspruch einzulegen (vgl. R 14.6 Abs. 6 Satz 2 der 
Körperschaftsteuer-Richtlinien 2015) und Klage zu erheben (vgl. Dötsch in Dötsch/Pung/Möhlenbrock, KStG, § 14 Rz 
1143; Dorenkamp in Herrmann/Heuer/Raupach --HHR--, § 14 KStG Rz 380; Drüen in Prinz/Witt, Steuerliche 
Organschaft, 2. Aufl., Rz 4.54; Müller in Mössner/Seeger/Oellerich, KStG, 4. Aufl., § 14 Rz 765; Streck/Olbing, KStG, 
9. Aufl., § 14 Rz 173; Rödder/Liekenbrock in Rödder/Herlinghaus/ Neumann, KStG, § 14 Rz 769; Brinkmann, Die 
steuerliche Betriebsprüfung, 2016, 189, 198; Seer in Tipke/Kruse, § 350 AO Rz 12, m.w.N.; Frotscher in 
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Frotscher/Drüen, Kommentar zum KStG/GewStG/UmwStG, § 14 KStG Rz 946; a.A. Bartone in Gosch, AO § 350 Rz 15; 
Gosch/Neumann, KStG, 4. Aufl., § 14 Rz 529g; Teiche, Deutsches Steuerrecht --DStR-- 2013, 2197).


20 b) Eine Rechtsschutzkonzentration auf den Organträger ist § 14 Abs. 5 KStG nicht zu entnehmen; sie bedürfte zudem 
der besonderen gesetzlichen Anordnung durch Erweiterung von § 352 der Abgabenordnung (AO) und § 48 FGO, um 
§ 350 AO und § 40 Abs. 1 FGO einzuschränken (vgl. Drüen in Prinz/Witt, a.a.O., Rz 4.54). Daran fehlt es. Vielmehr 
steht nach der Begründung des Gesetzentwurfs (BTDrucks 17/10774, 20) die Möglichkeit, den gesonderten und 
einheitlichen Feststellungsbescheid i.S. des § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG anzufechten, sowohl dem Organträger als auch 
der Organgesellschaft zu. Aus den dort durch den Klammerzusatz "(vgl. im Übrigen § 352 AO und § 48 [FGO])" in 
Bezug genommenen Regelungen über die Einspruchs- bzw. Klagebefugnis gegen Bescheide über die einheitliche 
und gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen ergibt sich nichts Abweichendes. Denn die 
Voraussetzungen, die eine Einschränkung der Rechtsbehelfsbefugnis bei gesonderter und einheitlicher Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen auslösen, sind in einem Fall wie dem vorliegenden jedenfalls nicht erfüllt; dies gilt 
auch hinsichtlich der Einschränkungen im Falle eines gemeinsamen Empfangsbevollmächtigten.


21 II. Die Revision ist jedoch unbegründet. Das FG hat zu Recht entschieden, dass der von der Klägerin angefochtene 
Feststellungsbescheid i.S. des § 14 Abs. 5 Satz 1 KStG rechtmäßig ist.


22 1. Nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG sind die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 RStruktFG Betriebsausgaben, die den 
Gewinn nicht mindern dürfen.


23 a) Mit dem im Rahmen des Restrukturierungsgesetzes ergangenen RStruktFG verfolgte der Gesetzgeber die Absicht, 
den Bankenbereich nach der Finanzmarktkrise der Jahre 2009 und 2010 zu stabilisieren.


24 Das RStruktFG sah dabei die Einrichtung eines die Restrukturierungsmaßnahmen finanziell abstützenden 
Restrukturierungsfonds vor, dessen finanzielle Grundlage durch eine jährliche Abgabe der Banken geschaffen werden 
sollte (vgl. auch Kube, DStR 2016, 572). Die Kreditwirtschaft hatte daher zur Bekämpfung künftiger Krisen und zur 
Restrukturierung systemrelevanter Banken finanzielle Mittel bereitzustellen (vgl. BTDrucks 17/3024, 42). Mit den 
Beiträgen sollten ferner Bankgeschäfte gezielt verteuert werden, die systemische Risiken bergen, um Banken einen 
Anreiz zu geben, dieses Risiko zu senken (vgl. BTDrucks 17/3024, 73 f.). Die beitragspflichtigen Kreditinstitute waren 
nach § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. verpflichtet, jeweils zum 30.09. eines Kalenderjahres Jahresbeiträge, erstmalig 
zum 30.09.2011, an den Restrukturierungsfonds zu entrichten. Diese Beiträge sind --verfassungsgemäße-- 
Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion (vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof --Hess. VGH--, Urteile vom 
30.07.2014 - 6 A 1079/13, juris, Rz 57; vom 19.11.2014 - 6 A 2180/13, Wertpapier-Mitteilungen/Zeitschrift für 
Wirtschafts- und Bankrecht --WM-- 2015, 434, Rz 62). Sie knüpften an die volkswirtschaftliche Relevanz der 
Finanzinstitute für ein geordnetes und allen Wirtschaftssubjekten zu Gute kommendes Finanzsystem an und 
beabsichtigen dessen Stabilität (vgl. Hess. VGH, Urteil in WM 2015, 434, Rz 62).


25 Die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. sollten sich nach den systemischen Risiken des einzelnen 
Kreditinstituts bemessen. Ihre Höhe richtete sich gemäß § 12 Abs. 10 Satz 3 RStruktFG a.F. nach dem 
Geschäftsvolumen, der Größe und der Vernetzung des beitragspflichtigen Kreditinstituts im Finanzmarkt; hierbei war 
die Summe der eingegangenen Verbindlichkeiten und der Umfang der noch nicht abgewickelten Termingeschäfte 
maßgebend. Diese sog. Bankenabgabe ermittelte sich nach § 12 Abs. 10 Satz 2 RStruktFG a.F. i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 
RStruktFV a.F. auf der Grundlage des zuletzt festgestellten Jahresabschlusses des Kreditinstituts aus der Kombination 
der um einige risikoarme Posten bereinigten Passivseite der Institutsbilanz und der Summe der gehaltenen Derivate 
(vgl. auch Haarmann, Jahrbuch der Fachanwälte für Steuerrecht --JbFSt-- 2016/2017, 300).
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26 b) Das zugleich (mit Wirkung für nach dem 30.09.2010 beginnende Wirtschaftsjahre) eingeführte 
Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG, das die Wirkung der sog. Bankenabgabe verstärken 
sollte (vgl. BTDrucks 17/3024, 83; Schön/Hellgardt/Osterloh-Konrad, WM 2010, 2193; s.a. HHR/Stapperfend, § 4 EStG 
Rz 1895; Blümich/Drüen, § 4 EStG Rz 924a), erfasste die Jahresbeiträge nach § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. Die nur 
anlassbezogen zu entrichtenden Sonderbeiträge i.S. des § 12 Abs. 3 RStruktFG a.F. fielen dagegen nicht unter dieses 
Abzugsverbot; diese Beiträge konnten als Betriebsausgaben abgezogen werden (vgl. z.B. Schmidt/Loschelder, EStG, 
39. Aufl., § 4 Rz 615; Blümich/Drüen, § 4 EStG Rz 924b).


27 c) Der Streitfall betrifft § 12 Abs. 2 RStruktFG a.F. und damit die inzwischen überholte Rechtslage einer 
ausschließlich nationalrechtlich ausgestalteten sog. Bankenabgabe. Das Abzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 
EStG gilt nach Wortlaut und Systematik aber auch für die --den Streitfall nicht betreffende und ab dem Jahr 2015 
nunmehr unionsrechtlich determinierte-- sog. Bankenabgabe i.S. des § 12 Abs. 2 RStruktFG n.F. (vgl. nur 
Schmidt/Loschelder, a.a.O., § 4 Rz 615; Blümich/Drüen, § 4 EStG Rz 924a; Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300; Kube, 
DStR 2016, 572; Oellerich, EFG 2018, 1355).


28 2. Das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG ist nicht verfassungswidrig. Es verstößt 
insbesondere nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG.


29 a) Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gebietet dem Gesetzgeber, wesentlich Gleiches gleich und 
wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln; er gilt für ungleiche Belastungen wie auch für ungleiche 
Begünstigungen (vgl. z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 15.01.2008 - 1 BvL 2/04, BVerfGE 120, 1, Rz 81; vom 08.05.2013 - 
1 BvL 1/08, BVerfGE 134, 1, Rz 55; vom 19.11.2019 - 2 BvL 22/14, 2 BvL 23/14, 2 BvL 24/14, 2 BvL 25/14, 
2 BvL 26/14, 2 BvL 27/14, BVerfGE 152, 274, Rz 95; jeweils m.w.N.).


30 aa) Zwar ist es grundsätzlich Sache des Gesetzgebers, diejenigen Sachverhalte auszuwählen, an die er dieselben 
Rechtsfolgen knüpft und die er so als rechtlich gleich qualifiziert. Diese Auswahl muss er jedoch sachgerecht treffen 
(vgl. z.B. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 152, 274, Rz 95, m.w.N.). Genauere Maßstäbe und Kriterien dafür, unter 
welchen Voraussetzungen der Gesetzgeber den Gleichheitssatz verletzt, lassen sich nicht abstrakt und allgemein, 
sondern nur in Bezug auf die jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und Regelungsbereiche bestimmen (vgl. 
z.B. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 152, 274, Rz 96, m.w.N.). Dabei ergeben sich je nach Regelungsgegenstand und 
Differenzierungsmerkmalen aus dem allgemeinen Gleichheitssatz im Sinne eines stufenlosen am Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit orientierten Prüfungsmaßstabs unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber, die vom bloßen 
Willkürverbot bis zu einer strengen Bindung an Verhältnismäßigkeitserfordernisse reichen (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss 
in BVerfGE 152, 274, Rz 96, m.w.N.). Differenzierungen bedürfen stets der Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem 
Differenzierungsziel und dem Ausmaß der Ungleichbehandlung angemessen sind (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss in 
BVerfGE 152, 274, Rz 96, m.w.N.).


31 bb) Nach ständiger Rechtsprechung des BVerfG hat der Gesetzgeber im Bereich des Steuerrechts bei der Auswahl des 
Steuergegenstandes und bei der Bestimmung des Steuersatzes einen weitreichenden Entscheidungsspielraum (vgl. 
z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 04.02.2009 - 1 BvL 8/05, BVerfGE 123, 1, Rz 55; vom 18.07.2012 - 1 BvL 16/11, BVerfGE 
132, 179, Rz 32; in BVerfGE 152, 274, Rz 100; jeweils m.w.N.). Die grundsätzliche Freiheit des Gesetzgebers, 
diejenigen Sachverhalte zu bestimmen, an die das Gesetz dieselben Rechtsfolgen knüpft und die es so als rechtlich 
gleich qualifiziert, wird vor allem durch zwei eng miteinander verbundene Leitlinien begrenzt: Durch das Gebot der 
Ausrichtung der Steuerlast am Prinzip der finanziellen Leistungsfähigkeit und durch das Gebot der Folgerichtigkeit. 
Danach muss im Interesse verfassungsrechtlich gebotener steuerlicher Lastengleichheit darauf abgezielt werden, 
Steuerpflichtige bei gleicher Leistungsfähigkeit auch gleich hoch zu besteuern (horizontale Steuergerechtigkeit; vgl. 
z.B. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 152, 274, Rz 99; Urteile des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 18.12.2019 - I R 29/17, 
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BFHE 268, 21, BStBl II 2020, 690, Rz 12; jeweils m.w.N.; vom 27.05.2020 - XI R 9/19, zur amtlichen Veröffentlichung 
bestimmt, DStR 2020, 2063, Rz 35).


32 cc) Die für die Lastengleichheit im Einkommensteuerrecht maßgebliche finanzielle Leistungsfähigkeit bemisst der 
Gesetzgeber nach dem objektiven und dem subjektiven Nettoprinzip (vgl. z.B. BVerfG-Urteil vom 09.12.2008 - 
2 BvL 1/07, 2 BvL 2/07, 2 BvL 1/08, 2 BvL 2/08, BVerfGE 122, 210, Rz 57, m.w.N.). Die Grundsätze der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit und damit das objektive Nettoprinzip gelten gleichermaßen im Bereich der 
Körperschaftsteuer (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss vom 12.10.2010 - 1 BvL 12/07, BVerfGE 127, 224, Rz 57, m.w.N.; BFH-
Urteile vom 22.08.2012 - I R 9/11, BFHE 238, 419, BStBl II 2013, 512, Rz 14; in BFHE 268, 21, BStBl II 2020, 690, Rz 
12). Bei der Ausgestaltung des steuerrechtlichen Ausgangstatbestands muss die einmal getroffene 
Belastungsentscheidung folgerichtig im Sinne der Belastungsgleichheit umgesetzt werden. Ausnahmen von einer 
solchen folgerichtigen Umsetzung bedürfen eines besonderen sachlichen Grundes (vgl. z.B. BVerfG-Beschlüsse vom 
21.06.2006 - 2 BvL 2/99, BVerfGE 116, 164, Rz 70; in BVerfGE 123, 1, Rz 55; BVerfG-Urteil vom 10.04.2018 - 
1 BvR 1236/11, BVerfGE 148, 217, BStBl II 2018, 303, Rz 105; BFH-Urteil in DStR 2020, 2063, Rz 35). Als besondere 
sachliche Gründe für Ausnahmen von einer folgerichtigen Umsetzung und Konkretisierung steuergesetzlicher 
Belastungsentscheidungen erkennt das BVerfG in ständiger Rechtsprechung neben außerfiskalischen Förderungs- 
und Lenkungszwecken (vgl. dazu BFH-Urteil in DStR 2020, 2063, Rz 36, m.w.N.) auch Typisierungs- und 
Vereinfachungserfordernisse an, nicht jedoch den rein fiskalischen Zweck staatlicher Einnahmenerhöhung (vgl. z.B. 
BVerfG-Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 58 ff.; BFH-Urteil in BFHE 268, 21, BStBl II 2020, 690, Rz 12; jeweils m.w.N.).


33 dd) Der Steuergesetzgeber ist grundsätzlich nicht gehindert, außerfiskalische Förderungs- und Lenkungsziele aus 
Gründen des Gemeinwohls zu verfolgen (vgl. BVerfG-Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 59, m.w.N.). Er darf nicht nur 
durch Ge- und Verbote, sondern ebenso durch mittelbare Verhaltenssteuerung auf Wirtschaft und Gesellschaft 
gestaltend Einfluss nehmen. Der Bürger wird dann nicht rechtsverbindlich zu einem bestimmten Verhalten 
verpflichtet, erhält aber durch Sonderbelastung eines unerwünschten Verhaltens oder durch steuerliche Verschonung 
eines erwünschten Verhaltens ein finanzwirtschaftliches Motiv, sich für ein bestimmtes Tun oder Unterlassen zu 
entscheiden (vgl. BVerfG-Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 59, m.w.N.). Förderungs- und Lenkungsziele sind jedoch nur 
dann geeignet, rechtfertigende Gründe für steuerliche Belastungen oder Entlastungen zu liefern, wenn solche 
Förderungs- und Lenkungsziele von erkennbaren gesetzgeberischen Entscheidungen getragen werden (vgl. BVerfG-
Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 59, m.w.N.). Weiterhin muss der Förderungs- und Lenkungszweck gleichheitsgerecht 
ausgestaltet sein (vgl. BVerfG-Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 59, m.w.N.).


34 b) Das Betriebsausgabenabzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG schränkt das objektive Nettoprinzip ein. Denn 
der systematischen Grundentscheidung des Gesetzgebers, dass betrieblich veranlasste Aufwendungen steuerlich 
abzugsfähig sein müssen (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 127, 224, Rz 57; BFH-Beschluss vom 14.10.2015 - 
I R 20/15, BFHE 252, 44, BStBl II 2017, 1240, Rz 15; jeweils m.w.N.), entspricht es nicht, wenn aufgrund des 
Betriebsausgabenabzugsverbots in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG betrieblicher Aufwand --die an die betriebliche 
Tätigkeit eines Kreditinstituts anknüpfende sog. Bankenabgabe-- als zur Einkommensermittlung nicht abziehbar 
qualifiziert und damit insoweit nicht das Nettoeinkommen des Unternehmens besteuert wird.


35 c) Das FG hat aber zu Recht dahin erkannt, dass diese Einschränkung des objektiven Nettoprinzips (als Abweichung 
vom steuerrechtlichen Grundsatz der Folgerichtigkeit) sachlich hinreichend begründet ist (so im Ergebnis auch HHR/ 
Stapperfend, § 4 EStG Rz 1895; Watrin in Frotscher/Geurts, EStG, § 4 Rz 879a; Meurer in Lademann, EStG, § 4 EStG 
Rz 770k; Spilker in Kirchhof/ Söhn/Mellinghoff, EStG, § 4 Rz T 4; Kirchhof/Kulosa/Ratschow/Meyer, EStG, § 4 
Rz 2833; Nacke in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, Kommentar, § 4 Rz 2063; Oellerich, EFG 2018, 
1355; Vortmann, Entscheidungsanmerkungen zum Wirtschafts- und Bankrecht --WuB-- 2018, 645; eher 
unentschieden Schmidt/Loschelder, a.a.O., § 4 Rz 615; Maetz in Bordewin/Brandt, § 4 EStG Rz 3080; Bode in 
Kirchhof, EStG, 19. Aufl., § 4 Rz 234a; zweifelnd bis ablehnend Blümich/Drüen, § 4 EStG Rz 924a; 
Schön/Hellgardt/Osterloh-Konrad, WM 2010, 2193; Feyerabend/Behnes/Helios, Der Betrieb, Beilage 4/2011, 38, 44; 
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Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300; Kube, DStR 2016, 572, 575). Jedenfalls liegt eine rein fiskalisch begründete 
Einschränkung des objektiven Nettoprinzips, die keinen verfassungsrechtlich zulässigen Rechtfertigungsgrund 
darstellt (vgl. z.B. BVerfG-Urteil in BVerfGE 122, 210, Rz 58), nicht vor.


36 aa) Der Begründung des Gesetzentwurfs zu § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG (vgl. BTDrucks 17/3024, 83) ist ausdrücklich 
zu entnehmen, dass das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG dazu beitragen soll, 
"systemische Risiken im Finanzsektor zu reduzieren". Es würden "Bankgeschäfte, von denen systemische Risiken 
ausgehen können, [...] gezielt belastet und damit verteuert (Internalisierung externer Effekte). Die Abgabe erhöht den 
Anteil der Refinanzierungskosten, der in besonderem Maße von der Bonitätseinschätzung der Marktteilnehmer 
abhängig ist. Dadurch wird die tatsächliche Risikotragfähigkeit des Kreditinstituts realistischer eingepreist und die 
Möglichkeit zur Geschäftsausweitung begrenzt. Diese Begrenzung der Möglichkeit zur Ausweitung des Geschäfts 
internalisiert einen Teil der Kosten der Risikovorsorge für das systemische Risiko. Durch eine Änderung der 
Geschäftspolitik können Kreditinstitute ihre Abgabenlast reduzieren. Damit wird durch die Beiträge eine 
vorsichtigere Geschäftspolitik gefördert. Die Jahresbeiträge können nur dann diese Lenkungswirkung, die über eine 
reine Finanzierungsfunktion hinausgeht, in vollem Umfang erreichen, wenn sie den Gewinn nicht als 
Betriebsausgaben mindern (Abzugsverbot). Die Sonderbeiträge nach § 12 Absatz 3 des 
Restrukturierungsfondsgesetzes haben hingegen vorrangig Finanzierungsfunktion."


37 bb) Danach wird das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG von der erkennbaren 
gesetzgeberischen Entscheidung getragen, eine steuerliche Zusatzbelastung für Geschäftsmodelle der Banken zu 
schaffen, die vom Gesetzgeber als risikobehaftet angesehen werden und die die Wahrscheinlichkeit einer "für den 
Steuerzahler teuren Bankenrettung" erhöhen. Der Gesetzgeber differenziert hinsichtlich des Betriebsausgabenabzugs 
außerdem zwischen den Sonderbeiträgen, die nach § 12 Abs. 3 Satz 2 RStruktFG a.F. nur erhoben werden sollten, 
soweit die in dem Restrukturierungsfonds angesammelten Mittel nicht zur Deckung der Kosten für die vorgesehenen 
Maßnahmen, Ausgleichsverpflichtungen und zu erstattenden Kosten ausreichten --die daher vorrangig 
Finanzierungsfunktion hatten, und den Gewinn als Betriebsausgaben mindern konnten--, sowie den Jahresbeiträgen, 
die i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. als jährliche Abgabe nicht allein eine Finanzierungsfunktion zum Aufbau 
des Restrukturierungsfonds hatten, sondern auch dazu dienten, risikobehaftete Geschäftsmodelle zu minimieren. 
Hätten die Kreditinstitute die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. durch eine steuerliche 
Entlastung teilweise gegenfinanzieren können, wäre hierdurch der Lenkungsdruck entschärft worden. Dieser dem 
Lenkungszweck entgegenwirkende Ausgleich wäre umso höher ausgefallen, je höher diese Beiträge und damit das 
systemische Risiko der Bank gewesen wären. Der Gesetzgeber ist damit davon ausgegangen, dass das 
außerfiskalische Lenkungsanliegen nur in vollem Umfang erreicht werden kann, wenn die sog. Bankenabgabe den 
steuerlichen Gewinn nicht mindert. Soweit dieser dem Betriebsausgabenabzug in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG 
zugrunde liegende Lenkungszweck in der Literatur als "vorgeschoben", in sich "widersprüchlich" und 
"unglaubwürdig" gesehen wird (vgl. Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300, 311), vermag der Senat keine Anhaltspunkte 
zu erkennen, die diese Einordnung rechtfertigen würde.


38 cc) Der mit dem Betriebsausgabenabzugsverbot verfolgte Lenkungszweck ist außerdem gleichheitsgerecht und 
verhältnismäßig ausgestaltet; § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG ist zur Erreichung des verfolgten Zwecks geeignet, 
erforderlich und angemessen.


39 (1) Das Betriebsausgabenabzugsverbot ist geeignet, die vom Gesetzgeber intendierte Lenkungswirkung zu entfalten 
(a.A. Kube, DStR 2016, 572; Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300).


40 (aa) Die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. waren für das jeweilige Kreditinstitut nicht 
unausweichlich. Ihre Bemessungsgrundlage knüpfte an die Passivpositionen in den Bilanzen der Banken an (§ 12 
Abs. 10 Satz 3 RStruktFG a.F.), nahm aber bestimmte Positionen, u.a. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden und 
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Eigenkapital (§ 12 Abs. 10 Satz 4 Nr. 1 und Nr. 4 RStruktFG a.F.), wieder aus. Das FG hat zutreffend erkannt, dass eine 
Bank durch Ausweitung der abgabenunschädlichen Positionen die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 
RStruktFG a.F. reduzieren konnte. Der Umstand, dass Kreditinstitute nach ihrem konkreten Zuschnitt nicht in der 
Lage waren oder aus wirtschaftlichen Gründen kein Interesse daran hatten, ihr Geschäftsmodell wegen der 
Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. umzugestalten, ändert daran nichts. Denn eine Lenkung mit 
Hilfe des Steuerrechts nimmt in Kauf, dass das Lenkungsziel nicht in jedem Fall erreicht wird; sie ist ein Instrument 
zur Annäherung an ein Ziel (vgl. BVerfG-Beschluss vom 07.11.2006 - 1 BvL 10/02, BVerfGE 117, 1, Rz 99, m.w.N.). 
Daher kommt es auf die in der Praxis tatsächlich erreichte Lenkungswirkung nicht an, selbst wenn sie nur marginal 
gewesen wäre. Der Gesetzgeber wirkte zumindest auf die einzelnen Kreditinstitute ein, im Sinne einer Kosten-
Nutzenrechnung zu erwägen, inwieweit als problematisch betrachtete Geschäftsfelder weiter betrieben oder 
ausgebaut werden sollten. Die durch das Betriebsausgabenabzugsverbot in ihrer Lenkungswirkung verstärkten 
Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. veranlassten die Banken entweder zu einer Modifikation ihres 
Geschäftsmodells und hierdurch zu einer Risikominimierung, oder sie mussten durch die Erhöhung der eigenen 
Steuerlast selbst wirtschaftlich für Risiken einstehen, falls ihr Geschäftsmodell unverändert fortgeführt wurde. 
Jedenfalls ist es für die grundsätzliche Geeignetheit der Maßnahme, durch die intendierte Lenkungswirkung 
systemische Risiken zu minimieren, unerheblich, ob die tatsächliche Lenkungswirkung eingetreten ist oder die 
betroffenen Kreditinstitute die höhere Abgabenlast in Kauf nahmen.


41 (bb) Der vom Gesetzgeber mit dem Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG bezweckten 
Lenkungswirkung steht auch nicht entgegen, dass nach § 5 RStruktFV i.d.F. vom 20.07.2011 die Möglichkeit bestand, 
die Höhe der zu erhebenden Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. anzupassen, soweit der 
Restrukturierungsfonds Mittel in Höhe von mehr als 70 Mrd. € angesammelt hatte. Wären danach keine 
Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. mehr zu entrichten gewesen, weil genügend Mittel zur 
Absicherung systemischer Risiken angesammelt worden wären, wäre das Bedürfnis, systemische Risiken zu 
vermeiden, entfallen. Zugleich hätte in einem solchen Fall das Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 13 EStG mangels grundsätzlich abziehbarer Betriebsausgaben in Gestalt der sog. Bankenabgabe i.S. des § 12 
Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. ohnehin keine Lenkungswirkung mehr entfalten können. Im Übrigen spricht die vom 
Gesetzgeber hiernach eröffnete Möglichkeit der Beitragsanpassung nicht --wie es in der Literatur vertreten wird (vgl. 
Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300)-- für eine vorrangige Finanzierungsfunktion der Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 
Satz 1 RStruktFG a.F.


42 (cc) Ebenfalls schadet nicht, dass --wie hier bei der bestandskräftig gewordenen Festsetzung der vom 
Betriebsausgabenabzugsverbot erfassten Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F.-- unter näher 
bezeichneten Voraussetzungen die Zumutbarkeitsgrenze i.S. des § 3 Abs. 1 RStruktFV a.F., die der Verordnungsgeber 
mit Zustimmung des Bundesrates unter Orientierung an der Rechtsprechung des BVerfG zur Verhältnismäßigkeit von 
Grundrechtseingriffen im Kontext der Erhebung von Sonderabgaben eingeführt hatte (vgl. BTDrucks 18/2130, 3), zu 
einer Kappung der sog. Bankenabgabe führte. Die dahingehende Lenkungswirkung, bei der betroffenen Bank 
systemische Risiken zu minimieren, war auch bei einer solchen Kappung nicht gemindert. Denn nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 RStruktFV a.F. war für diesen Fall sowie für den Fall, dass nur der Mindestbeitrag nach § 3 Abs. 2 RStruktFV 
a.F. festgesetzt worden war, die rechnerische Differenz zwischen dem festgesetzten Beitrag und dem errechneten 
Jahresbeitrag in den folgenden fünf Beitragsjahren nachzuerheben und dem Jahresbeitrag hinzuzurechnen.


43 (dd) Das Betriebsausgabenabzugsverbot entfaltete auch in Verlustfällen die intendierte Lenkungswirkung. Es ist nicht 
deshalb fehlerhaft ausgestaltet, weil es sich in einem konkreten Veranlagungszeitraum nur bei denjenigen 
Kreditinstituten auswirken konnte, die einen Gewinn erzielt hatten, nicht jedoch bei solchen, die einen Verlust 
erwirtschafteten, und bei denen das Verbot, Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. gewinnmindernd 
abziehen zu können, mit keiner zusätzlichen Belastung verbunden war (a.A. Schön/ Hellgardt/Osterloh-Konrad, WM 
2010, 2193, 2203; Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300, 310). Im Verlustfall mindert das Abzugsverbot den steuerlichen 
Verlust, der damit über Vor- und Rückträge nicht genutzt werden kann, und erhöht folglich jahresübergreifend die 
Steuerlast. Soweit sich die Konstellation ergeben konnte, in der das Abzugsverbot aufgrund des Wegfalls der 
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Verlustvorträge in der Totalperiode nicht mehr zur Auswirkung kam, liegen diese Ausnahmefälle im Rahmen der 
zulässigen Typisierung durch den Gesetzgeber. Denn dieser darf keinen atypischen Fall als Leitbild wählen, sondern 
muss realitätsgerecht den typischen Fall als Maßstab zugrunde legen (vgl. z.B. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 152, 
274, Rz 102, m.w.N.).


44 (ee) Der Lenkungswirkung stand auch nicht entgegen, dass durch das Betriebsausgabenabzugsverbot den 
Kreditinstituten zusätzlich Liquidität entzogen wurde. Dieser Umstand führte nicht dazu, dass der Lenkungszweck 
von vornherein in sich widersprüchlich und unschlüssig gewesen wäre (a.A. Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300, 310 f.). 
Denn das Betriebsausgabenabzugsverbot sollte dazu beitragen, systemische Risiken im Finanzsektor zu reduzieren, 
indem die Banken zu einer Änderung risikobehafteter Geschäftsmodelle veranlasst werden sollten. Der 
steuerbedingte Kapitalabzug wurde im Umfang der Änderung des Geschäftsmodells reduziert.


45 (ff) Aus dem Vergleich mit Forderungsausfallversicherungsbeiträgen, die als Betriebsausgaben i.S. des § 4 Abs. 4 EStG 
einkommensmindernd anzusetzen sind, folgt schließlich nichts anderes. Mit diesen Beiträgen sichert sich ein 
Unternehmen für den Fall ab, dass es bei Kunden zu Zahlungsausfällen kommt; es handelt sich hierbei ausschließlich 
um die Gegenleistung zur Erlangung von Versicherungsschutz. Dagegen ist der von den Kreditinstituten jeweils 
erhobene Jahresbeitrag für den Restrukturierungsfonds i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F., der nach den 
systemischen Risiken der betreffenden Bank bemessen wurde, eine Sonderabgabe mit Finanzierungsfunktion (vgl. 
Hess. VGH, Urteile vom 30.07.2014 - 6 A 1079/13, juris, Rz 57; in WM 2015, 434, Rz 62). Danach ist es folgerichtig, 
dass zwar Forderungsausfallversicherungsbeiträge, nicht jedoch die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 
RStruktFG a.F. von der steuerrechtlichen Bemessungsgrundlage abgezogen werden können.


46 (2) Das Betriebsausgabenabzugsverbot war auch zur Erreichung des verfolgten Zwecks erforderlich. Anderenfalls 
hätten die Kreditinstitute die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. durch eine steuerliche 
Entlastung teilweise gegenfinanzieren können. Dies hätte den Lenkungsdruck entschärft.


47 (3) Außerdem kam dem Betriebsausgabenabzugsverbot in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG keine überschießende und 
damit unverhältnismäßige Wirkung zu; es war auch angemessen (a.A. Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300, 309 f.). Eine 
Doppelbelastung durch die Jahresbeiträge i.S. des § 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. einerseits und das Abzugsverbot 
andererseits vermag der Senat --wie auch schon die Vorinstanz-- nicht zu erkennen. Die finanzielle Belastung auf der 
Ebene der Kreditinstitute trat nur einmal ein. Nur mithilfe des Abzugsverbots für die Jahresbeiträge i.S. des § 12 
Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F., deren Verhältnismäßigkeit als solche vorliegend nicht zu beurteilen ist, konnte eine 
einmalige vollständige wirtschaftliche Belastung der Kreditinstitute mit dem Bruttobetrag der sog. Bankenabgabe 
erreicht werden. Das Abzugsverbot sollte verhindern, dass die Belastungswirkung auf den Nettobetrag steuerlich 
abgemildert und dadurch für die Kreditinstitute "erträglicher gestaltet" werden konnte. Diese Belastungswirkung 
hätte im Übrigen auch durch eine entsprechende Erhöhung der sog. Bankenabgabe bei gleichzeitigem 
Betriebsausgabenabzug erreicht werden können. Am wirtschaftlichen Ergebnis hätte dies jedoch nichts geändert.


48 d) Der Senat vermag keinen Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) darin zu erkennen, dass alle 
Banken im Hinblick auf die Banken- und Finanzmarktkrise mit der Nichtabzugsfähigkeit der Jahresbeiträge i.S. des 
§ 12 Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. belastet wurden (a.A. Haarmann, JbFSt 2016/2017, 300, 310 f.). Darin liegt keine 
dem Steuerrecht fremde Sanktionierung im Sinne einer "Branchenbestrafung", wie ebenfalls nicht maßgebend sein 
kann, dass es rechtsfolgenbetroffene Banken gab, die in keiner Weise für die Bankenkrise verantwortlich gemacht 
werden konnten. Denn das in Rede stehende Abzugsverbot stellt nicht auf die Sanktionierung eines schädlichen 
Verhaltens in der Vergangenheit ab, sondern trägt als spezifische Lenkungsnorm dazu bei, Bankgeschäfte, von denen 
bezogen auf das jeweilige Beitragsjahr systemische Risiken ausgehen können, gezielt zu belasten und damit zu 
verteuern. Soweit Banken nicht risikobehaftete Geschäfte tätigen, wird dem im Rahmen der Bemessung der 
Jahresbeiträge Rechnung getragen.
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49 e) Einer verfassungskonformen Reduktion des Betriebsausgabenabzugsverbots in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG bedarf 
es auch in Fällen nicht, in denen die betroffene Bank im jeweiligen Beitragsjahr aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen nicht in der Lage war, ihr schädliches Geschäftsmodell zur Reduzierung der Jahresbeiträge i.S. des § 12 
Abs. 2 Satz 1 RStruktFG a.F. umzustellen. Denn die Kreditinstitute sollten die Mittel, die sie in den 
Restrukturierungsfonds eingezahlt hatten, um ihrer Gruppenverantwortung nachzukommen, nicht durch eine 
steuerliche Entlastung teilweise gegenfinanzieren können. Anderes hätte den Lenkungsdruck reduziert und wäre 
dem Lenkungsziel zuwidergelaufen. Insofern besteht kein verfassungsrechtlich geschützter Anspruch darauf, ein 
Geschäftsmodell ohne finanzielle Zusatzbelastung unverändert fortführen zu dürfen.


50 3. Soweit die Klägerin rügt, das Betriebsausgabenabzugsverbot verstoße auch gegen Art. 12 Abs. 1 GG 
(Berufsfreiheit), Art. 14 Abs. 1 GG (Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb) und Art. 2 Abs. 1 GG 
(Freiheit im wirtschaftlichen Verkehr als Ausfluss der allgemeinen Handlungsfreiheit), ist dem nicht zu folgen. Denn 
ein etwaiger Eingriff in das jeweilige Recht wäre --wie schon das FG zu Recht erkannt hat-- jedenfalls durch den mit 
ihm verfolgten Lenkungszweck insoweit ebenfalls gerechtfertigt.


51 4. Das Betriebsausgabenabzugsverbot begegnet auch keinen unionsrechtlichen Bedenken. Eine Verletzung des 
unionsrechtlichen Beihilfeverbots nach Art. 107 Abs. 1 AEUV liegt nicht vor, weil das Abzugsverbot keine Beihilfe ist 
(s. Vortmann, WuB 2018, 645, 646).


52 5. Das angefochtene Urteil ist schließlich nicht wegen eines Verfahrensfehlers aufzuheben. Der erkennende Senat 
hat den von der Klägerin gerügten Verfahrensverstoß wegen Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 76 Abs. 1 FGO) 
geprüft. Er erachtet diese Rüge indes nicht für durchgreifend; sie ist jedenfalls unbegründet. Der Senat sieht insoweit 
von einer Begründung ab (§ 126 Abs. 6 Satz 1 FGO; vgl. allgemein und zur Rüge der Verletzung des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör z.B. BFH-Urteile vom 15.01.2015 - I R 69/12, BFHE 249, 99, Rz 44; vom 10.11.2016 - VI R 55/08, 
BFHE 256, 280, BStBl II 2017, 715, Rz 29).


53 III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 und § 135 Abs. 3, § 139 Abs. 4 FGO.
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European Commission - Questions and answers


Questions & Answers: EU-UK Trade and Cooperation Agreement


Brussels, 24 December 2020


Questions & Answers:


EU-UK Trade and Cooperation Agreement


 


Introduction


The EU-UK Trade and Cooperation Agreement covers the following areas: trade in goods and in
services, digital trade, intellectual property, public procurement, aviation and road transport, energy,
fisheries, social security coordination, law enforcement and judicial cooperation in criminal matters,
thematic cooperation and participation in Union programmes. It is underpinned by provisions
ensuring a level playing field and respect for fundamental rights.


The Agreement will confer rights and obligations on both the EU and the UK, in full respect of their
sovereignty and regulatory autonomy. It will be governed by an institutional framework on the
operation and enforcement of the Agreement, as well as binding dispute settlement and enforcement
mechanisms.


The EU-UK Agreement respects the principles set by the European Council in April 2017, including
the need to protect the integrity of the Single Market, the indivisibility of its four freedoms, and the
integrity of the EU's legal order, while ensuring that a non-member does not enjoy the same benefits
as what EU membership offers.


On 1 January 2021, the United Kingdom will lose all the rights and obligations it had as an EU
Member State and during the transition period under the Withdrawal Agreement. It will no longer
benefit from seamless access to the EU Single Market and Customs Union, or from EU policies and
international agreements (including its free trade agreements with other third countries).


This will create new barriers to trade in goods and services, and to cross-border mobility and
exchanges that do not exist today – in both directions. While the new agreement will serve to limit
disruptions compared to a situation without an agreement being in place, public administrations,
businesses, citizens and stakeholders on both sides will inevitably be affected. The Commission has
issued extensive guidance on how best to deal with these changes (available here).


 


How long did it take to negotiate the deal?


Negotiations on the Trade and Cooperation Agreement formally began on Monday, 2 March 2020.
Nine formal rounds of negotiations were held in Brussels, London, and via videoconference (due to
the outbreak of the coronavirus pandemic) between March 2020 and October 2020. From that point
onwards, negotiations were intensified, with contacts taking place on a daily basis, seven days a
week. More information on each negotiation round is available here.


Before this, the EU and the UK had spent over two years negotiating the terms of the UK's
withdrawal from the EU (from June 2017 to October 2019). During that time, the EU and the UK also
negotiated the general terms of their future relationship and agreed to this end on a joint Political
Declaration, concluded alongside the Withdrawal Agreement on 17 October 2019.


On the EU side, the negotiations were led by the European Commission's Chief Negotiator Michel
Barnier and the Task Force for Relations with the United Kingdom (UKTF) together with all
Commission services. Negotiations were based on negotiating directives set by the Council, taking
into account the resolutions of the European Parliament.


Throughout these negotiations, the European Commission has ensured an inclusive process, holding
regular meetings with the 27 EU Member States, with the European Parliament and national
parliaments, as well as with EU consultative bodies, stakeholders and civil society. The Commission



https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/getting-ready-end-transition-period_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/negotiation-rounds-future-partnership-between-european-union-and-united-kingdom_en
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sought to ensure the highest possible levels of transparency throughout the process. In March 2020,
the Commission services published a draft legal text of the Agreement.


 


Provisional application and ratification process


The entry into application of the Trade and Cooperation Agreement is a matter of special urgency.


The United Kingdom, as a former Member State, has extensive links with the Union in a wide
range of economic and other areas. If there is no applicable framework regulating the relations
between the Union and the United Kingdom after 31 December 2020, those relations will be
significantly disrupted, to the detriment of individuals, businesses and other stakeholders.


The negotiations could only be finalised at a very late stage before the expiry of the transition
period. Such late timing should not jeopardise the European Parliament's right of democratic
scrutiny, in accordance with the Treaties.


In light of these exceptional circumstances, the Commission proposes to apply the Agreement
on a provisional basis, for a limited period of time until 28 February 2021.


The Commission has proposed Council decisions on the signature and provisional application, and on
the conclusion of the Agreement.


The Council, acting by the unanimity of all 27 Member States, is to adopt a decision authorising the
signature of the Agreement and its provisional application as of 1 January 2021. Once this process is
concluded, the Trade and Cooperation Agreement between the EU and the UK can be formally
signed.


The European Parliament will then be asked to give its consent to the Agreement.


As a last step on the EU side, the Council must adopt the decision on the conclusion of the
Agreement.


 


Will there be enough time to translate the document into all EU languages?


The Commission is aware of the exceptional nature of these negotiations. Every effort has been made
to conclude these negotiations in due time to allow for the proper democratic scrutiny by the
European Parliament and Council. Given the short time left, flexibility will be needed in all these
processes.


The Commission's translation services are working hard to ensure that translated versions of the
Trade and Cooperation Agreement are available in the coming days.


 


Do national parliaments play a role in the ratification process?


Throughout the negotiations, the European Commission has held regular meetings with national
parliaments of all 27 Member States to keep them fully informed.


The Commission is of the view that the Agreement with the UK can be concluded as an EU-only
agreement since it covers only areas under Union competence, be it exclusive or shared with the
Member States. The Commission has chosen Article 217 TFEU as the legal basis for the conclusion of
the Agreement. This requires the unanimous agreement of the Member States in the Council and the
consent of the European Parliament.


 


Withdrawal Agreement: have you resolved all outstanding issues? What will you do about
the Internal Market Bill and Taxation Bill?


The United Kingdom left the European Union on the basis of the Withdrawal Agreement, which was
agreed and ratified by both sides, and entered into force on 1 February 2020.


The Withdrawal Agreement contains, amongst others, provisions on citizens' rights, the financial
settlement and a legally operative solution to avoid a hard border on the island of Ireland, protecting
the all-island economy and the Good Friday (Belfast) Agreement in all its dimensions while
safeguarding the integrity of the EU's Single Market.


The rigorous, timely and full implementation of the Withdrawal Agreement is and will always remain
a key priority for the EU.



https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_20_104





On 9 September 2020, the UK government published the Internal Market Bill, which would have
enabled the United Kingdom to unilaterally suspend parts of the Withdrawal Agreement, and notably
of the Protocol on Ireland and Northern Ireland. This bill was in clear breach of the Withdrawal
Agreement – and therefore international law. As a result, on 1 October 2020, the Commission sent
the United Kingdom a letter of formal notice for breaching its obligations under the Withdrawal
Agreement. This marked the beginning of a formal infringement process. The European Parliament
also signalled that it would not give its consent to any agreement on a future partnership if the UK
went forward with this proposal.


On 17 December 2020, the EU-UK Joint Committee met to endorse all formal decisions and other
practical solutions related to the implementation of the Withdrawal Agreement. As part of these
mutually agreed solutions, the UK has agreed to withdraw the contentious clauses of the UK Internal
Market Bill, and will not introduce any similar provisions in the Taxation Bill.  


Thanks to intensive discussions between the EU and the UK in the Joint Committee and the various
Specialised Committees, the Withdrawal Agreement – and the Protocol on Ireland and Northern
Ireland, in particular – will be implemented on 1 January 2021.
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TRADE IN GOODS


 


The European Union and the United Kingdom are major trading partners. In 2019, some 13% of the
EU's total trade with third countries in goods was with the UK, whereas the UK relied on the EU for
roughly half of its total trade in goods.


While the UK was an EU Member State and participated in the EU Single Market and Customs Union,
this trade was completely seamless thanks to the fact that the EU, including the UK, formed a single
customs territory and shared the same standards, rules, and supervision and enforcement systems.


 


What changes on 1 January 2021?


As of 1 January 2021, the UK leaves the EU Single Market and Customs Union. As a result, it will no
longer benefit from the principle of free movement of goods. 


Even with the new agreement in place, businesses will face new trade barriers, leading to increased
costs and requiring adjustments to integrated EU-UK supply chains.


 


What is covered by the draft agreement?


To preserve their mutually beneficial trading relationship, the two sides have agreed to create an
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ambitious free trade area with no tariffs or quotas on products, regulatory and customs cooperation
mechanisms, as well as provisions ensuring a level playing field for open and fair competition, as
part of a larger economic partnership.


The provisions in the agreement do not govern trade in goods between the EU and Northern Ireland,
where the Protocol on Ireland and Northern Ireland included in the Withdrawal Agreement will
apply.[1]


 


How ambitious is the Free Trade Agreement?


The Agreement reflects the EU's modern trade policy thanks to the inclusion of ambitious
commitments for the protection of workers' and consumer rights, environmental protection, the fight
against climate change and tax transparency, thereby ensuring that trade is not just open but also
fair and sustainable. It also favours the circular economy by extending preferential treatment to
products that have been repaired or remanufactured (see Chapter of Q&A on ‘Level Playing Field and
Sustainability for more information).


The Trade and Cooperation Agreement foresees the most ambitious commitments towards
liberalising market access for goods ever to feature in an EU free trade agreement, including zero
tariffs and zero quotas on all goods from day one, as well as modern rules to avoid certain barriers in
bilateral trade.


Without this agreement, products like:


beef, dairy, poultry, pork, lamb, cereals, sugar and several processed foodstuffs could have
faced tariffs of some 50% or above under World Trade Organization rates;


processed fish products would have faced tariffs of up to 25%;


cars would have also been hit by tariffs of 10%;


textiles and footwear would be subject to tariff peaks of 12% and 17%, respectively.


These tariffs would have increased prices for consumers, and caused economic damage for
agricultural and manufacturing producers on either side of the Channel.


In addition to providing for zero tarifs on goods, the Agreement also limits the fees that customs
may charge for services rendered and includes several modern disciplines that go beyond standard
World Trade Organization commitments, for instance in the areas of import and export monopolies,
non-automatic import licences, import and export restrictions (prohibition of price requirements and
licensing subject to performance requirements).


 


Will the Trade and Cooperation Agreement allow goods to be exchanged between the EU
and the UK as they are today?


Trading under ‘FTA' (free trade agreement) terms – even one as ambitious as this one, with zero
tarifs or quotas – will inevitably be very different compared to the frictionless trade enabled by the
EU's Customs Union and Single Market.


In particular:


rules of origin will apply to goods in order to qualify for preferential trade terms under the
agreement;


all imports will be subject to customs formalities and will need to comply with the rules of the
importing party;


and all imports into the EU must meet all EU standards and will be subject to regulatory
checks and controls for safety, health and other public policy purposes.


 


What action can be taken in case of unfair trade practices?


According to World Trade Organization rules, governments may take remedial action against
imports that are causing material injury to a domestic industry due to a sudden surge of foreign
goods or to unfair practices such as dumping or trade-distorting subsidies.


The EU-UK Agreement confirms the right of both parties to apply trade defence instruments
according to those WTO rules, including a special agriculture safeguard mechanism to protect
farmers against surges in imports or price declines below a certain level.







In case of unfair practices that affect the level playing field, specific, autonomous, and swift
measures are also envisaged (see Chapter of Q&A on ‘Level Playing Field and Sustainability for more
information).


 


What are the applicable ‘rules of origin' and what will traders need to do to comply with
them?


Rules of origin are an intrinsic component of every free trade area. They determine the ‘economic
nationality' of products when these have been produced using components or materials made in
more than one country.


Such rules are necessary to ensure that the products benefiting from the terms of the free trade
agreement (in this case, zero tarifs, zero quotas) are either wholly obtained from or manufactured in
the free trade area itself (in this case, the EU and the UK), or sufficiently worked or processed there
(e.g. by setting a limit on the value of non-originating materials that can be used in order to benefit
from the agreement.


This ensures that the free trade agreement benefits the operators inside that free trade area,
preventing circumvention.


Under the  Trade and Cooperation Agreement, EU and UK traders would have to meet rules of origin
comparable to those which the EU and the UK have with other trading partners. These rules and
procedures are therefore familiar to our respective business operators.


The Agreement also includes specific mechanisms aimed at facilitating compliance with these rules
of origin, namely:


A provision on ‘full cumulation', which allows traders to account not only for the origin of
materials used, but also if their processing took place in the territory of one of the Parties. This
mechanism enables the agreement to capture to the greatest extent the value added in the
free trade area.


Exporters will also be able to self-certify the origin of the goods, thereby making it easier for traders
to prove the origin of their products and reducing red tape. In addition, the operators will benefit
from additional flexibility in collecting documentary evidence to prove origin during the first year, to
allow them to benefit from the preferences despite the little time available between conclusion and
application of the Agreement.


What new customs checks and formalities will apply between the EU and the UK?


As of 1 January 2021, the UK will no longer be part of the EU Customs Union. Therefore, all customs
controls and formalities required under EU law (and in particular the Union Customs Code), including
entry and exit summary declarations, will apply to all goods entering the customs territory of the EU
from the UK, or leaving that customs territory to the UK. This does not concern trade in goods
between the EU and Northern Ireland, where the Protocol on Ireland and Northern Ireland included in
the Withdrawal Agreement will apply.[2]


The two sides have, however, agreed to recognise each other's ‘Authorised Economic Operators'
programmes, enabling trusted traders that benefit from this status to enjoy certain simplifications
and/or facilitations relating to security and safety in their customs operations with the customs
authorities of the other Party. However, there is no waiver on such security and safety declarations,
as this requires alignment between the Parties on security standards.


The Agreement also reiterates a number of mechanisms provided for in EU legislation (Union
Customs Code) and UK customs rules to facilitate trade and reduce administrative burdens for
businesses.


It sets the ground for further developing customs cooperation in the future, including for instance
with regard to innovative solutions, in full respect of both Parties' domestic rules, concerning the
handling of customs procedures for roll-on/roll-off (“ro-ro”) traffic, i.e. ships carrying loaded trucks,
or exchange of customs-related information.


The Trade and Cooperation Agreement also includes a Protocol on mutual assistance to combat
customs fraud as well as an ambitious Protocol allowing Parties to cooperate on Value Added Tax
(VAT) matters and the recovery of claims relating to indirect taxes and duties. It also provides for
clauses to protect taxpayers' money from customs fraud and administrative errors, where these lead
to consequences in terms of import duties.


 







Will traders have to comply with two different sets of regulations and compliance
procedures if they want to serve both the EU and UK markets?


As of 1 January 2021, the Union and the United Kingdom will be two separate regulatory and legal
spaces. This means that all products exported from the EU to the UK will have to comply with UK
technical regulations and will be subject to any applicable regulatory compliance checks and controls.
Similarly, all products imported from the UK to the EU will need to comply with EU technical
regulations and will be subject to all applicable regulatory compliance obligations, checks and
controls for safety, health and other public policy purposes.


Nonetheless, the Trade and Cooperation Agreement contains a number of provisions aimed at
preventing and addressing unnecessary technical barriers and requirements, including through
bilateral cooperation, and simplifying procedures used to demonstrate compliance with them
(conformity assessment procedures).


In particular, the two sides agreed a definition of international standards that identifies the relevant
international standard-setting bodies. This will ensure that both sides' domestic product standards
and technical regulations are based on the same international references and are therefore
compatible to the extent possible. This will make compliance of products with the other Party's rules
easier and less costly, all the while safeguarding each side's ‘right to regulate'.


In the field of conformity assessment, the Parties agreed to maintain simplified access to each
other's markets through, in particular, the continued use of self-certification of conformity by the
manufacturer where this is currently applied in both the EU and the UK. This covers a very large
share of bilateral trade.


The Parties also agreed a comprehensive framework for cooperation on market surveillance and
product safety that will underpin the robust enforcement of product safety rules and the high levels
of protection of consumers and other users both Parties are committed to. This framework will be
implemented in particular through arrangements for information sharing concerning the Parties'
respective market surveillance activities and measures taken with respect to unsafe or otherwise
non-compliant products.


In a number of  sectors, the Parties have agreed specific arrangements to facilitate bilateral trade, as
well as regulatory cooperation. These sectors include automotive, pharmaceuticals, chemicals, wine
and organic products.


The main trade facilitation outcomes can be summarised as follows:


 


What was agreed to facilitate trade in automotive?


Regulatory convergence will be based on the use of the international technical standards set at
UNECE (United Nations Economic Commission for Europe) level. Both Parties will cooperate
and, where appropriate, plan initiatives to promote greater international harmonisation of
technical requirements.


Both Parties will accept, in their respective markets, products that are covered by a valid UN
type-approval certificate.


There will be cooperation and exchange of information in the field of market surveillance to
support the identification and addressing of non-conformities of motor vehicles.


There will be cooperation in the field of research and exchange of information linked to the
development of new vehicle safety regulations or related standards, advanced emission
reduction, and emerging vehicle technologies.


 


What was agreed to facilitate supplies of medicinal products?


Recognition of results of inspections carried out by the authorities of the other Party in
manufacturing facilities located in the territory of the issuing authority. This will avoid
unnecessary duplication of inspections of manufacturers of medicinal products to assess their
compliance with Good Manufacturing Practice requirements.


Possibility for each Party to unilaterally extend such recognition for manufacturing facilities
located outside the territory of the issuing authority, under specific terms and conditions.


 


What was agreed to facilitate trade in chemicals?







Regulatory cooperation, while respecting each Party's right to regulate, both bilaterally and in
relevant international fora, on the assessment of hazards and risks of chemicals and the
formats for documenting the results of such assessments.


Both Parties' commitment to implementing the United Nations Globally Harmonized System of
Classification and Labelling of Chemicals as well as any scientific and technical guidelines
issued by relevant international organisations and bodies.


Transparent procedures for the classification of substances and the possibility of the exchange
of non-confidential information.


 


What was agreed to facilitate trade in wine?


Simplified certification requirements for reciprocal market access: wine producers will be
allowed to self-certify conformity and quality of their wine.


Common principles on labelling, ensuring adequate information for consumers while avoiding
unnecessary or disproportionate labelling requirements. 


Both Parties' commitment to mutually accept the importation of wines produced according to
each other's definitions and oenological practices, as long as in line with oenological practices
recommended by the International Organisation of the Vine and Wine (“OIV”). Some additional
oenological practices and restrictions not covered by OIV have also been agreed.


Exchange of information and cooperation on wine matters and a review clause whereby the
Parties will consider, within three years from the entry into force of the Agreement, further
steps to facilitate trade in wines.


 


What was agreed to facilitate trade in organic products?


Reciprocal recognition of equivalence of the current EU and UK organic legislation and control
system, for all categories of organic products.


Organic products complying with EU law and certified by control bodies recognised by the EU
will be accepted on the UK market and vice-versa.


In view of new EU rules for organic products applying as of 1.1.2022, equivalence will be
reassessed by end-2023.


 


What does the agreement say about cultural objects?


The EU has long been committed to the safeguard of cultural property, developing a series of
measures to tackle the illegal excavation and trafficking of items of cultural property (such as
antiquities and archaeological objects), combatting their illegal trade (also recognising the clear links
between terrorist financing, money laundering and the illicit movement of cultural goods), and
returning unlawfully removed cultural objects to their countries of origin.


The Agreement ensures that the UK will continue to work with the EU in these important endeavours
by including an innovative enhanced cooperation provision to facilitate the return of cultural property
illicitly removed from the territories of either side.


 


Will sanitary and phytosanitary requirements (SPS) for imported food, animals and plants
change?


Sanitary and phytosanitary (SPS) measures are a set of rules defined by the importing party
necessary for the protection of human and animal health (“sanitary”) and plant health
(“phytosanitary”). EU law includes detailed SPS rules to ensure high levels of food safety, and reduce
or eliminate possible health threats to EU citizens, as well as to animals and plants in the EU. This
also includes high standards on matters such as the use of hormones or genetically modified
organisms (GMOs).


There will be no changes to these food safety standards and the Trade and Cooperation Agreement
will safeguard the EU's high levels of SPS standards. 


Just like agri-food exporters from every other non-EU country, UK agri-food exporters will have to
meet all EU SPS import requirements and be subject to official controls carried out by Member
States' authorities at Border Control Posts. Where required, these controls include the verification of







health certificates in line with international standards.


Similarly, EU agri-food exporters will have to meet all UK SPS import requirements.


If either Party has significant concerns with respect to food safety, plant or animal health or an SPS
measure of the other Party, it can request technical consultations with that Party, or request audits
and verifications of the other Party's inspection and certification system.


 


Does the agreement provide for any faciliations on SPS?


The  Trade and Cooperation Agreement includes a number of measures aimed at limiting SPS import
procedures where possible, while upholding strict sanitary standards.


In particular, the Agreement allows for either party to unilaterally decide to reduce the frequency of
certain types of border import controls, taking into account the extent to which their SPS rules
converge.


It also ensures a simplified process for the approval of imports, where relevant by drawing up lists of
establishments that are eligible to export to the other party, based on guarantees provided by the
authorities of the exporting Party.


 


What happens in case of an animal or plant disease outbreak?


In case of animal or plant disease outbreaks in the territory of either Party posing a serious threat to
animal or public health, the authorities of either Party may apply temporary protective measures –
including suspension of imports from all or part of the country concerned or special requirements on
products from that country.


Nevertheless, in order to improve the predictability of agri-food trade, the EU and the UK have
agreed on procedures to speed up the recognition of disease-free regions in such cases.


 


What about trade between Great Britain and Northern Ireland?


The provisions of the Trade and Cooperation Agreement do not govern trade in goods between the EU
and Northern Ireland, where the Protocol on Ireland and Northern Ireland included in the Withdrawal
Agreement will apply.[3]


In accordance with that Protocol, Union acquis, including the Union Customs Code, legislation on
goods, sanitary rules for veterinary controls (“SPS rules”), rules on agricultural
production/marketing, or VAT and excise in respect of goods, will apply to all goods entering Nortern
Ireland.


As a result, from 1 January 2021, goods entering Northern Ireland from Great Britain will constitute
“imports”.  This means that such goods will need to comply with EU product rules and be subject to
checks and controls for safety, health and other public policy purposes, including all necessary SPS
controls applicable between the EU and the UK.


This solution was agreed between the EU and the UK to avoid a hard border on the island of Ireland,
protects the all-island economy and the Good Friday (Belfast) Agreement in all its dimensions, and
safeguards the integrity of the Single Market.


Following discussions in the Joint Committee on the Implementation of the Withdrawal Agreement,
the EU and the UK have agreed to certain flexibilities that will help limit disruptions caused by the
implementation of the Protocol on trade between Great Britain and Northern Ireland.


An agreement in principle has been found in the following areas, amongst others: export
declarations, the supply of medicines, the supply of certain chilled meats and other food products to
supermarkets, and a clarification on the application of State aid under the terms of the Protocol.


For example, certain chilled meat, for which imports in the Union market are normally prohibited, will
be accepted for delivery to supermarkets in Northern Ireland during a limited period of 6 months:


 


Minced meat of poultry, frozen or chilled. Chilled minced meat from animals other than poultry
(e.g. minced beef.


Chilled meat preparations (e.g. sausages, meatballs, pork pies)..







Any fresh meat, including minced meat and meat preparations, produced from triangular trade
(e.g. EU meat exported to Great Britain, cut or minced in Great Britain and re-exported to
Northern Ireland).


 


Another example is that, during a limited period of 3 months, the goods coming from Great Britain
and destined for supermarkets located in Northern Ireland will be accompanied with a simplified,
collective certificate covering all the goods transported in the same truck, instead of individual
certificates.


During this period of time, the UK shall maintain its current EU SPS legislation for the products
concerned.


The scope is limited to a restricted number of food suppliers for supermarkets which are approved by
the UK authorities after demonstrating that they meet a range of trust criteria. This list of members
will be established by the United Kingdom in cooperation with the European Commission before 31
December 2020 and cannot be extended after that date.


 


Why will the current UK pet passport no longer be valid as of 1 January 2021 ?


The United Kingdom does not commit to align with the EU's sanitary acquis and more specifically the
rules on pet dogs, cats and ferrets after the end of the transition period, and that it will thus not
remain in the EU's SPS area.


Therefore, for pet dogs, cats and ferrets introduced into the EU and Northern Ireland an animal
health certificate will be required (without the requirement for a test for rabies antibody).


This also applies to the UK Crown Dependencies.


More information is available on the Commission's “readiness notice” on travelling between the EU
and the United Kingdom.[4]


 


SERVICES & INVESTMENT


 


The EU and the UK are major partners when it comes to trade in services and investment.


While the UK was an EU Member State, participating in the EU Single Market and benefitting from
the free movement of persons and services, businesses could supply services freely across the EU.
The UK benefitted from the EU's Single Market ecosystem based on common rules, a single
supervisory framework, and a common jurisdictional system.


 


What changes will occur on 1 January 2021?


As of 1 January, the UK will no longer benefit from the principles of free movement of persons, free
provision of services and freedom of establishment.


As a result, UK service suppliers will lose their automatic right to offer services across the EU. They
may need to establish themselves in the EU to continue operating. In any event, they must comply
with the – often varying – host-country rules of each Member State, as they will no longer benefit
from the ‘country-of-origin' approach or ‘passporting' concept, according to which authorisations
issued by one Member State under EU rules enable access throughout the entire EU Single Market.


 


What is covered by the Trade and Cooperation Agreement?


The Agreement provides for a significant level of openness for trade in services and investment,
going beyond the baseline provisions of the WTO's General Agreement on Trade in Services (GATS),
to which both the EU and the UK are parties, and commensurate with the commitments taken by the
EU with other industrialised third countries throughout the world.


As in all its free trade agreements, the EU fully maintains the right to regulate its own markets.


 


Which sectors are covered by the Trade and Cooperation Agreement?







As required by the WTO's General Agreement on Trade in Services (GATS), the Agreement has
substantial sectoral coverage, including professional and business services (e.g. legal, auditing,
architectural services), delivery and telecommunication services, computer-related and digital
services, financial services, research and development services, most transport services and
environmental services. Furthermore, the scope of the Agreement applies to investment in sectors
other than services such as manufacturing, agriculture, forestry, fisheries, energy and other primary
industries.


As in any free trade agreement negotiated by the EU, there are a number of exceptions to the scope
of liberalisation: namely, public services and services of general interest; some transport services; as
well as audiovisual services.


 


Under what conditions will EU service suppliers be able to operate in the UK and vice versa
?


The non-discrimination obligations of the Agreement ensure that service suppliers or investors from
the EU will be treated no less favourably than UK operators in the UK, and vice-versa. This entitles
them to receive more favourable treatment than that granted to service suppliers or investors of
third countries without similar provisions in place.


Naturally, given that the UK will no longer be in the Single Market, all UK service suppliers and
investors must abide by the domestic rules, procedures and authorisations applicable to their
activities in the countries where they operate.


For UK service suppliers, this means complying with – often varying – host-country rules of each
Member State, as they will no longer benefit from the ‘country-of-origin' principle, mutual
recognition or ‘passporting'.


The actual level of market access will depend on the way the service is supplied: whether it is
supplied on a cross-border basis from the home country of the supplier, e.g. over the internet (‘mode
1'); supplied to the consumer in the country of the supplier, for example a tourist travelling abroad
and purchasing services (‘mode 2'); supplied via a locally-established enterprise owned by the
foreign service supplier ('mode 3'), or through the temporary presence in the territory of another
country by a service supplier who is a natural person (‘mode 4').


In practice, the actual ability to supply a particular service or invest in a certain sector will also
depend on specific reservations set out in the agreement, which may be imposed on UK service
suppliers when supplying services in the EU in some sectors, and vice-versa.


The EU-UK Agreement also includes a forward-looking “most-favoured nation” clause that would
allow the EU and the UK to claim any more favourable treatment granted by the UK or the EU
respectively in their future agreements on trade in services and investment with other third countries
– except in the area of financial services.


It also includes a review clause encouraging the parties to consider whether there are possibilities to
improve trade in services and investment relations between the EU and the UK in the future – except
in the area of financial services.


 


How easy will it be for professionals to travel between the EU and the UK under the Trade
and Cooperation Agreement?


The UK has chosen to no longer allow the free movement of EU citizens to the UK. It also refused to
include a chapter on mobility in the Agreement. These choices inevitably mean that business travel
between the EU and the UK will no longer be as easy as it currently is.


Nonetheless, regarding the temporary movement of natural persons for business purposes
(often refered to as ‘mode 4'), the EU and the UK have agreed on a broad range of reciprocal
commitments facilitating the ability of companies located in a Party to transfer certain employees, as
intra-corporate transferees, to work in an associated company located in the other Party. As intra-
corporate transferees constitute temporary migration, the maximum duration of such transfers is
capped at three years. With respect to UK nationals transferred to the EU, this duration includes
periods of mobility between Member States. This is in line with current EU practice with other third
countries.


The EU-UK Agreement also facilitates the movement of “contractual service suppliers” or
“independent professionals” to supply services under certain conditions. Business visitors not
providing services will also be allowed short-term entry in order to carry out certain activities.







 


Does the Agreement provide for the recognition of professional qualifications?


As a member of the EU and the EU Single Market, UK nationals and EU citizens holding a qualification
from the United Kingdom previously benefitted from a simplified – in some cases automatic –
recognition regime in other EU countries, which allowed professionals such as doctors, nurses, dental
practitioners, pharmacists, veterinary surgeons, lawyers, architects or engineers to supply services
across the European Union, including in the United Kingdom.


As of 1 January, as a general rule, UK nationals, irrespective of where they acquired their
qualifications, and EU citizens with qualifications acquired in the United Kingdom will need to have
their qualifications recognised in the relevant Member State on the basis of each country's existing
individual rules applicable to the qualifications of third-country nationals as of the end of the
transition period.


The Trade and Cooperation Agreement nevertheless foresees a mechanism whereby the EU and the
UK may later agree, on a case-by-case basis and for specific professions, on additional arrangements
for the mutual recognition of certain professional qualifications.


 


Will EU lawyers still be able to provide legal services in the UK and vice versa?


The EU and its Member States, and the UK will allow lawyers from the other Party to provide legal
services relating specifically to the practice of international law and the law of the country where they
are authorised under their “home” title.


However, it should be noted that EU law is not considered to be international law, but instead the law
of the Member State in which EU lawyers are established or hold their “home title”.


 


Does the Agreement cover financial services?


The draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement covers financial services in the same way as they
are generally covered in the EU's other FTAs with third countries.


In particular, the Agreement commits both parties to maintain their markets open for operators from
the other Party seeking to supply services through establishment. The parties also commit to
ensuring that internationally agreed standards in the financial services sector are implemented and
applied in their territories. Both parties preserve their right to adopt or maintain measures for
prudential reasons (‘prudential carve-out'), including in order to preserve financial stability and the
integrity of financial markets. The parties will also aim to agree by March 2021 a Memorandum of
Understanding establishing a framework for regulatory cooperation on financial services.


 


What about the equivalence decisions on financial services?


The Agreement does not include any elements pertaining to equivalence frameworks for financial
services. These are unilateral decisions of each party and are not subject to negotiation.


The Commission has assessed the UK's replies to the Commission's equivalence questionnaires in 28
areas. A series of further clarifications will be needed, in particular regarding how the UK will diverge
from EU frameworks after 31 December, how it will use its supervisory discretion regarding EU firms
and how the UK's temporary regimes will affect EU firms. For these reasons, the Commission cannot
finalise its assessment of the UK's equivalence in the 28 areas and therefore will not take decisions
at this point in time. The assessments will continue. The Commission has taken note of the UK's
equivalence decisions announced in November, adopted in the UK's interest. Similarly, the EU will
consider equivalence when they are in the EU's interest.


 


DIGITAL TRADE, INTELLECTUAL PROPERTY, PUBLIC PROCUREMENT AND SMALL AND
MEDIUM-SIZED ENTERPRISES (SMES)


 


Does the Agreement cover digital trade?


The Agreement contains provisions aimed at facilitating digital trade, by addressing unjustified
barriers, and ensuring an open, secure and trustworthy online environment for businesses and







consumers, along with high standards of personal data protection. It notably prohibits data
localisation requirements, while preserving the EU's policy space regarding the protection of personal
data.


 


Will the Agreement ensure strong protection of EU intellectual property in the UK?


The draft Trade and Cooperation Agreement complements the existing international multilateral legal
framework with specific and more detailed standards on the respect of intellectual property rights.


In particular, these enhanced standards apply in respect of copyright (including the collective
management of rights, and rights such as the resale right for visual works, which are not covered by
international conventions and which are particularly important for international artists), but also to
trade marks, design rights, patents (supplementary protection certificates), the protection of trade
secrets and other undisclosed information, plant variety rights and the enforcement of intelletual
property rights (including border enforcement).


All EU geographical indications already registered in the EU by end December 2020 (the “stock”) will
be protected in the United Kingdom by virtue of the Withdrawal Agreement. No provisions pertaining
to the protection of geographical indications that the EU could register in the future could be agreed
with the UK.


 


Will EU firms be allowed to bid for UK public sector contracts?


The Agreement contains some of the most ambitious provisions on public procurement ever entered
into by the EU. It goes well beyond commitments under the WTO Government Procurement
Agreement (GPA), to which the UK is in the process of acceding.


EU companies will be able to participate on an equal footing with UK companies in bids for
procurement tenders covered by the agreement, and vice versa.


The Agreement further provides for non-discrimination of EU companies established in the UK (and
vice versa) for small-value procurement, i.e. below the threshold of the GPA (from EUR 139,000 to
EUR 438,000, depending on the contracting entity, and EUR 5,350,000 for construction services).


The Agreement also allows the use of its bilateral dispute settlement mechanisms for disputes that
might arise in regards to the procurement opportunities subject to the GPA.


 


What is foreseen to support small and medium sized enterprises?


The whole draft Agreement seeks to maintain favorable cross-border trade conditions for SMEs. In
addition, it includes specific provisions on facilitating SMEs' access to the framework created by the
future economic partnership, namely via online platforms and dedicated bilateral cooperation.


 


ENERGY


 


The EU's internal energy market ensures the security of supply of electricity, gas and oil. It also
enables the free flow of energy throughout the EU based on adequate infrastructure and without
technical or regulatory barriers.


Within this market, EU and UK energy markets were deeply interlinked, thanks to interconnectors
(electricity cables and gas pipelines) running between Great Britain and France, the Netherlands,
Belgium, Ireland and Northern Ireland. Today, the UK is a net importer of energy, with the EU
currently providing some 5-10% of its electricity supply and 12% of its gas needs.


 


What changes on 1 January 2021?


On 1 January 2021, the UK will leave the EU's internal energy market.


Energy trades over electricity interconnectors between the EU and Great Britain will then no longer
be managed through existing Single Market tools, such as market coupling, as they are reserved to
EU Member States.


Only Northern Ireland will maintain the Single Electricity Market with Ireland as provided by the







Withdrawal Agreement.


The UK will also no longer be part of the EU's joint action against climate change. It will no longer
benefit from the financial support EU Member States receive to develop and deploy low-carbon
technologies, or for adaption measures. It will leave the EU's Emissions Trading Scheme (EU ETS) –
the EU's flagship cap-and-trade tool for reducing greenhouse gas emissions – and will be excluded
from its effort-sharing arrangements which allow Member States to share the burden of meeting
decarbonisation targets.


Furthermore, the UK will leave the European Atomic Energy Community (Euratom), the Single
Market for trade in nuclear materials and technology, which ensures the security of atomic energy
supply and enables the pooling of knowledge, research, infrastructure and funding of nuclear energy.


 


What is covered by the Trade and Cooperation Agreement?


The EU and the UK have agreed to establish a new framework for their future cooperation in the
energy field, ensuring the efficiency of their cross-border trading. This framework is underpinned by
strong provisions in the Agreement aimed at creating a robust level playing field.


The Agreement also establishes an ambitious framework for cooperation in the fight against climate
change, as well as provisions for cooperation in the development of offshore energy, with a clear
focus on the North Sea.


A separate agreement between Euratom and the UK on the safe and peaceful uses of nuclear energy
provides for wide-ranging cooperation on nuclear safety and peaceful uses of nuclear energy,
underpinned by assurances that both sides will comply with international non-proliferation
obligations and will not lower their current level of nuclear safety standards.


 


Will energy trading be as efficient as before?


The EU has an interest in the continuation of cost-efficient, clean and secure supplies of energy that
are essential to the functioning of EU economies.


As of 1 January 2021, the UK will no longer participate in the internal energy market of the EU, and
will have to trade with the EU on third-country terms. Nevertheless, the Agreement foresees the
possibility to develop, over time, separate arrangements for trade over interconnectors, based on a
coupling model [multi-region loose volume coupling].


This model is different from and less efficient than the market coupling used within the EU. However,
within the constraints applicable to energy trade between the EU and a third country, the model
should still allow to maximise benefits for both the Union and the UK in the trade of electricity over
interconnectors.


The Agreement also includes:


provisions guaranteeing non-discriminatory access to energy transport infrastructure and a
predictable and efficient use of electricity and gas interconnectors. These should allow energy
providers to trade efficiently and competitively across the Channel;


a new framework for cooperation between EU and UK Transmission System Operators (TSOs)
and energy regulators (given that the UK will no longer participate, inter alia, in the European
Network of Transmission System Operators for Electricity and Gas);


provisions regulating subsidies to the energy sector to ensure they will not be used to distort
competition;


provisions committing the Parties to ensuring the security of supply, particularly relevant for
Ireland, which will remain isolated from the EU internal energy market until new
interconnections become operational.


 


What measures are foreseen to ensure a robust Level Playing Field in the energy sector?


On the one hand, the Agreement's horizontal level playing field provisions, including those on social
and environmental issues, will apply to the energy sector.


On the other, the Agreement also includes specific provisions aimed at creating a robust level playing
field in the energy sector.
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In particular, it contains principles and provisions to regulate subsidies to the energy sector, as well
as to promote renewable sources in a non-discriminatory manner.


It also includes a prohibition on export restrictions (including export monopolies and export licences)
and on dual pricing of energy goods.


In addition, it sets out provisions on authorisations for exploration and production, which are aimed
at ensuring the respect by both parties of important safety and environmental standards.


All these measures are aimed at encouraging open and fair energy trade and cross-border energy
investments and ensuring that a proper level playing field applies to the energy sector.


 


What did you agree with regard to offshore renewable energy?


The Agreement contains provisions for cooperation in the development of offshore energy, with a
clear focus on the North Sea. The EU and the UK will be able to continue to cooperate in this area,
building on the North Sea Energy Cooperation, a platform developed by the EU, a number of its
Member States and Norway to develop the use of renewables in this region. The scope of the
cooperation in the area of off-shore energy envisaged by the Agreement reflects the EU's Strategy on
Offshore Renewable Energy, as presented on 19 November 2020, in which the Commission proposes
to increase Europe's offshore wind capacity to at least 60 GW by 2030 and to 300 GW by 2050.


 


Will the UK still be bound by EU climate change targets and policies?


The UK will define its own climate change targets and policies.


However, the Agreement establishes an ambitious framework for cooperation in the fight against
climate change.


Under the Agreement, both sides agree that the fight against climate change, and in particular the
2015 Paris Agreement on climate, constitute an essential element of their partnership. Any violation
of this essential element by one Party gives the other Party the right to terminate or suspend all or
parts of the Agreement.  


The EU and the UK also reaffirm their ambition to achieve economy-wide climate neutrality by 2050.


A strong principle of non-regression, including on carbon pricing, is included in the Agreement,
ensuring that the current level of climate protection in the EU and in the UK will continue to be
upheld. This means that both sides have agreed to ensure that, at a minimum, the level of climate
protection in place at the end of the transition period shall be guaranteed also in the future.
Moreover, each Party also committed to seeking to increase its levels of protection over time.


Finally, under the aviation title, both sides also agreed not to prohibit the taxation of fuel supplied to
aircraft on a discriminatory basis, as this would go counter to ensuring a level playing field and
meeting climate-neutrality targets.


 


Will the UK continue to participate in the EU Emissions Trading System (ETS)?


The UK committed to implementing a system of carbon pricing as of 1 January 2021. The EU and UK
committed to ensure that their carbon-pricing systems cover greenhouse gas emissions from
electricity generation, heat generation, industry and aviation.


The UK will no longer participate in the EU's Emissions Trading System, but the Parties will give
serious consideration to linking their respective carbon pricing systems in a way that preserves the
integrity of these systems and provides for the possibility to increase their effectiveness, for instance
by adding further sectors, such as buildings. This would be subject to an agreement to be negotiated
separately in the future.


 


Separate Agreement: Safe and peaceful uses of nuclear energy


A separate agreement between Euratom and the UK provides for wide-ranging cooperation on safe
and peaceful uses of nuclear energy, underpinned by commitments by both sides to comply with
international non-proliferation obligations and uphold a high level of nuclear safety standards.


This Agreement enables:
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the supply and transfer of nuclear material, non-nuclear material, technology and equipment;


trade and commercial cooperation relating to the nuclear fuel cycle;


cooperation in the safe management of spent fuel and radioactive waste;


nuclear safety and radiation protection;


use of radioisotopes and radiation in agriculture, industry and medicine;


geological and geophysical exploration;


development, production, further processing and use of uranium resources.


The Agreement also allows for continued cooperation between the EU and the UK in the European
Community Urgent Radiological Information Exchange (ECURIE) or the European Radiological Data
Exchange Platform (EURDEP). This will make early notification and reliable radiological information
available to EU Member States and to the UK, in case of nuclear accidents. It will also allow rapid,
coordinated responses to radiological emergencies by sharing real-time data.


Finally, this Agreement enshrines a clear commitment by both parties not to reduce their current
standards of nuclear safety, as well as a joint commitment to cooperating internationally to ensure
the implementation, and promote the improvement of, international nuclear safety standards.


 


Why did you conclude a separate agreement on nuclear safety and not include the
provisions in the Trade and Cooperation Agreement?


The Euratom Community has negotiated separate agreements on the peaceful uses of nuclear energy
with a number of third countries based on the Euratom Treaty, and a well-established pattern in this
sense exists both in the Community and at international level.


Moreover, Euratom possesses specific competences linked to the substance of these type of
agreements, for which the specific and separate Euratom legal basis is necessary.


 


How will disputes be managed and what remedies are foreseen in case of non-compliance
in the context of the separate agreement on nuclear safety?


As per other agreements in the areas of nuclear safety and peaceful uses, disputes between the
Parties are to be addressed mostly via consultations, with the possibility to suspend or terminate the
agreement in case of non-compliance.


 


LEVEL PLAYING FIELD FOR OPEN AND FREE COMPETITION AND SUSTAINABLE
DEVELOPMENT


 


What is a level playing field and why is it so important?


Given their geographic proximity and economic interdependence, the EU and the UK agreed to robust
commitments to ensure a level playing field for open and fair competition and to contribute to
sustainable development.


The nature of these commitments reflects the scope and the depth of the wide-ranging and
ambitious economic partnership, including in particular the absence of tariffs and quotas for trade in
all goods, comprehensive market access commitments and rules on services and investment, as well
as very high level of openess for governement procurement. The agreement also foresees
unprecedented cooperation on energy and dedicated titles on aviation and road transport, all of
which require appropriate level playing field guarantees.


These commitments will prevent distortions to trade and investment, today and tomorrow, and will
contribute to sustainable development.


More specifically, these provisions mean that:


The current high standards applicable in the areas of labour and social standards, environment,
and climate can not be lowered in a manner affecting trade or investment between the Parties.


Robust and comprehensive rules will prevent distortions created by subsidies, anti-competitive
practices, or dicriminatory and abusive behaviour by state-owned enterprises.


Specific standards and rules and the joint political declaration in the area of taxation will







contribute towards tax transparency, and will counter tax avoidance and harmful tax regimes
and practices.


A wide-ranging set of commitments building on the EU's most ambitious precedents will
ensure that trade supports sustainable development, including through cooperation at the
international level.


 


What happens if one side unilaterally distorts the level playing field?


The EU and the UK agreed to effective tools and mechanisms for the enforcement of their level
playing field commitments, namely:


Effective implementation domestically, including the control of subsidies by domestic
authorities and courts, and a role for an independent authority or body, and appropriate
administrative and judicial proceedings in the areas related to labour and social standards,
environment and climate;


Appropriate and effective governance and dispute settlement mechanisms for solving
disputes between the EU and the UK over the application of the Agreement, including through
the horizontal dispute settlement mechanism or tailored panel of experts;


Unilateral remedial measures to react quickly where a subsidy creates a significant negative
effect on trade or investment between the EU and the UK.


Furthermore, the Agreement provides for the possibility to apply unilateral rebalancing measures
in the case of significant divergences in the areas of labour and social, environment or climate
protection, or of subsidy control, where such divergences materially impact trade or investment
between the Parties. This might be relevant, for example in a situation where one Party would
significantly increase its levels of protection related to labour or social standards, the environment or
climate above the levels of the other Party. This may entail an increase in the costs of production and
hence a competitive disadvantage. Another example would be a situation where one Party would
have a system of subsidy control that would systemically fail to prevent the adoption of trade
distorting subsidies, which would provide a competitive advantage for that Party.


In such cases, a Party would be able to adopt measures to rebalance the competitive advantage of
the other Party.


By addressing the possibility of regulatory divergence at any point in time, this mechanism allows for
the future-proofing of level playing field provisions to maintain open and fair competition over time.


Each Party could also, at regular intervals and if rebalancing measures have been taken frequently or
for more than 12 months, seek a review of the trade and other economic parts of the Agreeent to
ensure an appropriate balance between the commitments in the Agreement on a durable basis. In
this case, the Parties could negotiate and amend relevant parts of the Agreement. Any trade or
economic part of the Agreement, including aviation, that would remain in place or be renegotiated
would retain appropriate level playing field commitments.


 


What exactly was agreed with regards to subsidies?


The EU and the UK agreed on two elements, which ensure that neither Party uses trade-distorting
subsidies, and in this way seek to prevent diversion of investment and jobs losses:


1. Substantive rules


1.1 General principles


Subsidies must respect a defined set of binding principles in order to be granted. These principles
include


a contribution to a well-defined objective of public interest (for example the green transition);


the need for state intervention to remedy a market failure (for example ensuring school bus
services to remote villages);


appropriateness or incentive effect of the subsidy (there is no other measure available that
would lead to the same effect);


the proportionality of the subsidy, taking into account its negative effects on trade between the
EU and UK.







1.2 Specific principles


These general principles are complemented by specific binding principles applicable to key sectors
(e.g. air transport, energy, financial services) or types of aid (e.g. rescue and restructuring of ailing
companies, unlimited guarantees, export subsidies, services of public economic interest, large cross-
border projects).


The EU and UK have also agreed to make reference in a Joint Declaration to non-binding principles on
other specific subsidies relating to research and development,  the development of disadvantaged
areas (the so-called regional subsidies) and subsidies to the transport sector (airports, ports, road
transport). These principles would guide the two Parties in the implementation and development of
their rules on subsidies.


1.3 Transparency


The EU and UK will publish information on an official website or a public database within 6 months of
the granting of the subsidy and within 1 year for subsidies in the form of tax measures. In the UK,
interested parties, such as competitors, that are considering applying for a review by a court of a
subsidy decision, will also have the possibility to request further information to allow them to assess
the application of the principles by the granting authority and decide whether to challenge such
subsidy in court.


2. Enforcement tools


2.1 Guarantees of robust domestic enforcement


The agreement contains guarantees for domestic enforcement. These will ensure that the respect of
the general principles can be challenged by competitors and verified by courts in either the EU or the
UK. The courts will be empowered to order beneficiaries to pay back the subsidy if the courts found,
for instance, that the assessment principles were not correctly applied to that subsidy.


2.2 Effective dispute settlement


The EU and the UK can each submit a conflict regarding the application of relevant provisions on
subsidy control to the horizontal dispute settlement mechanism.


Non-compliance by one Party with the arbitral ruling may lead to sanctions authorised by the
arbitration tribunal, such as the suspension of commitments (leading for example to the introduction
of tariffs or quotas on goods or of other market access barriers).


2.3 Unilateral remedial measures:


Each Party has the right to take unilateral remedial measures (for example reintroduction of tariffs or
quotas on certain products) in case the other Party grants a subsidy in a way that leads to significant
negative effects on trade or investment between the Parties.


 


How will you ensure that taxation isn't used as a means to distort competition?


The Parties agreed on a good governance clause and commitments to uphold the taxation standards
on exchange of tax information, anti-tax avoidance, and public tax transparency.


These provisions are based on international standards, including OECD standards, related to the
exchange of tax information; rules on interest limitation, controlled foreign companies and hybrid
mismatches, as well as on the Party's domestic standards related to public country-by-country
reporting.


In addition to that, the EU and the UK set out, in a separate joint-declaration, specific principles on
the countering of harmful tax regimes and affirmed jointly their commitment to apply these
principles. They also agreed to hold an annual dialogue on their application of these principles.


 


How will you ensure that the EU's high social and labour, as well as  environmental and
climate levels of protection will be upheld?


Citizens in the EU and in the UK benefit from some of the highest labour and social standards and
environmental and climate committments in the world.


The respect of these standards and rules can come with costs for businesses, but since they are
followed by the economic actors in the EU's Single Market, there is no risk of distorted competition.







Since the UK, as a neighbouring third country, gains access to the EU's market without tariffs or
quotas, the Parties have agreed to continue upholding the current high levels of protection to avoid
unfair competitive advantages from the lowering of their levels of protection.


To that extent, a binding and enforceable commitment of non-regression was included in the
chapters dedicated to labour and social standards as well as environment and climate, ensuring that
the current levels of protection in the EU and in the UK will continue to be upheld. Each Party also
committed to seek to increase over time its levels of protection in these areas.


 


In which areas will levels of protection be protected?


The EU and the UK agreed to uphold levels of protection in the areas reated to labour and social
standards, and environment and climate.


Labour and social levels of protection cover the following areas:


fundamental rights at work;


occupational health and safety standards;


fair working conditions and employment standards;


information and consultation rights at company level; or


restructuring of undertakings.


Environmental levels of protection include the following areas:


industrial emissions;


air emissions and air quality;


nature and biodiversity conservation;


waste management;


the protection and preservation of the aquatic environment;


the protection and preservation of the marine environment;


the prevention, reduction and elimination of risks to human health or the environment arising
from the production, use, release or disposal of chemical substances; or


the management of impacts on the environment from agricultural or food production, notably
through the use of antibiotics and decontaminants.


The climate level of protection applies to:


emissions and removals of greenhouse gases covering EU's and the UK's respective 2030
economy-wide targets including their systems of carbon pricing; and


the phasing-out of ozone depleting substances.


 


What does the Agreement foresee with respect to the environment?


As befits a trade agreement between two Parties with ambitious environmental policies, the
Agreement contains several guarantees in terms of environmental protection, over and above the
non-regression provisions applying to environment, climate and labour and social protection. These
include:


A recognition of the shared biosphere;


Coverage of future targets that are now in the laws of the parties – the 2030 waste recycling
targets, the 2027 water targets and the 2030 air pollution ceilings;


Full inclusion of the key environment principles, including precautionary principle, polluter
pays, and integration principle;


Full inclusion of the principles of the Aarhus Convention with modernised text, including access
to justice, access to information and public participation;


Effective co-operation mechanism foreseen between the supervisory body or bodies in the UK
in terms of protection of the environment, and the Commission;


The recognition of the relevance of procedures for evaluating the likely impact of a proposed
activity on the environment, such as an environmental impact assessment or a strategic
environmental assessment.







 


Does the Agreement cover health and product sanitary quality in the agricultural and food
sector?


The broad scope of the commitment on the environment clearly refers to agricultural and food
production. In addition, it specifies two of the most important areas for the level playing field with
regards to agriculture and food production, namely the use of antibiotics and decontaminants.


 


Why is there no commitment to an independent body to enforce non-regression in the field
of environment?


The Agreement provides for cooperation between the Commission and the relevant UK bodies in
preserving a level playing field in the field of environment. We note that the UK intends, as part of its
domestic law, to put in place an independent body or bodies that will seek to preserve non-
regression, for instance the office of environmental protection and similar devolved bodies.


 


What was agreed with regards to climate change?


The Agreement establishes an ambitious framework for cooperation in the fight against climate
change.


Under the Agreement, both sides agreed that the fight against climate change and in particular the
2015 Paris Agreement on climate constitutes an essential element of their partnership. Any violation
of this essential element by one Party gives the other Party the right to terminate or suspend all or
parts of the Agreement. The fight against climate change is for the first time on par with other
essential elements namely democracy, human rights and the rule of law and non-proliferation of
weapons of mass destruction.


The EU and the UK also reaffirm their ambition of achieving economy-wide climate neutrality by
2050.


A principle of non-regression, including carbon pricing, is included in the Agreement, ensuring that
the current level of climate protection in the EU and in the UK will continue to be upheld. This means
that both sides have agreed to ensure that, at minimum, the level of climate protection in place at
the end of the transition period shall be guaranteed also in the future. Moreover, each Party also
committed to seek to increase its levels of protection over time.


Both sides have also agreed in the aviation title not to exempt aircraft fuel from taxation.


 


What about carbon pricing?


The UK also committed to implement a system of carbon pricing as of 1 January 2021. The EU and
UK committed to ensure that their carbon pricing systems cover greenhouse gas emissions from
electricity generation, heat generation, industry and aviation.


 


Will the UK continue to participate in the EU Emissions Trading System (ETS)?


The UK will no longer participate in the EU's Emissions Trading System, but the Parties will give
serious consideration to linking their respective carbon pricing systems in a way that preserves the
integrity of these systems and provides for the possibility to increase their effectiveness. This would
be subject to an agreement to be negotiated separately in the future.


 


Why is there no separate chapter on the fight against climate change?


Climate change represents an existential threat to humanity and both parties have strong
commitments to strengthening the global response to this threat.


These objectives are included in the chapter on environment and climate with dedicated
commitments on climate change and carbon pricing.


 


How does the Agreement contribute to trade and sustainable development?







The EU and the UK recognised in the Agreement that their bilateral trade and investment must take
place in a manner conducive to sustainable development.


To that end, the EU and the UK agreed to promote the implementation of the United Nations 2030
Agenda and the United Nations' Sustainable Development Goals, and to adhere to the
implementation of relevant internationally agreed principles, rules and agreements, such as:


Conventions of the International Labour Organisation (ILO) and the European Social Charter of
the Council of Europe ratified by the EU and the UK;


Multilateral environmental agreements, including climate change mitigation-related
multilateral initiatives, such as the


United Nations Framework Conventions on Climate Change, and the Paris Agreement of 2015;


Combating illegal wildlife trade, illegal logging and illegal, unreported and unregulated (IUU)
fishing and related trade.


In addition to that, the EU and the UK agreed to promote trade and investment in green goods, to
cooperate bilaterally and at the international level on the sustainability agenda and to encourage
responsible business practices.


 


Does the EU have level playing field provisions in any other of its FTAs?


Each Free Trade Agreement (FTA) is different as it takes into account the particular circumstances of
the EU's exchanges with the third country in question.


The Agreement with the UK is unique as it is an agreement with a former Member State. The UK
currently shares the same high standards as the EU in many regulatory areas. Moreover, the two
Parties start from a unique level and intensity of trade and investment resulting from their economic
integration, and a high level of interconnectedness and geographic proximity. Once the Agreement
enters into force, the UK will become the EU's largest FTA partner in Europe and the world.


Furthermore, the Agreement provides for a high level of market access, including an unprecedented
 zero tariff, zero quota economic partnership across all goods. That kind of access to the EU Single
Market requires clear and credible rules to guarantee fair and open competition, including an
effective dispute resolution mechanism and unilateral measures. Open and fair competition will be
beneficial for EU and UK consumers and businesses.


 


TRANSPORT


 


Transport is an essential driver of economic benefits in EU-UK relations. Each year, some 210 million
passengers and 230 million tonnes of cargo are transported between the EU and the UK, by air, sea,
road and rail.


 


What changes on 1 January 2021?


While the UK was an EU Member State and participated in the EU Single Market and Customs Union,
transport service operators could operate freely between and within the Single Market, on the basis
of a single licence or authorisation, and without being unduly hindered by border checks and
controls. 


As of 1 January 2021, the UK will no longer be a part of the EU Single Market and Customs Union, or
in the Union's VAT and excise duty area. It will therefore no longer benefit from the principle of free
movement of goods and people. This was the UK's choice.


Since the UK will no longer be part of the Single Market, all transport businesses conducting
operations between the EU and the United Kingdom will have to ensure compliance with EU and UK
certification requirements respectively.


The UK will also no longer be a member of the European Union Aviation Safety Agency (EASA), and
will have to build up its own capacity for aviation safety purposes.


Finally, transport operators will also be affected by changes in the formalities required when crossing
the UK-EU border. 


 







What is covered by the draft Trade and Cooperation Agreement?


The Agreement covers the terms and conditions according to which EU and UK air transport
operators, road haulage and passenger bus operators, as well as maritime transport operators will be
able to perform services between the EU and the UK as of 1 January 2021. It also specifies the terms
and conditions for EU-UK cooperation in the area of aviation safety.


Importantly, the Agreement also includes provisions to ensure that competition between EU and UK
operators takes place on a level playing field, ensuring high levels of transport safety, workers' and
passenger rights, and environmental protection.


 


AVIATION


 


Will air carriers still have the same rights to operate between and within the EU and the
UK?


As of 1 January 2021, the UK will no longer participate in the fully liberalised EU aviation market and
UK airlines will no longer be considered as EU carriers.


As a result, UK airlines can no longer enjoy the same level of traffic rights across EU airspace.


To ensure connectivity between EU and UK airports for passengers, goods and mail, the Agreement
sets out new terms and conditions for market access, as well as arrangements for cooperation in the
areas of aviation safety, security and air traffic management.


UK carriers will be able to fly across the territory of the EU without landing; make technical stops in
the territory of the EU for non-traffic purposes; and carry passengers and/or cargo on any routes
between a given point in the UK and a point in the EU (so-called 3rd and 4th freedoms).


UK carriers will, however, no longer be able to transport passengers or cargo between two points in
the EU, nor perform onwards carriage services between the UK and two other Member States (e.g.
Manchester-Munich-Warsaw). Nor will they be allowed to carry passengers onwards between the UK,
a Member State and a third country (so-called ‘5th freedom', e.g. London-Amsterdam-Bangkok).


The Agreement does nonetheless allow Member States and the United Kingdom to bilaterally
exchange such 5th freedom rights for extra-EU all-cargo operations only (e.g. Paris-London-New
York).


 


What conditions will air carriers need to fulfill in order to benefit from the Agreement?


UK air carriers wishing to fly under this Agreement will have to comply with certain conditions, such
as holding a valid licence from the UK's competent authorities, having their principal place of
business in the UK and being majority UK-owned and controlled. UK carriers that are majority UK-
/EEA- and/or Swiss-owned and controlled at the end of the transition period may also continue to
operate.


EU carriers will have to respect similar conditions on licences and principal place of business and
continue to comply with EU requirements on EU/EEA/Switzerland majority ownership and control.


 


Will UK aviation safety certificates still be valid?


As of 1 January 2021, the UK will no longer apply the EU's regulatory framework for aviation safety,
and no longer participate in the European Union Aviation Safety Agency (EASA).


The Agreement defines new arrangements for the recognition of future design and environmental
certificates, as well as for production organisation oversight, to ease the use of parts produced in the
other's territory.


While this does not remove duplications and additional administrative burdens, it will facilitate the
trade in aeronautical products.


The Agreement also ensures that existing design certificates issued under EU rules before 1 January
2021 remain valid, so that products and designs covered by them can continue to be used.


 







What about UK organisations, pilots, mechanics, examiners, instructors etc…?


Many holders of UK certificates, including pilots, mechanics, examiners, instructors, etc. who wish to
continue their activities in the EU were able to obtain a certificate from an EU Member State before
the end of the transition period. Furthermore, UK organisations currently certified by the UK
competent authorities and who wish to continue activities in the EU have been able to apply to EASA
for a certificate to operate as a third country organisation.


Thousands of applications have been filed with EU Member States for the transfer of pilot licences, for
example, and with EASA for certificates allowing UK companies in fields such as aircraft maintenance
or pilot training to operate as third country organisations under EASA oversight and EU rules.


For more details, stakeholders should consult the relevant Commission ‘readiness notices'[5], or refer
to the EASA website for technical issues[6]. 


 


Does the Agreement contain specific provisions to ensure fair competition between air
carriers?


The Agreement will guarantee that airlines on both sides compete on an equal footing. Not only will
the agreement's horizontal level playing field provisions, including those on social and environmental
issues, apply to aviation. But the Agreement also includes specific provisions on business issues such
as ground handling and slots (non-discrimination and effective access), alongside provisions for the
protection of passenger rights.


Furthermore, the Agreement ensures that neither Party can prohibit the taxation of fuel supplied to
aircraft on a discriminatory basis, as this would go counter to ensuring a level playing field and
meeting climate-neutrality targets.


 


Will EU passenger rights still be protected in the same way?


As of 1 January 2021, the level of protection of passengers travelling between the EU and the United
Kingdom will be affected, as the UK will be a third country.


This means that EU air passenger rights will continue to apply to flights operated from the UK to the
EU by an EU airline, or to flights operated from the EU to the UK, whether operated by an EU or a UK
airline. They will not however apply to UK-operated flights from the UK to the EU.


Nonetheless, the Agreement provides that both Parties will guarantee that effective measures are put
in place to protect access to information for passengers, passengers with disabilities and reduced
mobility, reimbursement and compensation, and the efficient handling of complaints.


 


ROAD TRANSPORT


 


Will road hauliers still have the same rights to operate between and within the EU and the
UK?


As of 1 January 2021, UK companies will no longer hold an EU licence or be able to perform transport
services within the Union as part of the Single Market.


The draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement provides for quota-free point-to-point access for
operators transporting goods by road between the EU and the UK. This means UK lorries would be
able to reach the EU and return from the EU, including when not loaded. The same rights are
conferred to EU hauliers travelling from any point in the EU to the UK, and back from the UK to
anywhere in the EU.


Without the Agreement, only a very small number of operators holding licences from the European
Conference of Ministers of Transport (ECMT) would have been able to conduct such journeys.


UK and EU trucks will also be able to perform up to two additional operations in the other party's
territory, once they have crossed the border.


This will allow EU hauliers that carry a load to the UK to perform two cabotage operations in the UK,
thus limiting the risk of having to travel back to the EU without a load. 


For UK hauliers, these additional operations can be composed of two cross-trade operations (i.e.
transport operations between two Member States) or one cross-trade and one “cabotage” operation







(i.e. a transport operation within two points of a single Member State). Special provisions are made
in the case of Ireland, as Northern Irish hauliers will be able to perform two cabotage operations in
Ireland.


The Agreement also provides for full transit rights across each other's territories (to reach third
countries or other parts of their own territory).


 


Does the draft Trade and Cooperation Agreement contain specific provisions on road safety
and fair competition between hauliers?


Yes. All operators, drivers and vehicles involved in cross-border journeys will be bound by common
high standards set out in the agreement, which are specific to the road haulage sector. These include
in particular the working conditions of drivers, their level of qualification, technical requirements for
vehicles, and minimum conditions for operators to obtain a licence. Such conditions are essential to
ensure fair competition, good working conditions for drivers and a high level of road safety. In
addition, the fair competition and social provisions that apply to the entire agreement will also apply
to the road haulage sector.


 


Are there any special provisions to ensure the transport of goods by road between Ireland
and the rest of the EU can continue?


The Agreement allows for full transit rights. This means EU operators can cross Great Britain to reach
the EU, or other third countries, from Ireland (the so called “land bridge”). Similarly, UK operators
can transit through EU territory to reach other parts of the UK (e.g. Northern Ireland) or third
countries. These provisions will allow the continuation of logistics links between Ireland and the rest
of the EU via the UK. Irish businesses will be able to continue to use these trade routes, unless they
decide to use direct routes to the rest of the EU by sea or air. Operators based in Ireland and in
Northern Ireland will also be able to perform two cabotage operations in the other's territory.


 


Will bus services operate as before between the EU and the UK?


The draft EU-UK Agreement will allow regular international bus services to continue to link the EU
and UK. Its provisions reflect those of the Protocol of the multilateral Interbus Agreement on regular
and special regular services, which is expected to come into force in 2021. When the Protocol comes
into force, the equivalent provisions in the Agreement will no longer apply. 


Occasional international services will be covered by the multilateral Interbus agreement of 2002,
which covers the EU and currently seven non-EU countries. The UK will accede to that agreement on
1 January 2021.


The Agreement includes special provisions applicable to the island of Ireland, where regular and
occasional bus services that connect Ireland and Northern Ireland will be able to continue their
services in the same way as before.


 


OTHER TRANSPORT TOPICS


 


What does the draft agreement say on rail services via the Channel Tunnel?


The Trade and Cooperation Agreement does not include particular provisions on rail services.


Cross-border rail services will be able to continue after 1 January 2021, provided that railway
undertakings from the EU and the United Kingdom hold licences valid under EU law for those
sections of the service operated within the EU. Undertakings must also comply with the legal
requirements applicable in the European Union, e.g. with regard to safety certificates, rolling stock
authorisations and personnel (train drivers') licences;[7] they will need to hold valid UK licences and
comply with UK requirements for operations in the UK.


 


What does the draft Trade and Cooperation Agreement say on maritime transport services?


The provisions on international maritime services are in line with other EU Free Trade Agreements
and would guarantee open and reciprocal access to the other's international maritime transport







markets (e.g. access to ports, access to port services such as pilotage, containers repositioning etc.).
National maritime cabotage operations will however be excluded.


 


SOCIAL SECURITY COORDINATION AND VISAS FOR SHORT-TERM VISITS


 


What changes on 1 January 2021?


By leaving the EU, the UK has chosen to put an end to the free movement of persons between the EU
and the UK as of 1 January 2021.


All movements after 1 January 2021 will be subject to the EU's and UK's existing immigration
legislation applicable to all third country nationals.


Those who were or had been already in a cross-border situation between the EU and the UK before 1
January 2021 are covered under the Withdrawal Agreement, which allows for their continued right to
remain, ensures non-discrimination and protects their social security rights.


 


What is covered by the draft Trade and Cooperation Agreement?


The UK refused to include a chapter on mobility in the Agreement, or any provision aimed at
facilitating short-term visits or long-term stays. The only exception relates to the temporary
movement of natural persons for business purposes, or mode 4, as defined in the chapter on Trade in
Services of this document). As a result, the Agreement does not cover the right to enter (with or
without visa), work, reside or stay of EU citizens in the UK or of UK nationals in the EU.


The Agreement nevertheless contains a number of social security coordination measures aimed at
protecting the entitlements of EU citizens temporarily staying in, moving to or working in the UK and
of UK nationals temporarily staying in, moving to or working in the EU after 1 January 2021.


 


Does this mean that visas will be necessary for all travel between the EU and the UK?


No. The EU had already taken the decision to allow UK nationals short-term visa-free visits of up to
90 days within any 180-day period, as of 1 January 2021. The UK has also decided to allow visa-free
short-term visits for EU citizens.


The EU decision is conditional on the UK continuing to provide for equal visa-free travel for short-
term visits for EU citizens of all EU Member States, without discrimination between EU nationals.


Should the UK introduce a visa requirement for nationals of at least one Member State, the EU's
reciprocity mechanism (Article 7 of Regulation (EU) 2018/1806) will be applied without delay,
meaning that a series of gradually increasing measures are taken, which could lead to suspending
the visa-free status of the UK, in case the UK, after consultations does not drop the visa requirement.


 


Can the UK discriminate between EU citizens in the context of short-term travel or social
security?


Whilst the EU and the UK are free to determine their respective visa policies, the UK must treat all
nationals of EU Member States equally; it cannot decide to grant a visa waiver for short-term travel
to citizens of certain Member States, whilst excluding others.


This principle of non-discrimination between EU citizens is also applicable in other areas of the
agreement which are directly relevant to citizens, such as in relation to temporary stays for business
purposes, Social Security Coordination, or participation in Union Programmes.


 


What about long-term stays?


UK nationals intending to stay in an EU Member State for periods exceeding 90 days for any purpose
(e.g. work, research, study, training) will be able to do so under the conditions for entry and stay for
third country nationals set under EU law and the national laws of the Member States.


EU citizens intending to move to the UK will need to comply with the applicable immigration
conditions set by the UK government.



https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/eu-uk-withdrawal-agreement_en





 


Who is covered by provisions on social security coordination?


The Agreement covers EU citizens, UK and third-country nationals, stateless persons and refugees, in
a cross-border situation as of 1 January 2021, legally residing in the EU or the UK, and whose
situation is not confined to a single country from a social security perspective. It also covers their
family members and survivors.


 


What exactly will be covered under the coordination of social security systems?


The Agreement ensures that social security benefits are coordinated. It also ensures that only one
set of rules applies to a person at any given time. This will avoid the risk that such a person would
pay double social security contributions or that no legislation applies to them at a given moment and
are therefore left without social security protection.


The draft Agreement provides wide protection to EU and UK citizens. The majority of social security
benefits will be coordinated and protected between the EU and the UK, so that citizens preserve their
rights if, for example:


they are or will be in a cross-border situation and work or will work in more than one country,
one of them being the UK as from 1 January 2021;


they reside in one Party and work in another;


they move residence to the other Party; or


they travel between the EU and the UK for a temporary stay.


More specifically, such a person will not lose their right to old-age and survivors' pensions, death
grants, pre-retirement benefits, or maternity/paternity benefits related to the birth of a child in the
other Party.


Accidents at work will also be coordinated so that a person working outside the State of insurance
may be treated in the State of work where the accident happened. If they move to the other Party,
they may continue to receive their cash benefits there as well.


 


What won't be covered?


The Agreement foresees equal treatment of EU citizens with UK nationals and vice versa for the
purpose of social security contributions and benefits.


However, there are some exceptions. For example, certain benefits are not included in the
Agreement and that means that access to such benefits will be left for domestic legislation which
may then choose to treat the concerned persons differently.


Such benefits include family benefits, long-term care, special non-contributory benefits or assisted
conception services.


 


What happens to periods worked both in the EU and in the UK when it comes to people's
benefits?


A person will not lose the periods worked in the EU and in the UK, which will be taken into
consideration when their benefits will be determined and calculated (e.g. unemployment benefits,
old-age and survivors' pensions).


Periods worked in the UK and the EU will also be taken into account when determining a person's
entitlement to invalidity benefits.


 


What provisions are there for healthcare?


Healthcare is included in the scope of the Agreement and the current arrangements will, in principle,
continue to apply.


For example, an EU citizen on a temporary stay in the UK (a tourist, student, or business person) will
continue to benefit from necessary (such as emergency) healthcare based on the European
Healthcare Insurance Card.







However, for longer stays, domestic immigration legislation may provide for additional requirements.
In particular, the UK imposes on third-country nationals for the time being a healthcare surcharge as
a condition for issuing an entry visa for stays longer than 6 months. This surcharge will have to be
paid by EU citizens as well, but will be reimbursed for students and persons who remain insured in
their Member State (Portable Document S1 holders as explained below).


Pensioners will continue to benefit from healthcare in their State of residence on behalf of the State
paying their pension if they move to the UK or the EU. The same goes for frontier workers, working in
one Party and residing in another. While additional requirements may apply under domestic
immigration legislation, the Agreement secures that the country of insurance reimburses the country
of residence, so that ultimately the same arrangements apply as now.


 


What about posted workers?


The posting of workers is part of the free movement of services within the EU, subject to conditions.
The Agreement does not include rules for the posting of UK workers in the EU, or vice-versa. This
means that, for example, a worker sent by the UK to the EU to work will have to pay social security
contributions in the EU Member State and will be subject to the legislation of that country.


It was however agreed that in this area, and as a transitional provision, Member States may request,
upon notification to the Commission, to continue the posting system as it exists now for a period of
up to 15 years. Member States can terminate the posting system earlier.


During this period of time, posted workers will then pay their social security contributions in the
Party that sent them (i.e. the UK in the example provided).


 


FISHERIES


 


The economic value of fisheries in UK waters for EU vessels represents 637m EUR[8].


This represents on average 12% of Member States' overall total catches in value – although this
varies significantly among Member States, ranging from less than 1% for Spain to 33% for Denmark,
38% for Ireland and 43% for Belgium.


Conversely, the UK catches €110 million in value of landings in the EU27's exclusive economic zone
(10% of its total catches), although access to EU waters in the Channel is of significant importance
to certain fishing communities in the UK.


Furthermore, a large share (more than 2/3) of UK fisheries production is exported to the EU market,
while most locally consumed products in the UK are supplied by non-EU trade partners (Iceland,
Norway) or by processing plants in the EU (Germany, Poland).


 


What are the consequences of the UK leaving the EU?


The UK will leave the Common Fisheries Policy on 1 January 2021 – the EU's joint legal framework
providing for equal access to EU waters for Member States, as well as stable arrangements for quota-
sharing and the sustainable management of resources.


By leaving the Common Fisheries Policy, the UK becomes an independent coastal state. This changes
the setting for fisheries management in the North-East Atlantic Ocean and in the North Sea. The EU
and UK will become responsible, under international law, for jointly managing approximately 100
shared fish stocks. This is an unprecedented challenge in terms of international cooperation in
fisheries management.


UK waters (i.e. the territorial sea up to 12 nautical miles and adjacent exclusive economic zone up to
200 nautical miles) will no longer be part of EU waters. In the absence of any provisions to the
contrary, access to each other's waters would no longer be guaranteed.


 


What does the draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement cover?


The Agreement sets out new arrangements for the joint and sustainable management of some
hundred shared fish stocks in EU and UK waters, in full respect of each parties' rights and obligations
as independent coastal States, and based on best available scientific advice.







It sets out new provisions on reciprocal access to waters in the Exclusive Economic Zone and in the
6-12 mile nautical zone, as well as on new stable arrangements for sharing quotas.


 


Will EU fishing communities still have the same level of access to UK waters?


Under the Agreement there will be a gradual phasing in of any changes of quota shares and
provisions on access to waters. After a period of stability of 5,5 years, during which the current rules
will remain in place regarding reciprocal access, the agreement provides for annual consultations to
establish the level and conditions of reciprocal access to each Party's Exclusive Economic Zones and
territorial waters.


There will be gradual changes to the quota shares for total allowable catches (TACs) of the shared
stocks that also include stocks managed trilaterally (e.g. with Norway) or in multilateral settings.
These changes will take into account the need to guarantee a sustainable management of marine
resources, and to preserve the activities and livelihoods of fishing communities reliant on those
waters and resources.


 


Will they still have access to the same levels of quotas?


The Agreement provides for a gradual change of quota-sharing arrangements. The agreed reduction
of EU quota shares takes account of the need to ensure an equitable burden-sharing among Member
States affected and the need to preserve the livelihoods of fishing communities reliant on those
waters and resources


The agreed quota shares are set out in the annexes of the Agreement, thereby providing for long-
term clarity.


 


Why do the parties need annual consultations?


The EU and the UK will hold annual consultations to jointly determine the total allowable catch (TAC)
for each stock – i.e. the maximum quantities of a stock (or stocks) of a particular description that
may be caught over a given period. This shall be done taking into account scientific advice on
conservation needs, as well as relevant socio-economic factors. These ‘TACs' will then be allocated to
each party in accordance with the quota shares set out in the agreement. However, if the parties fail
to agree on a TAC, a provisional TAC will be defined corresponding to the level advised by the
International Council for the Exploration of the Sea (ICES) until an agreement is reached.


Access to each other's waters will be granted to make use of the available fishing opportunities. After
an adjustment period, when current full access remains in place, levels and conditions of reciprocal
access to waters will be decided in annual consultations.


 


What happens if one party decides to withhold or withdraw access?


After the adjustment period, if one party withdraws access to the other party due to a lack of
agreement on total allowable catches, the other party may apply compensatory measures, including
the suspension of tariff concessions for fisheries products or the suspension of access, in part or in
whole, to its waters. Such compensatory measures shall be proportionate to the economic and
societal difficulties caused by the withdrawal of access.


A party can also take measures, for example, to suspend parts of the Agreement, under the general
safeguard clause of the Agreement, in case the closure of waters creates serious or social difficulties
for fisheries activities and the communities that depend on them.


 


Does the Agreement extend to the UK's Crown Dependencies (Jersey, Guernsey, Isle of
Man)


The Crown Dependencies are not part of the UK, but represented internationally by the UK. They are
subject to specific rules in the Agreement, safeguarding the rights of vessels that are currently
fishing in these waters.


 


SECURITY, LAW ENFORCMENT AND JUDICIAL COOPERATION IN CRIMINAL MATTERS







 


Ensuring the safety and security of both the EU's and UK's citizens against common and evolving
threats such as cross-border crime, cybercrime and terrorism remains a shared priority of the EU and
the UK.


This requires effective and swift cooperation, data sharing and analysis.


At the same time, close and comprehensive police and judicial cooperation with any third country
must be accompanied by solid and lasting guarantees for the protection of human rights and
fundamental freedoms of individuals, including data protection.


All relevant provisions take into account the status of the United Kingdom as a third country outside
of the Schengen area.


 


What changes on 1 January 2021?


Over the years, the EU has built up a comprehensive legal framework for swift and structured cross-
border cooperation between EU Member States in order to close down the space in which criminals
and terrorists operate and to ensure speedy and effective investigations and prosecutions.


The UK's choice to leave the EU and be a third country outside of the Schengen cooperation zone
effectively means that it also leaves the EU's area of freedom, security and justice. Therefore, this
legal framework will cease to apply to the UK as of 1 January 2021.


Without an Agreement, cooperation between the EU and the UK would have relied on international
cooperation mechanisms only (such as Interpol and the relevant Council of Europe Conventions). The
UK would not have been able to benefit from a cooperation framework with EU law enforcement
agencies such as Europol and Eurojust.


 


What does the draft Trade and Cooperation Agreement cover?


The Agreement covers cooperation on law enforcement and criminal justice.


In particular, the EU and the UK have agreed to establish a new framework for law enforcement and
judicial cooperation in criminal matters, allowing for strong cooperation between national police and
judicial authorities, including ambitious extradition arrangements, and the swift exchange of vital
data.


 


Why did the EU ask the UK to sign up to safeguards for fundamental rights and individual
freedoms in the context of police and judicial cooperation? What was agreed?


The Agreement provides for close relations between the EU and the UK on law enforcement and
judicial cooperation in criminal matters. It would cover, amongst other things, ambitious extradition
arrangements and the exchange of sensitive information that may impact human lives or rights (e.g.
by leading to deprivation of liberty). Such relations require a high degree of confidence that the
human rights concerned will be upheld and a common understanding on how we protect those
rights.


To this end, the Agreement commits the EU, its Member States and the United Kingdom to continue
to respect democracy and the rule of law, and protect and give domestic effect to fundamental rights
such as those set out in the European Convention on Human Rights (ECHR), which is the reference
text on fundamental rights in 47 countries in the European continent and beyond.


 


Will my data still be protected under the agreement?


The Agreement also includes a commitment by the EU and UK to uphold high levels of data
protection standards. In principle, where personal data are transferred, the transferring Party shall
respect its rules on international transfers of personal data.


For law enforcement and judicial cooperation, high levels of data protection standards are essential.
These are to be ascertained by adequacy decisions taken unilaterally by each side. On the EU side,
this means decisions attesting that UK standards are essentially equivalent to the EU standards set
out in the EU's General Data Protection Regulation (GDPR) and Law Enforcement Directive, and that
they respect specific additional data protection standards stemming from opinions of the EU Court of







Justice.


The European Commission has been intensively working on its adequacy decisions for the UK since
March. Once it is satisfied with the information received, the Commission will launch the adoption
process without delay. The adoption of each adequacy decision requires an opinion from the
European Data Protection Board (EDPB) and the green light from Member States (as part of a
comitology procedure).


This means that there will be a time gap between the possible entry application of the Agreement
and the adoption of the adequacy decisions. For this reason, a bridging solution has been found and
inserted in the Agreement to ensure stability and continuity during that interim period.


 


What happens if the UK does not respect its commitments on fundamental rights and data
protection?


In addition to a specific dispute settlement mechanisms, the agreement contains provisions on
suspension and termination of the law enforcement and judicial cooperation part of the agreement,
in case guarantees to protect human rights fundamental freedoms and personal data are no longer
ensured, or in case of serious breach of an obligation under the Agreement.


 


Will Passenger Name Records (PNR) continue to be exchanged to prevent, detect and
investigate terrorism and other forms of serious crime?


The draft EU-UK agreement includes ambitious arrangements for timely, effective and efficient
exchanges of Passenger Name Records (PNR) and the protection of data shared by EU airline carriers
to the UK.


An essential precondition for these arrangements is that the UK applies data protection standards
essentially equivalent to those set out in the EU's standards, i.e. the General Data Protection
Regulation and Law Enforcement Directives, and complies with specific additional data protection
standards stemming from the CJEU opinion on EU-Canada PNR agreement (opinion 1/15).


 


Will DNA, fingerprints and vehicle registration data be exchanged between the UK and EU
for law enforcement purposes? (Prüm)


The negotiating directives provide that arrangements should be established for timely, effective,
efficient and reciprocal exchanges of data on DNA, fingerprint and vehicle registration data (so-called
‘Prüm data' – which have never before been exchanged between the EU and a non-Schengen third
country).


However, with regard to DNA and fingerprint data there will be no direct, real-time access to such
sensitive personal data but only through a decentralised system that confirms that there is a match
(hit/no-hit). In case of a match, additionals steps are needed to obtain further personal data in
compliance with the applicable laws of the country that holds those data.


Essential preconditions for any such arrangements are that the UK applies data protection standards
essentially equivalent to those set out in the EU's Law Enforcement Directive, and provides reciprocal
access to EU Member States of data available at UK national level in the same way as EU27 Member
States do.


 


Will the UK keep access to the Schengen Information System (SIS)?


The Schengen Information System (SIS) is the most widely used and largest information-sharing
system for security and border management in Europe. It enables competent national authorities in
the Schengen area, such as the police and border guards, to enter and consult alerts on persons or
objects.


The UK, like other non-Schengen third countries, cannot have acces to SIS. Indeed, SIS is
intrinsically linked to the free movement of persons and acces is provided only to Member States and
very closely associated countries that accept all accompanying obligations (e.g. third countries
building Schengen together with Member States).


Instead, the agreement sets up new ways of data sharing taking into account the UK's future status,
including information on wanted and missing persons and objects.







This will be achieved via different complementary tools. These are:


making full use of Interpol alerts;


existing bilateral arrangements for the exchange of alerts or other information between law
enforcement authorities;


arrangements for UK cooperation with Europol as a third country; and


secure communication channels to facilitate and speed up cooperation.


 


Will the UK still participate in Europol and Eurojust?


As a third country, the UK will no longer participate in EU law enforcement and judicial cooperation
agencies such as Europol and Eurojust. It will no longer have a say in the decisions of those
agencies.


Nonetheless, the draft EU-UK agreement will enable effective cooperation between the United
Kingdom and Europol and Eurojust, in line with the rules for third countries established in EU
legislation.


This will help ensure robust capabilities in tackling serious cross-border crime.


In practice, provisions on Europol and Eurojust would enable the UK to take part in common
operations, in investigation teams and in analysis projects on specific crime areas such as drug
trafficking or terrorism, get analytical support from Europol, use common secure communication
channels, second Liaison Officers to Europol and a Liaison Prosecutor to Eurojust, share data, and be
informed about relevant data concerning the UK. The UK would not have access to the Europol
Information System nor full access to Eurojust's case management system, nor have any role in the
governance of the two EU agencies.


 


Will the UK still participate in the European Arrest Warrant?


The European Arrest Warrant is an internal EU instrument, used exclusively among Member States
and subject to the jurisprudence of the Court of Justice of the EU. Therefore, it will no longer be used
with the UK.


The draft EU-UK agreement will nevertheless enable the swift surrender of criminals between the EU
and the UK, avoiding lengthy extradition procedures thanks to streamlined procedures, strict
deadlines, robust safeguards, procedural rights and judicial control. This level of cooperation is
unprecedented for a non-Schengen third country.


Under the agreement, the UK or EU Member States can still refuse surrender or ask for additional
safeguards in a number of specific cases, namely in respect of own nationals.


 


Mutual legal assistance in criminal matters, including asset freezing and confiscation


The future partnership will facilitate and supplement the application of the Council of Europe
convention on mutual assistance with third countries in criminal matters, for example by
streamlining procedures, fixing time limits, and using standard forms and technological
advancements. The cooperation includes a wide range of investigative measures, including requests
for freezing and confiscating property.


 


Will the EU and the UK cooperate on anti-money laundering?


The EU-UK agreement provides for cooperation on combating money laundering and the financing of
terrorism. It does so by confirming the EU and UK's continued commitment to Financial Action Task
Force (FATF) standards.


Beyond that, it sets out arrangements to ensure the transparency of beneficial ownership for
companies and trusts and the exchange of such information between competent authorities.  


 


Will the EU and the UK still cooperate on foreign policy, security and defence issues?


While the EU had also proposed to establish a framework for cooperation on foreign policy, security
and defence to address external security threats, the UK did not wish to negotiate provisions in these







areas.


As of 1 January 2021, there will therefore be no framework in place between the UK and the EU to
develop and coordinate joint responses to foreign policy challenges, for instance the imposition of
sanctions on third country nationals or economies.


Any participation of the UK in the EU Common Foreign and Security Policy (CFSP) and the Common
Security and Defence Policy (CSDP), including defence integration and capability development
efforts, such as the European Defence Fund (EDF), Permanent Structured Cooperation (PeSCo) or the
Coordinated Annual Review on Defence (CARD), will be subject to strict rules on participation of third
countries.


 


THEMATIC COOPERATION


 


There are further topics on which the EU and the UK agreed that it was in their mutual interest to
continue a close cooperation in the future, notably: health security, cybersecurity and information
security.


 


Health Security


International cooperation is crucial to protect the health of populations across borders, as evidenced
most recently by the ongoing Coronavirus health crisis.


EU Member States have organised their cooperation on health security through a number of
structures, including the Early Warning and Response System, the Health Security Committee and
the European Centre for Disease Prevention and Control.


The Early Warning and Response System (EWRS) of the European Union is a platform with
restricted access for monitoring public health threats in the EU. Access to and posting in the
platform are confidential and reserved to the European Centre for Disease Prevention and
Control, the EU Member States and the European Commission.


The EU Health Security Committee is a dedicated forum on health security including EU
Member States and the European Commission. The Committee reinforces coordination and
sharing of best practices and information on national preparedness activities, and provides a
platform for consultation amongst Member States to coordinate national responses to serious
cross-border threats to health.


The European Centre for Disease Prevention and Control (ECDC) is an independent
agency of the EU, which mission is to strengthen Europe's responses to infectious diseases.


These structures are usually accessible only to EU institutions and Members States.


 


Does this mean there will be no cooperation on health security between the EU and the UK
as of 1 January 2021?


Taking geographic proximity into consideration, the EU and the UK agreed on dedicated provisions
for cooperation in the field of health security, referring in particular to the possibility for the UK to be
invited to participate on a temporary basis in a set of EU structures.


The EU and the UK agreed on the possible participation of the UK in the Early Warning and
Response System (EWRS) and in the EU Health Security Committee, whenever a joint
health threat makes it necessary or advisable.


 


The decision on UK participation will be taken unilaterally by the EU on a case-by-case basis and will
always remain limited in time and scope.


The Agreement provides that the UK shall abide, for the time of its participation in these structures,
by the rules and regulations governing the EWRS and the EU Health Security Committee. These are
the same obligations that also apply to EU Member States.


The EU and the UK have agreed that the European Centre for Disease Prevention and
Control and the relevant UK body responsible for surveillance, epidemic intelligence and
scientific advice on infectious diseases, shall cooperate on issues of mutual interest and may







conclude to this end a Memorandum of Understanding.


 


Do similar exceptions exist for other third countries in the EU's direct neighbourhood, like
Switzerland or Norway?


The regime applicable to the UK for cooperation with the EU in the field of health security reflects the
conditions applied to other third countries the EU cooperates with in this policy area.


 


Cybersecurity


Cybersecurity threats are often cross-border in nature, and are estimated to cost the global economy
€400 billion every year. These attacks can affect our security, prosperity and democratic order.


Faced with increasing cybersecurity challenges, EU Member States cooperate at multiple levels to
ensure the highest possible protection for its citizens. This cooperation can be extended to third
countries.


 


How will the EU cooperate with the UK in the future?


The Agreement sets out a number of initiatives between the EU and the UK including a regular
dialogue on cybersecurity, and cooperative actions at international level to strengthen global and
third countries' cyber-resilience.


The EU and the UK have also agreed to exchange best practices and actions aimed at promoting and
protecting an open, free, and secure cyberspace.


Subject to an invitation by the relevant EU authorities, these actions include the possibility for the
UK, to:


cooperate with the EU Computer Emergency Response Team (CERT-EU) to exchange
information on cyber-related tools and methods;


participate in activities conducted by the Cooperation Group established by Directive (EU)
2016/1148, related to capacity building, security-related exercises, risk and incident-related
best practices, awareness raising, education and training, and research and development;


participate in certain activities of the EU Cybersecurity Agency (ENISA) related to capacity
building, knowledge and information, and awareness-raising and education.


 


Separate Agreement: Security of Information


 


The exchange of classified information between partners remains an important tool of cooperation in
addressing common security threats.


If a joint security threat makes it necessary, certain EU classified information can be shared with
third countries, but only on a case-by-case basis and provided that a dedicated Security of
Information Agreement (SIA) has been concluded between the EU and a third country.


Against this background, the EU and the UK have concluded a Security of Information Agreement.
The Agreement will allow the EU and the UK to exchange classified information, applying strong
guarantees as to the handling and protection of the exchanged information.


 


Why did you conclude a separate agreement on information security, why not include the
provisions in the EU-UK Agreement?


This is one of the standard “security agreements” concluded by the EU with third countries. These
agreements provide the necessary guarantees for the protection of the exchange of EU classified
information (EUCI) released to third parties. They constitute the basis for exchanging EUCI and
indicate the maximum and minimum level of EUCI which may be exchanged.


 


How will disputes be managed and what remedies are foreseen in case of non-compliance?







Security of Information Agreements provide a legal framework, which includes also dispute
resolution provisions based on consultations between the Parties.


 


What about irregular migration, why was it not discussed?


During the negotiations of the Agreement and in line with the Political Declaration, the Commission
has proposed to the UK to establish a regular dialogue to cooperate in addressing irregular migration.


The UK did not engage on this EU proposal and expressed instead interest in concluding with the EU
agreements on the readmission of illegally entering or residing persons, and the transfer of
unaccompanied minor asylum seekers. However, neither of these two topics was covered by the EU
mandate.


 


In the context of the Agreement, the Parties have agreed a Joint Declaration on these matter, noting
that the UK may wish to approach some Member States bilaterally on these matters.


 


PARTICIPATION IN EU PROGRAMMES


 


EU Member States, based on their very close partnership and their common values and goals, use
parts of the EU budget to fund joint programmes in many areas.


Some areas such as regional development and cohesion, environmental protection, agricultural
support, civil protection or defence capabilities benefit from particularly close cooperation.


 


What are the consequences of leaving the EU?


As a third country, the UK does not have the right to participate in any EU programmes as these are
reserved for EU Member States only.


However, when it is in the interest of the EU, non-EU countries can get the possibility to participate
under clearly defined conditions. Detailed provisions for such participation are laid out in the basic EU
acts establishing each programme, as well as in the relevant rules of the Multiannual Financial
Framework 2021-2027.


 


Were the conditions of the UK's continued participation in Union programmes based on the
pre-existing legal framework, or are they tailor-made for the UK?


The EU and the UK based themselves on the existing legal framework for the participation of third
countries in Union programmes, when they agreed on the overarching principles and conditions for
the UK to participate: a fair and appropriate financial contribution, provisions for sound financial
management, fair treatment of participants, and appropriate consultation mechanisms.


 


How will the financial contribution be calculated?


The fair and appropriate financial contribution will be ensured with:


A contribution based on the wealth of the UK in comparison with the wealth of the EU. The
contribution of the UK shall be proportional to its GDP.


A participation fee, covering the administrative costs of organising the system of Union
programmes. The participation fee, being a new type of contribution, will be phased-in
progressively.


In addition, for Horizon Europe, a standard adjustment mechanism ensuring a balance
between UK contributions and the benefits for its entities, through specific corrective
measures.


The EU and the UK agreed to cooperate to ensure the sound financial management of the funds used
for the implementation of the programmes, including the UK contributions. Sound financial
management addresses issues such as auditing the implementation of the programme or fighting
against fraud.







 


Is there a fixed duration for participation in a Union programme?


Given the long-term planning needed for the implementation of the programmes, and the stability
needed to ensure their success, the parties also agreed that the UK would have to commit to the full
period for each of the programmes in which it participates during the Multiannual Financial
Framework 2021-2027.


 


Which Union programmes will the UK participate in also in the future?


At the beginning of the negotiations, the UK asked to continue its participation in five EU
programmes. The programmes in question were:  Horizon Europe, the Euratom Research and
Training programme, the International Thermonuclear Experimental Reactor (ITER), Copernicus, and
Erasmus.


It also requested access to the services of the European Geostationary Navigation Overlay System
(EGNOS) and the EU's Satellite Surveillance & Tracking (SST).


The parties were able to agree the UK's continued participation in the following EU programmes:


 


Horizon Europe


Horizon Europe is the European Union's seven-year (2021-2027) research and innovation
programme. With a proposed programme budget of around €100 billion, Horizon Europe will support
EU Member States and associated third countries in unlocking their national research and innovation
potential in funding frontier research projects, fellowships and the mobility of researchers. Horizon
Europe sets ambitious, EU-wide goals to tackle some of today's biggest problems, such as health
crises or the fight against climate change, as it reinforces technological and industrial capacities
across the EU.


 


Euratom Research and Training programme


Complementary to Horizon Europe, the Euratom Research and Training programme covers research
and training activities to continually improve nuclear safety, security, radioactive waste management
and radiation protection. The Programme furthermore carries out research in the medical uses of
radiation, for the benefit of all European citizens.


 


International Thermonuclear Experimental Reactor (ITER)


The fusion test facility ITER is currently under construction in the South of France, and will, once
completed, aim to prove the feasibility of fusion as a large-scale and carbon-free source of energy
based on the same principle that powers the sun and stars. The project was so far funded and run by
seven member entities (EU, India, Japan, China, Russia, South Korea and the United States), the EU
being the host party and main contributor (45%). The UK will participate in the programme through
its association with Euratom.


 


Copernicus


Copernicus is the EU's satellite system for monitoring the Earth. It consists of a complex set of
systems which collect data from multiple sources: Earth observation satellites and in situ sensors
such as ground stations, airborne sensors, and sea-borne sensors. It processes this data and
provides users with reliable and up-to-date information through a set of services related to
environmental and security issues.


 


The EU and the UK also agreed that the UK would have continued access to the services provided by:


 


EU Satellite Surveillance & Tracking (SST)


With this branch of its Space programme, the EU is able to detect, catalogue and predict the
movements of space objects orbiting the Earth to mitigate the risk of collisions. 







 


Does this mean that the UK will discontinue its participation in PEACE+?


The EU and the UK have jointly committed to continue the implementation of PEACE+, the EU's
cross-border programme that will continue contributing to a more prosperous and stable society in
Northern Ireland and the Border Region of Ireland (comprising counties Cavan, Donegal Leitrim,
Louth, Monaghan and Sligo).


Being a programme managed under shared management, a system where Member States and
associated countries actively manage the programme together with the Commission, PEACE+ is not
covered by the Agreement.


However, during all the negotiations, the UK, Ireland and the EU have confirmed a strong political
commitment to implement the PEACE+ programme. Discussions have already started at technical
level on the modalities of its implementation.


 


Why won't the UK continue to participate in Erasmus?


By leaving the EU, the UK effectively terminated the possibility for EU and UK students to benefit
from the Erasmus exchange programme.


The Erasmus programme is open to the participation of third countries under the conditions set out
in the basic act establishing the programme. Among these, third countries that become associated to
Erasmus have to participate in the programme in full, to ensure the synergies between the different
areas in the programme.


The UK requested partial participation in the programme, which is not foreseen in the basic act
establishing Erasmus. The UK subsequently decided that it did not want to participate in Erasmus.


This will mean that UK participants will lose the chance to benefit from the programme: during the
period 2014-2020, over 7 300 UK organisations were involved in the programme. The programme
benefitted more than 197 000 UK participants, of which more than 100 000 UK students went abroad
in the framework of the programme.


 


Why didn't you agree on continued access to the European Geostationary Navigation
Overlay System (EGNOS)?


The UK was interested in a service level agreement to access the EGNOS services, but this is not
possible under the basic act of the programme: for EGNOS, only full participation is foreseen by the
draft Space Programme regulation, and the UK was not interested in this option.


In the past, EGNOS enabled safer aircraft landing in 16 British airports.


 


Why has the Protocol establishing the association of the UK to the EU programmes not
been finalised?


The Protocol can only be finalised when the basic acts establishing the relevant programmes have
been adopted, to ensure that it is aligned with those legal instruments. When those basic acts are
adopted, the Specialised Committee on Participation in Union Programmes, made up of
representatives of the EU and UK, will discuss and adopt the Protocol. A Joint Declaration attached to
the Agreement indicates the expected content of the Protocol.


 


GOVERNANCE


 


The Agreement does not just include a free trade agreement underpinned by commitments to ensure
a level playing field, but also provisions on transport, energy, fisheries, law enforcement and judicial
cooperation, health security, cyber-security and social security. A horizontal institutional framework
is therefore necessary to govern and enforce all aspects of the Agreement.


 


Why did you insist on a single governance framework?


The scope and complexity of the Agreement call for a single and clear governance framework, setting







out how implementation is operated and controlled, and how the parties' commitments are enforced.


This way, multiple parallel structures and additional bureaucracy are avoided, and businesses,
consumers and citizens in the EU and in the UK have legal certainty about the applicable rules, as
well as robust guarantees of compliance by the Parties.


 


Doesn't this make the Trade and Cooperation Agreement heavy and more difficult to
govern?


On the contrary, the Agreement is conceived to be flexible and adaptable to the specific needs that
may arise in different areas of cooperation. Its overarching structure will help sustain the EU-UK
relationship over the long term as it evolves, lead to coherence and transparency, and avoid
overlapping procedures, which in turn will ensure thorough implementation across all sectors.


 


You did decide not to include two agreements in the main agreement: on nuclear safety
and security of information. Why did you exclude them from the main agreement?


Indeed, one fully separate agreement governs EU-UK cooperation on nuclear safety, and another
agreement on information security is linked up to the main agreement to ensure the same dates for
the entry into application and termination of the agreements. Nuclear safety agreements are usually
separate from other arrangements. They are concluded on a separate Euratom legal basis and do not
need to come under the same governance and enforcement structures as other areas as they have
their own robust structure.


For more information on these agreements please refer to the sections on Energy and on Information
Security of this document respectively.


 


What body will supervise the implementation of the draft Trade and Cooperation
Agreement?


The EU and the UK agreed to create a joint body, called the Partnership Council, to efficiently
manage the Agreement.


The Partnership Council is co-chaired by a Member of the European Commission and a representative
of the UK at ministerial level. It meets at least once a year, but can meet more often at the request
of either the EU or the UK. Any decision is taken by mutual consent between the EU and the UK.


The Partnership Council oversees the attainment of the objectives of the Agreement. The EU or the
UK can refer to the Partnership Council any issue relating to the implementation, application and
interpretation of the Agreement.


The Partnership Council is assisted in its work by Specialised Committees and in some areas by
technical working groups.


 


Clear commitment to common values


Modern international agreements do not only strengthen the economy and create jobs. They are also
a vehicle to promote common values and ensure their protection.


In line with this approach, the EU and the UK agreed to base their cooperation explicitly on shared
values such as the protection of human rights and fundamental freedoms, the rule of law, the fight
against climate change and respect of the Paris Agreement.


 


You call the fight against climate change an essential element. What does this mean
concretely?


This is the first time the EU has included the fight against climate change as an “essential element”
in a bilateral agreement with a third country. This means for example that if the EU or the UK were to
withdraw from the Paris Agreement, or take measures defeating its purpose, the other party would
have the right to suspend or even terminate part or all of the EU-UK Agreement.


This new clause reflects one of the European Commission's fundamental commitments as part of the
European Green Deal.







By agreeing to include the fight against climate change as an essential element of the Agreement,
the EU and the UK confirm their global leadership on this important issue and hope to set an
example for future agreements.


 


Will the UK be able to continue to participate in EU regulatory agencies as a third country?


No. The UK loses all influence on the governance of the EU. In addition to the EU institutions, this
also applies to the agencies which have been set up to support the EU and its Member States to
develop and implement EU rules. A third country leaving these rules, and their supervision, can no
longer participate in these agencies. This applies for instance to the European Chemicals Agency, the
European Aviation Safety Agency, the European Medicines Agency or still the European Food Safety
Authority, to name but a few.


 


What role for the European Parliament?


The Agreement enables the European Parliament and the Parliament of the United Kingdom to create
a joint parliamentary assembly to exchange views on the Agreement and make recommendations to
the Partnership Council.


 


Will civil society get a say in the implementation of the Agreement?


The EU and the UK commit to regularly consult civil society organisations on the implementation of
the Agreement. This is a key commitment in all modern international agreements negotiated by the
EU.


 


Horizontal Dispute Settlement Mechanism


The Agreement includes a robust mechanism to resolve disputes that may arise between the EU and
the UK on the interpretation or implementation of their commitments.


This mechanism covers disputes arising in any economic area, including trade and level playing field
commitments, as well as social security coordination, energy, transport or fisheries.


Law enforcement and judicial cooperation has its own mechanism to resolve disputes swiftly (please
find more information in the dedicated chapter).


 


What exactly happens in case of a dispute?


The EU and the UK first consult in good faith to try to resolve any issue.


If disagreements persist, the complaining party may request the establishment of an independent
arbitration tribunal. The parties choose three arbitrators jointly, if necessary drawing from pre-agreed
lists of potential arbitrators and the tribunal is to deliver a binding ruling within a set timeframe.


 


Is the Court of Justice competent to rule on the disputes under the agreement?


No, disputes between the parties on the application of the agreement are settled under the dispute
settlement mechanism set up in the agreement, and not by the courts of either party. The EU is of
course subject to the oversight of the Court, also for concluding and implementing international
agreements.


 


Enforcement of the Agreement


The Agreement contains mechanisms to ensure timely compliance with the arbitration tribunal's
ruling, in order to maximise legal certainty for businesses, consumers and citizens.


 


What measures can be taken if a Party doesn't comply with the arbitration ruling?


If compliance is not achieved immediately or within a reasonable period of time, the complaining
Party may suspend its own obligations in a proportionate way until the other Party complies with the







ruling of the tribunal.


This includes the suspension of obligations across all economic areas, for instance by imposing tariffs
on goods if the other Party persists in breaching its obligations on social security, transport or
fisheries. Such “cross-suspension” mechanisms are an essential tool to ensure that both Parties
ultimately comply with all their commitments under the Trade and Cooperation Agreement.


The use of cross-suspension mechanisms must be proportionate and appropriate; it can be
challenged before an arbitration tribunal.


 


Are the measures always the same, no matter what kind of dispute or in what sector it
occurs?


To take into account their specificities, some areas of cooperation also have their own arrangements
for effective enforcement, allowing for example for remedial measures, including the swift suspension
of obligations by the other Party in case of breaches of level playing field or fisheries commitments.


 


How does this Agreement relate to the Withdrawal Agreement concluded in January 2020?


This Agreement does not replace nor supersede any part of the Withdrawal Agreement. 


For instance, citizens' rights protected by the Withdrawal Agreement after 1 January 2021 as well as
commitments taken by the EU and the UK in the Protocol on Ireland and Northern Ireland are fully
safeguarded.


 


Territorial Scope


The new Agreement applies, on one hand, to the territories of the Member States as defined in the
EU treaties, and, on the other, to the metropolitan territory of the United Kingdom. This means that
the overseas countries and territories of both Parties are in principle not covered.


By derogation, the Agreement applies to the Crown dependencies, i.e. Bailiwick of Guernsey,
Bailiwick of Jersey and Isle of Man but only for the purposes of trade in goods and fishing.


Finally, in accordance with the negotiating mandate given to the EU negotiator, the Agreement does
not apply to Gibraltar nor has any effects on its territory. This does not exclude the possibility to
have in the future a separate agreement between the EU and the UK in relation to Gibraltar.


 


[1] Subject to the consent, four years after the end of the transition period, by the Northern Ireland
Legislative Assembly to the continued application of the Protocol.


[2] Subject to the consent, four years after the end of the transition period, by the Northern Ireland
Legislative Assembly to the continued application of the Protocol.


[3] Subject to the consent, four years after the end of the transition period, by the Northern Ireland
Legislative Assembly to the continued application of the Protocol.


[4]              https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/travelling_en_3.pdf


[5] https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/notice_to_stakeholders_aviation_safety.pdf.


[6] https://www.easa.europa.eu/brexit


[7]              Issues related to the shared management of the Channel Tunnel are subject to bilateral
negotiations between the United Kingdom and France, pursuant to the empowerment granted to
France by the Union on 21 October. In parallel, the Union has put in place contingency arrangements
in case the bilateral agreement is not in place before the end of the transition period.


[8] The value of the EU-11 landings from the UK EEZ averaged EUR 636.7 million per year for the
period 2015-2018; JRC Technical Report : Fisheries Landings and Value of Catches from the UK EEZ
by the EU Member States and by the UK from the EU27 and UK EEZs: 2015-2018,
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JOINT DECLARATION ON FINANCIAL SERVICES REGULATORY COOPERATION BETWEEN THE 


EUROPEAN UNION AND THE UNITED KINGDOM 


1. The Union and United Kingdom agree to establish structured regulatory cooperation on 
financial services, with the aim of establishing a durable and stable relationship between 
autonomous jurisdictions. Based on a shared commitment to preserve financial stability, market 
integrity, and the protection of investors and consumers, these arrangements will allow for: 


- bilateral exchanges of views and analysis relating to regulatory initiatives and other issues of 
interest; 


- transparency and appropriate dialogue in the process of adoption, suspension and 
withdrawal of equivalence decisions; and 


- enhanced cooperation and coordination including in international bodies as appropriate. 
 


2. Both Parties will, by March 2021, agree a Memorandum of Understanding establishing the 
framework for this cooperation. The Parties will discuss, inter alia, how to move forward on both 
sides with equivalence determinations between the Union and United Kingdom, without prejudice to 
the unilateral and autonomous decision-making process of each side. 


  







 


 


 JOINT POLITICAL DECLARATION ON COUNTERING HARMFUL TAX REGIMES 


The European Union
1
 and the United Kingdom (the ‘Participants’) endorse the following Joint 


Political Declaration on Countering Harmful Tax Regimes. 


The Participants, reflecting the global principles of fair tax competition, affirm their commitment to 
countering harmful tax regimes, in particular those that may facilitate base erosion and profit shifting 
in line with Action 5 of the OECD Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) Action Plan. In this context, 
the Participants affirm their commitment to applying the principles on countering harmful tax 
regimes in accordance with this Joint Political Declaration. 


Harmful tax regimes cover business taxation regimes that affect or may affect in a significant way the 
location of business activity, including the location of groups of companies, within the Participants. 
Tax regimes include both laws or regulations and administrative practices.  


If a tax regime meets the gateway criterion of imposing a significantly lower effective level of 
taxation than those levels which generally apply in the Participants, including zero taxation, it should 
be considered potentially harmful. Such a level of taxation may operate by virtue of the nominal tax 
rate, the tax base or any other relevant factor.  


In this context, and considering the approach set out at the global level, when assessing whether a 
business taxation regime is harmful, account should be taken of whether one or more of the 
following key factors apply: 


(a) whether advantages are ring-fenced from the domestic economy so that they do not affect the 
national tax base or are accorded only to non-residents;  


(b) whether the regime granting the advantages fails to require any substantial economic activity and 
substantial economic presence within the Participant offering such tax advantages;,  


(c) whether the rules for profit determination in respect of activities within a multinational group of 
companies departs from internationally accepted principles, in particular the rules agreed upon 
within the OECD;  


(d) whether the tax regime lacks transparency, including where legal provisions are relaxed at 
administrative level in a non-transparent way or where there is no effective exchange of information 
with respect to the regime. 


The Participants should encourage, within the framework of their constitutional arrangements, the 
application of these principles in the territories for which they have special responsibilities or 
taxation prerogatives.  


The Participants should hold an annual dialogue to discuss issues in relation to the application of 
these principles. 


 


                                                           
1
 For the purposes of the commitments in this Declaration, with respect to the European Union, references to 


Participants are understood as being to the European Union, its Member States, or the European Union and its 
Member States, as the case may be. 


 







 


 


JOINT DECLARATION OF THE EUROPEAN UNION AND THE UNITED KINGDOM ON MONETARY 
POLICIES AND SUBSIDY CONTROL 


The Parties confirm their mutual understanding that activities conducted by a central bank in pursuit 
of monetary policies do not fall within the scope of Chapter 3 [Subsidy control] of Title XI [Level 
playing field for open and fair competition and sustainable development] of Heading One [Trade] of 
Part Two of the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and the United 
Kingdom. 


 


  







 


 


JOINT DECLARATION ON SUBSIDY CONTROL POLICIES 


The European Union and the United Kingdom (“the Participants”) endorse the following Political 
Declaration on Subsidy Control Policies.  


The guidance in this joint declaration represents the Participants’ shared understanding of the 
appropriate subsidy policies in the areas set up below.  


While it is not binding on the Participants, they may take this guidance into consideration in their 
respective systems of subsidy control. 


The Participants may agree to update this guidance. 


Subsidies for the development of disadvantaged areas 


1. Subsidies may be granted for the development of disadvantaged or deprived areas or regions. 
When determining the amount of subsidy, the following may be taken into account:  


● the socio-economic situation of the disadvantaged area concerned;  
● the size of the beneficiary; and  
● the size of the investment project.  


 
2. The beneficiary should provide its own substantial contribution to the investment costs. The 
subsidy should not have as its main purpose or effect to incentivise the beneficiary to transfer the 
same or a similar activity from the territory of one Party to the territory of the other Party. 


Transport 


1. Subsidies to airports for infrastructure investments and operating costs may be granted taking into 
account the size of the airport in terms of annual passenger volume. In order to receive subsidies to 
fund operating costs, an airport, other than a small regional airport, should demonstrate its ability to 
ensure future viability within a period of time which would allow for the subsidy to be progressively 
phased out.  


2. Subsidies to road infrastructure projects may be granted if they are not designed selectively to 
benefit an individual economic actor or sector, but instead provide benefits to society at large. When 
granting the subsidy, it should be ensured that open access to infrastructure is available to all users 
on a non-discriminatory basis2. 


3. Subsidies to ports may be granted for dredging or for infrastructure projects if they are limited to 
the minimum amount necessary to commence the project.  


Research and development 
 
Subsidies may be granted for research and development activities3. This includes fundamental 
research, industrial research and experimental development, in particular the development of new 
and highly innovative technology which drives productivity growth and competitiveness, if they are 
necessary, proportionate, and do not have as their main purpose or effect the transfer or closure of 
such activities in the territory of the other Party. Subsidies may also be granted in connection with 


                                                           
2
 For this purpose, discrimination means that comparable situations are treated differently and the differentiation 


is not objectively justified. 
3
 Research and Development as defined in the OECD Frascati Manual 







 


 


other initiatives, such as for new production processes, relevant infrastructure, innovation clusters 
and digital hubs. The amount of subsidy should reflect, amongst other factors, the risk and amount of 
technological innovation involved in the project, how close the project is to the market and the 
project’s contribution to knowledge generation. 
 


  


 


  







 


 


JOINT DECLARATION BY THE UNION AND THE UNITED KINGDOM ON ANNEX ENER-4 


The Parties understand that the objective of maximising the benefits of trade referred to in Annex 
ENER-4 means that, within the constraints set out in that Annex, the trading arrangements: 


- should be as efficient as possible; and 


- should, under normal circumstances, result in flows across electricity interconnectors being 


consistent with the prices in the Parties’ day-ahead markets. 


  







 


 


JOINT DECLARATION ON ARTICLE EXC.1 [GENERAL EXCEPTIONS] AND ARTICLE EXC.4 [SECURITY 
EXCEPTIONS]  


The Parties confirm their common understanding that: 


1. Article EXC.1 [General Exceptions] and Article EXC.4 [Security Exceptions] are not mutually 
exclusive. In particular, it is not excluded that a security interest of a Party qualifies simultaneously as 
an “essential security interest” for the purposes of Article EXC.4 [Security Exceptions] and as a matter 
of “public security” or “public order” for the purposes of Article EXC.1 [General Exceptions].    


2. Article EXC.1 [General exceptions] and Article EXC.4 [Security Exceptions], including  in 
particular the terms “essential security interests”, “public security”, “public morals” and “public 
order” are to be interpreted in accordance with the rules of interpretation of the Trade and 
Cooperation Agreement between the European Union and the United Kingdom, as set out in Article 
COMPROV.13 [Interpretation] and Article OTH.[4a] [WTO case law].  


  







 


 


JOINT POLITICAL DECLARATION ON ROAD HAULIERS 


The Parties note that while the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and 
the United Kingdom does not deal with visa or border arrangements for road hauliers operating in 
the territory of the other party, the good and efficient management of visa and border arrangements 
for road hauliers is important for the movement of goods, in particular across the United Kingdom-
Union border.  


To this end, and without prejudice of the rights of each Party to regulate the entry of natural persons 
into, or their temporary stay in, its territory, the Parties agree to facilitate appropriately within their 
respective laws the entry and temporary stay of drivers carrying out the activities permitted under 
Title I [Transport of goods by road] of Heading Three [Road transport] of Part Two [Trade, transport 
and fisheries] of this Agreement. 







 


 


JOINT POLITICAL DECLARATION ON ASYLUM AND RETURNS 


While the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and the United Kingdom 
does not include provisions on asylum, returns, family reunion for unaccompanied minors, or illegal 
migration, the Parties note the importance of good management of migratory flows, and recognise 
the special circumstances arising from the juxtaposed control arrangements, roll-on roll-off ferry 
services, the Channel Fixed Link and the Common Travel Area. 


To this end, the Parties take note of the United Kingdom’s intention to engage in bilateral discussions 
with the most concerned Member States to discuss suitable practical arrangements on asylum, 
family reunion for unaccompanied minors or illegal migration, in accordance with the Parties’ 
respective laws and regulations. 
 


  







 


 


JOINT POLITICAL DECLARATION ON TITLE III [PNR] OF PART THREE [LAW ENFORCEMENT AND 
JUDICIAL COOPERATION IN CRIMINAL MATTERS]  


The Parties acknowledge that the effective use of passenger name record (PNR) data concerning 
modes of transport other than flights, such as maritime, rail and road carriers, presents operational 
value for the prevention, detection, investigation and prosecution of terrorism and serious crime, 
and declare their intention to review and, if necessary, extend the agreement reached in Title III of 
Part Three of the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and the United 
Kingdom if the Union establishes an internal legal framework for the transfer and processing of PNR 
data for other modes of transport. 


The Agreement does not affect the possibility for the Member States and the United Kingdom to 
enter into and operate bilateral agreements for a system for collecting and processing PNR data from 
transportation providers other than those specified in the Agreement, provided that the Member 
States act in compliance with Union law. 


  







 


 


JOINT POLITICAL DECLARATION ON TITLE VII [SURRENDER] OF PART THREE [LAW ENFORCEMENT AND 
JUDICIAL COOPERATION IN CRIMINAL MATTERS]  


Article LAW.SURR.77 [Principle of proportionality] of Title VII [Surrender][ of Part Three [Law 
enforcement and judicial cooperation in criminal matters] provides that cooperation on surrender 
must be necessary and proportionate, taking into account the rights of the requested person and the 
interests of the victims, and having regard to the seriousness of the act, the likely penalty that would 
be imposed and the possibility of a State taking measures less coercive than the surrender of the 
requested person, particularly with a view to avoiding unnecessarily long periods of pre-trial 
detention.  


The principle of proportionality is relevant throughout the process leading to the surrender decision 
set out in Title VII [Surrender]. Where the executing judicial authority has concerns about the 
principle of proportionality, it shall request the necessary supplementary information to enable the 
issuing judicial authority to set out its views on the application of the principle of proportionality.  


Both Parties note that Articles LAW.SURR 77 [Principle of proportionality] and 93 [Surrender 
decision] enable the competent judicial authorities of the States to consider proportionality and the 
possible duration of pre-trial detention when implementing Title VII [Surrender], and note that this is 
consistent with their respective domestic laws. 


  







 


 


JOINT POLITICAL DECLARATION ON TITLE IX [EXCHANGE OF CRIMINAL RECORD INFORMATION] OF 
PART THREE [LAW ENFORCEMENT AND JUDICIAL COOPERATION IN CRIMINAL MATTERS]  


The Parties acknowledge that it is important for employers to have information regarding the 
existence of criminal convictions and regarding any relevant disqualifications arising from such 
convictions, in relation to persons they recruit for professional or organised voluntary activities that 
involve direct and regular contacts with vulnerable adults. The Parties declare their intention to 
review and, if necessary, extend Title IX [Exchange of criminal record information] of Part Three [Law 
enforcement and judicial cooperation in criminal matters] if the Union amends its legal framework in 
this respect. 


  







 


 


JOINT EU-UK DECLARATION ON THE EXCHANGE AND PROTECTION OF CLASSIFIED INFORMATION 


 


The Parties acknowledge the importance of entering as soon as possible into arrangements that 
enable the exchange of classified information between the European Union and the United Kingdom. 
In this regard, the Parties will exert their best endeavours to complete negotiations on the Security of 
Information Agreement’s implementing arrangement, as soon as it is reasonably practicable, to allow 
the Security of Information Agreement to apply, as required under Article 19(2) of the Agreement. In 
the meantime, the Parties may exchange classified information, in accordance with their respective 
laws and regulations. 


 


  







 


 


JOINT DECLARATION ON PARTICIPATION IN UNION PROGRAMMES AND ACCESS TO PROGRAMME 
SERVICES 


The Parties recognise the mutual benefit in cooperation in areas of shared interest, such as science, 
research and innovation, nuclear research and space.  To encourage future cooperation in these 
areas, it is the Parties’ intention to establish a formal basis for future cooperation in the form of the 
participation of the United Kingdom in the corresponding Union programmes under fair and 
appropriate conditions and, where appropriate, in the form of access to certain services provided 
under Union programmes.  


The Parties acknowledge that the text of Protocol I “Programmes and activities in which the United 
Kingdom participates” establishing an association of the United Kingdom for participation in certain 
Union programmes and activities, and Protocol II “on access of the United Kingdom to certain 
services provided under Union programmes and activities”  could not be finalised during the 
negotiations of the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and the United 
Kingdom, as the Multiannual Financial Framework and corresponding Union legal instruments have 
not yet been adopted at the time of signature of the Agreement. 


The Parties affirm that the draft protocols set out below have been agreed in principle and will be 
submitted to the Specialised Committee on Participation in Union Programmes for discussion and 
adoption. The United Kingdom and European Union reserve their right to reconsider participation in 
the programmes, activities and services listed in Protocols [I and II] before they are adopted since the 
legal instruments governing the Union programmes and activities may be subject to change. The 
draft protocols may also need to be amended to ensure their compliance with these instruments as 
adopted. 


It is the Parties’ firm intention that the Specialised Committee on Participation in Union Programmes 
will adopt the Protocols at the earliest opportunity to allow their implementation as soon as possible, 
in particular with the ambition that United Kingdom entities would be able to participate from the 
beginning of the programmes and activities identified, ensuring relevant arrangements and 
agreements are in place, insofar as possible and in accordance with Union legislation.  


The Parties also recall their commitment to the PEACE+ programme which will be the subject of a 
separate financing agreement. 







 


 


DRAFT PROTOCOL I 


Programmes and activities in which the United Kingdom participates   


 


Article 1: Scope of the United Kingdom’s participation 


1. The United Kingdom shall participate in and contribute [as of 1 January 2021] to the Union 


programmes and activities, or parts thereof, established by the following basic acts: 


 


(a) Regulation XXX of the European Parliament and of the Council establishing the space 


programme of the Union and the European Union Agency for the Space Programme and 


repealing Regulations (EU) No 912/2010, (EU) No 1285/2013, (EU) No 377/2014 and Decision 


541/2014/EU4, insofar as it concerns the rules applicable to the component referred to in point 


(c) of Article 3 of that Regulation; [Copernicus] 


(b) Regulation XXX of the European Parliament and of the Council establishing Horizon Europe – 


the Framework Programme for Research and Innovation, laying down its rules for participation 


and dissemination5, insofar as it concerns the rules applicable to the components referred to in 


paragraph 3(a) and (aa) of Article 1 of that Regulation;  


(c) Decision XXX of the European Parliament and of the Council on establishing the specific 


programme implementing Horizon Europe – the Framework Programme for Research and 


Innovation6; 


(d) Council Regulation XXX establishing the Research and Training Programme of the European 


Atomic Energy Community, Euratom, for the period 2021-2025 complementing Horizon 


Europe – the Framework Programme for Research and Innovation7 (the ‘Euratom 


Programme’); 


(e) Council Decision 2007/198/Euratom establishing the European Joint Undertaking for ITER 


(‘F4E’) and the Development of Fusion Energy and conferring advantages upon it (‘F4E Council 


Decision’)8. 


 


 


Article 2: Duration of the United Kingdom’s participation 


1. The United Kingdom shall participate in the Union programmes and activities, or parts 


thereof, referred to in Article 1 [Scope of the United Kingdom’s participation] from [1 January 2021] 


for their duration or for the duration of the multiannual financial framework 2021-2027, whichever is 


shorter. 


 


2. The United Kingdom or United Kingdom entities shall be eligible under the conditions laid 


down in Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme rules], with regard to Union award 


procedures, which implement the budgetary commitments of the programmes and activities or parts 


                                                           
4 [insert OJ reference] 
5 [insert OJ reference] 
6 [insert OJ reference] 
7 [insert OJ reference] 
8 [insert OJ reference] (as amended) 







 


 


thereof, referred to in Article 1 [Scope of United Kingdom’s participation] within the time limits set 


out in the first paragraph of this Article.  


 


3. This Protocol shall be extended and apply for the period 2026-2027 under the same terms 


and conditions to the successor of the Research and Training Programme of the European Atomic 


Energy Community, Euratom (“Euratom Programme”), unless within 3 months of the publication in 


the Official Journal of the European Union of that successor programme either Party notifies its 


decision not to extend this Protocol to that successor programme. In case of such a notification, this 


Protocol shall not apply as of 1 January 2026 in respect of the successor to the Euratom Programme. 


This shall be without prejudice to the participation of the United Kingdom in other Union 


programmes and activities, or parts thereof. 


 


 


Article 3: Specific terms and conditions of participation in the Space Programme 


1. Subject to the provisions of the Trade and Cooperation Agreement between the European 


Union and the United Kingdom and in particular of Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme 


rules], the United Kingdom shall participate in the Copernicus component of the Space programme 


and benefit from Copernicus services and products in the same way as other participating countries9.  


  


2. The United Kingdom shall have full access to the Copernicus Emergency Management 


Service. The modalities of activation and use shall be subject to a specific agreement. 


 


Detailed rules for the access to such services shall be laid down in the respective agreement including 


in relation to the specific operation of Articles UNPRO.3.1(4), UNPRO.3.2(4) and UNPRO.3.3(5). 


 


3. The United Kingdom shall have access as authorised user to the Copernicus Security Service 


components to the extent the cooperation between the parties in the relevant policy areas is agreed. 


The modalities of activation and use shall be subject to specific agreements. 


 


Detailed rules for the access to such services shall be laid down in the respective agreements 


including in relation to the specific operation of Articles UNPRO.3.1(4), UNPRO.3.2(4) and 


UNPRO.3.3(5). 


 


4. For the purposes of paragraph 3, negotiations between the United Kingdom or United 


Kingdom entities and the relevant Union body shall start as soon as possible after the participation of 


the United Kingdom in Copernicus has been established in this Protocol and in accordance with the 


provisions governing the access to such services.  


 


Should such an agreement be substantially delayed or prove impossible, the Specialised Committee 


on Participation on Union Programmes shall examine how to adjust the participation of the United 


Kingdom in Copernicus and its financing taking into account this situation. 


                                                           
9 References to “participating countries” to be finalised in line with terminology of basic acts 


when adopted 







 


 


 


5. Participation by the United Kingdom's representatives in the Security Accreditation Board 


meetings shall be governed by the rules and procedures for participating in this board taking into 


account the status of the United Kingdom as a third country. 


 


 


Article 4: Specific terms and conditions of participation in the Horizon Europe Programme 


1. Subject to Article 6, the United Kingdom shall participate as an associated country in all parts 


of the Horizon Europe programme as referred to in Article 4 of Regulation XXX implemented through 


the specific programme established by Decision XXX on establishing the specific programme 


implementing Horizon Europe – the Framework Programme for Research and Innovation and 


through a financial contribution to the European Institute of Innovation and Technology established 


by Regulation (EC) No 294/2008 of the European Parliament and of the Council of 11 March 2008. 


 


2. Subject to the provisions of the Trade and Cooperation Agreement between the European 


Union and the United Kingdom and in particular of Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme 


rules], United Kingdom entities may participate in direct actions of the Joint Research Centre (JRC) 


and in indirect actions under equivalent conditions as those applicable to Union entities. 


 


3. Where the Union adopts measures for the implementation of Articles 185 and 187 of the 


Treaty on the Functioning of the European Union, the United Kingdom and United Kingdom entities 


may participate in the legal structures created under those provisions, in conformity with the Union 


legal acts relating to the establishment of these legal structures. 


 


4. Regulation (EC) No 294/2008 of the European Parliament and of the Council of 11 March 


2008 establishing the European Institute of Innovation and Technology10, as amended, and Decision 


XXX on the Strategic Innovation Agenda of the European Institute of Innovation and Technology (EIT) 


2021-2027: Boosting the Innovation Talent and Capacity of Europe11, as amended, shall apply to 


participation of United Kingdom entities in Knowledge and Innovation Communities in conformity 


with Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme rules]. 


  


5. Where United Kingdom entities participate in direct actions of the Joint Research Centre, 


representatives of the United Kingdom shall have the right to participate as observers in the Board of 


Governors of the Joint Research Centre, without voting rights. Subject to that condition, such 


participation shall be governed by the same rules and procedures as those applicable to 


representatives of Member States, including speaking rights and procedures for receipt of 


information and documentation in relation to a point that concerns the United Kingdom. 


 


6. For the purposes of calculating the operational contribution pursuant to Article 


UNPRO.2.1(5) the initial commitment appropriations entered in the Union budget definitively 


adopted for the applicable year for financing Horizon Europe, including the support expenditure of 


the programme, shall be increased by the appropriations corresponding to external assigned revenue 
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under [Article XXX] of Council Regulation [XXX] establishing a European Union Recovery Instrument 


to support the recovery in the aftermath of the COVID-19 pandemic12. 


 


7. United Kingdom rights of representation and participation in the European Research Area 


Committee and its subgroups shall be those applicable to associated countries. 


 


8. The United Kingdom may participate in a European Research Infrastructure Consortium 


(‘ERIC’) in accordance with the legal acts establishing that ERIC and taking into account its 


participation in Horizon 2020 in accordance with the terms which apply to that participation 


immediately before this Protocol entered into force and its participation in Horizon Europe as 


established in this Protocol.  


 


 


Article 5: Modalities on the application of an automatic correction mechanism to the Horizon 


Europe Programme under Article UNPRO.2.2 [Programmes to which an automatic correction 


mechanism applies]  


1. Article UNPRO.2.2 [Programmes to which an automatic correction mechanism  applies] shall 


apply to the Horizon Europe programme. 


 


2. The following modalities shall apply: 


(a) for the purposes of calculating the automatic correction, ‘competitive grants’ means grants 


awarded through calls for proposals where the final beneficiaries can be identified at the time 


of the calculation of the automatic correction with the exception of financial support to third 


parties as defined in Article 204 of the Financial Regulation13 applicable to the general budget 


of the Union; 


(b) where a legal commitment is signed with a coordinator of a consortium, the amounts used to 


establish the initial amounts of the legal commitment referred to in the first paragraph of 


Article UNPRO.2.2 [Programmes to which an automatic correction mechanism applies] shall be 


the cumulative initial amounts allocated in the legal commitment to members of a consortium 


that are United Kingdom entities. 


(c) All amounts of legal commitments shall be established using the European Commission 


electronic system eCorda; 


                                                           
12  [OJ L …; COM(2020) 441] 
13  Regulation (EU, Euratom) 2018/1046 of the European Parliament and of the Council of 18 July 


2018 on the financial rules applicable to the general budget of the Union, amending Regulations 
(EU) No 1296/2013, (EU) No 1301/2013, (EU) No 1303/2013, (EU) No 1304/2013, (EU) No 
1309/2013, (EU) No 1316/2013, (EU) No 223/2014, (EU) No 283/2014, and Decision No 
541/2014/EU and repealing Regulation (EU, Euratom) No 966/2012 (OJ EU L 193, 30.7.2018, p. 
1). 







 


 


 (d) ‘Non-intervention costs’ means operational programme costs other than competitive grants, 


including support expenditure, programme-specific administration, other actions14; 


 (e) amounts allocated to international organisations as legal entities being the final beneficiary15 


shall be considered as non-intervention costs.   


 


3. The mechanism shall be applied as follows:  


 


(a) Automatic corrections for year N in relation to the execution of commitment appropriations 


for year N shall be applied based on data on year N and year N+1 from eCorda referred to in 


point (c) of paragraph 2 in year N+2 after any adjustments pursuant to Article UNPRO.2.1(8) 


have been applied to the United Kingdom’s contribution to Horizon Europe. The amount 


considered will be the amount of competitive grants for which the data is available. 


 


(b) The amount of the automatic correction shall be calculated by taking the difference between: 


 


(i) the total amount of these competitive grants apportioned to United Kingdom entities 


as commitments made on budget appropriations of year N; and  


(ii) the amount of the United Kingdom adjusted contribution for year N multiplied by the 


ratio between:  


(A) the amount of competitive grants made on commitment appropriations of 


year N for this programme, and  


(B) the total of all the legal commitments made on commitment appropriations 


of year N, including support expenditure.  


Where any adjustment for situations where United Kingdom entities are excluded, is made, 


pursuant to the application of Article UNPRO.2.1(8), the corresponding competitive grant 


amounts shall not be included in the calculation.  


 


  


                                                           
14  “Other actions” might include prizes, financial instruments, provision of technical/scientific 


services by JRC, Subscriptions (OECD, Eureka, IPEEC, IEA, …), delegation agreements, Experts 
(evaluators, monitoring of projects). 


15  International organisations would only be considered as non-intervention costs if they are final 
beneficiaries. This will not apply where an international organization is a coordinator of a project 
(distributing funds to other coordinators) 







 


 


Article 6: Exclusion from the European Innovation Council Fund 


1. The United Kingdom and United Kingdom entities shall not participate in the European 


Innovation Council (EIC) Fund established under Horizon Europe. The EIC Fund is the financial 


instrument which is the part of the EIC Accelerator of Horizon Europe that provides investment 


through equity or other repayable form16. 


 


2. As from 2021, and until 2027, each year, the contribution of the United Kingdom to Horizon 


Europe shall be adjusted by an amount obtained by multiplying the estimated amounts to be 


allocated to beneficiaries of the EIC Fund established under the programme, excluding the amount 


stemming from repayments and reflows, by the contribution key as defined in Article UNPRO.2.1(6). 


 


3. Following any year N in which an adjustment has been made under paragraph 2, the United 


Kingdom’s contribution shall in subsequent years be adjusted upwards or downwards, by multiplying 


the difference between the estimated amount allocated to beneficiaries of the EIC Fund, as referred 


in Article 6(2), and the amount allocated to beneficiaries of the EIC Fund in year N, by the 


contribution key, as defined in Article UNPRO 2.1(6). 


 


 


Article 7: Specific terms and conditions of participation in the Euratom Programme 


1. The United Kingdom shall participate as an associated country in all parts of the Euratom 


Programme. 


 


2. Subject to the provisions of the Trade and Cooperation Agreement between the European 


Union and the United Kingdom and in particular of Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme 


rules], United Kingdom entities may participate in all aspects of the Euratom Programme under 


equivalent conditions as those applicable to Euratom legal entities. 


 


3. United Kingdom entities may participate in direct actions of the JRC in accordance with 


Article 4(2) of this Protocol. 


 


 


 


  


                                                           
16  This definition shall be replaced by the definition from a legislative act with a reference in a 


footnote to this legislative act in the final version of the protocol (last definition of the EIC Fund 
in Horizon 2020 is decision C(2020) 4001 of the Commission amending decision C(2019) 5323). 
In case there is no definition available in relation with Horizon Europe when the protocol is 
finalised, the definition might have to be revisited. 







 


 


Article 8:  Specific terms and conditions for participation in activities of the European Joint 


Undertaking for ITER and the Development of Fusion Energy, the ITER Agreement and the Broader 


Approach Agreement 


1. The United Kingdom shall participate as a member of the Joint Undertaking for ITER and the 


development of Fusion Energy (F4E) in accordance with the F4E Council Decision, and its Statutes 


attached to it (the ‘F4E Statutes’), as last amended or to be amended in the future, contributing to 


the future scientific and technological cooperation in the field of controlled nuclear fusion through 


the United Kingdom’s association to the Euratom Programme. 


 


2. Subject to the provisions of the Trade and Cooperation Agreement between the European 


Union and the United Kingdom and in particular of Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme 


rules], United Kingdom entities may participate in all the activities of F4E under the same conditions 


as those applicable to Euratom legal entities. 


 


3. Representatives of the United Kingdom shall participate in the meetings of the F4E in 


accordance with the F4E Statutes. 


 


4. In accordance with Article 7 of the F4E Council Decision, the United Kingdom shall apply the 


Protocol on the Privileges and Immunities of the European Communities to the Joint Undertaking, its 


Director and staff in connection with their activities pursuant to the F4E Council Decision. In 


accordance with Article 8 of the F4E Council Decision, the United Kingdom shall also confer all the 


advantages provided for in Annex III to the Euratom Treaty on the F4E Joint Undertaking within the 


scope of its official activities. 


 


5. The Parties agree that: 


(a) The Agreement on the Establishment of the ITER International Fusion Energy Organization for 


the joint implementation of the ITER project (ITER-Agreement) shall apply to the territory of 


the United Kingdom, and for the purposes of the application of this Article, this Protocol shall 


be considered as a relevant agreement for the purposes of  Article 21 of the ITER-Agreement; 


 


(b) The Agreement on the Privileges and Immunities of the ITER International Fusion Energy 


Organization for the Joint Implementation of the ITER Project (Agreement on the Privileges 


and Immunities) shall apply to the territory of the United Kingdom, and for the purposes of the 


application of this Article, this Protocol shall be considered as a relevant agreement for the 


purposes of Article 24 of the Agreement on the Privileges and Immunities; and 


 


(c) The Agreement between Euratom and the Government of Japan for the joint implementation 


of the Broader Approach Activities in the field of fusion energy research (Broader Approach 


Agreement) shall apply to the territory of the United Kingdom, in particular the privileges and 


immunities under Articles 13 and 14.5, and for the purposes of the application of this Article, 


this Protocol shall be considered as a relevant agreement for the purposes of Article 26 of the 


Broader Approach Agreement. 


 


6. The United Kingdom shall be informed by Euratom if the ITER Agreement, the Broader 


Approach Agreement or the Agreement on the Privileges and Immunities are to be amended. Any 


amendment that would affect the United Kingdom’s rights or obligations shall in this respect be 


discussed in the Specialised Committee on Participation in Union Programmes with a view to adjust 







 


 


the participation of the United Kingdom to the new situation. Any amendment that would affect the 


United Kingdom’s rights and obligations requires the United Kingdom’s formal agreement before 


taking effect in respect of the United Kingdom. 


7. Euratom and the United Kingdom may agree in a specific agreement that legal entities 


established in the Union may be eligible to participate in United Kingdom activities related to the 


activities carried out by F4E. 


 


 


Article 9: Reciprocity 


For the purpose of this article "Union entity" means any type of entity, whether a natural person, 


legal person or another type of entity, who resides or which is established in the Union. 


Eligible Union entities may participate in programmes of the United Kingdom equivalent to those 


referred in points (b), (c) and (d) of Article 1 [Scope of the United Kingdom’s participation] of this 


Protocol in accordance with United Kingdom law and rules. 


 


 


Article 10: Intellectual property 


For the programmes and activities listed in Article 1 [Scope of the United Kingdom’s participation] 


and subject to the provisions of the Trade and Cooperation Agreement between the European Union 


and the United Kingdom and in particular of Article UNPRO.1.4 [Compliance with programme rules], 


United Kingdom entities participating in programmes covered by this Protocol shall, as regards 


ownership, exploitation and dissemination of information and intellectual property arising from such 


participation, have equivalent rights and obligations as entities established in the Union participating 


in the programmes and activities in question. This provision shall not apply to the results obtained 


from projects started before the application of this Protocol. 


 







 


 


DRAFT PROTOCOL II 


on access of the United Kingdom to services established under certain Union programmes and 
activities in which the United Kingdom does not participate 


 


Article:1 Scope of the access 


The United Kingdom shall have access to the following services under the terms and conditions 
established in the Trade and Cooperation Agreement between the European Union and the United 
Kingdom, the basic acts and any other rules pertaining to the implementation of the relevant Union 
programmes and activities:  


(a) Space Surveillance and Tracking (SST) Services as defined in Article 54 of Regulation XXX17 [the 
Space Regulation]. 


 


Pending the entry into force of the implementing acts setting the third country conditions to the 
three publicly available SST services, SST services as referred to in Article 5.1 of Decision 
541/2014/EU shall be provided to the United Kingdom and public and private spacecraft owners and 
operators operating in or from the United Kingdom in accordance with Article 5.2 of this decision (or 
any legislation replacing it with or without modification). 


 


Article 2: Duration of the access 


The United Kingdom shall have access to the services referred to in Article 1 for their entire duration 
or for the entire duration of the multiannual financial framework 2021-2027, whichever is shorter. 


 


Article 3: Specific terms and conditions for access to SST services 


Access of the United Kingdom to publicly available SST services referred to in point (a), (b) and (c) of 
Article 54(1) of that Regulation shall be granted18 in accordance with Article 8(1) of Regulation XXX 
,upon request and subject to conditions applicable to third countries. 


Access of the United Kingdom to SST services referred to in point (d) of Article 54(1) of the basic act 
shall, when available19, be subject to conditions applicable to third countries. 


                                                           
17  Regulation XXX of the European Parliament and of the Council establishing the space 


programme of the Union and the European Union Agency for the Space Programme and 
repealing Regulations (EU) No 912/2010, (EU) No 1285/2013, (EU) No 377/2014 and Decision 
541/2014/EU[COM/2018/447 final] [OJ L …]. 


18  This is subject to the final condition of the basic act and provided that both Parties agree on 
the condition for the provision of the SST service. 
19  This is subject to the final condition of the basic act and provided that both Parties agree on 
the condition for the provision of the SST service. 







 


 


DECLARATION ON THE ADOPTION OF ADEQUACY DECISIONS WITH RESPECT TO THE UNITED 
KINGDOM  


The Parties take note of the European Commission’s intention to promptly launch the procedure for 
the adoption of adequacy decisions with respect to the UK under the General Data Protection 
Regulation and the Law Enforcement Directive, and its intention to work closely to that end with the 
other bodies and institutions involved in the relevant decision-making procedure.  
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BREXIT: END OF TRANSITION PERIOD FAQs 


ON TAX AND CUSTOMS  
  


This document gives an overview of the impact that the UK’s withdrawal from the Single 


Market and EU Customs Union will have in the areas of taxation and customs, as of 1 


January 2021.   


  


These FAQs can serve as a first point of reference, providing general answers to the most 


common questions. For more detailed and precise information, however, you should 


contact your national authorities and/or refer to the detailed guidelines, which are 


available on a wide range of issues on the Commission’s website.   


  


Throughout this FAQ, the term ‘UK’ refers to the territory of the United Kingdom including 


Northern Ireland. The term Great Britain or ‘GB’ refers to the territory of the United 


Kingdom excluding Northern Ireland.  


  


A glossary of technical terms can be found at the end of this FAQ.   
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EU-UK TRADE  
  


1. I plan to begin or continue exporting to Great Britain (GB) after 1 January 2021. 


What general customs procedures will I have to carry out?    


As of 1 January 2021, customs formalities, like those applied on the movement of goods 


between the EU and any other third country, will apply to all goods being exported from an 


EU Member State to GB. There is no transition period for imports into the EU. Formalities 


and relevant controls may lead to longer delays at customs as of that date.  


EU companies can prepare and help to mitigate these delays by taking a number of steps:   


You should obtain an EORI number [see Question 7 below] if you do not have one already. 


You should also register in REX (see Question 28 below) in order to be able to make out a 


statement on the origin of your goods if you want your exports to benefit from duty free 


treatment.  


You will need to file customs declarations when exporting any goods to GB or when moving 


your goods through GB, as of 1 January 2021.   


In general, goods being moved from the EU to GB after the end of the transition period 


must also be covered by an exit summary declaration (EXS). This is required for security and 


safety purposes.   


The EXS declaration must be lodged within certain time limits, ahead of export, with the 


customs authority of the country where the export starts (or where the exporting company 


is established), depending on how the goods are transported.   


National authorities can help you access and complete export and EXS declarations and can 


advise on other procedures that you may need to fulfil.   



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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There will also be import procedures for goods entering GB, though the UK has announced 


that customs declarations can be presented for imports from the EU retrospectively during 


a transitional period which ends on 30 June 2021. Please consult the HMRC website for 


developments and procedures in the UK.  


2. I plan to begin or continue importing from GB after 1 January 2021. What general 


customs procedures will I have to carry out?   


If you wish to import from Great Britain after 1 January 2021, you should obtain an EORI 


number if you do not have one already [see Question 8 below].  


You must submit an electronic declaration to customs in the Member State into which you 


are importing, or appoint a customs broker to do it on your behalf.  


In general, goods entering the EU from GB after the end of the transition period must also 


be covered by an Entry Summary Declaration (ENS), which includes safety and security 


information.   


The ENS declaration must be lodged within certain time limits in advance of the arrival of 


the goods with the customs authority where the first arrival in the EU will take place.   


For more information on ENS and import procedures, see sections 5.1 and 6 in our guidance 


note.   


National authorities can help you to complete ENS declarations and advise on other 


procedures that you may need to fulfil.   


There will also be export procedures for moving the goods out of the UK. The HMRC website 


will keep you up to date with developments and procedures in the UK.  


3. Will my company have to pay import duties on goods I want to import from GB?    


  


The draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement provides for zero tariffs and zero 


quotas on all trade in goods originating in the EU or the UK, from 1 January 2021. The zero 



https://www.gov.uk/transition

https://www.gov.uk/transition

https://www.gov.uk/transition

https://ec.europa.eu/info/publications/customs-incl-preferential-origin-rules

https://ec.europa.eu/info/publications/customs-incl-preferential-origin-rules

https://ec.europa.eu/info/publications/customs-incl-preferential-origin-rules

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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tariff and zero quota provisions apply to all goods that comply with the appropriate rules 


of origin (see section on Preferential Treatment from p. 15 below).  


  


The provisions in the draft EU-UK agreement do not govern trade in goods between the EU 


and Northern Ireland, where the Protocol on Ireland and Northern will apply (see next 


section from p.9 below).  


  


4. Will my company have to pay VAT on goods I want to import from or export to GB?    


  


From 1 January 2021, imports of goods and subsequent supplies of goods from GB to an EU 


Member State will be subject to VAT in the Member State concerned, at the rate that 


applies to the same goods in that Member State.   


  


VAT will be payable to customs authorities at the time of importation, unless the Member 


State of importation allows import VAT to be included in your periodical VAT return.   


  


The taxable amount is based on the value for customs purposes plus the cost of other 


charges, taxes and duties incurred by the importation itself.  


  


Goods being exported to GB will generally be exempt from VAT, although you must be able 


to prove that the goods have left the EU. Member States generally base this proof on the 


exit certification given to the exporter by the customs office of export.  


  


A company established in GB carrying out taxable transactions in an EU Member State may 


be required to designate a tax representative as the person liable for payment of the VAT, 


in accordance with the EU VAT rules.   


  


See the Commission’s guidance for more information on VAT rules that apply to goods.   


  


  



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-goods_en.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-goods_en.pdf
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5. Will my company have to pay excise duty on excisable goods that I want to import 


from GB to an EU Member State?    


  


From 1 January 2021, excisable goods imported into the EU from GB will be subject to excise 


duties in the EU. The rates of duty are set by the country where the goods are imported, or 


where the goods will be consumed if the goods are moved from the place of importation 


under excise duty suspension (see below).  


  


Entry of excise goods into the EU from GB will be treated as an import. The company 


importing the goods may pay the excise duty immediately, store them in a tax warehouse 


or use EMCS for their onward movement to the final destination in the EU. For this last 


possibility, the appointment of a registered consignor is required.  


  


UK economic operators will no longer be able to use the EMCS system inside the EU.  


  


Transactions of excise goods between Northern Ireland and Great Britain will also be 


subject to EU rules for the import or export of excise goods. Northern Irish traders should 


use the EMCS and follow EU procedures when moving excise goods to/from EU member 


States.  


  


See the Commission’s guidance for full information on the rules for excise goods after the 


transition period.   


  


6. Will there be tariff quotas on goods traded between the EU and UK?   


  


The draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement provides for zero tariffs and zero 


quotas on all trade in goods originating in the EU or the UK, from 1 January 2021. The zero 


tariff and zero quota provisions apply to all goods that comply with the appropriate rules 


of origin.  


You can assess whether your product satisfies those requirements here.   



https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/excise-duties-alcohol-tobacco-energy/excise-movement-control-system_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/excise-duties-alcohol-tobacco-energy/excise-movement-control-system_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/excise-duties-alcohol-tobacco-energy/excise-movement-control-system_en

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/excise_rev1_final.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/excise_rev1_final.pdf
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7. I want to trade with GB after 1 January 2021 and need to get an EORI number. 


What do I do?   


As of 1 January 2021, EU businesses and UK businesses established in the EU, that wish to 


import from or export to GB, need to ensure they have an EU Economic Operators 


Registration and Identification (EORI) number in order to complete customs formalities.   


EORI numbers previously issued in the UK will not be recognised in the EU after the 


transition period.    


EORI numbers are given out by national authorities (full contact list is available here).   


Businesses should complete this step as soon as possible. If your company is not established 


in an EU Member State, you can still get an EORI number from the EU Member State where 


you will first perform customs formalities. Nevertheless, for certain customs formalities 


(e.g. lodging an import customs declaration) you need to be established in the EU. In such 


cases you must appoint a representative who can carry out the formalities on your behalf.  


Businesses can hold only one valid EORI number at the same time. Businesses with a UK 


EORI number may apply for a new EU EORI number, which would be valid as of 1 January 


2021.   


8. My EORI number was issued by the UK. Can I still continue to use it when trading 


with EU Member States?   


  


EORI numbers issued by the United Kingdom1 will no longer be valid in the EU from 1 


January 2021.   


  


Non-EU businesses and traders established in the EU and that wish to continue trading with 


the EU need to register with the EU customs authorities and apply for an EORI number, in 


order to complete the necessary customs formalities. You should register with the 


                                                
1 Except XI EORI numbers issued for Northern Ireland (see next question below).   



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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competent authorities of the EU Member State where your company has a permanent 


establishment (contact list is available here).   


  


If your company is not established in an EU Member State, you must either register in the 


first Member State where you lodge a declaration or apply for a decision, or you must 


appoint a customs representative to carry out the formalities on your behalf.  


   


Businesses are encouraged to apply to the relevant customs authorities for the EU EORI 


number as early as possible. This will speed up the process to receive an EU EORI from 1 


January 2021.   


  


9. Which geonomenclature codes should I use when importing or exporting to and 


from Great Britain (GB) and Northern Ireland, respectively?     


Geonomenclature codes are country codes used for the registration and identification of 


traders, as well as for customs declarations, notifications and proof of the customs status 


of Union goods.   


As of 1 January 2021:  


• The geonomenclature code to be used in the context of Great Britain (UK excluding 


Northern Ireland) will be GB  


  


• The geonomenclature code to be used in the context of Northern Ireland will be XI  


  


Full guidance on the future use of these codes following the end of the transition period is 


available here.   


  


10. Will my Authorised Economic Operator (AEO) status be recognised in the UK from 


1 January 2021?  


  


Yes. The EU and the UK have agreed to recognise each other’s ‘Authorised Economic 


Operators’ (AEO) programmes, enabling trusted traders to enjoy certain customs 



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/use_of_gb_and_xi_codes_guidance.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/use_of_gb_and_xi_codes_guidance.pdf
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simplifications and/or facilitations related to security and safety in their customs 


operations with the customs authorities of the other Party.  


  


Northern Ireland traders may continue to apply for AEO status through the UK authorities.  


  


11. I am a ferry operator that transports goods exported from the EU to GB. What 


new rules apply from the end of the transition period?   


  


Ferry operators carrying goods to Great Britain will have to electronically submit an Exit 


Summary Declaration (EXS), including Safety and Security (S&S) information, for all the 


goods they are carrying, in advance of departure, unless the S&S has already been 


submitted with the export customs declaration.   


  


You can find more information through your national authorities. The HMRC website should 


keep you up to date with developments and procedures in the UK.  


  


12. I am a ferry operator that transports goods from UK for import into the EU. What 


new rules apply from the end of the transition period?   


  


From 1 January 2021, ferries carrying goods into the EU from third countries are obliged to 


electronically submit an Entry Summary Declaration (ENS), which includes a Safety and 


Security (S&S) information for all goods they are carrying, in advance of arrival in the EU.   


  


In addition, individual Member States may have other requirements or formalities that 


must be completed. You can find more information in our  and through your national 


authorities.   


  


13. I plan to begin or continue exporting to GB after 1 January 2021. What 


prohibitions and restrictions will apply?    


  


As of 1 January 2021, EU prohibitions and restrictions on the international movement of 


goods, such as on drug pre-cursors and firearms, will apply to goods imported from the UK 



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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to the EU, and vice versa. More details on prohibited and restricted goods are available 


here.  


  


14. What formalities do I need to fulfil to import agri-food products from GB into an 


EU Member State?  


  


All consignments of agri-food products will have to be accompanied by health certificates. 


They will also have to undergo sanitary and phytosanitary controls at Border Inspection 


Posts on import. Certain procedural simplifications will be available for pre-listed 


establishments, however. For more information, see the relevant guidance.  


  


EU-NORTHERN IRELAND TRADE  
  


15.  I am an EU business that wants to import or export goods directly from/to 


Northern Ireland (NI) to/from an EU Member State after 1 January 2021. Are 


there new procedures I need to undergo?    


  


No. From 1 January 2021, the Protocol on Ireland and Northern Ireland applies and EU rules 


for customs, VAT and excise duties continue to apply to all goods entering and leaving 


Northern Ireland from/to the EU.   


  


This means that the rules that apply to the movement of goods between two EU Member  


States will also apply to goods moving between Northern Ireland and an EU Member State, 


and vice versa.   


  


EU goods brought from an EU Member State to Northern Ireland, or vice versa, will be 


treated as an intra-Union transaction. There will be no customs formalities. EU VAT rules 


will also continue to apply for transactions in goods.   


  


These operations should be declared in the VIES (VAT Information Exchange System) listing.     


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/prohibition_restriction_list_customs_en.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/prohibition_restriction_list_customs_en.pdf
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https://europa.eu/youreurope/business/taxation/vat/check-vat-number-vies/index_en.htm

https://europa.eu/youreurope/business/taxation/vat/check-vat-number-vies/index_en.htm
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16.  I plan to begin or continue exporting from Northern Ireland after 1 January 2021. 


What general customs procedures will I have to carry out?    


  


From 1 January 2021, the Protocol on Ireland/Northern Ireland (the Protocol) applies. This 


means that EU rules for customs will continue to apply to all goods entering and leaving 


Northern Ireland. The purpose of the Protocol, which was agreed as part of the  


Withdrawal Agreement, is to avoid any customs checks and controls on the island of  


Ireland.   


  


There will therefore be no changes in tax and customs for EU businesses trading goods 


directly with Northern Ireland, as long as these goods stay within Northern Ireland or the 


EU.     


  


For customs, the Protocol means that:   


  


• There will be no customs formalities for goods moving between Northern Ireland and 


EU Member States.   


  


• EU customs formalities will apply to goods entering or leaving Northern Ireland 


to/from the rest of the world, including the UK. There are exceptions with regard to 


this for goods considered at ‘no risk of subsequently being moved into the Union‘, 


i.e. those that will not enter the EU Single Market.   


  


• Checks and controls will take place on food and live animals entering Northern 


Ireland from third countries, including the rest of the UK, to make sure they adhere 


to the EU’s sanitary and phytosanitary (SPS) requirements.  


  


• Checks and controls will also take place on goods subject to any other prohibitions 


and restrictions listed in the Protocol and on goods entering Northern Ireland from 


third countries, including the rest of the UK to make sure they comply with the 


relevant rules.  


  



https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/eu-uk-withdrawal-agreement/protocol-ireland-and-northern-ireland_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/eu-uk-withdrawal-agreement/protocol-ireland-and-northern-ireland_en
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17.  I plan to begin or continue exporting from Northern Ireland to an EU Member 


State after 1 January 2021. What VAT and excise rules apply?    


  


From 1 January 2021, the Protocol on Ireland/Northern Ireland applies. This means that EU 


rules for VAT and excise duties will continue to apply to all goods entering and leaving 


Northern Ireland.   


  


There will therefore be no changes in VAT and excise arrangements for EU businesses 


trading goods directly with Northern Ireland, so long as these goods stay within Northern 


Ireland or the EU.  Traders should be aware of the VAT and excise requirements for goods 


traded between Northern Ireland and Great Britain.    


  


For VAT, EU rules will continue to apply in Northern Ireland. Goods sold and transported 


to/from Northern Ireland to/from an EU Member State will be treated the same as goods 


traded cross-border within the EU. Northern Irish traders should use the new XI prefix to 


move goods to EU Member States.   


  


Goods entering or leaving Northern Ireland to/from a non-EU country, including the rest of 


the UK, are subject to EU VAT rules.   


  


Goods exported from Northern Ireland to the United Kingdom are exempt from VAT in the 


EU. The supplier of the exported goods must be able to prove that the goods have left 


Northern Ireland and the EU.   


  


For excise, EU rules will continue to apply in Northern Ireland. Excisable goods (such as 


tobacco products, alcoholic beverages etc) which are sold and transported to/from 


Northern Ireland to/from an EU Member State will be treated the same as goods traded 


cross-border within the EU.   


  


Northern Irish traders that wish to move excise goods between Northern Ireland and EU 


Member States must be registered and authorised in SEED and will receive a new SEED 


code beginning with ‘XI’. They should use the EU procedures and systems (notably EMCS) 



https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/eu-uk-withdrawal-agreement/protocol-ireland-and-northern-ireland_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/eu-uk-withdrawal-agreement/protocol-ireland-and-northern-ireland_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/use_of_gb_and_xi_codes_guidance.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/seed/seed_home.jsp

https://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/seed/seed_home.jsp

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/excise-duties-alcohol-tobacco-energy/excise-movement-control-system/emcs-how-it-works_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/excise-duties-alcohol-tobacco-energy/excise-movement-control-system/emcs-how-it-works_en





12  
  


to do so. The excise goods will be classified and taxed according to the specific EU rules on 


excise structure and rates.   


  


Goods entering or leaving Northern Ireland to/from the rest of the UK will be regarded as 


imports or exports under EU rules on excise, and will be subject to the relevant tariffs and 


procedures.   


  


18.  I want to export goods from the EU, via Northern Ireland to Great Britain. How 


do I show that I am eligible for the VAT exemption on goods exported to a third 


country?    


  


In order to benefit from the VAT exemption for goods exported to a third country, you must 


be able to prove that the goods have left the EU. Customs documentation, such as the exit 


certification, given to the exporter by the customs office of export can be used to prove 


eligibility for the VAT exemption.   


  


NORTHERN IRELAND-GREAT BRITAIN TRADE  
  


19. I am a Northern Irish business that receives/sends goods from/to GB. Will I be 


subject to any customs formalities for these goods?   


  


Yes. According to the Protocol on Ireland and Northern Ireland, Northern Ireland remains 


part of the customs territory of the EU and EU customs rules and procedures will continue 


to apply there. Great Britain will no longer belong to the customs territory of the EU from 


1 January 2021.   


  


This means that the customs formalities required for movements of goods between 


Northern Ireland and Great Britain are the same as those that apply to movements of goods 


to/from any EU Member State to a non-EU country. See question 2 above for more detail.   
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20. Will there be safety and security requirements for goods moving from Northern 


Ireland to Great Britain? In which system will they be processed?   


  


Yes. For movements of goods between Northern Ireland and GB, such as for goods subject 


to safety and security requirements, formalities will apply. These will be the same as those 


applied to goods moving from the EU to other third countries, as established under the 


Union Customs Code (UCC). For more information, see the Commission’s guidance note.   


  


21. When can goods that are imported to Northern Ireland from GB and other nonEU 


countries be considered as ‘no risk of subsequently being moved into the Union’, 


and therefore not subject to customs formalities?  


  


According to the Protocol, goods brought into Northern Ireland from GB by direct transport 


may be considered as ‘not at risk’ of subsequently moving into the EU when:  


  


• the duty payable on the goods under the Common Customs Tariff is equal to zero;  


• it can be proven that the risk of the goods being moved onwards to the EU is 


minimised. The principle way to ensure this is if the importer is recognised as a trader 


that sells only to end consumers in Northern Ireland, as part of the EU-UK ‘Trusted 


Traders Scheme’.   


  


Goods from other non-EU countries brought into Northern Ireland by direct transport can 


be considered as ‘not at risk’ when:  


  


• the duty payable according to the Union Common Customs Tariff is equal to or less 


than the duty payable according to the customs tariff of the UK or  


• the importer is part of the ‘Trusted Trader Scheme’ and is importing the good for sale 


to end consumers in Northern Ireland. In addition, the difference between the duty 


payable under the Union Common Customs Tariff and the duty payable according to 


the UK’s customs tariff must be lower than 3% of the customs value of the good.  


  


  



https://ec.europa.eu/info/publications/customs-incl-preferential-origin-rules

https://ec.europa.eu/info/publications/customs-incl-preferential-origin-rules
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22. How can businesses register for the “Trusted Trader Scheme”?   


  


Traders that want to use the trusted trader scheme must submit an application to the 


UK competent authorities and provide evidence that they comply with the requirements 


established in the Joint Committee Decision. Once verified and authorised by the UK 


authorities, traders must continue to comply with the conditions or risk that their 


authorisation be suspended or revoked.   


  


In view of the short preparation time, the agreement foresees the possibility to start the 


trusted trader regime based on provisional authorisations, granted under certain 


conditions. Traders can request a provisional authorisation during the first two months 


after the date of entry into force of the Joint Committee Decision.   


  


23. When can goods brought into Northern Ireland from GB be considered as not for 


commercial processing and therefore not subject to customs formalities?  


  


Goods brought into Northern Ireland may be considered as not for commercial processing 


when:   


• the importer had a total annual turnover of less than GB£ 500 000 in its most recent 


complete financial year; or   


• for some sectors, such as food, construction, health services, the not for profit sector 


and animal feed, when the further processing takes place in Northern Ireland and is 


for the sole purpose of the sale to an end-consumer or for consumption in NI or GB.   


    


24.  Can I make use of the inward processing customs procedure for goods 


imported to Northern Ireland from GB, which I intend to process in an EU 


Member State?   


 


Yes. In this scenario, the goods being brought into Northern Ireland may be placed under 


any special procedures set out in EU customs legislation, such as inward processing or 


customs warehousing. They can then be transported and processed in another Member 
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State, as long as this is allowed in the authorisation for inward processing granted by the 


competent customs authority. A trader established in an EU Member State can be the 


holder of the inward processing authorisation.    


You can seek a national inward processing authorisation from your national authorities.  


PREFERENTIAL TREATMENT  


25.  How can I ensure that goods that I am importing into the EU from the UK benefit 


from the tariff-free provisions in the draft EU-UK Agreement?   


  


The draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement provides for zero tariffs and zero 


quotas on all trade in goods originating in the EU or the UK, from 1 January 2021. The zero 


tariff and zero quota provisions apply to all goods that comply with the appropriate rules 


of origin.  


  


If you want the goods that you are importing to benefit from this duty-free treatment, you 


must make a claim for preferential treatment. The claim has to be based on a statement of 


origin, made out by the exporter, stating that the product qualifies for preferential 


treatment.   


  


It is up to the exporter to make sure that the conditions are met to issue a statement of 


origin and that the information provided is correct. EU importers have to keep the 


statement of origin and provide a copy to the EU customs authority if required. 


Alternatively, the importer can claim the preferential treatment based on his/her own 


knowledge, in line with the conditions set out in the draft EU-UK Agreement (Article 


ORIG.18), in case he already has the necessary information to prove that the product is 


originating.   


  


The draft EU-UK Agreement also contains a “non-alteration” provision (Article ORIG.16). 


This means that the manipulation (e.g. processing) of the goods in another third country 


must be very strictly limited, if the goods are to qualify for preferential treatment.  


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/draft-agreement_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/draft-agreement_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/draft-agreement_en

https://ec.europa.eu/info/european-union-and-united-kingdom-forging-new-partnership/future-partnership/draft-agreement_en
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Small consignments are exempted from the requirement to have a statement of origin. To 


qualify as a “small consignment”, the total value of the goods must not exceed EUR 500 for 


products sent in small packages or EUR 1 200 in the case of products within a traveller’s 


personal luggage.  


 


Please note that the agreement does not contain any derogation or transitional measure 


waiving the requirement to have the adequate documentation to prove origin and 


therefore benefit from preferential treatment. 


  


26. What information must be in the statement of origin of an UK exporter?  Do UK 


exporters need to have an EU Registered Exporter (REX) number?  


  


The draft EU-UK Agreement sets out the rules for statements on origin (Article ORIG.19) as 


well as the format for these statements on origin (Annex ORIG-4). A reference number by 


which the exporter is identified needs to be indicated in the statement on origin.   


  


For UK exporters, the number will be assigned according to UK rules, which should establish 


an identification number for their exporters. The UK will not use the REX system, and plans 


instead to use EORI registration numbers: please consult the UK national authorities for 


more information.   


  


27. If a statement of origin cannot be made on time, can it be made retrospectively?  


Yes. EU importers can introduce a retrospective claim for preferential treatment of goods 


imported from the UK, for up to three years after the date of importation. This also applies 


for EU exports to the UK. This provision is destined to provide for the reimbursement of 


duties already paid, but does not exempt the importer from having a statement of origin 


to be able to benefit from preferential treatment (unless the importer claims the 


preference on the basis of his own knowledge on the basis of relevant origin information 


already at his disposal).  
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28. How can I ensure that goods that I am exporting from the EU to the UK are not 


subject to custom duties in the UK?   


Under the draft EU-UK Agreement, goods of EU origin will benefit from tariff-free, quota- 


free access to the UK market.   


To benefit from this preferential treatment, you need to comply with the requirements 


established in the “Rules of Origin” chapter of the draft EU-UK Agreement.   


This means that:  


- The product that you are exporting needs to be originating in the EU i.e. the 


production process has to satisfy a list of requirements. You can assess whether your 


product satisfies those requirements here.   


- Your product has to be sent directly to the UK i.e. it has to respect the 


“nonalteration” rule.  


- The importer may require that you provide him with a statement on origin, proving 


that your product originates in the EU.   


- Your statement on origin should contain the information required under the draft 


EU-UK Agreement (Annex ORIG-4). This statement should appear on an invoice or on 


any other document that describes the product well enough for it to be identified.  


In order to make out a valid statement to export to the UK, you need to be registered in 


the EU Registered Exporter System (REX). To do this, you need to fill in an application form 


and return it to your competent national authorities, who will give you a registered 


exporter number and enter it into the REX system.  


For small consignments of less than EUR 6000, you do not need to be registered in REX.   


More information on the REX system can be found here.   


    


  



https://trade.ec.europa.eu/access-to-markets/en/content/presenting-rosa

https://trade.ec.europa.eu/access-to-markets/en/content/presenting-rosa

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/calculation-customs-duties/rules-origin/general-aspects-preferential-origin/arrangements-list/generalised-system-preferences/the_register_exporter_system_en#heading_2

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/calculation-customs-duties/rules-origin/general-aspects-preferential-origin/arrangements-list/generalised-system-preferences/the_register_exporter_system_en#heading_2
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29. I am an EU business, exporting goods to the UK. Can I issue a statement of origin 


if I do not have all the supplier’s declarations for the materials and components 


used to manufacture the product?   


Under EU customs rules, where a supplier provides an EU exporter with the information 


necessary to determine the originating status of goods, so that the EU exporter can issue a 


statement of origin, the supplier should make a supplier’s declaration. This is to ensure that 


exporters have the necessary information to determine the originating status of goods and, 


if relevant, make a statement of origin for preferential trade purposes.   


However, given the very late adoption and publication of the Agreement, suppliers may not 


be in a position to provide such a formal declaration before the draft EU-UK Agreement 


starts being applied on 1 January. To address this situation, the Commission has adopted 


transitory rules that will apply until the end of 2021. These allow an EU exporter to make 


out a statement on the basis of information already at his disposal even if he receives the 


formal supplier’s declarations only afterwards.   


The exporter is still responsible, however, for ensuring that the statement on origin and the 


information provided is correct. The exporter must also have all the relevant supplier’s 


declaration by 1 January 2022 at the latest, or else inform the importer that the statement 


on origin cannot be substantiated.   


30. I am an exporter of goods of EU origin. Will the UK’s withdrawal from the EU have 


any impact on my ability to access preferential treatment for my goods?   


  


Under the draft EU-UK Trade and Cooperation Agreement, EU and UK traders have to meet 


rules of origin comparable to those which the EU and the UK have with other trading 


partners.   


  


From 1 January 2021, traders will have to demonstrate the originating status of goods in 


order for them to benefit from preferential tariff treatment under the draft Agreement. 


Goods that do not meet the origin requirements contained in the draft Agreement will be 


liable for customs duties.   


    



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:32020R2254&from=EN
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Self-certification of the origin of the goods will be possible for trade between the EU and 


the UK, thereby making it easier for the trader to prove the origin of its products. In 


addition, the EU exporters will benefit from additional flexibility in collecting documentary 


evidence to prove origin during the first year, to allow their products  to benefit from the 


preferences despite the short timeline between the conclusion and application of the 


Agreement.  


  


EU exporters trading with the EU’s preferential partners other than the UK will also be 


affected. UK content (both material and processing operations) will become 


‘nonoriginating’ when determining the preferential origin of goods under EU trade 


preferential arrangements. Therefore goods produced in the EU with relevant UK content 


for the acquisition of the origin will not be considered as EU-originating. As such, it will not 


be able to benefit from the preferential trade arrangements that the EU has with other 


third countries. EU exports will need to reassess their supply chains if they wish to avoid 


this happening.    


  


To maintain their preferential origin status, goods traded under EU preferential 


arrangements other than the one with the UK, which transit through the UK, will also have 


to meet requirements related to direct transport/non-manipulation, which are contained 


in those EU preferential agreements.  


  


31.  Has the TARIC database been updated to reflect the draft EU-UK Agreement?   


  


Yes - the TARIC database has been updated. It indicates that, from 1 January 2021, goods 


originating in Great Britain (GB) can benefit from the preferential measures (0% tariffs), in 


line with the draft EU-UK Agreement.   


  


The code to be used for statements of origin is U116. For importer’s knowledge statements 


the code to be used is U117, while U118 should be used for statements on origin for 


multiple shipments of identical products. More information on TARIC can be found here.   


    
  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/taric/taric_consultation.jsp?Lang=en&SimDate=20201229.

https://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/taric/taric_consultation.jsp?Lang=en&SimDate=20201229.
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TRANSIT  
  


32.  I want to transport goods from Ireland to another EU Member State, transiting 


the UK. What rules and procedures apply for this transit?   


  


If you are moving goods from one EU Member state to another via Great Britain, the goods 


can be moved with a minimum of formalities under a customs transit procedure.   


  


The UK will be party to the Convention on a common transit procedure (CTC) as of 1 January 


2021. This means that the UK can use common transit and will continue to have access to 


the NCTS and other relevant IT systems.  


   


The transit declaration can thus be made electronically through the New Computerised 


Transit System (NCTS).   


  


A transit declaration comprising all security and safety data may also be used to comply 


with ENS declaration requirements, subject to certain time-limits.   


National authorities can help you to access and complete transit declarations.  


You can also apply for authorised consignor/consignee status with your national customs 


authorities.   


The UK and the EU are both parties of the TIR Convention. Thus you can also use the TIR 


transit procedure.  


 You can find more information on transit rules here.  


    


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/customs-procedures/what-is-customs-transit/common-union-transit_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/customs-procedures/what-is-customs-transit/common-union-transit_en
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33. Do goods moving from one EU Member State to another, in transit through Great 


Britain, need to make a customs declaration when re-entering the EU?   


  


No. However consignments that transit from one Member State to another through a third 


country require an ENS declaration when they are re-entering the Union. You can find more 


information on transit rules here.  


34. I am a company established in Northern Ireland. I want to export goods to an EU 


Member State, transiting through another Member State. What rules and 


procedures do I need to comply with?   


  


If you are based in Northern Ireland, there are no customs checks or formalities when 


exporting goods directly to an EU Member State, due to the Protocol on Ireland/Northern 


Ireland.    


    


If your goods are destined for an EU Member State but you intend to transit through the 


United Kingdom, they must travel under the Union transit procedure.  See question 32.  


  


35. I want to export excisable goods (alcohol, tobacco products, fuel) out of the EU 


to the UK. What excise rules and duties apply?   


  


From 1 January 2021, it will no longer be possible to export excise goods to the UK just using 


the EMCS system. The EU’s accompanying documents - Simplified Accompanying 


Document (SAD) and Electronic Accompanying Documents (EAD) – will no longer be 


accepted in Great Britain.  For the rules for the entry of excise goods in Great Britain, see 


the UK government’s website.  


  


Transactions of excise goods between Northern Ireland and Great Britain will also be 


subject to EU rules for the import or export of excise goods. Northern Irish traders should 


use the EMCS and follow EU procedures when moving excise goods to/from EU Member 


States.  


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/customs-procedures/what-is-customs-transit/common-union-transit_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/customs-procedures/what-is-customs-transit/common-union-transit_en

https://www.gov.uk/transition

https://www.gov.uk/transition





22  
  


See the Commission’s guidance for full information on the rules for excise goods after the 


transition period.   


GOODS MOVING AT END OF TRANSITION PERIOD  


 


36.  Will goods already on their way from the EU to the UK, or vice versa, before 


midnight on 31 December need to be declared to customs if they arrive at their 


final destination only after 1 January 2021?   


Union goods departing from an EU Member State before 31 December 2020 and arriving 


at their destination after 1 January 2020 can be considered as intra-EU goods for which no 


customs procedures applies.   


However, proof that the movement started before the end of the transition period, and 


proof that the goods are Union goods, must be given once they reach the EU-UK border 


point.   


Proof that the goods were dispatched before the end of the transition period can be 


provided by certain documents such as transport documents. The document must show 


the date when the movement of the goods in question started.  


Proof that the goods are Union goods can be provided by documents as set out in Article 


199 IA of the Union Customs Code.   


If the required proof cannot be supplied, the applicable customs duties, VAT and excise 


duties will have to be paid when the goods enter into free circulation in the EU.  


Section 5.3 of this Guidance Note details further aspects.  


Border controls will apply for animals and goods that fall under SPS requirements arriving 


into the EU from GB as of 1 January 2021 00:00 CET, regardless of the time of departure of 


the consignment.  


    



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/excise_rev1_final.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/excise_rev1_final.pdf

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:02015R2447-20200720&from=EN

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:02015R2447-20200720&from=EN

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/guidance-customs-procedures_en_0.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/guidance-customs-procedures_en_0.pdf
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VAT QUESTIONS  


37. Do I have to complete any formalities on my B2B VAT obligations regarding 


exports to Great Britain (GB) for 2020?    


  


From 1 January 2021, EU VAT rules will no longer apply in GB. This means that all 


movements of goods between the EU and GB will be considered as imports or exports and 


will be subject to customs formalities.  


  


EU and UK traders, however, will still be obliged to submit their intra-community 


statements (or EC sales lists) for the last tax period, ending on 31 December 2020.   


  


Different rules apply for trade in goods with Northern Ireland (see Question 16).  


  


38. Will I have to pay VAT and complete customs formalities when I buy online from 


businesses based in GB?   


  


From the end of the transition period, supplies and movements of goods between the EU 


and GB are subject to VAT rules on imports and exports. VAT will be due at import into the 


EU, at the same rate that applies to the same goods in the Member State concerned.  


  


Goods brought into the EU from the UK will be subject to customs formalities and may be 


subject to customs controls in accordance with EU customs rules.   


  


Online sales of goods to and from Northern Ireland will continue to be treated as EU 


supplies.   
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39. How can I request a VAT refund after 2020?    


  


Under the Withdrawal Agreement, VAT refund applications related to 2020, for VAT paid in 


the EU to a taxable person in the UK or vice versa, can be submitted in line with the usual 


procedure until 31 March 2021. Taxable persons established in the EU should aim to 


request their refunds from the UK as soon as possible, to allow them to be processed on 


time.   


  


After this date, taxable persons established outside the EU, including in GB, must submit 


their refund application directly to the Member State in question. Member States may 


require the third country taxable person to designate a tax representative in the EU in order 


to obtain the refund.   


  


For more information, see the Commission’s guidance note on VAT after the transition 


period.   


  


40. I am an EU business selling digital services to customers in the UK. Can I continue 


using the VAT Mini-One Stop Shop (MOSS) system to take care of my VAT 


obligations with the UK?   


  


No. After the end of the transition period, you will not be able to use the MOSS to report 


and pay VAT due in the UK. You will have to comply with the rules applicable in the UK, and 


may also have to register for VAT in the UK.  


  


After the transition period, suppliers established in the UK will have to switch to, and make 


use of the “non-Union scheme” in one EU Member State.  


  


To remain part of the scheme, UK suppliers who are registered in the UK’s “Union scheme” 


and also established in an EU Member State, should move their VAT MOSS registration to 


an EU Member State, as of 1 January 2021.  


  



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-goods_en.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-goods_en.pdf
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For more information, see the guidance note on VAT in services.   


  


41. I am an EU business providing services to UK partners or receiving services from 


GB partners. What are my VAT obligations?   


When services are sold between businesses, VAT is normally due in the Member State of 


the customer.  


This means that following the end of the transition period, the supply of services by a UK 


business to an EU business will, as a rule, be taxable in the Member State where the 


customer is established and the customer will be liable for that VAT.    


The supply of services by an EU business to a UK business will, as a rule, be considered as 


being situated outside the EU and therefore not taxable under EU VAT rules.  Services 


provided to a UK customer will be covered by UK domestic VAT rules.   


To understand more with regards to your specific situation as of 1 January 2021, please 


consult your national authorities.  


  


42. What is the CP42 procedure and when do I use it when importing goods from the 


UK to the EU?    


Customs Procedure 42 (CP42) is a simplification procedure that provides for a deferral of 


paying import VAT on goods cleared upon arrival into the EU. In this case VAT is paid in a 


Member State other than the one where the goods first entered the EU.   


It can be used when goods being imported from outside the EU (e.g. from GB) into an EU 


Member State are subsequently being sold on to a company in another EU Member State 


(i.e. an ‘intra-Community supply’).   


To use CP42 on importation, you must be able to provide the following information to the 


customs authorities:  


• your VAT identification number or the VAT identification number of this tax 


representative issued in the Member State of identification;   



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-services_en.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/vat-services_en.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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• the VAT identification number of the customer issued in another Member State or 


your own VAT identification number issued in the Member State in which the 


dispatch or transport of the goods ends; and   


• evidence that the imported goods are intended to be transported or dispatched from 


the Member State of importation to another Member State.   


Please note that the application of the customs procedure 42 and its requirements may 


vary according to the Member State of importation concerned. We therefore recommend 


you to get in touch with the customs authorities in the Member State of importation for 


further details.  


Imports into Northern Ireland can still benefit from the CP42 procedure if followed by an 


intra-Community supply.  


  


MOVEMENTS OF PERSONAL GOODS  


  


43.  I want to move residence from UK to an EU Member State after January 2021. 


Will my personal belongings be subject to customs formalities and VAT?    


  


Personal property of people that are moving residence to the EU from a third country is 


generally entitled to VAT and customs duty relief, subject to certain conditions.   


  


Normally, this relief only applies to people who have lived outside the EU for more than 12 


months, but national authorities may make exceptions in certain cases.   


  


Other categories, such as goods imported for a marriage, due to an inheritance or gifts sent 


between two private persons (for non-commercial use), are also entitled to VAT and 


customs duty relief, subject to conditions.   


  


You will need to provide proof to the customs authorities that the goods fulfil the conditions 


for the VAT exemption.   



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en





27  
  


  


Alcoholic products or tobacco products, which are part of your personal property are not 


entitled to VAT or excise duty relief, other than the normal duty free allowances available 


to travellers.   


  


Please see our website for more information on VAT relief and duty relief, or contact your 


national authorities.   


  


44. Do I have to pay VAT on goods that I bring into the EU from Great Britain in my 


personal luggage?   


  


Goods contained in the personal luggage of travellers coming from Great Britain will not be 


charged VAT, so long as they are solely for personal consumption.   


  


Alcoholic products or tobacco products are subject to the normal duty free allowances 


available for travellers.   


   


45. Do I have to pay VAT and complete customs formalities if I buy goods online from 


Great Britain for personal use?   


  


Yes. From the 1 January 2021, goods bought for personal use from a GB business online will 


be subject to customs formalities, including the relevant taxes where applicable.   


  


Excise duty will be due on alcohol and tobacco products from GB and must be paid before 


the goods will be released.  


  


As regards VAT,   


  


 Until 30 June 2021, only goods entering the EU from a third country with a 


customs value of EUR 22 or more are subject to VAT.  


 From 1 July 2021, VAT will be due on all third country (including GB) 


consignments into the EU, regardless of their value.  


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/eu-vat-rules-topic/exemptions/other-exemptions_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/vat/eu-vat-rules-topic/exemptions/other-exemptions_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/calculation-customs-duties/what-is-common-customs-tariff/duty-relief_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/business/calculation-customs-duties/what-is-common-customs-tariff/duty-relief_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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Sometimes online businesses, postal operators and/or courier services take care of the 


administration related to the VAT and duties due on non-EU goods entering the EU. Read 


the terms and conditions and delivery information carefully when buying online from the 


UK.   


  


For more information, and contact your national authorities.   


  


46. I own a recreational boat, which I bought in France and keep it in a UK port. Will 


I need to follow any customs formalities after the end of the transition period?    


  


If your recreational boat was imported into the EU or manufactured in the EU, it will be 


considered as having Union goods status. From 1 January 2021, Union goods in the customs 


territory of the UK will lose their Union status and will become UK goods.    


  


If, on 1 January 2021, your boat is located in an EU port or sails in EU territorial waters, it 


will keep its Union status. However, if at that time your boat is located in the UK, its status 


will be that of a third-country boat when arriving in the territorial waters of the Union. This 


means that it will be treated as non-Union goods and will be subject to the same customs 


controls as boats coming from a third country.  


  


If your boat is brought back to the EU and fulfils the conditions to be considered as a 


returned goods, then it can be declared to customs as such. Otherwise, it can be declared 


for temporary admission as a non-Union goods. In both cases, the declaration can be done 


by the sole act of crossing the frontier.  


  


47. I own a boat which will be kept in the UK. Will I be able to bring it to EU waters 


from the UK for competitions or holidays, without completing customs 


formalities, or incurring VAT or other charges?    


  


A boat or plane for private use can be temporarily brought into the EU from a third country 


without paying VAT or other charges, through a temporary admission procedure.   


  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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The boat or aircraft must be registered outside the EU and owned by a person established 


outside the EU, to benefit from this procedure with total relief from import duty. They must 


leave the EU again within set time limits: 6 months for an aircraft and 18 months for a 


boat/sea vessel.   


  


48. I own a UK registered car, but want to move it to the EU and re-register it in a 


Member State. Will I have to complete customs formalities and pay taxes in the 


EU?   


  


Vehicles for private/personal use may benefit from an exemption from VAT if brought into 


the EU from a third country. Certain conditions apply, including a minimum period in which 


you must have owned the vehicle.  You will need to provide documentation showing, 


amongst other things, that the vehicle was paid for, taxed and registered abroad.   


  


For more information on the procedure to be granted this relief, contact your national 


authorities  


  


49. I want to import a second hand car from the UK after 1 January 2021. Will I have 


to undergo customs clearance and pay taxes?   


  


Goods imported directly from Northern Ireland will not be subject to taxes and customs 


formalities, in line with the Protocol on Ireland and Northern Ireland.   


  


Goods imported into the EU from GB after 1 January 2021 will be subject to VAT and 


customs formalities, like goods imported from any other third country. These formalities 


apply whether or not the goods are second hand.   


  


Cars and other vehicles imported into the EU from GB will need to be registered in the EU 


Member State of destination within a set time limit and a vehicle registration tax may be 


due.  


  


50. I want to carry a cultural good into the UK? Do I need to fulfil certain conditions? 


   



https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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Under EU law, an export licence is needed if you want to export certain cultural goods such 


as:  


  


• furniture more than 50 years old or   


• books more than 100 years old and with a value of more than EUR 50 000 or  


• printed maps more than 200 years old and with a value of more than EUR 15 000.   


  


As of 1 January 2021, these obligations apply in relation to travel between the EU and GB. 


This requirement also applies to individual travellers.  


  


51. I am travelling from an EU Member State to GB carrying EUR 10 000 or more in 


cash (or its equivalent in other currencies). Do I have to declare this when leaving 


the EU?    


  


Under EU law, anyone entering or leaving the EU carrying EUR 10 000 or more in cash (or 


its equivalent in other currencies) or in bearer negotiable instruments must make a 


declaration to the customs authorities of the Member State through which they are 


entering or leaving the EU.   


  


As of 1 January 2021, this obligation applies also in relation to travel from the EU to GB and 


vice versa. Customs authorities may undertake controls on individuals, their baggage and 


their means of transport and may detain cash that has not been declared.  


  


As of 3 June 2021, travellers will also need to make a declaration when they enter or leave 


the EU carrying coins with gold content of at least 90% or bullion with a gold content of at 


least 99.5%, and of a value of EUR 10 000 or more.   
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52. What are the rules regarding the transport of food products for my own 


consumption into the EU or Northern Ireland from GB?   


  


From 1 January 2021, it is prohibited to introduce certain products of animal origin such as 


meat and milk (including, for example, ham and cheese), into the EU from GB. This 


prohibition includes carrying them for personal consumption in your luggage.  


  


These rules will also apply for movements between GB and NI.  


  


More information is available in the Commission’s guidance for travelling between the EU 


and the UK (Section 5.3)  


  


53. Can I bring plants into the EU from the UK?   


  


It is prohibited to introduce certain plants or plant products, such as seed potatoes or citrus 


plants, into the EU from third countries. Most other plants such as cut flowers and bulbs 


must be accompanied by a phytosanitary certificate.  


  


More information is available in the Commission’s guidance for travelling between the EU 


and the UK (Section 5.2).  


  


SPECIFIC CUSTOMS PROCEDURES  


  


54. What happens when a UK based supplier has safety stock stored in the EU and 


clients want to have it after 1 January 2021?   


  


If the safety stock is under customs warehousing procedure in the EU at the end of the 


transition period, it will be considered non-Union goods and the goods will be subject to 


EU customs rules and procedures.   



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/travelling_en_3.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/travelling_en_3.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/travelling_en_3.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/travelling_en_3.pdf
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More detailed information can be found in section 5 of the Commission’s guidance note.  


  


55. What rules apply to goods in temporary storage that arrived in the UK before 


the end of the transition period but are released after 1 January 2021?    


  


The temporary storage of goods in the UK may last for no longer than 90 days after the end 


of the transition period. During that time, the goods will be subject to EU customs rules and 


procedures, until the end of the temporary storage situation in the UK.  For more 


information on temporary storage, see section 5.2 in our guidance note.   


  


56. How do I treat empty returnable supplies being returned from GB to the EU?    


Empty returnable supplies returned from GB to the EU will be subject to customs 


formalities as of 1 January. They will not be subject to the obligation to lodge an ENS if they 


are not carried under a transport contract.  


Customs declarations for empty returnable supplies can be provided either orally or in 


written form, including when these supplies are being exported or re-exported to the UK.   


Further information on the rules for empty returnable supplies are available in this 


guidance note.   


That said, some Member States may take slightly different approaches. For this reason, it 


is important that you check with the Member State concerned.   


  


  



https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/guidance-customs-procedures_en_0.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/guidance-customs-procedures_en_0.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/guidance-customs-procedures_en_0.pdf

https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/brexit_files/info_site/guidance-customs-procedures_en_0.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/common_understanding_return-refill_containers.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/common_understanding_return-refill_containers.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en

https://ec.europa.eu/taxation_customs/national-contact-points-or-websites-dedicated-uk-withdrawal-related-information_en
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GLOSSARY   


  
Authorised Economic Operators (AEO)  
  
AEOs are traders who voluntarily meet a range of criteria and work in close cooperation with customs 


authorities to assure the common objective of supply chain security and are entitled to enjoy benefits 


throughout the EU. Any business established in the customs territory of the Union, who is part of the 


international supply chain and is involved in customs-related operations, may apply for the AEO status.  
  
Border Inspection Posts  
  
Border inspection posts are specific controls at the point of entry of imported live animals and animal 


products which present the highest level of risks as they can transmit serious human and animal diseases.   
  
Common Customs Tariff  


The 'Common Customs Tariff' (CCT) applies to the import of goods across the external borders of the EU. 


The tariff is common to all EU members, but the rates of duty differ from one kind of import to another 


depending on what they are and where they come from.   


Convention on a common transit procedure (CTC)  
  
The common transit procedure is used for the movement of goods between the EU Member States, the 


EFTA countries (Iceland, Norway, Liechtenstein and Switzerland), Turkey (since 1 December 2012), the 


Republic of North Macedonia (since 1 July 2015) and Serbia (since 1 February 2016).  The operation of the 


common transit procedure with the UK is ensured as the UK has deposited its instrument of accession on 


30 January 2019 with the Secretariat of the Council of the EU.  
  
Customs Procedure 42 (CP42)  
  
CP42 is a simplification procedure that provides for a deferral from paying import VAT on goods cleared 


upon arrival into the EU. It can be used when those goods are subsequently being sold on to a company 


in another EU Member State (i.e. an ‘intra-Community supply’).   
  
Customs warehousing  
  
Customs warehousing allows the owner of goods to hold imported non-Community goods in the 


Community and choose when he pays the duties or re-exports the goods. The amount of working or 


processing allowed on goods held in warehouses is limited to keeping them preserved with a view to 


subsequent distribution.  
  



https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/04-02-2019-convention-common-transit-procedure_en.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/04-02-2019-convention-common-transit-procedure_en.pdf

https://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/04-02-2019-convention-common-transit-procedure_en.pdf
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EMCS  
  
The Excise Movement and Control System (EMCS) is a computerised system for monitoring the movement 


of excise goods under duty suspension in the EU. It records, in real-time, the movement of alcohol, tobacco 


and energy products for which excise duties have still to be paid.   
  
EORI number  


Any economic operator established in the customs territory of the Union needs, for customs purposes, an 


Economic Operators Registration and Identification number (EORI), available from Member States’ 


authorities. Businesses and people wishing to trade must use the EORI number as an identification number 


in all customs procedures when exchanging information with Customs administrations.  


Electronic Accompanying Document (eAD)  


The eAD documents movements of excise goods at every stage under the EMCS. It contain information on 


the consignment and the planned movement within the EU.  


Excise duty  


Excise duties are indirect taxes on the sale or use of specific products, such as alcohol, tobacco and 


energy. The revenue from these excise duties goes entirely to the country to which they are paid.  


Inward processing  
  
Inward processing means that non-Union goods are imported in order to be used in the customs territory 


of the Union in one or more processing operations, for instance, for the purposes of manufacturing or 


repair. When imported, such goods are not subject to import duty, other taxes related to their import, 


such as VAT and/or excises, or commercial policy measures.  
  
New Computerised Transit System (NCTS)  
  
The NCTS is the digital system that must be used by operators for transit declarations concerning 


movements of goods within the EU.  
  
Preferential origin  
  
Preferential rules of origin determine whether goods qualify as originating from certain countries, for 


which special arrangements and agreements apply. Where all the requirements are met, goods with 
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preferential origin are eligible to be imported with lower duty rates or at zero rate, depending on the 


preferential tariff treatment provided for.  
  


    
Protocol on Ireland / Northern Ireland  
  
The Protocol on Ireland / Northern Ireland, now agreed by the EU and the UK, sets out the arrangements 


necessary to address the unique circumstances on the island of Ireland, to maintain the necessary 


conditions for continued North-South cooperation, to avoid a hard border and to protect the 1998 Good 


Friday Agreement in all its dimensions.  
  
Rules of Origin  
  
Rules of origin determine where goods originate for the purposes of customs, i.e. not where they have 


been shipped from, but where they have been produced or manufactured.   
  
Safety and Security (S&S) information  
  
Safety and Security (S&S) information must be included in customs declarations for goods being 


transported into the EU  
  
Sanitary and phytosanitary (SPS) requirements  
  
Sanitary and phytosanitary (SPS) measures are measures to protect humans, animals, and plants from 


diseases, pests, or contaminants. EU legislation lays down a detailed set of these rules to reduce or 


eliminate the possible risks of animal, plant and public health threats as well as animal and plant diseases 


being introduced into the EU by goods coming from non-EU countries.  
  
SEED  


SEED is a register of economic operators, part of which traders can consult online, to see whether a given 


excise number is valid and what categories of goods the operator in question is authorised to trade.  


Simplified Accompanying Document (SAD)  
  
The single administrative document (SAD) is a form used for customs declarations in the EU, Switzerland, 


Norway, Iceland, Turkey, the Republic of North Macedonia and Serbia. It is composed of a set of eight 


copies each with a different function. Using one single document reduces the administrative burden and 


increases the standardisation and harmonisation of data collected on trade.  
  
TARIC  



http://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/seed/seed_home.jsp?Lang=en

http://ec.europa.eu/taxation_customs/dds2/seed/seed_home.jsp?Lang=en

http://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/resources/documents/sad_text_en.xls

http://ec.europa.eu/taxation_customs/sites/taxation/files/resources/documents/sad_text_en.xls
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TARIC, the integrated Tariff of the EU, is a multilingual database with all measures relating to EU customs 


tariff, commercial and agricultural legislation. It is designed to show the various rules that apply to specific 


products when imported into the EU.  
  
Tariffs  
  
Customs duties on merchandise imports are called tariffs.  
  


  
Third country  
  
A third country is a country that is not a member of the EU.  
  
TIR Convention  
  
TIR stands for Transports Internationaux Routiers and is an international customs transit system used by 


over 50 countries. The TIR procedure enables goods to move under customs control across international 


borders without the payment of the duties and taxes that would normally be due at importation (or 


exportation). A condition of the TIR procedure is that the movement of the goods must include transport 


by road.  
  
Transit  
  
Transit is a customs facility available to operators who move goods across borders or territories without 


paying the charges due in principle when the goods enter (or leave) the territory thus requiring only one 


(final) customs formality.    
  
Union Customs Code (UCC)  
  
The UCC is the framework regulation for customs rules and procedures throughout the EU, adapted to 


modern trade realities and modern communication tools.  
  
Union goods  
  
Union goods are goods which have been released for free circulation in the EU.  
  
Value Added Tax (VAT)  
  



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:02015R2447-20200720&from=EN

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:02015R2447-20200720&from=EN
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Value Added Tax, or VAT, in the EU is a general, broadly based consumption tax assessed on the value 


added to goods and services. It applies more or less to all goods and services that are bought and sold for 


use or consumption in the European Union.  
  
VAT Mini-One Stop Shop  
  
The VAT Mini-One Stop Shop is an online portal which allows businesses supplying telecommunication 


services, television and radio broadcasting services and electronically supplied services to consumers in 


Member States in which they do not have an establishment to account for the VAT due on those supplies 


via a web-portal in their own Member State.  
  
VIES  
  
VIES is an EU level system which allows businesses to verify the validity of a VAT identification number 


issued by a Member State. The verification is done against the national VAT databases of the Member 


States themselves.  
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E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 19. März 2020 


Oberste Finanzbehörden  
der Länder  


 
BETREFF   Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des  Coronavirus  


(COVID-19/SARS-CoV-2)  


GZ IV A 3 - S 0336/19/10007 :002 
DOK 2020/0265898 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


In weiten Teilen des Bundesgebietes sind durch das Coronavirus beträchtliche wirtschaftliche 
Schäden entstanden oder diese werden noch entstehen. Es ist daher angezeigt, den 
Geschädigten durch steuerliche Maßnahmen zur Vermeidung unbilliger Härten entgegen-
zukommen. 


Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gilt daher im Hinblick auf 
Stundungs- und Vollstreckungsmaßnahmen sowie bei der Anpassung von Vorauszahlungen 
für Steuern, die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, 
Folgendes: 


1. Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich betroffenen Steuerpflichtigen 
können bis zum 31. Dezember 2020 unter Darlegung ihrer Verhältnisse Anträge auf 
Stundung der bis zu diesem Zeitpunkt bereits fälligen oder fällig werdenden Steuern, 
die von den Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, sowie 
Anträge auf Anpassung der Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaft-
steuer stellen. Diese Anträge sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen 
die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzelnen nachweisen können. Bei der 
Nachprüfung der Voraussetzungen für Stundungen sind keine strengen Anforderungen 
zu stellen. Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in der Regel verzichtet werden. 
§ 222 Satz 3 und 4 AO bleibt unberührt. 


www.bundesfinanzministerium.de 



mailto:poststelle@bmf.bund.de

http:www.bundesfinanzministerium.de





 
   


 
 


 
  


 


 
 


  
 


 
   


 
 


 
 


 
 


 


 


Seite 2 2. Anträge auf Stundung der nach dem 31. Dezember 2020 fälligen Steuern sowie Anträge 
auf Anpassung der Vorauszahlungen, die nur Zeiträume nach dem 31. Dezember 2020 
betreffen, sind besonders zu begründen. 


3. Wird dem Finanzamt aufgrund Mitteilung des Vollstreckungsschuldners oder auf 
andere Weise bekannt, dass der Vollstreckungsschuldner unmittelbar und nicht 
unerheblich betroffen ist, soll bis zum 31. Dezember 2020 von Vollstreckungsmaß-
nahmen bei allen rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Steuern 
im Sinne der Tz. 1 abgesehen werden. In den betreffenden Fällen sind die im Zeitraum 
ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Schreibens bis zum 31. Dezember 2020 
verwirkten Säumniszuschläge für diese Steuern zum 31. Dezember 2020 zu erlassen. 
Die Finanzämter können den Erlass durch Allgemeinverfügung (§ 118 Satz 2 AO) 
regeln. 


4. Für die mittelbar Betroffenen gelten die allgemeinen Grundsätze. 


Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 












Stand: 28. Dezember 2020 
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10. Wie können durch den „Lockdown“ verursachte Wertverluste bei nicht verkaufter Saisonware in 
der Steuerbilanz berücksichtigt werden? 5 


11. Ist eine Herabsetzung des Steuermessbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
möglich? 5 


12. An wen kann ich mich mit Fragen zu Anträgen auf Stundung, Herabsetzung von Vorauszahlungen, 
Fristverlängerungen oder zu Maßnahmen der Vollstreckung wenden? 5 


13. Wie sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Finanzämtern und im BZSt erreichbar? 6 


14. Verzögert sich die Bearbeitungsdauer von Vorgängen in den Finanzämtern, z. B. die Bearbeitung 
der Steuererklärungen? Werden Fälle, in denen mit einer Erstattung zu rechnen ist, vorrangig 
bearbeitet? 6 


15. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf das Vollstreckungsverfahren? 6 


III. Stundung 7 


1. Können Stundungsanträge formlos gestellt werden? 7 


2. Wie lange kann eine Stundung gewährt werden? 7 


3. Können auf Antrag bereits gezahlte Steuern rückwirkend gestundet und erstattet werden? 7 


4. Können Ansprüche, die aus geschätzten Besteuerungsgrundlagen resultieren, gestundet werden? 8 







Stand: 28. Dezember 2020 
II 


 
5. Müssen für Stundungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise Sicherheitsleistungen gestellt 
werden? 8 


6. Kann auch die Umsatzsteuer gestundet werden? 8 


7. Kann die Lohnsteuer gestundet werden? 8 


8. Fallen für den Zeitraum der Stundung aufgrund der Corona-Krise Stundungszinsen an? 8 


IV. Erlass von Steuern 8 


1. Können Steuern wegen der Betroffenheit von der Corona-Krise erlassen werden? 8 


2. Was ist bei Stundung und Erlass der Gewerbesteuer zu beachten? 8 


V. Außenprüfung 9 


1. Können Außenprüfungen weiterhin angeordnet und durchgeführt werden? 9 


2. Kann der Beginn einer bereits angeordneten Außenprüfung verschoben werden? 9 


3. Können laufende Außenprüfungen unterbrochen werden? 9 


4. Können Schlussbesprechungen auch ohne persönliche Anwesenheit stattfinden? 9 


VI. Lohnsteuer 9 


1. Wird die Lohnsteuer bei Arbeitnehmern im Fall von angeordneter Kurzarbeit automatisch an die 
Höhe des geminderten Gehalts angepasst? 9 


2. Sind das Kurzarbeitergeld und etwaige Arbeitgeberzuschüsse dazu steuerfrei? 9 


3. Kann ich als Arbeitgeber aufgrund der Corona-Krise eine Verlängerung der Frist für die Abgabe der 
monatlichen oder vierteljährlichen Lohnsteuer-Anmeldung beantragen? 10 


4. Kann bei Ärztinnen und Ärzten im Ruhestand oder auch Pflegerinnen und Pflegern im Ruhestand, 
die infolge der Corona-Krise für ein Gesundheitsamt oder ein staatliches oder gemeinnütziges 
Krankenhaus Patientinnen und Patienten versorgen, der sogenannte Übungsleiterfreibetrag in Anspruch 
genommen werden? 10 


5. Kann bei Ärztinnen und Ärzten oder Pflegerinnen und Pflegern, deren Beschäftigungsverhältnis zum 
Beispiel wegen einer Elternzeit oder eines unbezahlten Urlaubs ruht, die infolge der Corona-Krise für ein 
Gesundheitsamt oder ein staatliches oder steuerbegünstigtes Krankenhaus Patientinnen und Patienten 
versorgen, der sogenannte Übungsleiterfreibetrag in Anspruch genommen werden? 11 


6. Kann ich Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer geltend machen, wenn ich normalerweise 
einen Büroarbeitsplatz im Betrieb habe, nun aber coronabedingt zuhause arbeiten muss? 11 


7. Kann der Arbeitgeber außergewöhnliche Betreuungsleistungen, die aufgrund der Corona-Krise für 
pflegebedürftige Angehörige und Kinder entstehen, steuerfrei erstatten? 11 


8. Gibt es während der Corona-Krise Erleichterungen bei geringfügig entlohnten Beschäftigten 
(sogenannte Minijobs), um flexibel auf einen erhöhten Arbeitsanfall zu reagieren? 12 


9. Wie werden öffentliche Zuschüsse für die Unterbringung und Verpflegung ausländischer 
Grenzpendler, zum Beispiel polnischer Grenzpendler, die aufgrund von Grenzschließungen oder 
Quarantäneregeln nicht täglich nach Hause zurückkehren können, steuerlich behandelt? 12 
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10. Sind nach dem Auslandstätigkeitserlass (ATE) begünstigte Tätigkeiten eines Arbeitnehmers auch 
dann steuerfrei, wenn wegen der Corona-Krise eine im Ausland geplante Tätigkeit im Sinne des ATE nicht 
ausgeführt oder fortgesetzt werden kann? Wie wirkt es sich auf die Steuerfreiheit nach dem ATE aus, 
wenn die begünstigte Tätigkeit stattdessen im Inland ausgeführt oder fortgesetzt wird? 12 


11. Führt die Übernahme von Kosten für Covid-19-Tests durch den Arbeitgeber zu Arbeitslohn? 13 


VII. Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmer bis zu 1.500 Euro 13 


1. Kann jede Zahlung des Arbeitgebers in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 als Beihilfe 
und Unterstützung aufgrund der Corona-Krise angesehen werden? 13 


2. Können Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern sowohl in 2020 als auch im ersten Halbjahr 2021 einen 
steuerfreien Betrag von 1.500 Euro, insgesamt also 3.000 Euro, steuerfrei gewähren? 13 


3. Können Arbeitgeber vor der Corona-Krise übliche oder vereinbarte Sonderzahlungen in steuerfreie 
Leistungen nach dem § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes umwandeln? 14 


4. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn in tarifvertraglichen Vereinbarungen geregelt werden? 14 


5. Können Beträge auch dann steuerfrei gezahlt werden, wenn (gegebenenfalls ausschließlich) 
Kurzarbeitergeld im selben Lohnzahlungszeitraum / in einem vorangegangenen Lohnzahlungszeitraum 
seit 1. März 2020 gezahlt wurde und die Leistung nicht als "Aufstockung" des Kurzarbeitergelds 
bezeichnet wird, oder beispielsweise unterschiedslos allen Beschäftigten gewährt wird, von denen nur 
ein Teil Kurzarbeitergeld bezieht? 14 


6. Der Arbeitgeber leistet regelmäßig eine freiwillige Sonderzahlung oder eine freiwillige 
Erholungsbeihilfe. Im Jahr 2020 soll anstelle der freiwilligen Sonderzahlung / Erholungsbeihilfe eine 
Corona-Beihilfe gewährt werden. Ist diese steuerfrei? 15 


7. Sind Leistungen, die bereits vor dem 1. März 2020 vereinbart waren oder deren Zahlung vor dem 1. 
März 2020 beabsichtigt war, begünstigt? 15 


8. Gilt § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes für Arbeitnehmer öffentlich-rechtlicher 
Arbeitgeber in gleicher Weise wie für Arbeitnehmer privater Arbeitgeber? 16 


9. Fallen Leistungsprämien für im Jahr 2019 erbrachte Arbeitsleistungen in den Anwendungsbereich 
des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes? 16 


10. Können Arbeitgeber steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen 
Belastung durch die Corona-Krise an Arbeitnehmer leisten, denen im Gegenzug geleistete Überstunden 
gekürzt werden, auf die kein Auszahlungsanspruch besteht? 16 


11. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen auch an geringfügig entlohnte Beschäftigte 
(sogenannte Minijobber) geleistet werden? Ist eine Angemessenheitsprüfung vorzunehmen? 16 


12. Handelt es sich bei dem nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Betrag 
in Höhe von 1.500 Euro um einen Freibetrag oder um eine Freigrenze? 17 


13. Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer die Steuerfreiheit ebenfalls in Anspruch nehmen? 17 


14. Kann der steuerfreie Höchstbetrag von 1.500 Euro für jedes Dienstverhältnis gesondert 
ausgeschöpft werden oder ist ggf. zu prüfen, ob aus anderen Dienstverhältnissen bereits eine Zahlung 
geleistet wurde? 17 
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15. Kann die Steuerbefreiung bei zwei oder mehr aufeinander folgenden Dienstverhältnissen für 
jedes Dienstverhältnis in Anspruch genommen werden? 17 


16. Wegen der Corona-Krise wird das Dienstverhältnis aufgelöst. In der Auflösungsvereinbarung 
(Abfindungsvereinbarung) wird die Zahlung einer Corona-Beihilfe von 1.500 Euro vereinbart. Ist diese 
steuerfrei? 18 


17. Ist die steuerfreie Zahlung in Höhe von 1.500 Euro unschädlich für die Pauschalierung nach § 40a 
Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes? 18 


18. Wie ist der Zusammenhang zur Corona-Krise nachzuweisen beziehungsweise im Lohnkonto 
aufzuzeichnen? 18 


19. Ist die steuerfreie Beihilfe / Unterstützung in der Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen und in 
der Einkommensteuererklärung anzugeben? 18 


20. Unterliegen die steuerfreien Beihilfen und Unterstützungen dem Progressionsvorbehalt? 18 


21. Wie verhalten sich das BMF-Schreiben vom 9. April 2020 und § 3 Nummer 11a des 
Einkommensteuergesetzes zueinander? 18 


VIII. Grenzgänger 19 


1. Beschäftigte sollen derzeit möglichst von zuhause aus arbeiten. Welche steuerlichen Konsequenzen 
hat dies für Beschäftigte, die in einem Staat wohnen und normalerweise arbeitstäglich über die Grenze in 
einen anderen Staat pendeln, um dort ihrer Tätigkeit nachzugehen und im Anschluss an ihren Wohnsitz 
zurückkehren (sogenannte Grenzgänger)? 19 


IX. Betriebstätten 20 


1. Ergeben sich durch zeitliche Unterbrechungen von Bau- und Montagearbeiten für ausländische 
(Bau-) Unternehmen und deren Beschäftigte in Deutschland im Zuge der Corona-Krise steuerliche 
Konsequenzen, indem zum Beispiel aufgrund des Überschreitens der Betriebstättenbegründungsfrist von 
6 Monaten gem. § 12 der Abgabenordnung beziehungsweise der gegebenenfalls längeren Frist nach dem 
Betriebstättenartikel eines Doppelbesteuerungsabkommens eine inländische Betriebstätte mit der Folge 
steuerlicher Pflichten in Deutschland begründet wird? 20 


X. Maßnahmen im Gemeinnützigkeitssektor und für gesellschaftliches Engagement in der Corona-Krise 20 


1. Wie werden Spenden steuerlich berücksichtigt? Ändert sich wegen der Corona-Krise etwas an 
Abläufen, Verfahren und Nachweisen? 20 


2. Wie werden Sachspenden (zum Beispiel Atemschutzmasken) aus dem eigenen Unternehmen an 
Krankenhäuser oder Supermärkte zum Schutz der dort tätigen Angestellten steuerlich behandelt, wenn 
es sich um eine öffentlichkeitswirksame Spendenaktion (zum Beispiel durch Unterstützung des 
Bürgermeisters) handelt? 21 


3. Wie werden Spenden an einen – gegebenenfalls auch steuerbegünstigten - Geschäftspartner 
steuerlich behandelt? 21 


4. Hat die unentgeltliche Bereitstellung von medizinisch geschultem Personal sowie Material an 
Einrichtungen umsatzsteuerliche Konsequenzen, wenn diese einen unverzichtbaren Einsatz zur 
Bewältigung der Corona-Krise leisten? 21 
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5. Darf jede steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) 
unabhängig von ihrem eigentlichen Satzungszweck Spenden im Zusammenhang mit der Corona-Krise 
einwerben? 22 


6. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) 
außerhalb ihrer Satzungszwecke zur Bewältigung der Auswirkungen der Corona-Krise tätig werden (zum 
Beispiel durch Einkaufshilfen)? 22 


7. Wie sind entgeltliche Tätigkeiten steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemeinnütziger 
Vereine oder Stiftungen) zu behandeln, die im Zusammenhang mit der Corona-Krise ausgeübt werden?
 23 


8. Eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder eine Stiftung) hat 
Mittel aus Vorjahren angesammelt und kann diese nun aufgrund der Corona-Krise im Jahr 2020 oder im 
Jahr 2021 nicht ausgeben. Verliert sie nun die Gemeinnützigkeit? 23 


9. Dürfen Rücklagen steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemeinnütziger Vereine oder 
gemeinnützige Stiftungen), die nach § 62 der Abgabenordnung zu anderen Zwecken gebildet worden 
sind, aufgelöst werden, um eine aufgrund der Corona-Krise entstandene wirtschaftliche Notlage 
abzumildern? 24 


10. Darf eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder eine 
gemeinnützige Stiftung) ihrem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb mit gesammelten Spendengeldern oder 
Mitgliedsbeiträgen vorübergehend finanziell unter die Arme greifen? 24 


11. Darf der Übungsleiter (zum Beispiel Trainer eines Fußballvereins) einer steuerbegünstigten 
Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereines oder einer gemeinnützigen Stiftung), der 
aufgrund der Corona-Krise vorübergehend seiner Tätigkeit nicht nachkommen kann, weiterbezahlt 
werden, ohne dass die Gemeinnützigkeit der Körperschaft gefährdet wird? 24 


12. Ist die Steuerbegünstigung einer Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereins) 
gefährdet, wenn sie ihren Mitgliedern, die durch die Corona-Krise wirtschaftlich in Not geraten sind, für 
das Jahr 2020 oder 2021 bereits geleistete Beiträge zurückerstattet oder auf die Erhebung von Beiträgen 
für das laufende Jahr von diesen Mitgliedern verzichtet? Muss deswegen die Satzung oder 
Beitragsordnung der Körperschaft geändert werden? 24 


13. Ist es für steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) 
gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich, wenn sie ihren Beschäftigten das Kurzarbeitergeld aufstocken?
 25 


14. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) 
die von der Corona-Krise Betroffenen, wie zum Beispiel Künstler oder Solo-Selbständige, unterstützen? 25 


15. Viele Kultur- oder Sportveranstaltungen müssen wegen der Corona-Krise abgesagt und bereits 
bezahlte Ticketpreise erstattet werden. Besteht die Möglichkeit, dass steuerbegünstigte Körperschaften 
(zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) dem Ticketinhaber eine Zuwendungsbestätigung 
(Spendenquittung) ausstellen, wenn dieser auf die ihm zustehende Erstattung des Ticketpreises 
verzichtet? 26 


16. Ist es schädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn der Verein in 2020 Corona-bedingt nicht in der 
Lage war, seine satzungsmäßigen Zwecke zu verfolgen? 26 
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17. Ist die Absage oder Verschiebung der Mitgliederversammlung dem zuständigen Finanzamt zu 
melden? 27 


XI. Billigkeitsleistungen (Unterstützungsleistungen) aus den Corona-Hilfsprogrammen 27 


1. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie zum Beispiel Soforthilfen, 
Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder 
steuerpflichtig? 27 


2. Werden diese Unterstützungszahlungen bereits bei der Festsetzung der Ertragsteuer- 
Vorauszahlung berücksichtigt? 27 


3. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie Soforthilfen, 
Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder 
umsatzsteuerpflichtig? 27 


XII. Allgemeiner Hinweis 28 
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I. Einleitung 


Das Bundesministerium der Finanzen und die obersten Finanzbehörden der Länder haben verschie-
dene steuerliche Erleichterungen beschlossen, um die von der Corona-Krise unmittelbar und nicht 
unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen zu entlasten. Ziel ist es, die Liquidi-
tät bei Unternehmen zu verbessern, die durch die Corona-Krise in wirtschaftliche Schwierigkeiten ge-
raten sind. 


So wird für die Betroffenen die Möglichkeit eingeräumt, Steuerzahlungen in der Regel zinslos zu stun-
den. Dies verschafft den Steuerpflichtigen eine Zahlungspause gegenüber dem Finanzamt. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, die Vorauszahlungen zur Einkommen-, Körperschaft- und zur Gewer-
besteuer herabzusetzen. Ebenso können die Finanzämter die Sondervorauszahlung für die Dauerfrist-
verlängerung bei der Umsatzsteuer für das Jahr 2020 für krisenbetroffene Unternehmern herabset-
zen und erstatten. Neben diesen Maßnahmen soll bei den Betroffenen bis zum 30. Juni 2021 von der 
Vollstreckung rückständiger Steuerschulden abgesehen werden. Für die konkrete Inanspruchnahme 
der beschriebenen Steuererleichterungen setzen Sie sich bitte direkt mit Ihrem Finanzamt in Verbin-
dung. Geht es Ihnen um die Stundung der Gewerbesteuer, ist Ihr zuständiger Ansprechpartner die 
Gemeinde-/Stadtverwaltung, da dieser die Festsetzung und Erhebung der Steuern obliegt, in den 
Stadtstaaten ist Ihr zuständiges Finanzamt der richtige Ansprechpartner. Geht es um die Versiche-
rungsteuer oder das sogenannte Verfahren VAT on e-Services (besonderes Umsatzsteuerverfahren), 
sprechen Sie bitte das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) an. 


Die folgenden FAQ sollen Ihnen einen kurzen Überblick über die näheren Einzelheiten der entspre-
chenden Maßnahmen geben. Die Ausführungen gelten als allgemeine Hinweise im Umgang mit den 
sich aufdrängenden Fragestellungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise. Die Entscheidung im 
Einzelfall obliegt nach wie vor den Finanzämtern, den Kommunen beziehungsweise den weiteren An-
sprechpartnern. Bitte beachten Sie, dass das Dokument laufend an die aktuelle Situation und die sich 
ergebenden Fragestellungen angepasst wird. 


II. Allgemeine verfahrensrechtliche Fragen zu den Steuererleichterungen 


1. Überblick über die steuerlichen Erleichterungen in der Corona-Krise 


Steuerpflichtige, die durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht unerhebliche wirtschaftliche Schä-
den erleiden (im Folgenden von der Corona-Krise Betroffene), können 


• ab sofort, längstens bis zum 31. März 2021 Anträge auf eine - im Regelfall zinsfreie - Stundung 
von bereits fälligen oder bis zum 31. März 2021 fällig werdenden Steuern (Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag und Umsatzsteuer) stellen. Die Steuern 
können im vereinfachten Verfahren längstens bis zum 30. Juni 2021 gestundet werden. Hierbei 
werden keine strengen Anforderungen an die Darstellung der Voraussetzungen für die Gewäh-
rung einer Stundung gestellt, wenn ein Bezug zur Corona-Krise erkennbar ist. Bitte beachten 
Sie, dass die Antragstellung bei fällig werdenden Steuern erst nach deren Festsetzung möglich 
ist. Eine Verlängerung der Stundung im vereinfachten Verfahren über den 30. Juni 2021 hinaus 
ist nur in Zusammenhang mit einer angemessenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dau-
ernden Ratenzahlungsvereinbarung möglich. Ratenzahlungen, die über den 31. Dezember 
2021 hinausgehen, und Stundungen von Steuern, die nach dem 31. März 2021 fällig werden, 
sind von den Erleichterungen ausgenommen. Für diese gelten die allgemeinen Grundsätze und 
Nachweispflichten bei Stundungen. 
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• längstens bis zum 31. März 2021 vollstreckungsrechtliche Erleichterungen beantragen. Bei den 


von der Corona-Krise Betroffenen soll dann längstens bis zum 30. Juni 2021 von der Vollstre-
ckung rückständiger oder bis zum 31. März 2021 fällig werdender Steuern (Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatzsteuer) abge-
sehen werden (Vollstreckungsaufschub). In diesen Fällen können die zwischen dem 19. März 
2020 und längstens dem 30. Juni 2021 kraft Gesetzes verwirkten Säumniszuschläge erlassen 
werden. Eine Verlängerung des Vollstreckungsaufschubs über den 30. Juni 2021 hinaus (ein-
schließlich Erlass von Säumniszuschlägen) ist im vereinfachten Verfahren nur im Zusammen-
hang mit einer angemessenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dauernden Ratenzah-
lungsvereinbarung möglich. Ratenzahlungen, die über den 31. Dezember 2021 hinausgehen, 
sind von den Erleichterungen ausgenommen. 


• die Steuervorauszahlungen auf Antrag durch das Finanzamt herabsetzen lassen, wenn abseh-
bar ist, dass aufgrund sinkender Umsätze die Gewinne durch die Corona-Krise deutlich gerin-
ger ausfallen als bisher angenommen. Dies betrifft die Herabsetzung von Vorauszahlungen der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer (inkl. Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchen-
steuer) sowie die Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrags (für Zwecke der Gewerbe-
steuer-Vorauszahlung). Für die Herabsetzung von Vorauszahlungen ist grundsätzlich ein geson-
derter Antrag erforderlich, der entsprechend zu begründen ist. Bei im laufenden Jahr wieder 
steigenden Einkünften ist zu beachten, dass es hierdurch unter Umständen zu einer höheren 
Abschlusszahlung kommen kann. 


Hierfür können die von den Finanzverwaltungen der Länder bereitgestellten Vordrucke genutzt 
werden, die die Antragsbearbeitung erleichtern und somit auch beschleunigen. 


Darüber hinaus sollen die Finanzämter bis zum 31. Dezember 2021 bei Steuerpflichtigen, die unmit-
telbar und nicht unerheblich von der Corona-Krise negativ wirtschaftlich betroffen sind, von der Fest-
setzung nachträglicher Steuervorauszahlungen absehen. Ist die Entwicklung der Einkünfte im Jahr 
2021 jedoch positiver als erwartet, sollte der Steuerpflichtige dies dem Finanzamt mitteilen. In die-
sem Fall würden die Vorauszahlungen entsprechend angepasst werden. Dies vermeidet hohe Ab-
schlusszahlungen für den Veranlagungszeitraum 2021. 


2. Wann ist ein Steuerpflichtiger unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 
von der Corona-Krise betroffen? 


Aufgrund der aktuellen Entwicklung ist davon auszugehen, dass grundsätzlich sehr viele Branchen 
und Personen von den Auswirkungen der Corona-Krise nicht unerheblich negativ wirtschaftlich be-
troffen sind. Den Finanzbehörden reichen plausible Angaben des Steuerpflichtigen, dass die Corona-
Krise schwerwiegende negative Auswirkungen auf seine wirtschaftliche Situation hat. 


3. Gelten die Erleichterungen auch für Freiberufler und kommunale Unternehmen? 


Ja. Die Verwaltungsanweisungen sind nicht an bestimmte Adressatenkreise gerichtet und gelten 
grundsätzlich für alle Steuerpflichtigen. 


4. Können Anträge auf Herabsetzung von Vorauszahlungen formlos gestellt werden? 


Ja. Für den Antrag genügt grundsätzlich ein formloses Schreiben an Ihr Finanzamt (telefonisch kön-
nen keine Anträge gestellt werden). Um die Finanzbehörden zu unterstützen und die Antragsbearbei-
tung zu beschleunigen, übermitteln Sie bitte Ihren Antrag elektronisch über das Online-Finanzamt 
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Mein ELSTER. Im Antrag legen Sie bitte schlüssig dar, mit welchen Einbußen (Minderung der Ein-
künfte / des Gewinns) Sie aufgrund der Corona-Krise rechnen. 


Neben der Antragstellung über Mein ELSTER können auch die von den Landesfinanzbehörden entwi-
ckelten Antragshilfen genutzt werden, deren Verwendung die Antragsbearbeitung vereinfacht und 
somit auch beschleunigt. Diese finden Sie auf den jeweiligen Internetseiten der Finanzministerien der 
Länder. 


5. Besteht die Möglichkeit einer Fristverlängerung für die Abgabe von Steuererklärungen? 


Für Steuerpflichtige, die sich nicht von einem Steuerberater, Lohnsteuerhilfeverein oder einer ande-
ren zur Beratung befugten Person beraten lassen, endete die allgemeine gesetzliche Abgabefrist für 
Steuererklärungen für das Kalenderjahr 2019 am 31. Juli 2020, für nicht beratene Land- und Forst-
wirte mit vom Kalenderjahr abweichendem Wirtschaftsjahr endet sie am 31. Januar 2021. Sollten Sie 
aufgrund der Corona-Krise nicht in der Lage (gewesen) sein, diese Frist einzuhalten, wenden Sie sich 
bitte an Ihr zuständiges Finanzamt und bitten um eine Fristverlängerung. 


Steuerpflichtige, die einen Steuerberater, Lohnsteuerhilfeverein oder eine andere zur Beratung be-
fugte Person mit der Erstellung der Steuererklärungen beauftragt haben, haben die Steuererklärun-
gen für den Veranlagungszeitraum 2019 grundsätzlich bis Ende Februar 2021 abzugeben (beratene 
Land- und Forstwirte mit abweichendem Wirtschaftsjahr bis zum 31. Juli 2021). Die grundsätzlich 
Ende Februar 2021 ablaufende Abgabefrist für das Kalenderjahr 2019 wurde allgemein um einen Mo-
nat verlängert. Steuererklärungen können daher fristgerecht bis zum 31. März 2021 abgegeben wer-
den, ohne dass hierfür eine Fristverlängerung beantragt werden muss. Die Fristverlängerung gilt 
nicht für Steuererklärungen, die auf Grund einer gesonderten Anordnung („Vorabanforderung“) be-
reits zu einem früheren Termin abzugeben sind. Nach Plänen der Koalitionsfraktionen ist vorgesehen, 
die mit Ablauf des Monats Februars 2021 endende reguläre Abgabefrist um 6 Monate bis zum 31. 
August 2021 zu verlängern (Pressemitteilung vom 17. Dezember 2020). 


Davon unabhängig kann im Einzelfall beim zuständigen Finanzamt unter den allgemeinen Vorausset-
zungen eine darüber hinausgehende Fristverlängerung beantragt werden. 


Um die Finanzbehörden zu unterstützen und die Antragsbearbeitung zu beschleunigen, übermitteln 
Sie bitte Ihren Antrag elektronisch über das Online-Finanzamt Mein ELSTER (https://www.els-
ter.de/eportal/formulare-leistungen/alleformulare/eingfristverl). 


6. Ist bei Nichteinhaltung einer gesetzlichen Frist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
möglich? 


Es soll im konkreten Einzelfall grundsätzlich eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt 
werden, falls die Nichteinhaltung einer gesetzlichen Frist auf den Folgen der Corona-Krise beruht. 


7. Fallen Verspätungszuschläge bei einer nicht fristgerecht eingereichten Steuererklärung an? 


Das zuständige Finanzamt wird unter Berücksichtigung der derzeitigen Situation aufgrund der 
Corona-Krise im Einzelfall prüfen, ob von der Festsetzung eines Verspätungszuschlags bei einer nicht 
fristgerecht eingereichten Steuererklärung abgesehen werden kann. 


8. Besteht die Möglichkeit, für aktuelle Verluste aufgrund der Corona-Krise eine Einkommen- 
oder Körperschaftsteuerminderung 2019 im Wege eines vorweggenommenen, pauschal 
ermittelten Verlustrücktrags zu beantragen? 


Ja, grundsätzlich ist das möglich. 
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Wenn Ihre Vorauszahlungen für 2020 auf null Euro herabgesetzt wurden, können die Vorauszahlun-
gen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer für 2019 auf der Grundlage eines pauschal ermittelten 
Verlustrücktrags auf Antrag nachträglich herabgesetzt werden. Für Ihre bereits geleisteten Zahlungen 
entsteht in entsprechender Höhe ein Erstattungsanspruch. Die Finanzbehörden können die Voraus-
zahlungen für 2019 spätestens bis zum 31. März 2021 anpassen. Sofern die Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft voraussichtlich überwiegen werden, ist eine Anpassung der Vorauszahlungen für 
2019 spätestens bis zum 30. November 2021 möglich. Anpassungsanträge sollten daher rechtzeitig 
gestellt werden. 


Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 30 % des für den Veranlagungszeitraum 
2019 zugrunde gelegten Gesamtbetrags der Einkünfte (ohne Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) 
und max. 5 Millionen Euro beziehungsweise 10 Millionen Euro, wenn Sie zusammen veranlagt wer-
den. Ihre Vorauszahlungen für 2019 werden auf dieser Grundlage neu berechnet. In Höhe der sich 
danach ergebenden Überzahlung haben Sie einen Erstattungsanspruch. 


Den Antrag zur nachträglichen Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2019 aufgrund eines pauschal 
ermittelten Verlustrücktrags können Sie schriftlich oder elektronisch bei dem für Sie zuständigen Fi-
nanzamt stellen. Der Antrag kann auch gleichzeitig mit dem Antrag auf Herabsetzung der Vorauszah-
lungen für 2020 gestellt werden. 


Wird später Ihre Jahressteuerfestsetzung für 2019 durchgeführt, kann ebenfalls auf Antrag bereits 
bei der Steuerfestsetzung ein pauschal ermittelter Verlustrücktrag von 30 % des Gesamtbetrags der 
Einkünfte des Veranlagungszeitraums 2019 (ohne Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit), max. 5 
Millionen Euro beziehungsweise 10 Millionen Euro, wenn Sie zusammen veranlagt werden, als Ver-
lustrücktrag aus 2020 abgezogen werden. Bei Körperschaften beträgt der höchstmögliche Verlust-
rücktrag 5 Millionen Euro. Andernfalls führt die Veranlagung für 2019 in der Regel zunächst zu einer 
Nachzahlung, weil der Verlustrücktrag aus 2020 dann erst im Rahmen der Jahressteuerfestsetzung 
für 2020 berücksichtigt wird. In diesem Fall kann auf Antrag die Nachzahlung für 2019 bis zum Ablauf 
eines Monats nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung für den Veranlagungszeitraum 2020 gestun-
det werden. Stundungszinsen werden nicht erhoben. Für den Antrag genügt grundsätzlich ein form-
loses Schreiben an Ihr Finanzamt. Eine digitale Antragstellung über Mein ELSTER ist derzeit nur mit 
einer Steuernummer aus Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen 
oder dem Saarland möglich. 


Ist der Verlust in 2020 nicht in der prognostizierten Höhe entstanden, ist die Steuererstattung aus 
dem bereits vorab berücksichtigten Verlustrücktrag (ganz oder anteilig) nach Durchführung der Jah-
ressteuerfestsetzung für 2020 zurückzuzahlen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Sie auf die An-
wendung des Verlustrücktrags nach 2019 ganz oder teilweise verzichten. 


9. Kann ich eine höhere Steuererstattung für 2019 beantragen, wenn ich einen höheren als 
den pauschal ermittelten Verlustrücktrag erwarte? 


Ja, dies ist möglich. 


Sollten Sie einen höheren rücktragfähigen Verlust erwarten, können Sie auf dem üblichen Weg eine 
Herabsetzung Ihrer Vorauszahlungen für 2019 beantragen. 


Darüber hinaus kann bereits bei der Steuerfestsetzung für 2019 ein voraussichtlicher Verlustrücktrag 
aus 2020 berücksichtigt werden. 
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Anstelle eines pauschal ermittelten Verlustrücktrags in Höhe von 30 % des Gesamtbetrags der Ein-
künfte des Veranlagungszeitraums 2019 (ohne Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) kann ein hö-
herer Betrag als Verlustrücktrag aus 2020 abgezogen werden. In diesem Fall ist der Betrag in der be-
antragten Höhe nachzuweisen. 


Bitte beachten Sie zur Antragstellung die Ausführungen unter II. 8. 


10. Wie können durch den „Lockdown“ verursachte Wertverluste bei nicht verkaufter Saison-
ware in der Steuerbilanz berücksichtigt werden? 


Aufgrund des „harten Lockdowns“ und der damit verbundenen Beschränkungen zum Jahresende 
2020 kann der Umfang der nicht verkauften Saisonware (z. B. Feuerwerk- oder Weihnachtsartikel) 
steigen. Diese Waren sind in den Bilanzen der Unternehmen als „Wert“ im Umlaufvermögen bilan-
ziert. Sollte aufgrund des Verkaufsrückgangs der Wert dieser Ware am Bilanzstichtag dauerhaft unter 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gesunken sein, kann dies über das Instrument der Teil-
wertabschreibung (also einer Wertberichtigung) von den Unternehmen steuerlich gewinnmindernd 
berücksichtigt werden. 


Die bestehenden Regelungen haben sich bewährt und sind hinreichend flexibel. Sie können auch die 
derzeitige Situation der Unternehmen zielgerichtet in den Steuerbilanzen abbilden. Hierbei ist insbe-
sondere auf die Möglichkeit hinzuweisen, Verluste aus Teilwertabschreibungen bereits unter-jährig 
bei den steuerlichen Vorauszahlungen oder hinsichtlich eines vorläufigen Verlustrücktrags im Rah-
men der §§ 110, 111 des Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen. Dieser vereinfachte Mecha-
nismus für den Verlustrücktrag wurde mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz eingeführt. Wei-
tere Informationen zur Teilwertabschreibung finden sich im BMF-Schreiben vom 2. September 2016 
(Bundessteuerblatt 2016 Teil I Seite 995). 


11. Ist eine Herabsetzung des Steuermessbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszah-
lungen möglich? 


Ja. Es ist ein (vereinfachter) Antrag bei den Finanzämtern auf Herabsetzung des Steuermessbetrages 
für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen möglich. 


12. An wen kann ich mich mit Fragen zu Anträgen auf Stundung, Herabsetzung von Vorauszah-
lungen, Fristverlängerungen oder zu Maßnahmen der Vollstreckung wenden? 


Ansprechpartner für Anträge zur Einkommensteuer, zur Körperschaftsteuer, zum Solidaritätszu-
schlag, zur Kirchensteuer oder zur Umsatzsteuer sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
jeweils zuständigen Finanzämtern, für die Kirchensteuer in Bayern die Kirchensteuerämter. Eine früh-
zeitige Kontaktaufnahme ist empfehlenswert. 


Für Fragen zur Gewerbesteuer sind grundsätzlich die Kommunen - in den Stadtstaaten die Finanzäm-
ter - zuständig. Stundungsanträge zur Gewerbesteuer sind daher nur in den Stadtstaaten (Berlin, Bre-
men und Hamburg) an die Finanzämter zu richten, andernfalls unmittelbar an die Gemeinde. Frist-
verlängerungsanträge zur Gewerbesteuererklärung sind an die Finanzämter zu richten. 


Bei Fragen zur Versicherungsteuer und zum sogenannten Verfahren VAT on e-Services (besonderes 
Umsatzsteuerverfahren) ist das Bundeszentralamt für Steuern als Ansprechpartner zuständig. 
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13. Wie sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Finanzämtern und im BZSt erreich-


bar? 


Bei Einsprüchen, Anträgen auf Fristverlängerung, Anträgen auf Anpassung von Vorauszahlungen, der 
Änderung der Adresse, der Änderung der Bankverbindung oder sonstigen Mitteilungen an das Fi-
nanzamt benutzen Sie bitte das Verfahren Mein ELSTER (www.elster.de). Selbstverständlich kann 
auch weiterhin per Telefon, Telefax, über die Funktionspostfächer der Finanzämter, E-Mail, Kontakt-
formular im Internet oder mittels Brief Kontakt mit dem Finanzamt aufgenommen werden. 


Aufgrund der Corona-Krise kann es dazu kommen, dass Finanzämter zeitweise für den Besucherver-
kehr geschlossen oder die Öffnungszeiten eingeschränkt werden. In einigen Finanzämtern sind vor 
einem Besuch zudem Terminvereinbarungen erforderlich. Bitte informieren Sie sich daher telefo-
nisch oder im Internet über die Regelungen in dem für Sie zuständigen Finanzamt. 


Die Kontaktdaten und ggf. weiterführende Informationen zu den jeweiligen Finanzämtern finden Sie 
unter www.finanzamt.de, die des BZSt unter www.bzst.de. 


14. Verzögert sich die Bearbeitungsdauer von Vorgängen in den Finanzämtern, z. B. die Bear-
beitung der Steuererklärungen? Werden Fälle, in denen mit einer Erstattung zu rechnen 
ist, vorrangig bearbeitet? 


Eine pauschale beziehungsweise genaue Aussage über die Bearbeitungsdauer ist leider nicht möglich. 


Sie hängt maßgeblich von der personellen Besetzung in den Finanzämtern ab. Aufgrund von perso-
nellen Einschränkungen in den vergangenen Monaten oder in der aktuellen Situation können in Ein-
zelfällen Verzögerungen bei der Bearbeitung auftreten. 


Um eine gleichmäßige und gerechte Bearbeitung sicherzustellen, erfolgt die Veranlagung grundsätz-
lich nach dem Eingangsdatum der Erklärung. Eine Unterscheidung in der Bearbeitungsreihenfolge 
beispielsweise nach einem möglichen Erstattungs- oder Nachzahlungsfall ist leider nicht möglich, weil 
dies eine eingehende Prüfung jedes Einzelfalls bereits bei Eingang voraussetzt und damit zu doppel-
ter Arbeit führen würde. 


15. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf das Vollstreckungsverfahren? 


Bei von der Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffenen Steu-
erpflichtigen soll bei bis zum 31. März 2021 fälligen Forderungen (Einkommensteuer, Körperschafts-
teuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer, Lohnsteuer und Umsatzsteuer) auf Antrag hin längstens 
bis zum 30. Juni 2021 von Vollstreckungsmaßnahmen abgesehen werden (Vollstreckungsaufschub im 
vereinfachten Verfahren). Der Antrag ist beim Finanzamt bis zum 31. März 2021 zu stellen. Wenden 
Sie sich bitte möglichst schnell an Ihr Finanzamt und teilen Sie ihm Ihre konkrete Situation mit. 


Eine Verlängerung dieser Maßnahme bis zum 31. Dezember 2021 ist nur bei Vereinbarung einer an-
gemessenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dauernden Ratenzahlungsvereinbarung möglich.  


In den betroffenen Vollstreckungsfällen können außerdem die zwischen dem 19. März 2020 und dem 
30. Juni 2021 beziehungsweise bei Ratenzahlung längstens dem 31. Dezember 2021 kraft Gesetzes 
verwirkten Säumniszuschläge nach Beendigung des Vollstreckungsaufschubs erlassen werden. 


Insolvenzanträge, die von den Finanzbehörden bereits vor Beginn der Corona-Krise gestellt wurden, 
werden nur in begründeten Ausnahmefällen zurückgenommen beziehungsweise für erledigt erklärt, 
da davon auszugehen ist, dass der Insolvenzgrund bereits vor Ausbruch der Corona-Krise vorgelegen 
hat. 
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III. Stundung 


1. Können Stundungsanträge formlos gestellt werden? 


Ja. Die Landesfinanzbehörden bieten allerdings auch vereinfachte Vordrucke an, deren Verwendung 
die Antragsbearbeitung beschleunigt. Am schnellsten und einfachsten können Sie den Antrag online 
über Mein ELSTER an Ihr Finanzamt übermitteln. Haben Sie nicht die Möglichkeit Mein ELSTER zu 
nutzen, ist auch die Übermittlung per Post oder E-Mail möglich, hierbei kann sich jedoch die Bearbei-
tungszeit verlängern. Telefonisch können Sie keine Stundung beantragen. 


Unspezifischen Stundungsanträgen, zum Beispiel ohne Benennung von Ansprüchen, die gestundet 
werden sollen, oder für künftige Steueransprüche, kann nicht entsprochen werden. 


2. Wie lange kann eine Stundung gewährt werden? 


Die Entscheidung über den Zeitraum der Stundung liegt im konkreten Einzelfall im Ermessen des zu-
ständigen Finanzamts. Hierbei werden Ihre individuellen Bedürfnisse und Ihre jeweilige Situation be-
rücksichtigt. Grundsätzlich werden Stundungen ohne Angabe einer beantragten Stundungsdauer zu-
nächst für einen Zeitraum von drei Monaten gewährt. Es ist sinnvoll, wenn Sie bereits im Stundungs-
antrag Angaben zu möglichen Zahlungsmodalitäten (zum Beispiel Ratenzahlung) machen. 


Bis zum 31. März 2021 können (Anschluss-) Stundungen unter Berücksichtigung der dargestellten Be-
sonderheiten für bis dahin fällige Steuern beantragt werden. In diesem Zusammenhang können Stun-
dungen längstens bis zum 30. Juni 2021 im vereinfachten Verfahren gewährt werden. Eine Verlänge-
rung der Stundung bis zum 31. Dezember 2021 ist im vereinfachten Verfahren nur mit einer ange-
messenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dauernden Ratenzahlungsvereinbarung möglich.  


Weitergehende Stundungen sind nur im sonst üblichen Antragsverfahren unter Erbringung der erfor-
derlichen Nachweise, insbesondere zu den wirtschaftlichen Verhältnissen, möglich. Das Gleiche gilt 
für Stundungen von Steuern die erst nach dem 31. März 2021 fällig werden. 


Auf die Erhebung von Stundungszinsen für die im vereinfachten Verfahren gestundete Einkommens-
teuer, Körperschaftsteuer, Kirchensteuer, den Solidaritätszuschlag und die Umsatzsteuer kann ver-
zichtet werden. 


3. Können auf Antrag bereits gezahlte Steuern rückwirkend gestundet und erstattet werden? 


Angemeldete oder festgesetzte und bereits geleistete Steuern können nicht aufgrund von Stun-
dungsanträgen erstattet werden. 


Bei Vorauszahlungen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer besteht aber die Möglichkeit, dass 
diese für den Veranlagungszeitraum 2020 und/oder 2021 niedriger festgesetzt oder gegebenenfalls 
auf null Euro herabgesetzt werden, falls wegen der Corona-Krise für den Veranlagungszeitraum 2020 
und/oder 2021 eine Gewinnminderung prognostiziert wurde. Die insoweit bereits geleisteten Vo-
rauszahlungen können dann erstattet werden.  


Ebenso können die Finanzämter krisenbetroffenen Unternehmern die Sondervorauszahlung für die 
Dauerfristverlängerung bei der Umsatzsteuer für das Jahr 2020 herabsetzen und insoweit bereits ge-
zahlte Beträge erstatten. Für eine schnelle Bearbeitung reichen Sie bitte eine berichtigte Anmeldung 
der Sondervorauszahlung mit Begründung im Freitextfeld über Mein ELSTER ein. Die Dauerfristver-
längerung bleibt bestehen. 
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Wer unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich von der Corona-Krise betroffen ist und 
bislang noch keine Dauerfristverlängerung hat, kann sie neu beantragen. 


4. Können Ansprüche, die aus geschätzten Besteuerungsgrundlagen resultieren, gestundet 
werden? 


Grundsätzlich ja. Eine Stundung kommt aber nur so weit und so lange in Betracht, wie die betref-
fende Steuererklärung, die trotz der erfolgten Schätzung weiterhin abzugeben ist, aufgrund der Be-
einträchtigungen durch die Corona-Krise nicht eingereicht werden kann. 


5. Müssen für Stundungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise Sicherheitsleistungen ge-
stellt werden? 


Auf die Gestellung von Sicherheitsleistungen bei der Stundung der Einkommen-, Körperschaft- und 
Umsatzsteuer kann im Regelfall verzichtet werden. 


6. Kann auch die Umsatzsteuer gestundet werden? 


Ja. Auch die Umsatzsteuer kann gestundet werden. 


7. Kann die Lohnsteuer gestundet werden? 


Nein, eine Stundung der Lohnsteuer (mit Ausnahme der pauschalierten Lohnsteuer) ist nach der Ab-
gabenordnung ausgeschlossen. Gleiches gilt für die Kapitalertragsteuer. 


8. Fallen für den Zeitraum der Stundung aufgrund der Corona-Krise Stundungszinsen an? 


Auf die Erhebung von Stundungszinsen für im vereinfachten Verfahren gestundete Einkommens-
teuer, Körperschaftsteuer, Kirchensteuer, den Solidaritätszuschlag und die Umsatzsteuer kann ver-
zichtet werden. Bei Fragen zur Stundung der Gewerbesteuer entscheidet grundsätzlich die be-
troffene Kommune - in den Stadtstaaten das Finanzamt. 


IV. Erlass von Steuern 


1. Können Steuern wegen der Betroffenheit von der Corona-Krise erlassen werden? 


Die BMF-Schreiben vom 19. März 2020 (Bundessteuerblatt 2020 Teil I Seite 262) und vom 22. Dezem-
ber 2020 (Bundessteuerblatt 2020 Teil I Seite xxx) enthalten keine Sonderregelungen für den Erlass 
von Steuern aufgrund der Corona-Krise. Erlassanträge werden deshalb weiterhin nach den allgemei-
nen Grundsätzen behandelt. 


2. Was ist bei Stundung und Erlass der Gewerbesteuer zu beachten? 


Für etwaige Stundungs- und Erlassanträge gilt auch im Hinblick auf einen möglichen Zusammenhang 
mit den Auswirkungen der Corona-Krise, dass diese an die Gemeinden und nur dann an das zustän-
dige Finanzamt zu richten sind, wenn die Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer nicht den 
Gemeinden übertragen worden ist. In den Stadtstaaten sind die Anträge an das zuständige Finanzamt 
zu richten. 
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V. Außenprüfung 


1. Können Außenprüfungen weiterhin angeordnet und durchgeführt werden? 


Außenprüfungen können weiterhin angeordnet und durchgeführt werden. Die Finanzbehörden wer-
den im Vorfeld die aktuelle Situation, die Belange der zu prüfenden Unternehmen sowie gesundheit-
liche Aspekte angemessen berücksichtigen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die Bestimmung 
des Prüfungszeitpunkts. 


2. Kann der Beginn einer bereits angeordneten Außenprüfung verschoben werden? 


Außenprüfungen finden weiterhin, soweit erforderlich in angepasster Art und Weise, statt. Stellen 
Sie oder Angehörige der steuerberatenden Berufe einen Antrag auf Verschiebung der Außenprüfung 
mit dem Hinweis auf die konkreten Auswirkungen der Corona-Krise, wird die aktuelle Situation bei 
Prüfung dieses Antrags angemessen berücksichtigt. Es handelt sich um eine Entscheidung im jeweili-
gen Einzelfall. 


Wird die Außenprüfung auf Ihren Antrag verschoben, hemmt dies den Eintritt der Verjährung bei den 
zu prüfenden Steuern. 


3. Können laufende Außenprüfungen unterbrochen werden? 


Außenprüfungen finden weiterhin, soweit erforderlich in angepasster Art und Weise, statt. Beantra-
gen Steuerpflichtige oder Angehörige der steuerberatenden Berufe eine Unterbrechung der Außen-
prüfung mit dem Hinweis auf konkrete Hinderungsgründe aufgrund der Corona-Krise, wird die aktu-
elle Situation bei Prüfung dieses Antrags angemessen berücksichtigt. Es handelt sich um eine Ent-
scheidung im jeweiligen Einzelfall. 


4. Können Schlussbesprechungen auch ohne persönliche Anwesenheit stattfinden? 


Schlussbesprechungen können auch ohne persönliche Anwesenheit, z. B. telefonisch oder per Video-
konferenz, durchgeführt werden. Bei Bedarf kann die Schlussbesprechung auch zu einem späteren 
Zeitpunkt nachgeholt werden. Ferner kann die Übersendung der Prüfungsfeststellungen auch schrift-
lich erfolgen, gegebenenfalls kann der Steuerpflichtige auf eine Schlussbesprechung verzichten. 


VI. Lohnsteuer 


1. Wird die Lohnsteuer bei Arbeitnehmern im Fall von angeordneter Kurzarbeit automatisch 
an die Höhe des geminderten Gehalts angepasst? 


Ja, der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer automatisch anzupassen. Nur der steuerpflichtige Arbeitslohn 
unterliegt der Lohnsteuer. Das Kurzarbeitergeld ist eine Lohnersatzleistung, die steuerfrei ist, und 
sich nur im Einkommensteuerveranlagungsverfahren bei der Ermittlung des Steuersatzes auswirkt. 


2. Sind das Kurzarbeitergeld und etwaige Arbeitgeberzuschüsse dazu steuerfrei? 


Ja, das Kurzarbeitergeld ist als Lohnersatzleistung steuerfrei. Auch Zuschüsse des Arbeitgebers zum 
Kurzarbeitergeld, zum Saison-Kurzarbeitergeld und zum Transferkurzarbeitergeld sind steuerfrei, so-
weit sie zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 % des Unterschiedsbetrages zwischen dem Soll-Ent-
gelt und dem Ist-Entgelt nach § 106 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen und für 
Lohnzahlungszeiträume geleistet werden, die nach dem 29. Februar 2020 beginnen und vor dem 1. 
Januar 2022 enden (vergleiche § 3 Nummer 28a des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des 
Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. Dezember 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Seite 3096)). 
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Diese sind auf der Lohnsteuerbescheinigung (Nummer 15) auszuweisen und müssen in der Einkom-
mensteuererklärung angegeben werden. 


Bei den Einkommensteuerveranlagungen für die Jahre 2020 und 2021 (frühestens im Jahr 2021 und 
2022) kann es gegebenenfalls zu Einkommensteuernachforderungen kommen. Das liegt daran, dass 
zu der Ermittlung des persönlichen Steuersatzes das Kurzarbeitergeld (einschließlich steuerfreier Ar-
beitgeberzuschüsse) den steuerpflichtigen Einkünften fiktiv zugerechnet wird (Progressionsvorbe-
halt). Dadurch ergibt sich ein höherer Steuersatz. In einem zweiten Schritt wird dieser erhöhte Steu-
ersatz auf das steuerpflichtige Einkommen (ohne das Kurzarbeitergeld und steuerfreie Arbeitgeber-
zuschüsse) angewendet. Da der Progressionsvorbehalt nicht bereits beim Lohnsteuerabzug durch 
den Arbeitgeber berücksichtigt wird, sondern erst bei der Einkommensteuerveranlagung durch das 
Finanzamt, kann es zu Steuernachforderungen kommen. 


3. Kann ich als Arbeitgeber aufgrund der Corona-Krise eine Verlängerung der Frist für die Ab-
gabe der monatlichen oder vierteljährlichen Lohnsteuer-Anmeldung beantragen? 


Arbeitgebern können die Fristen zur Abgabe monatlicher oder vierteljährlicher Lohnsteuer-Anmel-
dungen während der Corona-Krise im Einzelfall auf Antrag nach § 109 Absatz 1 der Abgabenordnung 
verlängert werden, soweit sie selbst oder der von ihnen mit der Lohnbuchhaltung und Lohnsteuer-
Anmeldung Beauftragte nachweislich unverschuldet daran gehindert sind, die Lohnsteuer-Anmeldun-
gen pünktlich zu übermitteln. Die Fristverlängerung beträgt in diesem Fall maximal zwei Monate. Die 
Entscheidung im Einzelfall trifft das örtlich zuständige Finanzamt. 


4. Kann bei Ärztinnen und Ärzten im Ruhestand oder auch Pflegerinnen und Pflegern im Ru-
hestand, die infolge der Corona-Krise für ein Gesundheitsamt oder ein staatliches oder ge-
meinnütziges Krankenhaus Patientinnen und Patienten versorgen, der sogenannte 
Übungsleiterfreibetrag in Anspruch genommen werden? 


Die ärztliche Versorgung von kranken Menschen zählt zu den begünstigten Tätigkeiten, für die der 
sogenannte Übungsleiterfreibetrag anzuwenden ist. Daher sind die Einnahmen aus dieser Tätigkeit in 
Höhe von bis zu 2.400 Euro im Kalenderjahr (3.000 Euro ab Kalenderjahr 2021) steuerfrei, wenn fol-
gende weitere Voraussetzungen erfüllt sind: 


• Die regelmäßige Wochenarbeitszeit beträgt nicht mehr als 14 Stunden. 
• Der Auftraggeber ist eine juristische Person des öffentlichen Rechts (zum Beispiel ein Gesund-


heitsamt oder ein staatliches Krankenhaus) oder eine wegen der Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke (gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich) anerkannte Einrichtung (etwa ein gemeinnützi-
ges Krankenhaus). 


Übt die Ärztin oder der Arzt mehrere begünstigte Tätigkeiten aus, wird der Übungsleiterfreibetrag 
nur einmal gewährt. Die Einnahmen aus allen begünstigten Tätigkeiten sind bis 2.400 Euro (3.000 
Euro ab Kalenderjahr 2021) steuerfrei. Haben Sie Ausgaben getätigt, die mit der begünstigten Tätig-
keit in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen, können diese steuerlich nur berücksichtigt wer-
den, soweit sie den Übungsleiterfreibetrag übersteigen. 


Die Pflege kranker Menschen ist ebenfalls begünstigt. Pflegerinnen und Pfleger im Ruhestand erhal-
ten daher den Übungsleiterfreibetrag unter den gleichen Voraussetzungen wie Ärztinnen und Ärzte 
im Ruhestand. 







Stand: 28. Dezember 2020 
11 


 
5. Kann bei Ärztinnen und Ärzten oder Pflegerinnen und Pflegern, deren Beschäftigungsver-


hältnis zum Beispiel wegen einer Elternzeit oder eines unbezahlten Urlaubs ruht, die in-
folge der Corona-Krise für ein Gesundheitsamt oder ein staatliches oder steuerbegünstig-
tes Krankenhaus Patientinnen und Patienten versorgen, der sogenannte Übungsleiterfrei-
betrag in Anspruch genommen werden? 


Ob sich Ärztinnen und Ärzte oder Pflegerinnen und Pfleger im Ruhestand befinden oder ob das Be-
schäftigungsverhältnis lediglich ruht, spielt für die Gewährung des Übungsleiterfreibetrags keine 
Rolle. Die Ausführungen zu Ärztinnen und Ärzten im Ruhestand oder Pflegerinnen und Pflegerin im 
Ruhestand unter Nummer VI.4 gelten daher entsprechend. 


6. Kann ich Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer geltend machen, wenn ich nor-
malerweise einen Büroarbeitsplatz im Betrieb habe, nun aber coronabedingt zuhause ar-
beiten muss? 


Grundsätzlich sind Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer nicht abzugsfähig. Der Abzug ist 
aber zulässig, wenn das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung bildet (dann voller Abzug der Aufwendungen) oder für die betriebliche oder 
berufliche Betätigung kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht (dann Abzug bis zu 1.250 
Euro/Jahr). Die Frage der Abziehbarkeit solcher Aufwendungen kann erst im Rahmen der Veranla-
gung geklärt werden. 


Für die Jahre 2020 und 2021 kann für jeden Tag, an dem der Steuerpflichtige ausschließlich zu Hause 
betrieblich oder beruflich tätig wird, ein pauschaler Betrag von 5 Euro - maximal 600 Euro im Jahr - 
abgezogen werden. Ein Abzug von Fahrtkosten (z. B. Entfernungspauschale, Reisekosten) ist für diese 
Tage nicht zulässig. 


Die Homeoffice-Pauschale kann sowohl angewendet werden, wenn die Voraussetzungen für ein 
häusliches Arbeitszimmer nicht vorliegen (z. B. Tätigkeit am Küchentisch), aber auch, wenn die Vo-
raussetzungen vorliegen und der Steuerpflichtige auf die Einzelermittlung der Aufwendungen ver-
zichten will. 


7. Kann der Arbeitgeber außergewöhnliche Betreuungsleistungen, die aufgrund der Corona-
Krise für pflegebedürftige Angehörige und Kinder entstehen, steuerfrei erstatten? 


Ja. Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf können zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erbrachte Arbeitgeberleistungen bis zu einem Betrag von 600 Euro im Kalenderjahr je 
Arbeitnehmer steuerfrei bleiben. Der zusätzliche Betreuungsbedarf muss aus Anlass einer zwingen-
den und beruflich veranlassten kurzfristigen Betreuung eines Kindes unter 14 Jahren entstehen. Bei 
behinderten Kindern, die außer Stande sind, sich selbst zu unterhalten, und bei denen die Behinde-
rung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist, gilt dies auch, wenn das Kind 14 Jahre oder 
älter ist. Begünstigte Betreuungsleistungen liegen auch vor, wenn sich der Arbeitnehmer um einen 
pflegebedürftigen Angehörigen kümmert, auch wenn dies im privaten Haushalt des Arbeitnehmers 
stattfindet. 


Das Vorliegen eines zusätzlichen Betreuungsbedarfes wird unterstellt, wenn der Arbeitnehmer auf-
grund der Corona-Krise zu außergewöhnlichen Dienstzeiten arbeitet oder die Regelbetreuung der 
Kinder infolge der zur Eindämmung der Corona-Krise angeordneten Schließung von Schulen und Be-
treuungseinrichtungen (zum Beispiel Kindertagesstätten, Betriebskindergärten, Schulhorte) wegge-
fallen ist. 
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Von einer kurzfristig zu organisierenden Betreuung ist so lange auszugehen, bis die entsprechenden 
Betreuungseinrichtungen ihren regulären Betrieb wiederaufnehmen können. 


Bei Barleistungen des Arbeitgebers müssen dem Arbeitnehmer entsprechende Aufwendungen ent-
standen sein. Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen. 


8. Gibt es während der Corona-Krise Erleichterungen bei geringfügig entlohnten Beschäftig-
ten (sogenannte Minijobs), um flexibel auf einen erhöhten Arbeitsanfall zu reagieren? 


Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (sogenannter Minijob) liegt vor, wenn das regelmäßige Ar-
beitsentgelt im Monat 450 Euro nicht übersteigt. Geringfügig entlohnte Beschäftigte (sogenannte 
Minijobber) sind mit Ausnahme der Unfall- und Rentenversicherung sozialversicherungsfrei; von der 
Rentenversicherungspflicht können sie sich befreien lassen. Der Arbeitslohn wird im Regelfall mit 2% 
pauschalversteuert. 


Das geltende Sozialversicherungsrecht bietet Spielräume für eine Mehrarbeit der Minijobber wäh-
rend der Corona-Krise. Bei einem nur gelegentlichen und nicht vorhersehbaren Überschreiten der 
monatlichen 450-Euro-Grenze liegt grundsätzlich weiterhin eine geringfügige Beschäftigung vor, auch 
wenn die für ein Jahr maßgebende Entgeltgrenze von 5.400 Euro überschritten wird. Als gelegentlich 
wird grundsätzlich ein Zeitraum von bis zu drei Monaten innerhalb eines Zeitjahres angesehen. Die 
Spitzenverbände der Sozialversicherung haben in einer Verlautbarung vom 30. März 2020 festgelegt, 
dass analog zur vorübergehenden Erhöhung der Zeitgrenzen für eine kurzfristige Beschäftigung mit 
dem Sozialschutz-Paket von einem gelegentlichen Überschreiten der Entgeltgrenze für Minijobs für 
die Kalendermonate März bis Oktober 2020 auszugehen ist, wenn innerhalb eines Zeitjahres maximal 
in fünf Kalendermonaten ein nicht vorhersehbares Überschreiten vorliegt. Geringfügig entlohnt Be-
schäftigte können insoweit aufgrund der Corona-Krise in bis zu fünf Monaten Mehrarbeit leisten und 
dadurch die monatliche Entgeltgrenze von 450 Euro überschreiten, der Status als Minijobber bleibt 
dann erhalten. 


9. Wie werden öffentliche Zuschüsse für die Unterbringung und Verpflegung ausländischer 
Grenzpendler, zum Beispiel polnischer Grenzpendler, die aufgrund von Grenzschließungen 
oder Quarantäneregeln nicht täglich nach Hause zurückkehren können, steuerlich behan-
delt? 


Für die Besteuerung in Deutschland gilt: Die aufgrund der Corona-Krise aus öffentlichen Mitteln ge-
leisteten Zuschüsse beziehungsweise Tagegeldzahlungen, die ein Arbeitgeber erhält und an seine Ar-
beitnehmer (ausländische Grenzpendler) zur Finanzierung der ihnen entstehenden Mehraufwendun-
gen für Unterbringung und Verpflegung in Folge der Grenzschließung oder anderen Gründen leistet, 
sind kein Arbeitslohn im Sinne von § 19 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes und unterliegen da-
mit nicht der Lohnbesteuerung. 


10. Sind nach dem Auslandstätigkeitserlass (ATE) begünstigte Tätigkeiten eines Arbeitnehmers 
auch dann steuerfrei, wenn wegen der Corona-Krise eine im Ausland geplante Tätigkeit im 
Sinne des ATE nicht ausgeführt oder fortgesetzt werden kann? Wie wirkt es sich auf die 
Steuerfreiheit nach dem ATE aus, wenn die begünstigte Tätigkeit stattdessen im Inland 
ausgeführt oder fortgesetzt wird? 


Nach dem ATE setzt die Steuerfreiheit von begünstigten Tätigkeiten unter anderem voraus, dass die 
jeweilige Tätigkeit für einen ununterbrochenen Zeitraum von mindestens drei Monaten in einem aus-
ländischen Staat ausgeübt wird. Dies gilt jedoch nur, wenn Deutschland mit dem betroffenen Staat 
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kein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung abgeschlossen hat, in das Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit einbezogen sind.  


Wurde eine nach dem ATE begünstigte und für mindestens drei Monate geplante Auslandstätigkeit 
aufgrund der Corona-Krise unterbrochen oder beendet, ist das Nichterreichen der Mindestdauer von 
drei Monaten unschädlich. Die Steuerfreiheit des Arbeitslohns gilt in diesen Fällen für den tatsächlich 
weniger als drei Monate andauernden Auslandseinsatz. 


Wird eine im Ausland vorgesehene Tätigkeit wegen der Corona-Krise hingegen im Inland ausgeübt 
oder fortgesetzt, ist der hierauf entfallende Arbeitslohn nicht nach dem ATE steuerfrei. 


11. Führt die Übernahme von Kosten für Covid-19-Tests durch den Arbeitgeber zu Arbeits-
lohn? 


Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten von Covid-19-Tests (PCR- und Antikörper-Tests), ist es aus 
Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, von einem ganz überwiegend eigenbetrieblichen Inte-
resse des Arbeitgebers auszugehen. Die Kostenübernahme ist kein Arbeitslohn. 


VII. Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmer bis zu 1.500 Euro 


1. Kann jede Zahlung des Arbeitgebers in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 als 
Beihilfe und Unterstützung aufgrund der Corona-Krise angesehen werden? 


Nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 
vom 21. Dezember 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Seite 3096) können Arbeitgeber ihren Be-
schäftigten in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 Beihilfen und Unterstützungen bis zu 
einem Betrag von 1.500 Euro steuerfrei auszahlen. Voraussetzung der vorgenannten Regelung ist, 
dass die Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die 
Corona-Krise und zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. Die Beihilfe o-
der Unterstützung kann insgesamt nur einmal innerhalb dieses Zeitraums gewährt werden. 


Die Steuerbefreiung ist damit insbesondere im Rahmen von einem Gehaltsverzicht oder von Ge-
haltsumwandlungen ausgeschlossen; zur Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Ge-
haltsumwandlungen vergleiche BMF-Schreiben vom 5. Februar 2020 (Bundessteuerblatt 2020 Teil I 
Seite 222). 


2. Können Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern sowohl in 2020 als auch im ersten Halbjahr 2021 
einen steuerfreien Betrag von 1.500 Euro, insgesamt also 3.000 Euro, steuerfrei gewähren? 


Nein, der Steuerfreibetrag von maximal 1.500 Euro bleibt unverändert. Die Fristverlängerung in § 3 
Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. 
Dezember 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Seite 3096) führt nicht dazu, dass im ersten Halbjahr 
2021 nochmals 1.500 Euro steuerfrei zusätzlich zu einem im Jahr 2020 steuerfrei gewährten Betrag 
von 1.500 Euro ausgezahlt werden könnte. Lediglich der Zeitraum für die Gewährung des Betrages 
wird gestreckt. 







Stand: 28. Dezember 2020 
14 


 
3. Können Arbeitgeber vor der Corona-Krise übliche oder vereinbarte Sonderzahlungen in 


steuerfreie Leistungen nach dem § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes umwan-
deln? 


Für die Steuerfreiheit der Leistungen ist es erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Un-
terstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt und die 
übrigen Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes eingehalten werden. 


Eine Vereinbarung über Sonderzahlungen, die vor dem 1. März 2020 ohne einen Bezug zur Corona-
Krise getroffen wurde, kann nicht nachträglich in eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Ab-
milderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise umgewandelt werden (zum Beispiel 
wenn für die Sonderzahlung in der Bilanz zum 31. Dezember 2019 eine Rückstellung gebildet wurde 
oder die Arbeitnehmer bereits im Februar 2020 über die Gewährung einer Sonderzahlung im März 
2020 informiert wurden). Maßgeblich ist dabei der Zeitpunkt 1. März 2020, da nur ab diesem Zeit-
punkt die Veranlassung in der Abmilderung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona-Krise lie-
gen kann. Leistungen des Arbeitgebers, die auf einer vertraglichen Vereinbarung oder einer anderen 
rechtlichen Verpflichtung beruhen, die vor dem 1. März 2020 getroffen wurden, können nicht als 
steuerfreie Beihilfen oder Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuerge-
setzes gewährt werden. 


Sofern vor dem 1. März 2020 keine vertraglichen Vereinbarungen oder andere rechtliche Verpflich-
tungen des Arbeitgebers zur Gewährung einer Sonderzahlung bestanden, kann unter Einhaltung der 
Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes anstelle der Sonderzahlung 
auch eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch 
die Corona-Krise gewährt werden. 


4. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn in tarifvertraglichen Vereinbarungen geregelt werden? 


Die Frage ist unabhängig von § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes allgemeingültig zu be-
antworten: 


Auch in einem Tarifvertrag, durch Betriebsvereinbarung oder durch eine einzelvertragliche Vereinba-
rung kann eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes vereinbart werden (vergleiche 
BMF-Schreiben vom 5. Februar 2020, Bundessteuerblatt 2020 Teil I Seite 222). 


5. Können Beträge auch dann steuerfrei gezahlt werden, wenn (gegebenenfalls ausschließ-
lich) Kurzarbeitergeld im selben Lohnzahlungszeitraum / in einem vorangegangenen Lohn-
zahlungszeitraum seit 1. März 2020 gezahlt wurde und die Leistung nicht als "Aufstockung" 
des Kurzarbeitergelds bezeichnet wird, oder beispielsweise unterschiedslos allen Beschäf-
tigten gewährt wird, von denen nur ein Teil Kurzarbeitergeld bezieht? 


Arbeitgebern steht es frei, anstelle eines arbeitgeberseitigen Zuschusses zum Kurzarbeitergeld steu-
erfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-
Krise unter Einhaltung der Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes zu 
leisten. 


Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommen-steuerge-
setzes können an alle Arbeitnehmer bis zu einem Betrag von 1.500 Euro geleistet werden. Das gilt 
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unabhängig vom Umfang der Beschäftigung (Teilzeitbeschäftigung) und davon, ob und in welchem 
Umfang Kurzarbeitergeld gezahlt wird. 


Allerdings ist erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilde-
rung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt und die übrigen Voraussetzungen des 
§ 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes eingehalten werden. 


6. Der Arbeitgeber leistet regelmäßig eine freiwillige Sonderzahlung oder eine freiwillige Er-
holungsbeihilfe. Im Jahr 2020 soll anstelle der freiwilligen Sonderzahlung / Erholungsbei-
hilfe eine Corona-Beihilfe gewährt werden. Ist diese steuerfrei? 


Für die Steuerfreiheit der Leistungen ist es erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Un-
terstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt und die 
übrigen Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes eingehalten werden. 


Eine Vereinbarung über Sonderzahlungen, die vor dem 1. März 2020 ohne einen Bezug zur Corona-
Krise getroffen wurde, kann nicht nachträglich in eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Ab-
milderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise umgewandelt werden (zum Beispiel 
wenn für die Sonderzahlung in der Bilanz zum 31. Dezember 2019 eine Rückstellung gebildet wurde 
oder die Arbeitnehmer bereits im Februar 2020 über die Gewährung einer Sonderzahlung im März 
2020 informiert wurden). Maßgeblich ist dabei der Zeitpunkt 1. März 2020, da nur ab diesem Zeit-
punkt die Veranlassung in der Abmilderung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona-Krise lie-
gen kann. Leistungen des Arbeitgebers, die auf einer vertraglichen Vereinbarung oder einer anderen 
rechtlichen Verpflichtung beruhen, die vor dem 1. März 2020 getroffen wurden, können nicht als 
steuerfreie Beihilfen oder Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuerge-
setzes gewährt werden. 


Sofern vor dem 1. März 2020 keine vertraglichen Vereinbarungen oder andere rechtliche Verpflich-
tungen des Arbeitgebers zur Gewährung einer Sonderzahlung bestanden, kann unter Einhaltung der 
Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes anstelle der Sonderzahlung 
auch eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch 
die Corona-Krise gewährt werden. 


7. Sind Leistungen, die bereits vor dem 1. März 2020 vereinbart waren oder deren Zahlung 
vor dem 1. März 2020 beabsichtigt war, begünstigt? 


Für die Steuerfreiheit der Leistungen ist es erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Un-
terstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt und die 
übrigen Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes eingehalten werden. 


Eine Vereinbarung über Sonderzahlungen, die vor dem 1. März 2020 ohne einen Bezug zur Corona-
Krise getroffen wurde, kann nicht nachträglich in eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Ab-
milderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise umgewandelt werden (zum Beispiel 
wenn für die Sonderzahlung in der Bilanz zum 31. Dezember 2019 eine Rückstellung gebildet wurde 
oder die Arbeitnehmer bereits im Februar 2020 über die Gewährung einer Sonderzahlung im März 
2020 informiert wurden). Maßgeblich ist dabei der Zeitpunkt 1. März 2020, da nur ab diesem Zeit-
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punkt die Veranlassung in der Abmilderung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona-Krise lie-
gen kann. Leistungen des Arbeitgebers, die auf einer vertraglichen Vereinbarung oder einer anderen 
rechtlichen Verpflichtung beruhen, die vor dem 1. März 2020 getroffen wurden, können nicht als 
steuerfreie Beihilfen oder Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuerge-
setzes gewährt werden. 


Sofern vor dem 1. März 2020 keine vertraglichen Vereinbarungen oder andere rechtliche Verpflich-
tungen des Arbeitgebers zur Gewährung einer Sonderzahlung bestanden, kann unter Einhaltung der 
Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes anstelle der Sonderzahlung 
auch eine steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch 
die Corona-Krise gewährt werden. 


8. Gilt § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes für Arbeitnehmer öffentlich-rechtli-
cher Arbeitgeber in gleicher Weise wie für Arbeitnehmer privater Arbeitgeber? 


Der § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes unterscheidet nicht zwischen Leistungen von 
öffentlich-rechtlichen oder privaten Arbeitgebern. Alle Arbeitgeber - öffentlich-rechtliche ebenso wie 
private - können bei Einhaltung der dort aufgeführten Voraussetzungen gleichermaßen steuerfreie 
Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise 
gewähren. 


9. Fallen Leistungsprämien für im Jahr 2019 erbrachte Arbeitsleistungen in den Anwendungs-
bereich des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes? 


Leistungsprämien beruhen in der Regel auf bestehenden arbeitsvertraglichen oder dienstrechtlichen 
Vereinbarungen. Eine Umwandlung oder Umqualifizierung in eine steuerfreie Beihilfe oder Unter-
stützung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise im Sinne des § 3 Num-
mer 11a des Einkommensteuergesetzes ist grundsätzlich nicht möglich. 


10. Können Arbeitgeber steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zu-
sätzlichen Belastung durch die Corona-Krise an Arbeitnehmer leisten, denen im Gegenzug 
geleistete Überstunden gekürzt werden, auf die kein Auszahlungsanspruch besteht? 


Es ist erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der 
zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt. Ergänzend ist zu berücksichtigen, dass in Fäl-
len, in denen vor dem 1. März 2020 kein Anspruch auf eine Vergütung von Überstunden bestand 
(also lediglich die Möglichkeit des Freizeitausgleichs gegeben war), die Gewährung einer steuerfreien 
Beihilfe oder Unterstützung zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise im 
Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes begünstigt ist, wenn der Arbeitnehmer im 
Gegenzug auf einen Freizeitausgleich von Überstunden verzichtet beziehungsweise Überstunden ge-
kürzt werden. Die Voraussetzung einer Gewährung „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn“ ist in diesen Fällen erfüllt. 


11. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen auch an geringfügig entlohnte Beschäf-
tigte (sogenannte Minijobber) geleistet werden? Ist eine Angemessenheitsprüfung vorzu-
nehmen? 


Die Gewährung einer steuerfreien Beihilfe oder Unterstützung im Sinne des § 3 Nummer 11a des Ein-
kommensteuergesetzes von bis zu 1.500 Euro ist auch an geringfügig entlohnte Beschäftigte (soge-







Stand: 28. Dezember 2020 
17 


 
nannte Minijobber) möglich. Diese steuerfreien Beihilfen oder Unterstützungen zählen nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 der Sozialversicherungsentgeltverordnung nicht zum sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsentgelt. Eine Angemessenheitsprüfung ist nicht vorzunehmen. Bei Arbeitsverhält-
nissen unter nahen Angehörigen muss die Gewährung einer solchen Beihilfe oder Unterstützung je-
doch auch unter Fremden üblich sein (sogenannter Fremdvergleichsgrundsatz). 


12. Handelt es sich bei dem nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien 
Betrag in Höhe von 1.500 Euro um einen Freibetrag oder um eine Freigrenze? 


Es handelt sich um einen steuerlichen Freibetrag. Arbeitgebern steht es frei, auch höhere Sonderzah-
lungen zu leisten. Allerdings können die Beihilfen und Unterstützungen gemäß § 3 Nummer 11a des 
Einkommensteuergesetzes nur bis zu einem Betrag von 1.500 Euro steuerfrei bleiben. Darüber hin-
aus gehende Zahlungen sind grundsätzlich steuer- und beitragspflichtig. 


13. Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer die Steuerfreiheit ebenfalls in Anspruch nehmen? 


Bei einem Gesellschafter-Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft kann die Zahlung von steuerfreien 
Beihilfen und Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes zu einer 
verdeckten Gewinnausschüttung führen. In diesem Fall scheidet die Steuerfreiheit aus. Eine ver-
deckte Gewinnausschüttung liegt vor, wenn für die Zahlung keine überzeugenden betrieblichen 
Gründe vorliegen, sondern eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis gegeben ist (verglei-
che Hinweis 8.5 Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis des Körperschaftsteuer-Handbuchs 
2015). Es ist wie bei Arbeitnehmern ohne Gesellschafterstellung darzulegen, dass es sich um steuer-
freie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-
Krise handelt. Die übrigen Voraussetzungen des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes 
müssen eingehalten werden. 


14. Kann der steuerfreie Höchstbetrag von 1.500 Euro für jedes Dienstverhältnis gesondert 
ausgeschöpft werden oder ist ggf. zu prüfen, ob aus anderen Dienstverhältnissen bereits 
eine Zahlung geleistet wurde? 


Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuerge-
setzes können für jedes Dienstverhältnis gesondert geleistet werden. Der Betrag von insgesamt bis zu 
1.500 Euro kann daher pro Dienstverhältnis ausgeschöpft werden. 


Allerdings ist erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilde-
rung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt. Die übrigen Voraussetzungen des § 3 
Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes müssen eingehalten werden. 


15. Kann die Steuerbefreiung bei zwei oder mehr aufeinander folgenden Dienstverhältnissen 
für jedes Dienstverhältnis in Anspruch genommen werden? 


Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuerge-
setzes können auch für aufeinanderfolgende Dienstverhältnisse in Anspruch genommen werden. Der 
Betrag von insgesamt bis zu 1.500 Euro kann pro Dienstverhältnis ausgeschöpft werden; dies gilt al-
lerdings nicht bei mehreren Dienstverhältnissen im Kalenderjahr zu ein und demselben Arbeitgeber. 


Es ist erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der 
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zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt. Die übrigen Voraussetzungen des § 3 Num-
mer 11a des Einkommensteuergesetzes müssen eingehalten werden. 


16. Wegen der Corona-Krise wird das Dienstverhältnis aufgelöst. In der Auflösungsvereinba-
rung (Abfindungsvereinbarung) wird die Zahlung einer Corona-Beihilfe von 1.500 Euro ver-
einbart. Ist diese steuerfrei? 


Arbeitgebern steht es frei, anstelle einer üblichen Abfindung wegen des Verlustes des Arbeitsplatzes 
steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen unter Einhaltung der Voraussetzungen des § 3 Nummer 
11a des Einkommensteuergesetzes zu leisten. 


Allerdings ist erforderlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer erkennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilde-
rung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise handelt. Die übrigen Voraussetzungen des § 3 
Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes müssen eingehalten werden. Die Corona-bedingte Be-
troffenheit des Arbeitnehmers muss zudem in der Zeit begründet sein, in der das Beschäftigungsver-
hältnis bestand, sodass Abfindungen, die sich auf Beschäftigungsverhältnisse beziehen, die vor dem 
1. März 2020 beendet wurden, nicht in steuerfreie Beihilfen oder Unterstützungen umqualifiziert o-
der umgewandelt werden können. 


17. Ist die steuerfreie Zahlung in Höhe von 1.500 Euro unschädlich für die Pauschalierung nach 
§ 40a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes? 


Eine Pauschalierung nach § 40a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes ist neben der oder zusätzlich 
zu der Steuerbefreiung im Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes möglich. 


18. Wie ist der Zusammenhang zur Corona-Krise nachzuweisen beziehungsweise im Lohnkonto 
aufzuzeichnen? 


Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto aufzuzeichnen (§ 4 Absatz 2 Nummer 4 der Lohn-
steuer-Durchführungsverordnung), so dass sie bei der Lohnsteuer-Außenprüfung als solche erkenn-
bar sind und die Rechtsgrundlage für die Zahlung bei Bedarf geprüft werden kann. Soweit ausnahms-
weise keine Verpflichtung zur Führung von Lohnunterlagen besteht (z. B. im Falle der Teilnahme ei-
nes privaten Arbeitgebers am Haushaltsscheckverfahren), genügt ein einfacher Zahlungsnachweis. 


19. Ist die steuerfreie Beihilfe / Unterstützung in der Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen 
und in der Einkommensteuererklärung anzugeben? 


Die nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zur 
Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise ist nicht auf der Lohnsteuerbeschei-
nigung auszuweisen und muss auch nicht in der Einkommensteuererklärung angegeben werden. 


20. Unterliegen die steuerfreien Beihilfen und Unterstützungen dem Progressionsvorbehalt? 


Die nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Beihilfen oder Unterstützun-
gen unterliegen nicht dem Progressionsvorbehalt. 


21. Wie verhalten sich das BMF-Schreiben vom 9. April 2020 und § 3 Nummer 11a des Einkom-
mensteuergesetzes zueinander? 


Nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 
vom 21. Dezember 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Seite 3096) können Arbeitgeber ihren Be-
schäftigten in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 Beihilfen und Unterstützungen bis zu 
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einem Betrag von 1.500 Euro steuerfrei auszahlen. Diese gesetzliche Regelung der Steuerbefreiung 
von Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-
Krise übernimmt die ursprünglich im BMF-Schreiben vom 9. April 2020 enthaltenen Aussagen und 
sichert sie gesetzlich ab. Ein Konkurrenzverhältnis zwischen dem § 3 Nummer 11a des Einkommen-
steuergesetzes und dem genannten BMF-Schreiben besteht nicht. Arbeitgeber können ihren Arbeit-
nehmern Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die 
Corona-Krise somit in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 bis zu einer Höhe von insge-
samt maximal 1.500 Euro steuerfrei gewähren. Das BMF-Schreiben vom 9. April 2020 ist zwischen-
zeitlich neugefasst worden (vgl. BMF-Schreiben vom 26. Oktober 2020 (Bundessteuerblatt 2020 Teil I 
Seite 1227). 


VIII. Grenzgänger 


1. Beschäftigte sollen derzeit möglichst von zuhause aus arbeiten. Welche steuerlichen Kon-
sequenzen hat dies für Beschäftigte, die in einem Staat wohnen und normalerweise ar-
beitstäglich über die Grenze in einen anderen Staat pendeln, um dort ihrer Tätigkeit nach-
zugehen und im Anschluss an ihren Wohnsitz zurückkehren (sogenannte Grenzgänger)? 


Der Empfehlung, möglichst zuhause zu bleiben, kommen viele Bürgerinnen und Bürger nach. Vor 
Herausforderungen stellt dies Beschäftigte, die normalerweise täglich von ihrem Wohnsitz aus in ei-
nen anderen Staat zur Arbeit pendeln. Wenn sie nun, aufgrund von behördlichen Empfehlungen oder 
Anordnungen, Anweisungen des Arbeitgebers oder der Schließung der Grenze , vermehrt von zu-
hause aus arbeiten („Home Office“ ), kann dies auch steuerliche Folgen auslösen, etwa dann, wenn 
nach den zugrunde liegenden Regelungen eines zwischen den beiden betroffenen Staaten bestehen-
den Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) das Überschreiten einer bestimmten Anzahl an Tagen, 
an denen der eigentliche Tätigkeitsstaat nicht aufgesucht wird, zu einem teilweisen Wechsel des Be-
steuerungsrechts führt. 


Diese Frage ist in den von Deutschland abgeschlossenen DBA nicht einheitlich geregelt, weil es mit 
verschiedenen Nachbarstaaten unterschiedliche Sonderregelungen gibt.  


Nach dem DBA etwa mit Frankreich ändern die zusätzlichen „Home Office“-Tage für Beschäftigte im 
Grenzgebiet nichts an der vorgesehenen Aufteilung der Besteuerungsrechte. Dies gilt auch für Grenz-
gänger nach dem DBA mit der Schweiz, solange sich auf das Kalenderjahr bezogen noch eine Min-
destzahl von Pendelbewegungen (d.h. hin und zurück) über die Grenze (eine pro Woche oder fünf im 
Monat) ergibt. Das Bundesministerium der Finanzen hat sich mit der Schweiz vorsorglich darauf geei-
nigt, Pendelbewegungen während der Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Krise zu unterstel-
len. Dies gilt auch für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, die unter die Grenzgängerregelung nach 
dem DBA mit der Schweiz fallen. 


Im Hinblick auf die DBA mit anderen Staaten, etwa mit Luxemburg, den Niederlanden, Österreich, 
Belgien und Polen kann ein erhöhtes Maß an „Home Office“-Tagen hingegen zu einer Änderung der 
Aufteilung der Besteuerungsrechte und damit zu einer Änderung der steuerlichen Situation der be-
troffenen Beschäftigten führen. Das Gleiche gilt in Bezug auf Frankreich für Beschäftigte, wenn sie 
nicht im Grenzgebiet leben und in Bezug auf die Schweiz für Beschäftigte, die die Grenzgängereigen-
schaft nicht erfüllen. Das Bundesministerium der Finanzen hat mit diesen Staaten bereits Einigungen 
erzielen können, um eine Änderung der Aufteilung der Besteuerungsrechte aufgrund einer durch die 
Corona-Krise bedingten höheren Anzahl von „Home Office“-Tagen zu verhindern. Mit Luxemburg, 
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Österreich, Polen und der Schweiz wurde sich darauf verständigt, dass die „Home Office“-Vereinba-
rungen auch für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes gelten. 


Sofern weitere Vereinbarungen abgeschlossen werden, wird das Bundesministerium der Finanzen 
zeitnah darüber informieren. 


IX. Betriebstätten 


1. Ergeben sich durch zeitliche Unterbrechungen von Bau- und Montagearbeiten für ausländi-
sche (Bau-) Unternehmen und deren Beschäftigte in Deutschland im Zuge der Corona-Krise 
steuerliche Konsequenzen, indem zum Beispiel aufgrund des Überschreitens der Betrieb-
stättenbegründungsfrist von 6 Monaten gem. § 12 der Abgabenordnung beziehungsweise 
der gegebenenfalls längeren Frist nach dem Betriebstättenartikel eines Doppelbesteue-
rungsabkommens eine inländische Betriebstätte mit der Folge steuerlicher Pflichten in 
Deutschland begründet wird? 


Werden Bau- und Montagearbeiten ausländischer (Bau-) Unternehmen vor dem Abschluss aus Grün-
den unterbrochen, die nicht im Betriebsablauf liegen, zum Beispiel durch Grenzschließungen oder 
Arbeitseinstellungen aufgrund der Corona-Krise, sollen sich für die Unternehmen und deren Beschäf-
tigte allein hieraus keine steuerlichen Konsequenzen in Bezug auf eine Betriebstättenbegründung 
ergeben. 


Daher werden bis auf weiteres durch die Corona-Krise bedingte Unterbrechungszeiten der Bau- und 
Montagearbeiten für die Berechnung der innerstaatlichen und abkommensrechtlichen Betriebstät-
tenbegründungsfristen für Bau- und Montagearbeiten nicht mitgezählt (Hemmung der Fristen). Dies 
setzt zusätzlich voraus, dass 


• die Unterbrechung im konkreten Fall mindestens zwei Wochen beträgt, 
• die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beziehungsweise die Beauftragten des Unterneh-


mens während der Unterbrechungszeit vom Montageort abgezogen werden oder diesen ver-
lassen, und 


• sichergestellt werden kann, dass die entsprechenden Einkünfte zum Beispiel im Ansässigkeits-
staat des Unternehmens beziehungsweise der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besteu-
ert werden, wenn es aufgrund der Fristhemmung nicht zur Begründung einer Betriebstätte für 
das Unternehmen in Deutschland kommt. Zu diesem Zweck können Spontanauskünfte an die 
Steuerverwaltung des anderen Vertragsstaats übermittelt werden. 


X. Maßnahmen im Gemeinnützigkeitssektor und für gesellschaftliches Engage-
ment in der Corona-Krise 


1. Wie werden Spenden steuerlich berücksichtigt? Ändert sich wegen der Corona-Krise etwas 
an Abläufen, Verfahren und Nachweisen? 


Spenden sind freiwillige Sach- oder Geldleistungen, die ohne Gegenleistung zur Förderung steuerbe-
günstigter Zwecke erbracht werden. Sie müssen außerdem an einen steuerbegünstigten Empfänger 
geleistet werden. Bei diesem handelt es sich regelmäßig um eine steuerbegünstigte Körperschaft 
(zum Beispiel einen gemeinnützigen Verein oder eine gemeinnützige Stiftung) oder eine öffentlich-
rechtliche Körperschaft (zum Beispiel ein Krankenhaus). 


Spenden an natürliche Personen sind nicht steuerlich abzugsfähig. 







Stand: 28. Dezember 2020 
21 


 
Für einen (Sonderausgaben-) Abzug in der Steuererklärung wird grundsätzlich eine Spendenbeschei-
nigung benötigt, die von dem steuerbegünstigten Empfänger der Spende auszustellen ist. Wenn be-
stimmte steuerbegünstigte Körperschaften Spenden-Sonderkonten eingerichtet haben, um mit den 
dort gesammelten Geldern den von der Corona-Krise Betroffenen zu helfen, dann können die Spen-
der Vereinfachungen nutzen. Wird auf diese Sonderkonten gespendet, dann reicht beim Finanzamt 
als Nachweis der Spende der Beleg des Kreditinstitutes (zum Beispiel Kontoauszug, Lastschriftein-
zugsbeleg oder der PC-Ausdruck bei Online-Banking) aus. 


2. Wie werden Sachspenden (zum Beispiel Atemschutzmasken) aus dem eigenen Unterneh-
men an Krankenhäuser oder Supermärkte zum Schutz der dort tätigen Angestellten steuer-
lich behandelt, wenn es sich um eine öffentlichkeitswirksame Spendenaktion (zum Beispiel 
durch Unterstützung des Bürgermeisters) handelt? 


Solche Spenden in Form von Sachzuwendungen aus dem Unternehmen können als Betriebsausgaben 
steuerlich geltend gemacht werden, wenn sie wirtschaftliche Vorteile für dieses Unternehmen (soge-
nanntes „Sponsoring“) mit sich bringen. Dabei gehen die Finanzämter schon dann von einem „wirt-
schaftlichen Vorteil“ aus, wenn beispielsweise die Medien durch Berichterstattung auf die Spenden 
aufmerksam machen. In diesem Fall geht der günstigere Betriebsausgabenabzug der steuerlichen Be-
rücksichtigung als Spende vor. 


Einzelheiten zur umsatzsteuerlichen Auswirkung solcher Spenden finden sich unter X. 4. wieder. 


3. Wie werden Spenden an einen – gegebenenfalls auch steuerbegünstigten - Geschäfts-
partner steuerlich behandelt? 


Eine Sachzuwendung oder die Zuwendung von Nutzungen und Leistungen (nicht hingegen die Zu-
wendung von Geld) aus dem Betriebsvermögen eines Unternehmens kann auch steuerlich als Be-
triebsausgabe geltend gemacht werden, wenn sie an durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht 
unerheblich geschädigte Geschäftspartner oder mit der Bewältigung der Corona-Krise befasste Un-
ternehmen und Einrichtungen, wie zum Beispiel Krankenhäuser, geleistet wird. 


Im Übrigen können Zuwendungen (Geld oder Sachmittel) an steuerbegünstigte Körperschaften wie 
gewohnt steuerlich als Spenden geltend gemacht werden. 


Einzelheiten zur umsatzsteuerlichen Auswirkung solcher Spenden finden sich unter X. 4. wieder. 


4. Hat die unentgeltliche Bereitstellung von medizinisch geschultem Personal sowie Material 
an Einrichtungen umsatzsteuerliche Konsequenzen, wenn diese einen unverzichtbaren Ein-
satz zur Bewältigung der Corona-Krise leisten? 


Wenn Material oder Personal aus einem Unternehmen unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden, 
könnte diese sogenannte unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer unterliegen. 


Wenn Unternehmen aber medizinische Bedarfsgegenstände (zum Beispiel Schutzkleidung, Schutz-
masken, Arzneimittel, Desinfektionsmittel, Beatmungsgeräte u. ä.) oder Personal für medizinische 
Zwecke unentgeltlich den Einrichtungen zur Verfügung stellen, die einen unverzichtbaren Einsatz zur 
Bewältigung der Corona-Krise leisten (dazu gehören insbesondere Krankenhäuser, Kliniken, Arztpra-
xen, Rettungsdienste, Pflege- und Sozialdienste, Alten- und Pflegeheime sowie weitere öffentliche 
Institutionen wie Polizei und Feuerwehr), dann wird von der Besteuerung einer unentgeltlichen 
Wertabgabe im Billigkeitswege befristet bis 31. Dezember 2021 abgesehen. 
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Beabsichtigen Unternehmer bereits bei Bezug der medizinischen Bedarfsgegenstände oder - im Falle 
der Herstellung - ihrer Bestandteile eine unentgeltliche Weitergabe, wird ausnahmsweise unter den 
oben genannten Bedingungen und den weiteren Voraussetzungen des § 15 des Umsatzsteuergeset-
zes ebenfalls befristet bis 31. Dezember 2021 zusätzlich ein entsprechender Vorsteuerabzug im Billig-
keitswege gewährt. Dies gilt auch in Fällen, in denen Unternehmern Personal entgeltlich überlassen 
wurde und sie dieses den genannten Einrichtungen unentgeltlich für den Einsatz für medizinische 
Zwecke zur Verfügung stellen. 


5. Darf jede steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stif-
tungen) unabhängig von ihrem eigentlichen Satzungszweck Spenden im Zusammenhang 
mit der Corona-Krise einwerben? 


Alle steuerbegünstigten Körperschaften können Spendenaktionen für die Hilfe der von der Corona-
Krise Betroffenen durchführen. Die Finanzämter werden es nicht beanstanden, wenn in der Zeit bis 
zum 31. Dezember 2021 Spenden für diesen nicht in der Satzung des Vereins oder der Stiftung ge-
nannten Zweck eingeworben, mit einer Spendenbescheinigung bestätigt und für diesen Zweck ver-
wendet werden. Die Spendenbescheinigung, die der Zuwendende von dem Verein oder der Stiftung 
erhält, muss einen Hinweis auf die Sonderaktion „Hilfe für von der Corona-Krise Betroffene“ enthal-
ten. 


Voraussetzung ist jedoch, dass die steuerbegünstigte Körperschaft die Spenden nur für gemeinnüt-
zige oder mildtätige Zwecke einsetzt. D. h. aus Spenden finanzierte Unterstützungsleistungen für Un-
ternehmen, Selbständige oder entsprechende Hilfsfonds der Kommunen sind beispielsweise nicht 
begünstigt.  


Die Spenden können im Übrigen auch ohne Auswirkungen auf die eigene Gemeinnützigkeit an steu-
erbegünstigte Körperschaften oder juristische Personen des öffentlichen Rechts weitergeleitet wer-
den, die zur Hilfe für von der Corona-Krise Betroffene beitragen. Beispielsweise kann ein Fußballver-
ein eine Spendenaktion für Betroffene der Corona-Krise starten und die im Zuge dieser Sonderaktion 
eingeworbenen Spenden an ein steuerbegünstigtes Krankenhaus weiterleiten. 


6. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stif-
tungen) außerhalb ihrer Satzungszwecke zur Bewältigung der Auswirkungen der Corona-
Krise tätig werden (zum Beispiel durch Einkaufshilfen)? 


Alle steuerbegünstigten Körperschaften dürfen sich unabhängig von ihren Satzungszwecken zur Be-
wältigung der Auswirkung der Corona-Krise engagieren. Dieses Engagement ist keine Gefahr für die 
eigene Gemeinnützigkeit. Das Finanzamt wird aus diesen satzungsfremden Aktivitäten keine negati-
ven Konsequenzen für die Gemeinnützigkeit ziehen.  


Beispielsweise kann ein gemeinnütziger Verein für ältere, besonders gefährdete Personen oder für 
hilfsbedürftige Personen in häuslicher Quarantäne Einkaufshilfen übernehmen. Hierbei können auch 
Mittel des Vereins eingesetzt werden. Ebenso kann eine gemeinnützige Forschungseinrichtung vor-
handene Schutzmasken unentgeltlich an gefährdete oder betroffene Personen verteilen. In beiden 
Fällen ist eine vorherige Änderung der Satzung insoweit nicht erforderlich.  


Unterstützungsleistungen, mit denen keine gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecke verfolgt wer-
den, zum Beispiel an von der Corona-Krise besonders betroffene gewerbliche Unternehmen, Selb-
ständige oder entsprechende Hilfsfonds der Kommunen, sind hingegen nicht begünstigt. 
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Einzelheiten zu Unterstützungsleistungen an Künstler oder Solo-Selbständige finden sich unter X. 14. 
wieder. 


7. Wie sind entgeltliche Tätigkeiten steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemein-
nütziger Vereine oder Stiftungen) zu behandeln, die im Zusammenhang mit der Corona-
Krise ausgeübt werden? 


Krankenhäuser oder auch Alten- und Pflegeheime brauchen aktuell in jeder Hinsicht Hilfe und Unter-
stützung. Viele steuerbegünstigte Körperschaften helfen daher mit Personal, Räumlichkeiten, Sach-
mitteln oder anderen Leistungen, die für die Bewältigung von Auswirkungen der Corona-Krise not-
wendig sind, und erhalten dafür ein Entgelt. Steuerlich ist diese wirtschaftliche Aktivität eigentlich 
nur dann begünstigt, wenn in der Satzung ein entsprechender Zweck, wie zum Beispiel des öffentli-
chen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege beziehungsweise die Förderung 
der Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, genannt ist. Angesichts der Auswir-
kungen der Corona-Krise werden die Finanzämter es nicht beanstanden, wenn bei steuerbegünstig-
ten Körperschaften, die sich in die Bewältigung der Corona-Krise einbringen, ein derartiger Zweck in 
den Satzungen nicht aufgeführt ist.  


Unabhängig davon, ob die Körperschaft tatsächlich einen entsprechenden steuerbegünstigten Zweck, 
wie beispielsweise die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens oder die Förderung mildtäti-
ger Zwecke in ihre Satzung aufgenommen hat, können entgeltliche Betätigungen zur Bewältigung der 
Auswirkungen der Corona-Krise sowohl ertragsteuerlich als auch umsatzsteuerlich bis zum 31. De-
zember 2021 dem steuerbegünstigten Zweckbetrieb im Sinne des § 65 der Abgabenordnung zuge-
ordnet werden. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn eine gemeinnützige Forschungseinrichtung einem 
Krankenhaus vorhandene Schutzmasken gegen Entgelt zur Verfügung stellt. Die Einnahmen aus die-
ser Tätigkeit können dann dem steuerbegünstigten Zweckbetrieb zugeordnet werden. 


Diese umsatzsteuerbaren Überlassungen von Sachmitteln und Räumen sowie von Arbeitnehmern 
sind unter den weiteren Voraussetzungen des § 4 Nummer 14, 16, 18, 23 und 25 des Umsatzsteuer-
gesetzes als eng verbundene Umsätze der umsatzsteuerbegünstigten Einrichtungen umsatzsteuer-
frei. Die Steuerbefreiung gilt nur für die Überlassung zwischen Einrichtungen, deren Umsätze nach 
der gleichen Vorschrift steuerbefreit sind, also z. B. für Überlassungen zwischen den in § 4 Nummer 
16 des Umsatzsteuergesetzes genannten Einrichtungen. Für die Anwendung der genannten Umsatz-
steuerbefreiungen ist eine Anerkennung als gemeinnützige Einrichtung nicht erforderlich. 


Zudem sind Corona-Abstrichnahmen durch gemeinnützige Vereine gegenüber öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften als eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Leistungen 
nach § 4 Nummer 18 des Umsatzsteuergesetzes umsatzsteuerfrei. 


8. Eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder eine 
Stiftung) hat Mittel aus Vorjahren angesammelt und kann diese nun aufgrund der Corona-
Krise im Jahr 2020 oder im Jahr 2021 nicht ausgeben. Verliert sie nun die Gemeinnützig-
keit? 


Gesetzlich vorgesehen ist, dass Mittel zeitnah und somit spätestens in den auf den Zufluss folgenden 
zwei Jahren für die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden müssen. Stellt 
die Finanzverwaltung fest, dass der Verein seine Mittel nicht zeitnah verwendet hat, wird das Finanz-
amt dem Verein eine angemessene Frist zur Mittelverwendung setzen. Angesichts der derzeitigen 
Situation werden bei der Frist in jedem Fall die Auswirkungen der Corona-Krise berücksichtigt. Den 







Stand: 28. Dezember 2020 
24 


 
steuerbegünstigten Körperschaften wird damit mehr Zeit als gewöhnlich zur Verwendung der ange-
sammelten Mittel eingeräumt. 


Die jetzt im Jahr 2020 oder 2021 eigentlich für einen bestimmten Zweck zur Verwendung vorgesehe-
nen Mittel müssen also nicht irgendwie anderweitig verwendet werden, nur damit der Status der Ge-
meinnützigkeit erhalten bleibt. 


9. Dürfen Rücklagen steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemeinnütziger Ver-
eine oder gemeinnützige Stiftungen), die nach § 62 der Abgabenordnung zu anderen Zwe-
cken gebildet worden sind, aufgelöst werden, um eine aufgrund der Corona-Krise entstan-
dene wirtschaftliche Notlage abzumildern? 


Ja. Eine steuerbegünstigte Körperschaft kann in der Vergangenheit gebildete Rücklagen, wie zum Bei-
spiel zur Wiederbeschaffung von Wirtschaftsgütern, ohne Gefährdung der Gemeinnützigkeit auflösen 
und verwenden, um die negativen Auswirkungen der Corona-Krise finanziell abzumildern. 


10. Darf eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder 
eine gemeinnützige Stiftung) ihrem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb mit gesammelten 
Spendengeldern oder Mitgliedsbeiträgen vorübergehend finanziell unter die Arme greifen? 


Die Auswirkungen der Corona-Krise treffen grundsätzlich alle wirtschaftlich Aktiven. Dazu können 
also auch steuerbegünstigte Körperschaften zählen, die sich „am Markt“ (zum Beispiel mit einem 
Fan-Shop, einer Cafeteria oder einer Vereinsgaststätte) betätigen. Eine steuerbegünstigte Körper-
schaft darf Mittel aus ihrem ideellen Bereich, wie zum Beispiel Spenden und Mitgliedsbeiträge, an die 
wirtschaftlichen Einheiten weiterleiten. Voraussetzung ist jedoch, dass mit diesen Mitteln auf die 
Corona-Krise zurückzuführende Verluste, die bis zum 31. Dezember 2021 entstanden sind, ausgegli-
chen werden. Eine Finanzierung von dauerhaften Verlusten der wirtschaftlichen Betätigung durch 
Mittel aus dem ideellen Bereich wird durch die Finanzverwaltung hingegen nicht akzeptiert. 


11. Darf der Übungsleiter (zum Beispiel Trainer eines Fußballvereins) einer steuerbegünstigten 
Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereines oder einer gemeinnützigen Stif-
tung), der aufgrund der Corona-Krise vorübergehend seiner Tätigkeit nicht nachkommen 
kann, weiterbezahlt werden, ohne dass die Gemeinnützigkeit der Körperschaft gefährdet 
wird? 


Ja. Die Übungsleiterpauschalen dürfen vorübergehend weitergezahlt werden, wenn die Ausübung 
der Tätigkeit wegen der Corona-Krise nicht möglich ist. 


12. Ist die Steuerbegünstigung einer Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereins) 
gefährdet, wenn sie ihren Mitgliedern, die durch die Corona-Krise wirtschaftlich in Not ge-
raten sind, für das Jahr 2020 oder 2021 bereits geleistete Beiträge zurückerstattet oder auf 
die Erhebung von Beiträgen für das laufende Jahr von diesen Mitgliedern verzichtet? Muss 
deswegen die Satzung oder Beitragsordnung der Körperschaft geändert werden? 


Eine Rückzahlung von Beiträgen an Mitglieder oder eine Befreiung der Mitglieder von Beitragszahlun-
gen ist rechtlich grundsätzlich nur dann zulässig, wenn dies in den Satzungsbestimmungen oder der 
Beitragsordnung der jeweiligen Körperschaft mit aufgenommen ist. 


Wenn die aktuellen Satzungsbestimmungen oder Beitragsordnungen die Rückzahlung von Beiträgen 
an durch die Corona-Krise wirtschaftlich in Not geratene Mitglieder beziehungsweise die Befreiung 
dieser Mitglieder von Beitragszahlungen nicht zulassen, ist eine solche Rückzahlung oder eine solche 
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Befreiung ausnahmsweise bis zum 31. Dezember 2021 steuerrechtlich unschädlich für den Status der 
Gemeinnützigkeit. 


Die Körperschaft muss sich die von dem Mitglied geltend gemachte, durch die Corona-Krise bedingte 
wirtschaftliche Notlage nicht nachweisen lassen. Es reicht aus, wenn sich das Mitglied plausibel auf 
eine solche Not beruft oder sich die Notsituation des Mitglieds für die Körperschaft plausibel aus an-
deren Umständen ergibt. 


Nicht erfasst von dieser Ausnahmeregelung und damit weiterhin schädlich für den Status der Ge-
meinnützigkeit bleibt es aber, einen bereits geleisteten Mitgliedsbeitrag zurückzuzahlen oder auf ei-
nen noch ausstehenden Mitgliedsbeitrag deswegen zu verzichten, weil das Angebot der Körperschaft 
aufgrund der Corona-Krise nicht erbracht werden kann (zum Beispiel aufgrund ausgefallener Übungs-
stunden oder nicht durchgeführter Sportkurse). 


13. Ist es für steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stif-
tungen) gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich, wenn sie ihren Beschäftigten das Kurzar-
beitergeld aufstocken? 


Eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes für die Beschäftigten von steuerbegünstigten Körperschaf-
ten kann auch Auswirkungen auf den gemeinnützigkeitsrechtlichen Status der Körperschaft haben. 
Hierbei ist allerdings in Bezug auf die Höhe der Aufstockung zu differenzieren: 


• Bei einer Aufstockung auf bis zu 80 % des bisherigen Entgelts wird davon ausgegangen, dass 
die Mittelverwendung für satzungsgemäße Zwecke erfolgt und die Aufstockung „marktüblich 
und angemessen“ ist. 


Das „bisherige Entgelt“ ist dabei das in den drei Monaten vor Einführung der Kurzarbeit durch-
schnittlich ausgezahlte Nettomonatsgehalt. 


• Bei einer Aufstockung auf über 80 % des bisherigen Entgelts, bedarf es einer entsprechenden 
Begründung, insbesondere zur „Marktüblichkeit und Angemessenheit“ der Aufstockung. 


Sehen kollektivrechtliche Vereinbarungen des Arbeitsrechts, wie zum Beispiel Tarifverträge, 
eine Aufstockung des Kurzarbeitergeldes vor, reicht für den Nachweis der „Marktüblichkeit 
und Angemessenheit“ die Vorlage dieser Vereinbarung. Übernehmen kollektivrechtlich nicht 
gebundene Unternehmen in individuellen Verträgen mit allen Mitarbeitern einheitlich die kol-
lektivrechtlichen Vereinbarungen der Branche zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes, dient 
ein Mustervertrag dem Nachweis der „Marktüblichkeit und Angemessenheit“. 


14. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stif-
tungen) die von der Corona-Krise Betroffenen, wie zum Beispiel Künstler oder Solo-Selb-
ständige, unterstützen? 


Unterstützungsleistungen steuerbegünstigter Körperschaften an die von der Corona-Krise Betroffe-
nen, zum Beispiel Künstler oder Solo-Selbständige, sind dann unbedenklich für den Status der Ge-
meinnützigkeit, wenn mit den Leistungen steuerbegünstigte Zwecke verfolgt werden. Unterstüt-
zungsmaßnahmen außerhalb der steuerbegünstigten Zwecke sind mit dem Gemeinnützigkeitsrecht 
nicht vereinbar. 


Beispiele: 


• Förderung von Kunst und Kultur: 
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Ersatz von Aufwendungen ortsansässiger Künstler zur Aufrechterhaltung eines Kulturangebo-
tes vor Ort auch für Zeiten nach der Corona-Krise. 


• Verfolgung mildtätiger Zwecke: 


Finanzielle Unterstützung ansonsten mittelloser natürlicher Personen. Da sich der Fördertatbe-
stand der Mildtätigkeit auf die Hilfe notleidender Menschen beschränkt, ist eine Ausdehnung 
auf die Unterstützung unternehmerischer Tätigkeiten ausgeschlossen. Die Körperschaft hat die 
Bedürftigkeit der unterstützten Person selbst zu prüfen und zu dokumentieren. Es reicht, dass 
die wirtschaftliche Hilfsbedürftigkeit der unterstützten Person glaubhaft gemacht wird. 


15. Viele Kultur- oder Sportveranstaltungen müssen wegen der Corona-Krise abgesagt und be-
reits bezahlte Ticketpreise erstattet werden. Besteht die Möglichkeit, dass steuerbegüns-
tigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) dem Ticketin-
haber eine Zuwendungsbestätigung (Spendenquittung) ausstellen, wenn dieser auf die ihm 
zustehende Erstattung des Ticketpreises verzichtet? 


Verzichtet ein Ticketinhaber einer Kultur- oder Sportveranstaltung bei deren Absage aufgrund der 
Auswirkungen der Corona-Krise schriftlich oder per E-Mail auf die Auszahlung einer ihm zustehenden 
Erstattung, dann kann der Veranstalter ihm in dieser Höhe eine Spendenquittung ausstellen, wenn: 


• die Veranstaltung von einer als steuerbegünstigt anerkannten Einrichtung organisiert wurde, 
• die Spende zu steuerbegünstigten Zwecken verwendet wird und 
• mit der Spende keine Gegenleistung (zum Beispiel in Form eines Gutscheins, eines Tickets für 


einen Ersatztermin oder einer anderweitigen Gegenleistung an den Ticketinhaber) verbunden 
ist. 


Wird hingegen auf einen Erstattungsanspruch gegenüber einem kommerziellen Ticketvertreiber oder 
gegenüber selbständigen Künstlern verzichtet, kann dafür keine Zuwendungsbestätigung ausgestellt 
werden, die den Zuwendenden zum steuerlichen Spendenabzug berechtigt. 


Die schriftliche oder per E-Mail erteilte Verzichtserklärung des Ticketinhabers ist mit dem Doppel der 
ausgestellten Spendenquittung in den Unterlagen des Ausstellers der Spendenquittung zu dokumen-
tieren. 


16. Ist es schädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn der Verein in 2020 Corona-bedingt nicht in 
der Lage war, seine satzungsmäßigen Zwecke zu verfolgen? 


Maßgeblich für die Prüfung der Gemeinnützigkeit ist, dass die tatsächliche Geschäftsführung der Kör-
perschaft auf die ausschließliche und unmittelbare Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke gerich-
tet ist und den Bestimmungen entspricht, die die Satzung über die Voraussetzungen für Steuerver-
günstigungen enthält (§ 63 Absatz 1 der Abgabenordnung). Regelmäßig wird dies anhand der mit der 
Steuererklärung eingereichten Rechenschaftsberichte und/oder Protokolle der Mitgliederversamm-
lung überprüft. Im Jahr 2020 ist es einigen dieser Körperschaften nicht möglich gewesen, ihren sat-
zungsmäßigen Tätigkeiten im üblichen Umfang nachzugehen, einige Körperschaften mussten seit 
dem Frühjahr sogar weitestgehend untätig bleiben. Dies ist aus gemeinnützigkeitsrechtlicher Sicht 
nicht zu beanstanden, wenn in den Tätigkeitsberichten diese Einschränkungen glaubhaft gemacht 
werden. 
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17. Ist die Absage oder Verschiebung der Mitgliederversammlung dem zuständigen Finanzamt 


zu melden? 


Aufgrund der Einschränkungen infolge der COVID-19-Pandemie ist es im Jahr 2020 vielen gemeinnüt-
zigen Körperschaften nicht möglich gewesen, bspw. eine Mitgliederversammlung als Präsenz-veran-
staltung durchzuführen. Dies ist gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich. Zur Lösung der dar-aus fol-
genden zivilrechtlichen Probleme sind in § 5 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesell-schafts-, Ge-
nossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie Sonderregelungen für im Jahr 2020 ablaufende Bestellungen von Ver-
eins- oder Stiftungsvorständen und im Jahr 2020 stattfindende Mitgliederversammlungen von Verei-
nen beschlossen worden (z.B. Möglichkeit der virtuellen Mitgliederversammlung oder der schriftli-
chen bzw. elektronischen Stimmabgabe). Diese Sonderregelungen gelten auch für das Jahr 2021. 


Sofern eine Mitgliederversammlung coronabedingt ausgefallen ist oder verschoben wurde, sollte das 
zuständige Finanzamt bei der nächsten turnusmäßigen Steuererklärung darauf hingewiesen und et-
waige Unterlagen (z. B. Tätigkeitsberichte) beigefügt werden. 


XI. Billigkeitsleistungen (Unterstützungsleistungen) aus den Corona-Hilfspro-
grammen 


1. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie zum Beispiel Sofort-
hilfen, Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und 
der Länder steuerpflichtig? 


Soforthilfen, Überbrückungshilfen und vergleichbare Unterstützungsleistungen sind grundsätzlich 
einkommen- oder körperschaft- und ggf. gewerbesteuerpflichtig. Dies wird in den jeweiligen Förder-
richtlinien in der Regel zusätzlich klargestellt. Die Förderrichtlinien regeln unter Umständen auch wei-
tere Einzelheiten. 


2. Werden diese Unterstützungszahlungen bereits bei der Festsetzung der Ertragsteuer- Vo-
rauszahlung berücksichtigt? 


Nein, die ausgezahlten Unterstützungsleistungen werden unabhängig von eventuellen Regelungen in 
den jeweiligen Förderrichtlinien steuerlich bei der Festsetzung der Vorauszahlungen auf die vorge-
nannten Steuern (Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer) nicht berücksichtigt. Dies gilt 
auch für einen Ertrag, der sich aus Anwendung des § 6 Absatz 1 Nummer 3 des Einkommensteuerge-
setzes für unverzinsliche Soforthilfe-Darlehen ergibt. Die Nichtberücksichtigung der Hilfen bei den 
Vorauszahlungen kann im jeweiligen Einzelfall für den entsprechenden Veranlagungszeitraum zu 
Nachzahlungen führen. 


3. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie Soforthilfen, Über-
brückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder 
umsatzsteuerpflichtig? 


Es handelt sich grundsätzlich um nicht der Umsatzsteuer unterliegende Zahlungen. Die gewährten 
Liquiditätshilfen erfolgen nicht in einem Leistungsaustausch, weil sie für keine konkrete Leistung des 
Unternehmers gewährt werden, und unterliegen daher nicht der Umsatzbesteuerung. Die Unterstüt-
zungszahlungen sind daher weder in den Umsatzsteuer-Voranmeldungen bzw. Umsatzsteuer-Jahres-
erklärungen anzugeben noch bei der Berechnung der Kleinunternehmergrenze nach § 19 des Um-
satzsteuergesetzes zu berücksichtigen. 
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XII. Allgemeiner Hinweis 


Bei allen Erklärungen, die vom Steuerpflichtigen abzugeben sind und im Zusammenhang mit der 
Corona-Krise stehen, gilt, dass alle Angaben wahrheitsgemäß sein müssen. Insofern gilt nichts Ande-
res als bei anderen steuerlichen Erklärungen. Falsche Angaben sind strafbewehrt. 





		I. Einleitung

		II. Allgemeine verfahrensrechtliche Fragen zu den Steuererleichterungen

		1. Überblick über die steuerlichen Erleichterungen in der Corona-Krise

		2. Wann ist ein Steuerpflichtiger unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich von der Corona-Krise betroffen?

		3. Gelten die Erleichterungen auch für Freiberufler und kommunale Unternehmen?

		4. Können Anträge auf Herabsetzung von Vorauszahlungen formlos gestellt werden?

		5. Besteht die Möglichkeit einer Fristverlängerung für die Abgabe von Steuererklärungen?

		6. Ist bei Nichteinhaltung einer gesetzlichen Frist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich?

		7. Fallen Verspätungszuschläge bei einer nicht fristgerecht eingereichten Steuererklärung an?

		8. Besteht die Möglichkeit, für aktuelle Verluste aufgrund der Corona-Krise eine Einkommen- oder Körperschaftsteuerminderung 2019 im Wege eines vorweggenommenen, pauschal ermittelten Verlustrücktrags zu beantragen?

		9. Kann ich eine höhere Steuererstattung für 2019 beantragen, wenn ich einen höheren als den pauschal ermittelten Verlustrücktrag erwarte?

		10. Wie können durch den „Lockdown“ verursachte Wertverluste bei nicht verkaufter Saisonware in der Steuerbilanz berücksichtigt werden?

		11. Ist eine Herabsetzung des Steuermessbetrages für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen möglich?

		12. An wen kann ich mich mit Fragen zu Anträgen auf Stundung, Herabsetzung von Vorauszahlungen, Fristverlängerungen oder zu Maßnahmen der Vollstreckung wenden?

		13. Wie sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Finanzämtern und im BZSt erreichbar?

		14. Verzögert sich die Bearbeitungsdauer von Vorgängen in den Finanzämtern, z. B. die Bearbeitung der Steuererklärungen? Werden Fälle, in denen mit einer Erstattung zu rechnen ist, vorrangig bearbeitet?

		15. Welche Auswirkungen hat die Corona-Krise auf das Vollstreckungsverfahren?



		III. Stundung

		1. Können Stundungsanträge formlos gestellt werden?

		2. Wie lange kann eine Stundung gewährt werden?

		3. Können auf Antrag bereits gezahlte Steuern rückwirkend gestundet und erstattet werden?

		4. Können Ansprüche, die aus geschätzten Besteuerungsgrundlagen resultieren, gestundet werden?

		5. Müssen für Stundungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise Sicherheitsleistungen gestellt werden?

		6. Kann auch die Umsatzsteuer gestundet werden?

		7. Kann die Lohnsteuer gestundet werden?

		8. Fallen für den Zeitraum der Stundung aufgrund der Corona-Krise Stundungszinsen an?



		IV. Erlass von Steuern

		1. Können Steuern wegen der Betroffenheit von der Corona-Krise erlassen werden?

		2. Was ist bei Stundung und Erlass der Gewerbesteuer zu beachten?



		V. Außenprüfung

		1. Können Außenprüfungen weiterhin angeordnet und durchgeführt werden?

		2. Kann der Beginn einer bereits angeordneten Außenprüfung verschoben werden?

		3. Können laufende Außenprüfungen unterbrochen werden?

		4. Können Schlussbesprechungen auch ohne persönliche Anwesenheit stattfinden?



		VI. Lohnsteuer

		1. Wird die Lohnsteuer bei Arbeitnehmern im Fall von angeordneter Kurzarbeit automatisch an die Höhe des geminderten Gehalts angepasst?

		2. Sind das Kurzarbeitergeld und etwaige Arbeitgeberzuschüsse dazu steuerfrei?

		3. Kann ich als Arbeitgeber aufgrund der Corona-Krise eine Verlängerung der Frist für die Abgabe der monatlichen oder vierteljährlichen Lohnsteuer-Anmeldung beantragen?

		4. Kann bei Ärztinnen und Ärzten im Ruhestand oder auch Pflegerinnen und Pflegern im Ruhestand, die infolge der Corona-Krise für ein Gesundheitsamt oder ein staatliches oder gemeinnütziges Krankenhaus Patientinnen und Patienten versorgen, der sogenann...

		5. Kann bei Ärztinnen und Ärzten oder Pflegerinnen und Pflegern, deren Beschäftigungsverhältnis zum Beispiel wegen einer Elternzeit oder eines unbezahlten Urlaubs ruht, die infolge der Corona-Krise für ein Gesundheitsamt oder ein staatliches oder steu...

		6. Kann ich Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer geltend machen, wenn ich normalerweise einen Büroarbeitsplatz im Betrieb habe, nun aber coronabedingt zuhause arbeiten muss?

		7. Kann der Arbeitgeber außergewöhnliche Betreuungsleistungen, die aufgrund der Corona-Krise für pflegebedürftige Angehörige und Kinder entstehen, steuerfrei erstatten?

		8. Gibt es während der Corona-Krise Erleichterungen bei geringfügig entlohnten Beschäftigten (sogenannte Minijobs), um flexibel auf einen erhöhten Arbeitsanfall zu reagieren?

		9. Wie werden öffentliche Zuschüsse für die Unterbringung und Verpflegung ausländischer Grenzpendler, zum Beispiel polnischer Grenzpendler, die aufgrund von Grenzschließungen oder Quarantäneregeln nicht täglich nach Hause zurückkehren können, steuerli...

		10. Sind nach dem Auslandstätigkeitserlass (ATE) begünstigte Tätigkeiten eines Arbeitnehmers auch dann steuerfrei, wenn wegen der Corona-Krise eine im Ausland geplante Tätigkeit im Sinne des ATE nicht ausgeführt oder fortgesetzt werden kann? Wie wirkt...

		11. Führt die Übernahme von Kosten für Covid-19-Tests durch den Arbeitgeber zu Arbeitslohn?



		VII. Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen für Arbeitnehmer bis zu 1.500 Euro

		1. Kann jede Zahlung des Arbeitgebers in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 als Beihilfe und Unterstützung aufgrund der Corona-Krise angesehen werden?

		2. Können Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern sowohl in 2020 als auch im ersten Halbjahr 2021 einen steuerfreien Betrag von 1.500 Euro, insgesamt also 3.000 Euro, steuerfrei gewähren?

		3. Können Arbeitgeber vor der Corona-Krise übliche oder vereinbarte Sonderzahlungen in steuerfreie Leistungen nach dem § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes umwandeln?

		4. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn in tarifvertraglichen Vereinbarungen geregelt werden?

		5. Können Beträge auch dann steuerfrei gezahlt werden, wenn (gegebenenfalls ausschließlich) Kurzarbeitergeld im selben Lohnzahlungszeitraum / in einem vorangegangenen Lohnzahlungszeitraum seit 1. März 2020 gezahlt wurde und die Leistung nicht als "Auf...

		6. Der Arbeitgeber leistet regelmäßig eine freiwillige Sonderzahlung oder eine freiwillige Erholungsbeihilfe. Im Jahr 2020 soll anstelle der freiwilligen Sonderzahlung / Erholungsbeihilfe eine Corona-Beihilfe gewährt werden. Ist diese steuerfrei?

		7. Sind Leistungen, die bereits vor dem 1. März 2020 vereinbart waren oder deren Zahlung vor dem 1. März 2020 beabsichtigt war, begünstigt?

		8. Gilt § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes für Arbeitnehmer öffentlich-rechtlicher Arbeitgeber in gleicher Weise wie für Arbeitnehmer privater Arbeitgeber?

		9. Fallen Leistungsprämien für im Jahr 2019 erbrachte Arbeitsleistungen in den Anwendungsbereich des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes?

		10. Können Arbeitgeber steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise an Arbeitnehmer leisten, denen im Gegenzug geleistete Überstunden gekürzt werden, auf die kein Auszahlungsanspruch besteht?

		11. Können steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen auch an geringfügig entlohnte Beschäftigte (sogenannte Minijobber) geleistet werden? Ist eine Angemessenheitsprüfung vorzunehmen?

		12. Handelt es sich bei dem nach § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes steuerfreien Betrag in Höhe von 1.500 Euro um einen Freibetrag oder um eine Freigrenze?

		13. Kann ein Gesellschafter-Geschäftsführer die Steuerfreiheit ebenfalls in Anspruch nehmen?

		14. Kann der steuerfreie Höchstbetrag von 1.500 Euro für jedes Dienstverhältnis gesondert ausgeschöpft werden oder ist ggf. zu prüfen, ob aus anderen Dienstverhältnissen bereits eine Zahlung geleistet wurde?

		15. Kann die Steuerbefreiung bei zwei oder mehr aufeinander folgenden Dienstverhältnissen für jedes Dienstverhältnis in Anspruch genommen werden?

		16. Wegen der Corona-Krise wird das Dienstverhältnis aufgelöst. In der Auflösungsvereinbarung (Abfindungsvereinbarung) wird die Zahlung einer Corona-Beihilfe von 1.500 Euro vereinbart. Ist diese steuerfrei?

		17. Ist die steuerfreie Zahlung in Höhe von 1.500 Euro unschädlich für die Pauschalierung nach § 40a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes?

		18. Wie ist der Zusammenhang zur Corona-Krise nachzuweisen beziehungsweise im Lohnkonto aufzuzeichnen?

		19. Ist die steuerfreie Beihilfe / Unterstützung in der Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen und in der Einkommensteuererklärung anzugeben?

		20. Unterliegen die steuerfreien Beihilfen und Unterstützungen dem Progressionsvorbehalt?

		21. Wie verhalten sich das BMF-Schreiben vom 9. April 2020 und § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes zueinander?



		VIII. Grenzgänger

		1. Beschäftigte sollen derzeit möglichst von zuhause aus arbeiten. Welche steuerlichen Konsequenzen hat dies für Beschäftigte, die in einem Staat wohnen und normalerweise arbeitstäglich über die Grenze in einen anderen Staat pendeln, um dort ihrer Tät...



		IX. Betriebstätten

		1. Ergeben sich durch zeitliche Unterbrechungen von Bau- und Montagearbeiten für ausländische (Bau-) Unternehmen und deren Beschäftigte in Deutschland im Zuge der Corona-Krise steuerliche Konsequenzen, indem zum Beispiel aufgrund des Überschreitens de...



		X. Maßnahmen im Gemeinnützigkeitssektor und für gesellschaftliches Engagement in der Corona-Krise

		1. Wie werden Spenden steuerlich berücksichtigt? Ändert sich wegen der Corona-Krise etwas an Abläufen, Verfahren und Nachweisen?

		2. Wie werden Sachspenden (zum Beispiel Atemschutzmasken) aus dem eigenen Unternehmen an Krankenhäuser oder Supermärkte zum Schutz der dort tätigen Angestellten steuerlich behandelt, wenn es sich um eine öffentlichkeitswirksame Spendenaktion (zum Beis...

		3. Wie werden Spenden an einen – gegebenenfalls auch steuerbegünstigten - Geschäftspartner steuerlich behandelt?

		4. Hat die unentgeltliche Bereitstellung von medizinisch geschultem Personal sowie Material an Einrichtungen umsatzsteuerliche Konsequenzen, wenn diese einen unverzichtbaren Einsatz zur Bewältigung der Corona-Krise leisten?

		5. Darf jede steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) unabhängig von ihrem eigentlichen Satzungszweck Spenden im Zusammenhang mit der Corona-Krise einwerben?

		6. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) außerhalb ihrer Satzungszwecke zur Bewältigung der Auswirkungen der Corona-Krise tätig werden (zum Beispiel durch Einkaufshilfen)?

		7. Wie sind entgeltliche Tätigkeiten steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemeinnütziger Vereine oder Stiftungen) zu behandeln, die im Zusammenhang mit der Corona-Krise ausgeübt werden?

		8. Eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder eine Stiftung) hat Mittel aus Vorjahren angesammelt und kann diese nun aufgrund der Corona-Krise im Jahr 2020 oder im Jahr 2021 nicht ausgeben. Verliert sie nun die Ge...

		9. Dürfen Rücklagen steuerbegünstigter Körperschaften (zum Beispiel gemeinnütziger Vereine oder gemeinnützige Stiftungen), die nach § 62 der Abgabenordnung zu anderen Zwecken gebildet worden sind, aufgelöst werden, um eine aufgrund der Corona-Krise en...

		10. Darf eine steuerbegünstigte Körperschaft (zum Beispiel ein gemeinnütziger Verein oder eine gemeinnützige Stiftung) ihrem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb mit gesammelten Spendengeldern oder Mitgliedsbeiträgen vorübergehend finanziell unter die Ar...

		11. Darf der Übungsleiter (zum Beispiel Trainer eines Fußballvereins) einer steuerbegünstigten Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereines oder einer gemeinnützigen Stiftung), der aufgrund der Corona-Krise vorübergehend seiner Tätigkeit n...

		12. Ist die Steuerbegünstigung einer Körperschaft (zum Beispiel eines gemeinnützigen Vereins) gefährdet, wenn sie ihren Mitgliedern, die durch die Corona-Krise wirtschaftlich in Not geraten sind, für das Jahr 2020 oder 2021 bereits geleistete Beiträge...

		13. Ist es für steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) gemeinnützigkeitsrechtlich unschädlich, wenn sie ihren Beschäftigten das Kurzarbeitergeld aufstocken?

		14. Dürfen steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) die von der Corona-Krise Betroffenen, wie zum Beispiel Künstler oder Solo-Selbständige, unterstützen?

		15. Viele Kultur- oder Sportveranstaltungen müssen wegen der Corona-Krise abgesagt und bereits bezahlte Ticketpreise erstattet werden. Besteht die Möglichkeit, dass steuerbegünstigte Körperschaften (zum Beispiel gemeinnützige Vereine oder Stiftungen) ...

		16. Ist es schädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn der Verein in 2020 Corona-bedingt nicht in der Lage war, seine satzungsmäßigen Zwecke zu verfolgen?

		17. Ist die Absage oder Verschiebung der Mitgliederversammlung dem zuständigen Finanzamt zu melden?



		XI. Billigkeitsleistungen (Unterstützungsleistungen) aus den Corona-Hilfsprogrammen

		1. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie zum Beispiel Soforthilfen, Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder steuerpflichtig?

		2. Werden diese Unterstützungszahlungen bereits bei der Festsetzung der Ertragsteuer- Vorauszahlung berücksichtigt?

		3. Sind Unterstützungszahlungen aus den Corona-Hilfsprogrammen, wie Soforthilfen, Überbrückungshilfen oder vergleichbare Unterstützungsleistungen des Bundes und der Länder umsatzsteuerpflichtig?



		XII. Allgemeiner Hinweis










